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ANHANG. 

Die  Stellung  der  Juden  im  österreichischen  Verwaltungsgebiet 

Polens» 

Aeusserungen  des  Generalgouverneurs  des  österreichischen  Verwaltungsgebietes 
Baron  v  Diller  zu  einem  Kriegsberichterstatter.  Publiziert  in  der  Wiener  Sonn- 
und  Montagszeitung  v.  27  September  1915.  Nachgedruckt  in  „Polen     No.  41 

vom  8  Oktober  1915. 

Einen  grossen  Raum  in  meinem  Programm  nehmen  die  Notstandsaktionen  ein. 
Ich  gebe  ungefähr  20.000  Kronen  monatlich  per  Kreis  aus,  wobei  ich  darauf  achte, 
dass  sowohl  die  christlichen  wie  auch  die  jüdischen  Hilfsgesellschaften  beteilt  werden. 
Bezüglich  der  Juden  will  ich  da  einschalten,  dass  ihre  Lage  infolge  der  Stockung 
des  gesamten  Zwischenhandels  sich  ziemlich  verschlimmert  hat.  Auch  bin  ich 
nicht  berechtigt,  ihnen  die  freie  Ansiedlung  auf  dem  Lande, 
welches    während    der    Russenzeit   verboten   war,   zu   gewahren. 

* 
Aus    dem    Interview    des    Generalgouvemeurs  Baron  v.   Dil ler  mit  einem  Be- 
richterstatter des  Budapester  Blattes  „A  Vi  lag"  zitiert  nach  „Polen    No.  58,  vom 
4  Februar  1916.  -          „  . 

Ich  kann  sagen,  dass  das  Vertrauen  uns  gegenüber  von  Tag  zu  lag  wachst, 
in  qleichem  Mass  als  der  Glauben  an  die  Wiederkehr  der  Russen  zerstört  wird. 
Die  Bevölkerung  beginnt  die  Vorteile  unserer  Verwaltung  zu  gemessen,  unsere 
Wirtschaftspolitik,  der  Gebrauch  der  polnischen  Sprache,  entsprechende  Benutzung 
der  autonomen  Kräfte,  das  sind  die  wichtigsten  Bestandteile.  Die  ruthenische  Minder- 
heit bietet  keinerlei  Schwierigkeiten,  da  ihr  Religionsunterricht  in  ruthenischer  bprache 

erteilt  wird.  ,     ,         _       _,  ,     ,  .    .        T    ,  „ 

Viel  mehr  Uebelstände  gibt  es  mit  den  Juden.  Das  Niveau  der  hiesigen  Juden- 
schaft ist  ein  viel  niedrigeres  als  das  der  Galizianer.  Sie  beunruhigen  mit 
allerlei  Schreckensnachrichten  die  Bevölkerung,  damit  sie  von  den 
Bauern  um  einen  geringen  Preis  das  Getreide  erhalten  können. 

Sie  betreiben  auch  Schmuggelhandel  aus  den  unter  deutscher  Ver- 
waltung stehenden  Teilen  Polens.  Der  jüdische  Nationalismus  ist  verschlossener 
Natur  und  vindiziert  nationale  Rechte  für  den  Jargon,  der  keinerlei  Rechtsbasis  hat 
und  vom  Zweckmässigkeitsgesichtspunkt  nicht  zu  verteidigen  ist  Mit  der  Erteilung 
der  vollständigen  bürgerlichen  Rechte  wird  aber  auch  eine  wohltätige  Wirkung  aut 
diesem  Gebiet  ausgeübt  werden." 

Aus  einem  Gespräch  mit  Oberstleutnant  Haus ner.  Generalstabschef  des 
österreichischen  Gouvernements.  Abgedruckt  im  „Dziennnik  Narodowy, 
zitiert  nach  „Polen",  No.  46,  v.  12  November  1915. 

Im  Verhältnisse  zu  den  Juden  beobachten  wir  dieselben  Grundsatze,  wie 
in  Oesterreich.  Wie  bekannt,  kennt  man  in  Oesterreich  eine  jüdische 
Nationalität  nicht,  es  werden  auch  in  dieser  Frage  keine  Besonderneiten  aner- 
kannt. Wir  geben  den  Juden  selbstredend  jede  Gleichberechtigung,  ihre 
Konfession  kann  nicht  ihren  Ausschluss  vom  Gebrauche  der  bürgerlichen  Rechte  m 
deren  ganzer  Fülle  begründen.  Eine  jüdische  Sprache  kennen  wir  nicht, 
der  Jargon  kann  im  öffentlichen  Leben  nicht  berücksichtigt  werden. 
In  Berücksichtigung  der  hiesigen  Verhältnisse  haben  wir  die  besonderen  judischen 
Schulen  beibehalten,  jedoch  ist  dort  die  polnische  Sprache  obligatorisch.  Ebenso 
werden  die  jüdischen  Matrikel  in  der  polnischen  Sprache  geführt. 

* 
Erklärungen    des    österreichischen    Oberkommandos. 
Aus  einem  Bericht  des  Kriegspressequartiers  über  den  Empfang  einer  Abordnung 
des  „Oesterreichischen  Zentralkomitees  zur  Wahrung  der  staatsbürgerlichen  Interessen 
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der  jüdischen  Bevölkerung  im  nördlichen  Kriegsgebiet"  durch  den  Armeeoberkomman- 
danten Erzherzog  Friedrich : 

Der   Armeeoberkommandant,   welcher  die  Abordnung  in  huldvoller  Weise 

empfing  und  im  Verlauf  der  Audienz  lebhaftes  Interesse  auch  für  alle  Einzelheiten 
der  einschlägigen  Fragen  bekundete,  anerkannte  in  warmen  Worten  den  Patriotismus, 
den  die  jüdische  Bevölkerung  Galiziens  und  der  Bukowina  während  des  Feldzuges 
bewiesen  hat,  und  unterliess  auch  nicht,  ihrer  Leiden  während  der  russischen  Okku- 
pation in  herzlicher  Teilnahme  zu  gedenken.  Der  Erzherzog  erklärte,  dass  obgleich 
im  Sinne  der  Haager  Konvention  das  okkupierte  Gebiet  auf  Grund  der  russischen 
Gesetze  verwaltet  werde,  der  Grundsatz  der  Gleichberechtigung  aller  in  Oesterreich- 
Ungarn  anerkannten  Religionsbekenntnisse  vom  Armeeoberkommando  kurz  nach 
Aktivierung  der  k.  u.  k.  Militärverwaltung  mit  der  Verordnung  von  7.  März  1915 
proklamiert  worden  sei  und  seither  in  voller  Geltung  stehe.  Hiermit  sei  entgegen 
allen  anderweitigen  Behauptungen  der  neutralen  Presse  von  der  in  der  Haager  Land- 
kriegsordnung (Art.  43)  gebotenen  Ermächtigung  Gebrauch  gemacht  worden,  im  Falle 
unbedingter  Unmöglichkeit  von  der  Anwendung  der  Gesetze  des  Landes  im  okkupierten 
Gebiet  Abstand  zu  nehmen.  Eine  solche  unbedingte  Unmöglichkeit  habe  eben  die 
österreichisch-ungarische  Militärverwaltung  in  der  Anwendung  von  Ausnahmegesetzen 
gegen  eine  bestimmte  Religionsgesellschaft  erblickt." 

* 

Jüdische  Zeitung,  Wien,  vom  7.  Juli  1916.  Nr.  2  7. 

Der  „Mysl  Zydowska"  zufolge,  Hess  das  k.  und  k.  Kreiskommando  in  Cholm 
folgende  Kundmachung  öffentlich  affichieren: 

„Da  die  jüdische  Bevölkerung  zu  Spekulationszwecken  beunruhigende  Nach- 
richten über  militärische  Bewegungen  verbreitet,  bringt  das  Kreiskommando  zur  all- 
gemeinen Kenntnis,  dass  jeder,  der  sich  dessen  schuldig  machen  wird,  streng  bestraft, 
überdies  der  israelitischen  Kultusgemeinde  eine  Kontribution  von  Kr.  25.000.— 
auferlegt  werden  wird." 

„C  z  a  z",  Krakau,  Nr.  345  vom  11.  Juli  1916. 

In  Cholm  wurde  folgende  Kundmachung  publiziert : 

„Durch  Reskript  vom  26.  Juni  bringt  das  k.  und  k.  Kreiskommando  zur  öffent- 
lichen Kenntnis,  dass  trotz  des  durch  die  k.  und  k.  Gendarmerie  publizierten  Ver- 
botes, ohne  Erlaubnis  zu  reisen,  das  sich  auf  die  israelitische  Bevölkerung  bezieht, 
die  Fälle  der  Uebertretung  der  erwähnten  Anordnung  sich  häufen.  Deshalb  wird  dem 
Herrn  Gemeindeleiter  der  Inhalt  des  diesbezüglich  erlassenen  Verbots  mit  der  Auf- 
forderung in  Erinnerung  gebracht,  noch  einmal,  sowohl  in  der  Gemeinde,  als  auch 
in  zugehörigen  Dörfern  und  Siedlungen  das  Folgende  zu  verlautbaren: 

„Bis  auf  Widerruf  ist  es  Einwohnern  mosaischer  Konfession  nicht  erlaubt,  die 
Grenzen  ihres  Wohnortes  zu  verlassen.  Ausnahmsweise  darf  eine  Reise  von  einem 
Ort  in  einen  anderen,  sei  es  mit  Wagen,  sei  es  zu  Fuss,  nur  mit  ausdrücklicher 
Erlaubnis  des  k.  und  k.  Kreiskommandos,  event.  des  k.  und  k.  Gendarmerie- 
Postens,  unternommen  werden,  die  man  im  Falle  plötzlicher  und  dringender  Not- 
wendigkeit erhalten  kann,  z.B.  bei  einer  Krankheit,  die  rasche  und  umgehende 
ärztliche  Hilfe  verlangt,  für  die  Lieferung  bestellter  Produkte  für  die  Armee  u.s.w. 
Jeder,  der  sich  dieser  Anordnung  nicht  fügt  und  ausserhalb  seines  Wohnortes  ohne 
die  Erlaubnis  zum  Verlassen  seines  Aufenthaltsortes  angehalten  wird,  wird  nicht  nur 
streng  bestraft,  sondern  ausserdem  wird  seine  zwangweise  Versetzung  in  eine  der 
Arbeiterabteilungen  für  eine  längere  Zeit  angeordnet  werden.  Gleichzeitig  wird  zur 
allgemeinen  Kenntnis  gebracht,  dass  durch  hiesiges  amtliches  Urteil  vom  26.  Juni  1916 
Leiser  Schör  und  Samuel  Scherz  aus  Woislawie  für  das  Reisen  ohne  Bewilligung 
mit  je  20  Kr.,  eventl.  4  Tagen  Arrest,  bestraft  wurden.  Im  Falle  der  Wiederholung 
derartiger  Uebertretungen  werden  die  Strafen  in  der  Zukunft  in  entsprechendem 
Masse  erhöht  werden." 


99 

Resolution  der  National-Exekutive  der  Sozialistischen  Partei 

Amerikas* 

Angenommen  im  September  1915. 

In  Erwägung,  dass  trotz  der  verschiedenen  Verlautbarungen  und  Behauptungen 
die  Juden  noch  immer  in  verschiedenen  Ländern  ihrer  nationalen  und  menschlichen 
Rechte  beraubt  sind;  , 

in  Erwägung,  dass  der  gegenwärtige  Krieg,  insbesondere  das  blutige  Ringen, 
das  sich  auf  dem  russischen  Territorium  abspielt,  die  aussergewöhnlichen  Leiden  und 
unerhörten  Verfolgungen  des  jüdischen  Volkes  vervielfacht  hat,  wobei  dies  ungeachtet 
dessen  geschieht,  dass  sich  die  Juden  zu  Hunderttausenden  als  Soldaten  in  den 
kämpfenden  Armeen  schlagen; 

in  weiterer  Erwägung,  dass  die  unmenschlichen  Verfolgungen  der  Juden  in  der 
schrecklichen  Tyrannei  wurzeln,  die  das  jüdische  Volk  noch  vor  dem  Beginn  des 
Krieges  auszustehen  hatte,  dass  die  unwissenden  Massen  der  Bevölkerung  in  den 
verschiedenen  Ländern  —  nicht  zu  sprechen  von  dem  anmassenden  und  nicht  ver- 
antwortlichen Militär  —  von  den  Machthabern  und  Regierenden  in  dem  Glauben 
erzogen  wurden,  dass  der  Jude  eine  niedrige  menschliche  Kreatur  ist,  die  Zielscheibe 
für  vorsätzliche  Beleidigungen  und  mutwillige  Angriffe,  den  jeder  verfolgen  und 
angreifen    kann,    ohne   Gefahr,  dass  der  Angreifende  von  irgend  wem  bestraft  wird; 

in  Erwägung,  dass  die  internationale  sozialistische  Bewegung  und  die  sozialis- 
tischen Parteien  der  Länder,  wo  nur  die  Frage  entstanden  war,  niemals  die  Gelegenheit 
verfehlten,  sich  rückhaltlos  und  klar  für  die  volle  Befreiung  jeder  unterdrückten 
Nationalität,  ebenso  für  die  Befreiung  des  jüdischen  Volkes  auszusprechen; 

in  Anbetracht  der  Tatsache,  dass  die  jüdischen  Arbeiter  der  Vereinigten  Staaten 
eine  Organisation  bildeten,  genannt  das  Nationale  Arbeiter-Comite  für  jüdische 
Rechte,  dem  sich  alle  radikalen  und  Arbeiterorganisationen  anschlössen; 

in  Erwägung,  dass  das  Nationale  Arbeiter-Comite  dank  der  Tätigkeit  unserer 
Parteigenossen  von  der  Jüdischen  Federation  der  Sozialistischen  Partei  in  seiner  Arbeit 
von  proletarisch-sozialistischem  Geiste  geleitet  wird; 

in  Anbetracht,  dass  das  Nationale  Arbeiter-Comite  vor  kurzem  in  der  btadt 
New  York  eine  nationale  Arbeiter-Convention  abhielt,  bei  der  mehr  als  350.000 
organisierte  jüdische  Arbeiter  vertreten  waren; 

in  Anbetracht,  dass  die  Convention  eine  Delegation  entsandte,  die  vor  unserem 
Comite  erschienen  ist  und  die  Anerkennung  und  Unterstützung  der  Sozialistischen 
Partei  der  Vereinigten  Staaten  von  uns  verlangt; 

sei  darum  beschlossen,  dass  wir,  die  National-Exekutive  der  Sozialistischen  Partei 
der  Vereinigten  Staaten,  die  Ziele  der  oben  genannten  Organisation,  wie  sie  in  dieser 
Resolution  angedeutet  sind,  herzlich  begrüssen  und  indossieren  (anerkennen)  sowie 
uns  verpflichten,  den  jüdischen  Arbeitern  in  ihrer  gerechten  Sache  unsere  volle 
Unterstützung  zu  leihen ; 

es  sei  auch  beschlossen,  Genossen  Meyer  London,  unseren  erwählten  Congress- 
man  der  Stadt  New  York,  aufzufordern,  eine  Reihe  von  Resolutionen  vorzubereiten, 
die  die  Ziele  und  Aufgaben  des  Nationalen  Arbeiter-Comites  ausdrücken,  und  diese 
Resolutionen  im  Kongress  vorzubringen,  sobald  die  Sitzungen  desselben  im  Monat 
Dezember  eröffnet  werden ; 

es  sei  auch  beschlossen,  dass  die  Sozialistische  Partei  der  Vereinigten  Staaten 
ihre  Delegierten  zum  Internationalen  Sozialistischen  Kongress  und  ihre  Vertreter  im 
Internationalen  Sozialistischen  Bureau  beauftragt,  diese  Resolutionen  dem  Bureau 
und  Kongress,  sobald  sie  sich  versammeln,  zu  unterbreiten,  damit  die  sozialistischen 
Parteien  aller  Länder  eine  gemeinschaftliche  internationale  Aktion  unternehmen,  um 
dem  jüdischen  Volke  in  seinem  Kampfe  in  jeder  möglichen  Weise  zu  helfen  für  die 
Erwerbung  voller  und  gleicher  Rechte,  wie  sie  alle  anderen  Völker  in  den  Ländern 
besitzen,  wo  die  Juden  wohnen  und  wo  sie  dieser  Rechte  jetzt  beraubt  sind. 
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Resolutionen  der  American  Federation  of  Labour* 

Angenommen  von  der  35.  Convention  in  San  Franzisko  am  21  November  1915. 

In  Erwägung,  dass  die  Hauptursache  des  gegenwärtigen  Krieges  die  Missachtung 
der  Rechte  der  kleinen  Nationalitäten  durch  die  grossen  und  mächtigen  Nationen  ist ; 

in  Erwägung,  dass  es  dem  Volk  der  Vereinigten  Staaten  zum  Glück  beschieden 
war,  von  den  Schrecken  dieses  schrecklichsten  aller  Konflikte  verschont  zu  bleiben, 
der   sich  jetzt  in  Europa  abspielt,  sowie  von  Gefühlen  des  Hasses  und  Vorurteilen  ; 

in  Erwägung,  dass  das  Volk  und  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  der 
Welt  behilflich  sein  können,  die  Grundlage  für  einen  dauerhaften  und  dauernden 
Frieden  zu  legen,  der  auf  Gerechtigkeit  für  alle  begründet  sein  soll ; 

in  Erwägung,  dass  in  manchen  Ländern  Europas  das  jüdische  Volk,  ungeachtet 
der  grossen  Opfer,  das  es  für  diese  Länder  gebracht  hat  und  noch  bringt,  unterdrückt 
und  der  elementarsten  politischen  und  bürgerlichen  Rechte  beraubt  wird; 

und  in  Erwägung,  dass  jede  Form  religiöser  Unterdrückung  dem  Geist  des 
amerikanischen  Volkes  widerspricht; 

sei  beschlossen,  dass  die  American  Federation  of  Labour  die  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  auffordert,  ihren  Einfluss  und  ihre  guten  Beziehungen  zu  den 
Regierungen  der  europäischen  Nationen  zu  gebrauchen,  um  für  das  jüdische  Volk 
eine  volle  Befreiung  in  diesen  Ländern  zu  erlangen,  und  es  wird  ferner  beschlossen, 
dass  derselbe  Appell  von  der  American  Federation  of  Labour  an  die  organisierten 
Arbeiter  aller  kriegführenden  Länder  gerichtet  worden  soll. 

Angenommen  von  der  36.  Convention  in  Baltimore,  13. — 20.  November  1916. 

In  Erwägung,  dass  der  europäische  Krieg  mit  jedem  Tage  an  Umfang  und 
Entsetzlichkeit  zunimmt  und  die  unglücklichen  Nationen,  die  von  ihm  heimgesucht 
wurden,  anscheinend  machtlos  sind,  der  schrecklichen  gegenseitigen  Zerstörung  und 
dem  Blutvergiessen  Einhalt  zu  tun; 

in  Erwägung,  dass  viele  Nationen  in  Europa  von  den  Grossmächten  politisch 
unterdrückt,  ihrer  Selbstverwaltungsrechte  beraubt  und  in  ihrer  freien  nationalen  und 
kulturellen  Entwicklung  gehindert  werden,  dass  sie  unterjocht,  misshandelt  und  ver- 
folgt werden,  so  dass  die  Existenz  derartiger  unterdrückter  Nationalitäten  und  ihr 
natürlicher  rechtmässiger  Kampf  für  Befreiung  einen  fruchtbaren  Boden  für  internationale 
Streitigkeiten  und  Kriege  bilden; 

in  Erwägung,  dass  einige  europäische  Länder  das  jüdische  Volk  in  seinen  poli- 
tischen, nationalen  und  bürgerlichen  Rechten  beschränken,  die  die  übrige  Bevölkerung 
dieser  Länder  besitzt,  ungeachtet  dessen,  dass  zu  gleicher  Zeit  die  Juden  ungezählte 
Opfer  an  Eigentum  und  Blut  für  die  Länder  bringen,  in  denen  sie  geboren  sind  und 
sich  eingebürgert  haben; 

und  in  weiterer  Erwägung,  dass  die  internationale  Bewegung  der  organisierten 
Arbeiterschaft  die  Abschaffung  aller  Formen  der  Unterdrückung  und  Rechtsbe- 
schränkung, der  nationalen  und  Rassenbeschränkungen,  ebenso  wie  der  politischen 
und  wirtschaftlichen  erstrebt ; 

sei  darum  beschlossen,  dass  die  Convention  der  American  Federation  of  Labour, 
versammelt  in  Baltimore  im  November  1916,  die  Resolution  unterstützt,  eingebracht 
im  Repräsentantenhause  vom  Congressman  Meyer  London  und  im  Senat  vom 
Senator  Line,  die  den  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  auffordert,  dem  Bruderkampf 
in  Europa  ein  Ende  zu  machen  und  einen  dauernden  Frieden  auf  gerechten  Grundlagen 
zu  errichten,  in  dem  vorgesehen  sind:  die  Schlichtung  internationaler  Streitigkeiten 
in  der  Zukunft  in  wirksamer  Weise,  bestimmte  Bürgschaften  für  die  politische  Selbst- 
verwaltung der  unterdrückten  Nationen  und  für  die  Abschaffung  aller  politischen, 
nationalen  und  bürgerlichen  Beschränkungen  für  das  jüdische  Volk; 

und  es  sei  ferner  beschlossen,  dass  die  organisierten  Arbeiter  der  Vereinigten 
Staaten  von  der  A.  F.  L.  aufgefordert  werden,  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln,  moralisch  und  materiell,  ihre  leidenden  arbeitenden  Brüder,  die  Opfer  des 
Krieges  oder  politischer,  religiöser  oder  Rassenverfolgungen  zu  unterstützen, 
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und  es  sei  ferner  beschlossen,  dass  Abschriften  dieser  Resolution  dem  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten,  dem  Secretary  of  State,  dem  Präsidenten  des  Senats  und 
dem  Speaker  des  House  of  Representative  mitgeteilt  werden  sollen. 

Resolution  der  Englischen  Arbeiterpartei» 

Angenommen  vom  Kongress  in  Bristol  im  Dezember  1915. 
Der  Kongress  wünscht  seine  Genugtuung  über  die  Anstrengungen  auszudrücken, 
die  die  Erreichung  der  Rechtsgleichheit  für  die  Juden  in  allen  Ländern  zum  Zwecke 
haben.  Er  beauftragt  die  Labour  Party  im  Parlament  sowie  im  Lande,  den  grösst- 
möglichen  Einfluss  auf  die  öffentliche  Meinung  zu  üben,  um  die  sofortige  Einstellung 
der  Verfolgungen  gegen  die  Juden  durchzusetzen  und  bei  den  Friedensverhandlungen 
für  die  Juden,  ebenso  wie  für  alle  anderen  Nationen,  die  sich  in  einer  ähnlichen 
Lage  befinden,  die  Garantien  ihrer  sozialen,  politischen,  ökonomischen  und  nationalen 
Entwicklung  sicherzustellen. 

Resolution  des  englischen  Trades  Union  Kongresses* 

Abgehalten  in  Birmingham,  4.-9.  September  1916. 
Der  Kongress  verurteilt  aufs  nachdrücklichste  die  fortgesetzte  Unterdrückung  und 
Entrechtung  des  jüdischen  Volkes  und  bedauert,  dass  in  manchen  Ländern  das 
jüdische  Volk  der  elementarsten  politischen  und  bürgerlichen  Rechte  noch  immer 
beraubt  ist.  Dieser  Kongress  ersucht  darum  die  britische  Regierung,  von  unseren 
Verbündeten  und  den  Regierungen  der  neutralen  Nationen  zu  verlangen,  alle  derar- 
tigen Rechtsbeschränkungen,  wo  immer  sie  bestehen  und  gegen  das  jüdische  Volk 
jetzt  angewendet  werden,  aufzuheben.  Er  ersucht  ferner,  dass  die  britischen  Vertreter 
bemüht  sein  sollen,  in  den  Friedensvertrag,  sobald  die  Friedensbedingungen  für  den 
Abschluss  des  gegenwärtigen  Krieges  zur  Diskussion  gelangen,  Garantien  für  die 
politischen  und  bürgerlichen  Rechte  der  Juden  und  anderer  Nationalitäten  einzu- 
schliessen,  die  derartigen  Ausnahmsgesetzen  unterworfen  sind. 

Aus  der  Resolution  der  Konferenz  der  Sozialisten  der 
neutralen  Länder  (31  Juli— 2  Aug*  1916  im  Haag)* 

Die  Konferenz  weist  hin  auf  die  Forderungen  des  Internationalen  sozialistischen 
Kongresses  von  Kopenhagen  (1910)  als  die  Grundlage  eines  sozialistischen  Friedens- 
programms, welches  im  grossen  und  ganzen  während  des  Krieges  wiederholt  von  den 
Parteien  der  kriegführenden  Länder  bestätigt  wurde. 

Die  Hauptforderungen  dieses  Programms  sind:  obligatorische  Schiedsgerichte 
im  Rahmen  einer  internationalen  Rechtsordnung ;  allgemeine  Verminderung  der 
Rüstungen;  Abschaffung  der  geheimen  Diplomatie,  parlamentarische  Kontrolle  über 
die  auswärtige  Politik  und  Anerkennung  des  Selbstbestimmungsrechts  der  Völker. 

Die  Konferenz  fordert  die  sozialistischen  Parteien  auf,  sich  zur  Verständigung 
auf  dem  Boden  dieses  Programms  bereit  zu  erklären,  damit  nicht  der  historische 
Moment,  um  für  seine  Verwirklichung  zu  wirken,  vielleicht  verpasst  und  der  Frieden 
von  den  imperialistischen  Gruppen  diktiert  wird. 

Was  die  nationalen  Fragen  betrifft,  betrachtet  die  Konferenz  die  Wiederherstel-' 
lung  Belgiens  als  selbständigen  Staats  als  eine  selbstverständliche  Vorbedingung  jeder 
Unterhandlung  über  den  Frieden,  wie  sie  auch  für  die  Wiederherstellung  Serbiens 
und  für  ein  autonomes  Polen  eintritt.  Sie  spricht  die  Erwartung  aus,  dass  auch  die 
deutsche  sozialdemokratische  Partei  bereit  sein  wird,  über  die  Elsass-Lothringische 
Frage  mit  der  französischen  Partei  zu  verhandeln,  und  erklärt  weiter,  dass  die  Autonomie 
der  Nationen  am  besten  zu  verwirklichen  ist  auf  dem  Boden  einer  demokratischen 
dezentralisirenden  Staatsverfassung,  welche  den  Kulturbedürfnissen  der  Nationen 
völlig  Rechnung  trägt. 
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Der  Vorsitzende  der  Konferenz  und  Referent  der  politischen  Kommission, 
P.  }.  Troelstra.  gab  zum  letzten  Satz  folgende  Interpretation: 

„Ich  denke  dabei  in  erster  Linie  an  die  nationalen  Minderheiten  in  verschiedenen 
Gebieten,  auch  in  solchen,  die  jetzt  vielleicht  ihre  politische  Selbständigkeit  erreichen 
werden.  In  einem  wiederhergestellten  autonomen  Polen  sollen  die 
Kulturrechte  der  ukrainischen,  jüdischen,  lithauischen  Minorität 
geschützt  werden,  Die  nationale  Freiheit  keines  Volkes  soll  zur  Unterdrückung 
eines  anderen  missbraucht  und  erniedrigt  werden." 

Aus   dem  Wahlaufruf   der   P-  P-  S*  (Linke)  und  des  Bundes 
anlässlich  der  Stadtratwahlen  in  Warschau  im  Juli  1916* 

Die  gemeinsame  Wahlaktion  der  jüdischen  und  polnischen  Sozialisten  wird  dem 
gegenwärtigen  Wahlkampf  den  Charakter  eines  ausschliesslich  jüdisch-polnischen 
Kampfes  nehmen,  zu  dem  ihn  die  polnische  und  jüdische  nationalistische  Bourgeoisie, 
die  sich  gegenüberstehen,  verwandeln  wollen. 

Die  Durchführung  seiner  Kandidaten  in  den  Stadtrat  anstrebend,  stellt  sich  der 
sozialistische  Block  zum  Ziele : 

1).  Für  das  Proletariat  einen  neuen  Stützpunkt  seiner  Arbeit  für  die  Entwicklung 
des    Bewusstseins    und    zur   Zusammenschweissung  der  möglichst  breiten  Massen  zu 

er*  r»  r»  JT^'T'l 

2).  Die  städtische  Wirtschaft  gesund  zu  machen  und  zu  demokratisieren  und  im 
Stadtrat  eine  den  Prinzipien  des  Sozialismus  entsprechende  Politik  zu  führen. 

3).  Den  Stadtrat  selbst  zu  demokratisieren  durch  die  Ersetzung  des  gegen- 
wärtigen Wahlsystems  durch  das  allgemeine,  gleiche,  direkte,  geheime  und  propor- 
tioneile Wahlrecht  für  alle  ohne  Unterschied  des  Geschlechts. 

4).  Die  Kompetenz  der  Selbstverwaltung  auszudehnen  und  die  Verminderung 
ihrer  Abhängigkeit  von  der  allmächtigen  Administration  anzustreben. 

5)  Gegen  den  Nationalismus  anzukämpfen,  sowohl  den  polnischen  wie  den 
jüdischen:  gegen  die  antisemitische  Politik  der  polnischen  Bourgeoisie,  die  die  Juden 
von  allen  städtischen  Anstalten  und  Angelegenheiten  fernhält  und  gegen  die  Politik 
der  jüdischen  Bourgeoisie,  die  die  antisemitische  Atmosphäre  für  ihre  Klasseninteressen 
ausnutzt  und  die  nationalistischen  Losungen  der  nationalen  Einheit  von  „Klal-Isroel 
(die  Gemeinschaft  Israels)  verbreitet.  „ 

6)  Gegenüber  den  nationalen  Minderheiten:  die  Garantierung  ihrer  Rechte  aut 
dem  Gebiete  der  Kultur  und  die  Möglichkeit  der  Ausübung  des  Mandats.  Das  besagt, 
dem  jüdischen  Volk  zu  verbürgen :  den  Bestand  von  städtischen  Schulen  mit  judischer 
Unterrichtssprache,  das  Recht  des  Gebrauches  der  jüdischen  Sprache  in  städtischen 
Anstalten  d.h.  sich  an  sie  zu  wenden  und  von  ihnen  eine  Antwort  in  dieser  Sprache 
zu  bekommen,  und  endlich  die  obligate  Publikation  aller  Kundmachungen  an  die 
Bevölkerung  auch  in  dieser  Sprache. 

(Nach  der  russischen  Ausgabe  des  Ausländischen  Komitees  des  „Bundes  .) 

Aufruf  des  Executiv-Comites  des  Amerkanisch-Jüdischen 

Kongresses/  *) 

Kraft  der  uns  als  Executiv-Comite  des  Amerikanisch-Jüdischen  Kongresses 
erteilten  Vollmacht  ersuchen  wir  eindringlich  die  Juden  Amerikas  Vertreter  zu  einem 
amerikanischen  jüdischen  Kongress  zu  wählen,  der  ausschiessHch  zum  Zwecke  der 
Feststellung  der  Methoden  zusammentreten  wird,  durch  die  in  Zusammenwirkung  mit 
den  Juden  der  ganzen  Welt  für  die  Juden  in  allen  Ländern  volle  Rechte  gesicnert 
und  alle  gegen  sie  gerichteten  Beschränkungsgesetze  abgeschafft  werden  können.  Es 
wird  verstanden,  dass  der  Ausdruck  „volle  Rechte"  sinngemäss  einschhesst : 

*)  Es  war  technisch  nicht  mehr  möglich,  nachstehende  Dokumente  im  IV.  Abschnitt  der 
Sammlung  abzudrucken. 
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1)  Bürgerliche,  religiöse  und  politische  Rechte,  und  überdies, 

2)  wo  immer  die  verschiedenen  Völker  eines  Landes  als  solche  Rechte  besitzen 
oder  diese  ihnen  zuerkannt  werden  sollen,  die  Erteilung  der  gleichen  Rechte  für  das 
jüdische  Volk  des  betreffenden  Landes,  wenn  sie  von  ihm  gefordert  werden,  wie  vom 
Kongress  beschlossen  und  festgestellt  werden  soll; 

3)  die  Sicherung  und  Beschützung  der  jüdischen  Rechte  in  Palästina. 

Keine  Resolution  soll  bei  dem  Kongress  eingebracht,  betrachtet  oder  behandelt 
werden,  die  auf  irgend  eine  Weise  den  Zweck  oder  die  Tendenz  hat,  den  Kongress 
als  Körperschaft  oder  seine  Delegierten  oder  irgend  eine  der  in  ihm  vertretenen 
Gemeinden  oder  Organisationen  zu  der  Annahme,  Anerkennung  oder  Unterstützung 
irgend  einer  allgemeinen  Theorie  oder  Philosophie  des  jüdischen  Lebens  oder  irgend 
eines  theoretischen  Prinzips  nationalen,  ökonomischen,  politischen  oder  religiösen 
Charakters  zu  verpflichten,  oder  welche  die  Wiederholung  eines  derartigen  Kon- 
gresses enthält. 

Die  Einberufung  und  Abhaltung  des  Kongresses  soll  in  keiner  Weise  die 
Autonomie  irgend  einer  der  bestehenden  amerikanischen  jüdischen  Organisationen 
berühren.  Aber  insofern  das  von  diesem  Kongress  gewählte  Executiv-Comite  eine 
Aktion  zur  Sicherung  der  jüdischen  Rechte  unternimmt,  wie  in  dem  Aufrufe  für 
diesen  Kongress  bestimmt  ist,  soll  die  Tätigkeit  dieses  Executiv-Comites  während 
der  Dauer  seines  Bestehens  anerkanntermassen  den  Vorrang  haben  gegenüber  der 
irgend  einer  anderen  Organisation,  die  an  dem  Kongress  teilnehmen  wird. 

Der  Kongress  hat  ein  Executiv-Comite  zu  erwählen,  das  in  Gemeinschaft  mit 
den  Juden  anderer  Länder  die  Verwirklichung  der  Ziele,  für  die  der  Kongress  ein- 
berufen wird,  anstreben  soll;  dieses  Comite  soll  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  nach 
dem  Abschluss  eines  Friedensvertrages,  durch  den  der  gegenwärtige  europäische 
Krieg  beendet  werden  soll,  im  Amt  bleiben  und  am  Ende  dieser  Zeit  oder,  wenn 
nötig,  früher  den  Kongress  wieder  einberufen  und  ihm  über  seine  Tätigkeit  einen 
abschliessenden  Bericht  erstatten. 

(Es  folgen  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung  des  Executiv-Comites  und  die  Wahlen 
der  Delegierten  zum  Kongress. 

Dem  Executiv-Comite  wurde  die  Beschlussfassung  darüber  überlassen,  ob  die  Fragen  der 
ökonomischen  Rekonstruktion  der  jüdischen  Gemeinden  in  der  Kriegszone  auf  die  Tagesordnung 
des  Kongresses  gesetzt  werden  sollen.  Das  Executiv-Comite  hat  in  seiner  ersten  Sitzung  am 
25.  Dezember  1916  beschlossen,  diesen  Punkt  in  das  Arbeitsprogramm  des  Kongresses  einzuschliessen. 

Das  Executiv-Comite  des  Kongresses  setzt  sich  aus  Vertretern  sämtlicher  jüdischer,  sowohl 
bürgerlicher,  wie  proletarischer  Organisationen  der  Vereinigten  Staaten  Amerikas  zusammen. 
Als  Vertreter  der  zwei  Richtungen  des  jüdischen  Sozialismus,  der  sogenannten  „Vorwärts"- 
Richtung  und  der  Poale-Zion,  gehören  Morris  Hillquit  und  Dr.  Isaac  Hourwich  als  Vize- 
präsidenten dem  Bureau  des  Kongresses  an.) 

Erklärung    des    Jüdischen    Sozialistischen   Arbeiterverbandes 

Poale-Zion* 

Die  durch  das  Manifest  der  Regierungen  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns 
angekündigte  Neugestaltung  der  Verhältnisse  im  Königreich  Polen  und  die  von 
Oesterreich  proklamierte  Sonderstellung  Galiziens  berühren  aufs  tiefste  die  Interessen 
der  nahezu  drei  Millionen  Juden  dieser  Länder. 

Ohne  zu  dem  Akte  der  Mittelmächte  betreffs  des  Königreichs  Polen  an  sich 
Stellung  zu  nehmen,  bevor  die  Bevölkerung  Polens  durch  eine  freigewählte,  legitime 
Vertretung  ihren  Willen  kundgetan  hat,  halten  wir  es  für  geboten,  unseren  Standpunkt 
zu  den  Massnahmen  der  okkupierenden  Mächte  darzulegen,  sofern  sie  die  Stellung 
der  jüdischen  Bevölkerung  im  Lande  betreffen.  Wir  sehen  uns  hierzu  umsomehr 
veranlasst,  als  es  unseren  Parteigenossen  und  der  jüdischen  Arbeiterschaft  in  Polen 
unter  den  obwaltenden  Umständen  nicht  möglich  ist,  ihre  Ansichten  und  Forderungen 
öffentlich  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Unsere  tiefste  Sympathie  für  die  Unabhängigkeitsbestrebungen  des  polnischen 
Volkes  haben  wir  wiederholt  zum  Ausdruck  gebracht.  Wir  verweisen  insbesondere 
auf  unsere  Denkschrift  vom  November  1915  an  die  Sozialistische  Internationale  und 
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auf  die  Erklärung  unserer  österreichischen  Landespartei  vom  August  1915.  Die 
jüdische  Bevölkerung  Polens  hat  sich  vor  dem  Kriege  und  während  desselben  mit 
dem  Kampf  des  polnischen  Volkes  um  seine  nationale  Freiheit  solidarisiert.  Die 
jüdische  Demokratie  erblickt  jedoch  in  der  Sicherung  der  ungehemmten  Entwicklung 
und  der  Rechte  der  nationalen  Minderheiten  eine  Voraussetzung  des  friedlichen 
Zusammenlebens  der  das  Land  bewohnenden  Völker.  Wir  stellen  fest,  dass  bei  der 
von  den  Mittelmächten  vorgenommenen  Umgestaltung  der  Verhältnisse  in  Polen  die 
Rechte  der  nationalen  Minderheiten  nicht  festgelegt  sind,  dass  insbesondere  die  Rechte 
der  jüdischen  Nation,  der  zweitgrössten  im  Lande,  vollständig  ignoriert  werden. 

Das  Manifest  vom  5.  November  erwähnt  mit  keinem  Worte  den  Schutz  der 
nationalen  Minderheiten  in  Polen. 

Die  Verordnung  des  Generalgouverneurs  in  Warschau  über  die  Bildung  eines 
polnischen  Landtags  und  Staatsrats  gewährt  den  Juden  keine  nennenswerte  Ver- 
tretung im  Landtag  und  gar  keine  Möglichkeit  der  Wahl  von  Vertretern  in  den 
Staatsrat.  Damit  sind  die  Juden  der  polnischen  Mehrheit  wehrlos  ausgeliefert.  Nicht 
nur  ist  ihr  nationales  Minderheitsrecht  verletzt,  sondern  es  ist  ihnen  auch  die  Möglich- 
keit der  Wahrung  ihrer,  nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  und  insbesondere 
auch  der  Okkupationszeit,  bedrohten  bürgerlichen  Rechte  genommen. 

Die  gleichzeitig  erlassene  Verordnung  über  die  Organisation  der  jüdischen 
Religionsgesellschaft  im  Generalgouvernement  Warschau  legt  von  vornherein  den 
rein  konfessionellen  Rechtscharakter  der  jüdischen  Gemeinschaft  fest  und  bekräftigt 
die  Verweigerung  der  Rechte  einer  nationalen  Minderheit  für  die  Judenheit  Polens. 
Im  jüdischen  Gemeindeleben  selbst  bedeutet  die  angeordnete  religiöse  Zwangs- 
organisation —  begründet  auf  dem  Ausschluss  der  breiten,  keine  direkten  Steuern 
zahlenden  Massen  vom  Wahlrecht,  auf  dem  Zweikuriensystem  in  den  Grossgemeinden 
mit  zahlreicher  jüdischer  Arbeiterschaft,  auf  dem  indirekten  Wahlsystem  für  die  höheren 
Verwaltungskörper,  auf  der  Bevorrechtung  und  dem  überwiegenden  Einfluss  der 
Rabbiner  —  bedeutet  diese  Zusammenfassung  und  Zentralisierung  der  jüdischen 
Gemeinden  die  Befestigung  und  Steigerung  der  Macht  der  assimilatorischen  Bourgeoisie 
und  des  Rabbinertums.  Die  Verordnung  ist  ein  Zerrbild  der  von  den  jüdischen 
Volksmassen  und  der  jüdischen  Arbeiterschaft  angestrebten  nationalen  Selbstverwaltung. 

Das  jüdische  Volk  in  Polen  wird  sich  nicht  zur  blossen  Konfessionsgemeinschaft 
herabdrücken  lassen,  die  jüdischen  Volksmassen  in  allen  Ländern  fühlen  sich  eins 
mit  den  Juden  Polens,  sie  werden  sich  mit  keiner  Regelung  der  Verhältnisse  dieses 
Landes  zufrieden  geben,  die  nicht  der  grossen  jüdischen  Minorität  Recht  und  Schutz 
in  bürgerlicher,  politischer  und  nationaler  Beziehung  gewährleistet.  Ebenso  wissen 
wir  uns  einig  mit  den  breiten  Schichten  der  Judenheit  Galiziens,  indem  wir  Verwahrung 
einlegen  gegen  die  Ignorierung  ihrer  nationalen  Rechte  in  einem  Lande  mit  fast 
900.000  Juden  neben  3,75  Millionen  Polen  und  3,4  Millionen  Ukrainern.  Im  Kampfe 
um  das  allgemeine  Wahlrecht,  im  schweren  Ringen  gegen  polnische  Bourgeoisie, 
Schlachta  und  administrative  Willkür  um  eine  nationale  Vertretung  in  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften,  in  der  Verteidigung  ihrer  Sprachenrechte  bei  der  Volks- 
zählung haben  die  jüdischen  Massen  Galiziens  ihren  festen  Entschluss  bekundet, 
ihren  nationalen  Bestand  zu  verteidigen  und  Garantien  für  ihre  freie  Entwicklung  zu 
erlangen.  Das  die  Autonomie  Galiziens  ankündigende  Handschreiben  jedoch  übergeht 
mit  Stillschweigen  die  Rechte  der  zwei  neben  den  Polen  das  Land  bewohnenden  Völker. 

Wir  appellieren  an  die  klassenbewusste  polnische  Arbeiterschaft,  gegen  die 
Missachtung  der  nationalen  Selbstbestimmung  der  Juden  ihre  Stimme  zu  erheben  und 
mit  aller  Kraft  dagegen  zu  kämpfen,  dass  die  Entwicklung  und  der  Ausbau  Polens 
durch  nationale  Zwietracht  und  Selbstzerfleischung  gehemmt  werden. 

Wir  erwarten  von  den  sozialdemokratischen  Parteien  Österreichs,  insbesondere 
auch  von  den  polnischen  und  ukrainischen  Sozialisten,  dass  sie  ihren  Einfluss  für  die 
nationalen  Rechte  der  Juden  Galiziens  einsetzen  werden. 

Wir  appellieren  an  die  sozialistischen  und  Arbeiter-Parteien  aller  Länder,  dem 
Grundsatze  der  nationalen  Gleichberechtigung  auch  für  die  jüdischen  Minderheiten 
zum  Siege  zu  verhelfen. 

Den  Haag,  Anfang  Dezember  1916. 


DIE  JUDEN  IM  KRIEGE 
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des  Jüdischen  Sozialistischen  Atbeitervevbandes  Poale-Zion 
an  das  Internationale  Sozialistische  Bureau. 
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VORWORT. 

Die  Schrift,  die  wir  der  Internationalen  Arbeitervereinigung  unterbreiten,  hat 
einen  eng  umschriebenen  Zweck.  Sie  will  die  proletarische  Oeffentlichkeit  über  die 
Wirkungen  der  Kriegskatastrophe  im  Leben  des  jüdischen  Volkes  unterrichten. 
Dazu  haben  wir  eine  Reihe  von  Dokumenten  gesammelt,  die  zum  grössten  Teile 
keines  Kommentars  bedürfen.  Die  Sammlung  ist  keineswegs  vollständig.  Manche 
Schriftstücke,  wie  Geheimerlässe  der  militärischen  und  zivilen  Behörden,  sind  während 
des  Krieges  überhaupt  nicht  erreichbar,  andere  Lücken  sind  auf  die  Schwierigkeiten 
des  Verkehrs  mit  den  kriegführenden  Ländern  zurückzuführen.  Leider  ist  das  Sammeln 
von  jüdischen  Kriegsdokumenten,  die  für  die  spätere  Geschichtsschreibung  von  Bedeu- 
tung sind,  noch  nicht  systematisiert,  und  wir  sind  erst  in  den  letzten  Monaten  an  die 
vorliegende  Arbeit  herangetreten.  Wir  haben  nur  Schriftstücke  aufgenommen,  die 
authentische  Aeusserungen  oder  Tatsachen  enthalten  und  deren  Richtigkeit  durch  ihren 
amtlichen  Charakter  oder  durch  die  Stellung  der  Verfasser  oder  Sprecher  verbürgt 
ist.  Um  den  Standpunkt  der  Gegner  des  jüdischen  Volkes  oder  jüdischer  Forderungen 
zu  kennzeichnen,  haben  wir  den  Gegnern  selbst  das  Wort  gegeben. 

Es  war  notwendig,  die  durch  den  Krieg  mit  elementarer  Gewalt  zutagegetretenen 
Widersprüche  des  jüdischen  Lebens  in  einen  ursächlichen  Zusammenhang  mit  der  Lage 
der  Juden  in  den  kriegführenden  Ländern  vor  dem  Kriege  zu  bringen.  Die  Denkschrift 
gibt  diesen  Ueberblick  und,  wie  wir  glauben,  die  notwendigen  Aufklärungen  über  die 
Stellung  des  jüdischen  Volkes  zu  seinen  Nachbarvölkern.  Dabei  erhebt  die  Schrift 
keineswegs  den  Anspruch,  eine  Darstellung  der  Judenfrage  in  ihrer  Gesamtheit  zu 
geben.  Dies  war  im  Rahmen  eines  Memorandums  über  die  aktuelle  Situation  nicht 
möglich,  doch  enthält  es  in  einigen  Teilen  Erläuterungen,  die  unsere  Auffassung  der 
Judenfrage  vorübergehend  darlegen.  Obwohl  wir  von  der  Lage  der  Juden  in  den 
einzelnen  Ländern  ausgegangen  sind,  so  ergibt  sich  wohl  aus  der  Denkschrift  mit 
hinreichender  Klarheit  eine  wichtige  Tatsache  —  die  Einheitlichkeit  der 
Judenfrage  in  allen  diesen  Ländern.  Es  besteht  ein  tiefer  Gegensatz  zwischen 
den  Daseinsbedingungen  der  Juden  von  Osteuropa  bis  Palästina  (wir  möchten  hin- 
zufügen —  auch  von  Wilna  bis  Chicago)  und  ihren  Bedürfnissen  ökonomischer  und 
kultureller  Entwicklung.  Der  Krieg  hat  diesen  tiefwurzelnden  Gegensatz  grell  be- 
leuchtet, er  hat  mit  grausamer  Deutlichkeit  gezeigt,  das  bei  der  Regelung  der 
nationalen  Fragen  Europas  und  Vorderasiens  nach  dem  Kriege  die  Judenfrage  nicht 
umgangen  oder  verschwiegen  werden  darf.  Die  proletarische  Internationale  hat  die 
historische  Aufgabe,  bei  den  Friedensverhandlungen  auch  in  der  Judenfrage  das 
erlösende  Wort  des  Rechtes  und  der  Wahrheit  auszusprechen. 

Wir  wissen,  dass  man  in  der  Arbeiterbewegung  Westeuropas  den  Versuchen, 
die  tatige  Sympathie  des  Proletariats  für  die  Sache  der  Juden  zu  gewinnen,  mitunter 
mit  dem  beklemmenden  Gefühl  gegenübersteht,  man  wolle  die  Sozialdemokratie  in 
eine  „Judenschutztruppe"  verwandeln.  Dass  es  aber  nicht  gerade  ein  Ehrentitel 
ist,    sich    für    das    verfolgte    Volk  der  Juden  einzusetzen  —  man  erinnere  sich  auch 


an  die  Resolution  des  Internationalen  Sozialisten-Kongresses  in  Brüssel,  die  den 
Philosemitismus  genau  so  ablehnt,  wie  den  Antisemitismus,  —  erklärt  sich  damit, 
dass  man  in  der  europäischen  Arbeiterschaft  die  Judenheit  nach  ihrem  geringen 
Bruchteil  in  Westeuropa  zu  beurteilen  gewohnt  ist.  Daher  die  Vorstellung,  die 
Juden  seien  eine  Kaste  von  Finanzmännern,  Kaufleuten  und  Industriellen,  die  man 
in  konsequenter  Bekämpfung  aller  Rassenvorurteile  gegen  Verfolgungen  in  Schutz 
nimmt,  die  aber  mit  dem  Proletariat  als  Klasse  in  der  Tat  nichts  gemein  haben. 
Nichts  wäre  irriger,  als  das  ganze  Volk  nach  dieser  plutokratischen  Oberschicht  zu 
beurteilen.  Die  Massen  des  jüdischen  Volkes  gehören  dem  um  seine 
Existenz  schwer  kämpfenden  arbeitenden  Mittelstand  und  dem 
Proletariat  an.  Das  ist  zumeist  unbekannt,  soll  daher  mit  einigen  Zahlen 
erörtert  werden. 

Von  5.063.000  Juden,  die  in  Russland  (1897)  gezählt  wurden,  ernährten  sich  1.957.000 
vom  Handel.  Ihnen  standen  2.774.000  Juden  gegenüber,  die  in  Handwerk  und 
Industrie  (1.794.000),  im  Lohndienst  aller  Art  (335.000),  in  freien  Berufen 
(265.000),  im  Verkehr  (201.000)  und  in  der  Landwirtschaft  (179.000)  beruflich 
tätig  waren.  Aber  ebenso  wie  die  „industrietätigen"  Juden  fast  ausschliesslich  schwer 
bedrängte  selbstarbeitende  Handwerker  sind,  sollte  man  sich  die  im  Handel  Be- 
schäftigten nicht  als  wohlhabende  Kaufleute  vorstellen.  Es  sind  zumeist  armselige 
Händler  und  Krämer,  die  in  steter  Gefahr  schweben,  zu  deklassierten  Berufslosen 
herabzustürzen.  Gehören  also  zumindest  zwei  Drittel  der  Juden  Russlands  zu 
den  Schichten,  die  sich  von  der  Arbeit  ihrer  Hände  erhalten,  so  bildet  das 
Proletariat  mehr  als  ein  Drittel  der  jüdischen  Bevölkerung.  Nach  der 
offiziellen  Statistik  und  privaten  verlässlichen  Zählungen  waren  im  Jahre  1897  unter 
den  Juden  Russlands  :  mehr  als  275.000  Gewerbe-  und  Industrie- Arbeiter,  175.000 
im  Lohndienst  verschiedener  Art,  etwa  150.000  Handelsproletarier,  also  insgesamt 
600.000  berufstätige  Arbeiter;  die  Angehörigen  hinzugerechnet,  ergibt  sich 
eine  Arbeiterbevölkerung  von  l1,^  Millionen  bis  1.800.000  Seelen. 
Seit  dem  Jahre  1897  haben  sich  die  Verhältnisse  nach  allen  Anzeichen  eher  im  Sinne 
einer  stärkeren  Produktivierung  und  Vergrösserung  des  Lohnproletariats  verschoben. 
Also     ein   Drittel  der  Juden  Russlands  gehört  der  Arbeiterschaft  an. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  Oesterreich,  wo  sich  die  im  J.  1900  ge- 
zählten 1.225.000  Juden  nach  folgenden  Berufen  verteilen.  Den  430.000  Handel 
treibenden  Juden  standen  676.000  gegenüber,  die  sich  von  Handwerk  und 
Industrie  (351.000),  Lohndienst  wechselnder  Art  (67.000),  Verkehr  (38.000), 
freien  Berufen  (80.000)  und  Landwirtschaft  (140000)  ernährten.*)  Was  über 
den  harten  Lebenskampf  des  jüdischen  Mittelstandes  in  Russland  gesagt  wurde, 
gilt  vielleicht  in  noch  höherem  Grade  von  dem  jüdischen  Massensiedlungsgebiet  in 
Oesterreich — Galizien    rnd    der   Bukowina.  Auch  in  Oesterreich  haben  wir  ein  zahl- 


*)    In    Russland    gehören    der    Forst-    und    Landwirtschaft    zum    grössten    Teil    Bauern  (in 
Südrussland)  an,  in  Oesterreich  hingegen  ist  die  Zahl  der  Gutspächter  sehr  bedeutend. 


reiches  jüdisches  Proletariat:  81.500  Handwerks-  und  Industrie-Arbeiter,  42.600 
Handelsangestellte,  48.000  Lohnarbeiter  verschiedener  Art.  Diese  172.000  Proletarier 
ergeben  mit  ihren  Angehörigen  eine  Arbeiterbevölkerung  von  350.000  bis  450.000 
Köpfen,  oder  ein  Drittel  der  Juden  Oesterreichs. 

Blicken  wir  über  den  Ozean,  nach  den  Vereinigten  Staaten,  wo  in  drei 
Jahrzehnten  das  zweitgrösste  j üdische  Zentrum  entstand,  so  finden  wir  noch  grössere 
jüdische  Arbeitermassen  konzentriert.  Wenigstens  60  %  der  Einwanderer  sind  ver- 
drängte Handwerksproletarier,  die  in  den  gewaltigen  "jüdischen  Nadelindustrien" 
aufgehen.  So  sind  von  dzn  21;2  Millionen  seit  1881  neueingewanderten  Juden 
zumindest  anderthalb  Millionen  Arbeiter  in  verschiedenen  Industrien.  In  der 
Tat  zählt  man  in  Nordamerika  gegen  350.000  organisierte  jüdische  Arbeiter  (etwa 
eine  Viertelmillion  in  New- York  allein),  rechnet  man  die  zumindest  150.000  noch 
nicht  Organisierten  und  die  Familienangehörigen  hinzu,  gelangt  man  zu  demselben 
Resultat.  Also  die  Hälfte  der  Juden  Nordamerikas  gehört  zur  Arbeiter- 
klasse. 

Wir  wollen  unsere  Vorbemerkung  mit  trockenen  Zahlen  nicht  beschweren.  Die 
angeführten  beweisen  mit  genügender  Deutlichkeit,  dass  die  Juden  ein  Volk  von 
wirtschaftlich  Schwachen,  Bedrängten  und  von  Proletariern  sind.  Darum  war  die 
jüdische  Arbeiterbewegung  stets  eine  hingebende  Trägerin  der  sozialistischen  Ideale 
und  wurde,  trotz  ihrer  Jugend,  zu  einem  so  bedeutenden  Faktor  in  der  jüdischen 
Volkspolitik ;  darum  sehen  grosse  Massen  des  jüdischen  Volkes  in  der  Arbeiter- 
internationale ihren  nächsten  Freund  und  Anwalt.  Man  muss  in  der  jüdischen 
Geschichte  weit  zurückgreifen,  bis  zu  den  Kreuzzügen  oder  dem  letzten  Todeskampf 
mit  den  Römern  auf  eigenem  Boden,  um  Verwüstungen  anzutreffen,  wie  sie  dieser 
Weltkrieg  im  jüdischen  Leben  zurücklässt.  Das  jüdische  Volk  braucht  die  Freund- 
schaft der  Besten  und  Edelsten  aller  Völker,  aber  es  hat  sie  auch  verdient. 


VORBEMERKUNG  ZUR  ZWEITEN  AUFLAGE. 

Die  erste  Auflage  dieser  Denkschrift  war  in  wenigen  Monaten  vergriffen.  So 
sehen  wir  uns  nach  einem  Jahre  veranlasst,  eine  zweite  Ausgabe  folgen  zu  lassen. 
Die  Dokumentensammlung  wurde  durch  mehrere  wertvolle  Schriftstücke  ergänzt. 
Ueberdies  ist  ein  Anhang  von  belangreichen  Verfügungen  und  Kundgebungen  aus 
den  letzten  anderthalb  Jahren  hinzugekommen. 

Die  Denkschrift  selbst  ist  natürlich  unverändert  abgedruckt.  Das  Jahr  1916  hat 
keinerlei  Wendung  im  Leben  des  jüdischen  Volkes  gebracht.  Nur  das  Hinein- 
schleudern des  Restes  der  Juden  Osteuropas,  der  Viertelmillion  Juden  Rumäniens 
in  den  Kriegsschlund  muss  verzeichnet  werden.  Durch  ihre  Blutopfer  für  einen  Staat, 
in  dem  sie  entrechtete  „Fremde"  sind,  müssen  sie  die  „Einmütigkeit  des  ganzen  Landes" 
manifestieren  helfen. 

Die  Lage  der  Juden  in  R  u  s  s  1  a  n  d  ist  nach  wie  vor  eine  verzweifelte.  Die 
Debatten  über  die  Judenfrage  in  der  Reichsduma  im  Jahre  1916  ergeben  stets  das- 
selbe   Bild:    der    ununterbrochene    Feldzug    des    Generalstabs    und   des  allmächtigen 


Polizei-Departements  gegen  die  jüdische  Bevölkerung,  die  für  die  militärischen 
Niederlagen,  die  Desorganisation  des  Landes,  die  unerträgliche  Teuerung,  kurz  für 
alle  Sünden  der  Regierenden,  bis  zu  den  Geschlechtserkrankungen  der  Herren  Orhziere, 
verantwortlich  gemacht  wird;  ewige  Pogromgefahr  und  an  mehreren  Orten  polizeilich 
oder  militärisch  organisierte  Judenmetzeleien ;  willkürliche  Auslegung  des  Stscher- 
batow'schen  Erlasses  über  die  Erweiterung  des  Ansiedlungsgebietes  also  nicht  nur 
Fortsetzung  der  Demütigungen  und  Evakuierungen  jüdischer  Flüchtlinge,  sondern 
sogar  die  Verschärfung  der  Aufenthaltsbeschränkungen  „infolge  örtlicher  Bedingungen  , 
so  durch  den  Statthalter  des  Kaukasus  und  die  Gouverneure  von  Wladiwostok  und 
Kiew;  dabei  die  wachsende  Gleichgiltigkeit  der  bürgerlichen  Opposition,  des ^  „fort- 
schrittlichen Blocks"  gegenüber  der  Verschwörung  aller  finsteren  Mächte  des  Landes 
gegen  die  jüdische  Bevölkerung.  . 

Die  Vorgänge  in  Polen  sind  eine  drastische  Illustration  zu  der  in  dieser  Schritt 
gekennzeichneten    Stellung    der    polnischen   Gesellschaft  zu  der  jüdischen  Minderheit 
im  Lande    Im  Warschauer  Stadtrat,  dem  ersten  Selbstverwaltungskörper  des  Landes, 
ist    der    unabänderliche  Entschluss  fast  sämtlicher  polnischer  Parteien  zutagegetreten, 
den    luden    jedes    nationale    Recht    zu    verweigern,    sie    gewaltsam    zu   polonisieren, 
wirtschaftlich   zu  verdrängen  und  auch  vor  bürgerlichen  Rechtsbeschränkungen  nicht 
zurückzuweichen.    Alle  Anzeichen  sprechen  dafür,  dass  die  im  Entstehen  begriffenen 
Verwaltungen  der  Provinzstädte  denselben  Weg  beschreiten  werden.  Dass  auch  die 
Mehrheit    des   polnischen    sozialistischen    Proletariats  an   der  nationalen  Entrechtung 
der    luden    Polens    mitschuldig    ist,    erhärtet  das   Verschweigen  der  jüdischen  Frage 
durch  den  Delegierten  der  P.  P.  S.  D.  in  Oesterreich,  der  P.  P.  S.  Preussisch-Polens 
und   der  PPS.  des  Königreichs  Polen  (Revolutionäre  Fraktion)  im  Internationalen 
Bureau  in  seiner  Denkschrift  an  die  im  August  1916  abgehaltene  Haager  Konferenz 
der  Sozialisten  der  neutralen  Länder.  Nur  die  „Linke"  der  P  P  S.  hat  sich  anlasshch 
der  Warschauer  Stadtratwahlen  für  national-kulturelle  Rechte  der  Juden  ausgesprochen. 
Angesichts    dieser    Tatsachen    müssen   wir   mit    umso  grösserem  Nachdruck  die 
Wahrung    der    Rechte   der   nationalen  Minderheiten,  insbesondere  der  Juden  Polens, 
durch   internationale   Vereinbarungen  fordern.    Durch  das  Manifest  der  Mittelmachte 
über    die   Bildung   eines  Königreichs  Polen  ist  die  verfassungsrechtliche  Stellung  der 
jüdischen  Minderheit  zu  einer  politischen  Tagesfrage  von  höchster  Bedeutung  geworden. 
Dankbar  wollen  wir  die  Kundgebungen  der  sozialistischen  und  Arbeiterorganisationen 
in    den  Vereinigten  Staaten  und  England  zugunsten  der  bürgerlichen  und  nationalen 
Emanzipation  der  Juden  vermerken  und  auf  die  bedeutsame  Erklärung  des  Genossen 
P     J     Troelstra    bei    der    Konferenz   der   neutralen   Sozialisten  hinweisen.    Wir 
dürfen  wohl  die  Hoffnung  aussprechen,  dass  bei  der  Regelung  der  Völkerbeziehungen 
nach  diesem  entsetzlichen  Weltbrand  das  jüdische  Volk  im  Kampf  um  sein  nationales 
Recht  wenigstens  in  der  sozialistischen  Internationale  einen  Bundesgenossen  haben  wird. 
Der    Zusammenschluss    der    gesamten    Judenheit  Amerikas  zur  Verteidigung  der 
bürgerlichen    und    nationalen    Rechte    der  Juden  in  den  kriegführenden  Landern  und 
das    Einigungsprogramm    des  im  Frühjahr  zusammentretenden  amerikanisch- judischen 
Kongresses  sind  ein  Beweis,  wie  tief  im  Bewusstsein  der  jüdischen  Volksmassen  der 
Gedanke    schon    verankert    ist,    dass  die  Judenfrage  ein  n  a  t  i  on  a  1  e  s  Problem  ist. 
das    internationaler    Regelung    bedarf,   wie  ernsthaft  die  Möglichkeiten  der  judischen 
Entwicklung  in  Palästina  und  ihre  Sicherstellung  die  Judenheit  beschäftigen  und  wie 
entscheidend    das    Eingreifen    der   demokratischen  Schichten  in  der  jüdischen  Volks- 

1  Uns6  änd  ^iese  Lichtpunkte  eine  Ermutigung  zur  Fortsetzung  des  Werkes  der 
Aufrüttelung  der  jüdischen  Massen  und  der  Aufklärung  der  Arbeiter-Internationale 
über  die  Not  und  den  Lebenskampf  des  jüdischen  Volkes  und  Proletariats. 

Den  Haag,  im  Janua    1917. 


Die  Juden  im  Kriege. 

DENKSCHRIFT 

des  Jüdischen  Sozialistischen  Avbeitetverbandes  Poale-Zion 
an  das  Internationale  Sozialistische  Bureau. 


I. 

Die    vorliegende    Dokumentensammlung    unter- 
Das  jüdische  Proletariat     scheidet    ^   wcscntlich   von   den   vieifarbigen 

und  die  Internationale.  Büchern..f  die  diplomatische  Schriftstücke  aller 
Art  enthalten.  Sie  hat  nicht  den  Zweck,  das  Recht  irgend  eines  Volkes 
nachzuweisen,  zum  Schwerte  zu  greifen,  um  seine  Daseinsfragen  durch  Ströme 
von  Blut  seiner  eigenen  Söhne  und  seiner  Widersacher  und  durch  das  Eisen 
von  Mordwerkzeugen  zu  lösen.  Nicht  der  Zwang  zum  Kriege,  nicht  das 
Recht  der  nationalen  Notwehr  sollen  hier  erörtert  werden. 

Denn  das  jüdische  Volk  in  seiner  Gesamtheit  sieht  in  keinem  der 
kämpfenden  Völker  einen  Gegner,  der  niedergerungen  werden  muss ;  es  dachte 
nie  daran,  die  Grenzen  irgend  eines  Staates  mit  bewaffneter  Macht  zu  über- 
schreiten, um  sie  zu  verschieben.  Es  hat  auch  keine  territorialen  Grenzen, 
die  zu  verteidigen  wären.  Die  jüdische  Nation  als  Gemeinschaft  führt  keinen 
Eroberungs-  und  keinen  Notwehrkrieg.  Unsere  Volksinteressen  hatten  nie 
etwas  mit  den  imperialistischen  Gelüsten  irg.nd  eines  Staates  zu  tun.  Wir 
sind  ein  Unbeteiligter  in  diesem  ungeheuren  Völkerringen. 

Trotzdem  hat  kein  Volk  an  seinen  furchtbaren  Wirkungen  so  schwer 
zu  tragen,  keines  —  so  zahllose  Opfer  dem  Kriege  darzubringen. 

Diese  Schrift  und  die  angefügten  Dokumente  sind  nur  ein  schwacher 
Versuch,  das  menschliche  und  nationale  Märtyrertum  des  überwiegenden  Teiles 
des  jüdischen  Volkes,  von  neun  Millionen  Juden  in  Europa  und 
Vorderasien,  der  gesitteten  Menschheit  zum  Bewusstsein  zu  bringen. 

Doch  ist  diese  Sammlung  kein  Appell  an  das  „Gewissen  der  Kultur- 
völker", wie  sich  die  bürgerliche  öffentliche  Meinung  mitunter  bescheiden 
bezeichnet.    Der    Krieg    hat    uns   um    die   Erfahrung  bereichert,  dass  in  dem 
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politischen  Rechtskodex  unserer  Zeit  Menschheit  und  Menschlichkeit  keine 
juristischen  Personen  sind.  Die  an  dem  Fortbestand  der  heutigen  Gesellschaft 
interessierten  Klassen  und.  herrschenden  Gruppen,  die  das  Leben  und  Handeln 
auch  der  hochstehenden  Kulturnationen  bestimmend  beeinflussen,  sind  für  die 
Hilferufe  eines  blutüberströmten  Volkes  nicht  zugänglich,  das  auf  der  Land- 
karte nichts  bedeutet,  das  seinen  Kulturwert  weder  mit  Kruppgeschützen  noch 
mit  Maschinengewehren  überzeugend  nachzuweisen  vermag,  das  in  dem 
kapitalistischen  Getriebe  weder  als  Absatzmarkt  noch  als  Bezugsquelle  in 
Betracht  kommt.  Welchen  kapitalistischen  oder  politischen  Gefechtswert 
haben  die  Juden  als  Nation?  Wir  stellen  Hunderttausende  von  Kriegern, 
unsere  Plutokratie  ist  an  der  Finanzierung  des  Krieges  in  beiden  Mächte- 
gruppen beteiligt.  Aber  die  Juden  als  Volk  sind  politisch  ohnmächtig  und 
blutarm. 

Das  einzige  landlose,  enterbte  und  besitzlose  Volk  der  Erde  sieht  in 
den  Enterbten  und  Besitzlosen  aller  Völker,  in  der  um  die  unverlierbaren 
Rechte,  die  Ehre  und  Freiheit  der  Menschheit  kämpfenden  Arbeiterklasse 
seinen  natürlichen  Bundesgenossen.  Die  jüdische  Arbeiterbewegung  war  stets 
von  den  besten  Ueberlieferungen  des  Sozialismus  durchdrungen.  Wir  erblickten 
in  dem  organisierten  Sozialismus  nicht  nur  unseren  Wegweiser  im  Kampf 
gegen  soziale  Knechtung.  Wir  haben  immer  gehofft,  dass  die  sozialistische 
Internationale  auch  die  Leiden  und  Hoffnungen  des  jüdischen  Volkes 
begreifen  und  uns,  ebenso  wie  allen  unterdrückten  „kleinen"  Nationen,  in 
unserer  letzten  Anstrengung,  die  Freiheit  und  Zukunft  des  Judenvolkes  zu 
sichern,  beistehen  wird.  Darum  war  wohl  nirgends  die  Trauer  allgemeiner 
und  aufrichtiger,  als  in  den  Reihen  des  jüdischen  Proletariats  aller  Parteien, 
als  die  sozialistische  Internationale  ein  Opfer  des  entbrannten  Völkerhasses 
geworden  ist.  Gewiss,  wir  wussten,  dass  die  Einrichtungen  des  internationalen 
Sozialismus  nur  einen  sittlichen  Wert  haben  und  noch  keine  reale  Macht 
besitzen,  dass  die  harten  Notwendigkeiten  des  Völkerlebens  sich  stärker 
erweisen  können,  als  die  leitenden  Gedanken  der  internationalen  Arbeiter- 
vereinigung. Die  sozialistische  Internationale  war  mehr  ein  Symbol  des 
kommenden  Reiches  der  freien  Arbeit  und  Gleichheit.  Aber  für  dieses  Symbol 
kämpften  eine  Generation  hindurch  auch  Hunderttausende  jüdischer  Arbeiter, 
und  Tausende  setzten  ihr  Leben,  ihre  Freiheit  ein. 

Tiefgehend  war  daher  die  Enttäuschung  und  Bestürzung  im  jüdischen 
Proletariat,  als  sich  die  sozialistische  Internationale  ausserstande  erwies,  eine  inter- 
nationale Aktion  der  Arbeiterschaft  herbeizuführen,  um  die  heraufbeschworene 
Katastrophe  zu  vereiteln.  Noch  schmerzlicher  haben  wir  es  empfunden,  als 
Unversöhnlichkeit  und  Kriegsideologie,  ja  sogar  chauvinistisch  anmutende 
Uebertreibungen  den  Beweis  erbrachten,  dass  sich  die  sozialistische  Bewegung 
in  den  kriegführenden  Ländern  bürgerlichen  Verhetzungseinflüssen  nicht  ganz 
entziehen  kann. 


Trotzdem  lebt  in  unserem  Bewusstsein  die  geeinigte  sozialistische  Inter- 
nationale fort.  Wir  zweifeln  keinen  Augenblick,  dass  sie  verjüngt  und  inner- 
lich gestärkt  aus  diesem  kulturzerstörenden  Völkermord  zu  neuem  Leben 
auferstehen  wird.  Nicht  imperialistische  Machtgelüste  haben  sie  zerklüftet, 
wir  sind  überzeugt,  dass  die  Sozialisten  keines  Landes  mit  dem  Militarismus 
Frieden  schlössen.  Sie  griffen  zum  Schwert  in  der  ehrlichen  Ueberzeugung, 
dass  ihre  nationale  Unabhängigkeit  bedroht  ist,  in  dem  aufrichtigen  Willen, 
die  Völkerfreiheit  und  Völkergleichheit  zu  verbürgen,  als  Voraussetzung 
eines  freien  Völkerbundes.  Der  Krieg  wird  die  Ueberzeugung  vertiefen,  dass 
nicht  der  Kapitalismus  und  seine  Werkzeuge  —  der  Militarismus  und  Imperia- 
lismus —  dieses  Ziel  der  Arbeiterklasse  verwirklichen  können.  Die  Notwen- 
digkeit einer  direkten  Verständigung  der  arbeitenden  Massen  aller  Völker 
zur  Regelung  ihrer  Konflikte  im  Geiste  der  Menschlichkeit  und  der  Freiheit, 
wird  der  sozialistischen  Internationale  ihre  Aktionsfähigkeit  wiedergeben. 

An  dieses  Tribunal  der  arbeitenden  Menschheit  appellieren  wir.  Die 
Internationale,  die  für  die  Beseitigung  der  Knechtung  und  Herrschaft  im 
Volks-  und  Völkerleben  streitet,  wird  auch  uns  verstehen. 

Inmitten  der  Welttragödie,  die  aller  Völker  gleich  schwer  trifft, 
™  ,U„  f.C  C       spielt    sich   eine   Judentragödie   von   noch    nie  dagewesenem 
go  Umfange,    von    unerhörter   Schmerzlichkeit   und   Grösse  ab. 

Nicht  von  der  ergreifenden  Tragik  der  Tatsache  wollen  wir  sprechen,  dass 
Söhne  desselben  Volkes,  Juden  der  zwei  kriegführenden  Ländergruppen,  sich 
gegenseitig  hinmorden.  Die  ganze  Barberei  und  Unwürdigkeit  des  Krieges 
kommen  uns  zum  Bewusstsein,  wenn  wir  uns  schaudernd  vergegenwärtiger:, 
dass  Juden  aus  Russland  und  Oesterreich,  die  nicht  nur  durch  nationale 
Bande  vereinigt  sind,  sondern  oft  durch  zahlreiche  verwandtschaftliche 
Beziehungen,  sich  in  Waffen  gegenüberstehen.  Dieses  Schicksal  teilen  wir 
mit  anderen  Völkern  —  mit  den  Polen  und  Serben,  den  Armeniern  und 
Ukrainern  —  kurz,  mit  allen  Nationen,  die  staatlich  getrennt  sind. 

Auch  über  die  wirtschaftliche  Katastrophe  wollen  wir  nicht  klagen,  die 
Millionen  unseres  Volkes,  die  Aermsten  der  Armen,  brotlos,  arbeitslos, 
obdachlos,  hoffnungslos  machte.  Obwohl  unser  wirtschaftlicher  Zusammen- 
bruch keine  Parallele  hat  und  wir  in  diesem  Falle  nicht  einmal  den 
seltsamen  „Trost"  haben,  nicht  die  allein  Betroffenen  zu  sein.  Der  Krieg 
spielt  sich  auf  den  ökonomischen  Ruinen  der  Juden  Osteuropas  ab.  Der 
Landmann  kann  Ernte  und  Vieh  einbüssen,  er  kann  Haus  und  Hof  verlieren, 
aber  die  wichtigste  Grundlage  seiner  Existenz  —  der  Boden  —  kann  ihm 
nicht  entrissen  werden.  Die  Juden  sind  fast  ausschliesslich  ein  Städtervolk, 
dabei  zumeist  in  rückständigen  Produktionszweigen  des  Handels  und  der 
Industrie  zusammengepfercht,  die  Grundlagen  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz 
sind  seit  Jahren  schwer  erschüttert.  Der  Krieg,  dessen  Schauplatz  Galizien, 
Russisch-Polen    und    Lithauen,    also    Länder   jüdischer    Massensiedlung    sind, 
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bedeutete  für  die  Massen  des  jüdischen  Volkes,  bis  auf  eine  kleine  Schicht, 
der,  wie  in  allen  Ländern,  die  Kriegsindustrien  zugute  kommen,  den  völligen 
wirtschaftlichen  Zusammenbruch.  Seine  Folgen  sind  noch  nicht  zu  übersehen. 
In  vielen  Orten  brachte  der  gänzliche  Stillstand  des  Wirtschaftslebens 
beispiellose  Not,  Massenhunger  und  sein  Gefolge  —  Verkommenheit  und 
sittlichen  Verfall.  Hunderttausende  von  Entwurzelten  stehen  zur  Auswanderung 
bereit,  falls  ihnen  die  überseeischen  Länder  ihre  gastlichen  Tore  nicht 
schliessen. 

Doch  all  diese  Leiden  erschöpfen  nicht  das  Mass  der  Prüfungen,  die 
fast  neun  Millionen  des  jüdischen  Dreizehnmillionen-Volkes  auferlegt  wurden. 
Mitten  im  Kriege  hat  die  Judenheit  einen  Ausrottungskampf  in  Staaten  zu 
bestehen,  für  die  Hunderttausende  jüdischer  Soldaten  ihr  Blut  vergiessen, 
für  deren  Machtpolitik  Millionen  Juden  mit  ihrer  Existenz  bezahlen.  Dem 
jüdischen  Volke  wurde  von  mächtigen  Regierungen  und  grossen,  einfluss- 
reichen Teilen  seiner  nichtjüdischen  Mitbürger  Krieg  erklärt. 

Die  Tragödie  des  jüdischen  Volkes  steigert  sich  ins  Unermessliche,  wenn 
man  ferner  wahrnimmt,  dass  seine  ungezählten  Opfer  ohne  Sinn  und  Zweck, 
ohne  jede  geschichtliche  und  nationale  Rechtfertigung  dargebracht  werden. 
Wir  sind  keine  Anhänger  der  „Befreiungslegende",  des  Glaubens,  dass  das 
blutige  Ringen  um  Machtzuwachs  und  Vorherrschaft  eine  befreiende  Sendung 
zu  vollbringen  hat.  Wir  glauben  nicht,  dass  die  Lebensfragen  der  unter- 
drückten Nationen  durch  Waffengänge  zu  lösen  sind.  Wir  weigern  uns,  den 
organisierten  Völkermord  als  ein  historisch  notwendiges  Mittel  menschlichen 
Fortschritts  zu  akzeptieren.  Dies  hindert  uns  nicht,  zuzugeben,  dass  die  durch 
einen  Krieg  bedingten  gewaltigen  Erschütterungen  im  Leben  eines  Staates 
oder  eines  Volkes  wohltätig  sein  können.  So  erweckte  auch  dieser  titanische 
Kampf  der  Völker  viele  schlummernde  Hoffnungen.  Unterjochte,  durch 
Länderraub  zerstückelte  Nationen,  durch  jahrhundertelange  Bedrückung 
zu  geschichtslosen  Stämmen  herabgedrückte  Völker,  erwarten  von  dem 
Entscheidungskampf  Wiedervereinigung  zu  neuem  nationalem  Leben,  Erreichung 
der  ersehnten  Selbstbestimmung  der  eigenen  Geschicke,  Beseitigung  der 
Abhängigkeit  von  mächtigen  Nachbarn.  So  denken  und  glauben,  hoffen 
und  finden  Trost  in  dieser  Erwartung  Polen  und  Ukrainer,  Serben  und 
Belgier,  Türken  und  Armenier,  Lithauer  und  Letten.  Allein  uns  Juden 
fehlt  auch  dieser  tröstende  Wahn.  Wir  wissen,  durch  Jahrtausende  lange 
Leiden  geläutert,  dass  unser  nationales  Schicksal  nicht  auf  Schlachtfeldern 
entschieden  wird.  Das  jüdische  Volk  hat  das  Blutvergiessen,  das  Abschlachten 
von  Gegnern  aus  seinem  politischen  Wörterbuch  gestrichen.  Wir  blicken  in 
dumpfer  Verzweiflung  auf  unsere  Leichenhaufen,  auf  die  hingeopferte  Blüte 
unseres  Volkes.  Der  Krieg  wird  die  Grundlagen  unseres  nationa- 
len Daseins  nicht  umwälzen,  die  furchtbar  verwickelten  Probleme 
unseres  Lebens  in  ihrem  Wesen  kaum  berühren,  er  wird  uns  die  Freiheit  der 
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Entfaltung  unserer  Eigenart,  die  Sicherung  unserer  Volksexistenz  nicht 
zurückgeben.  So  sinken  wir  zu  einer  Fremdenlegion  herab,  die  in  allen  Heeren 
für  fremde  Interessen  oder  Hoffnungen  kämpft.  So  wurde  ein  altes  Kulturvolk 
von  13  Millionen,  das  auf  allen  Gebieten  des  Denkens  und  Wissens,  der 
Kunst  und  des  gesellschaftlichen  Schaffens  Vorbildliches  geleistet,  zu  einer 
geschichtslosen  Nation  erniedrigt. 

Denn  so  werden  wir  auch  von  den  Besten  unserer  Zeit  gewertet.  Die 
allgemeinen  Grundsätze  des  Schutzes  von  nationalen  Minderheiten,  des  Rechtes 
nationaler  Selbstbehauptung  und  Selbstverwaltung  gelten  nicht  mehr,  wenn 
wir  ihre  Anwendung  auf  die  jüdischen  Volksmassen  verlangen.  Nicht  nur 
die  Regierungen  missachten  die  Rechte  und  Forderungen  des  Judenvolkes, 
auch  bei  den  um  ihre  eigene  Freiheit  ringenden  unterjochten  Nationen, 
sogar  bei  den  Entrechteten  und  Enterbten  anderer  Völker  findet  das 
Volk  der  Juden  kein  ,  genügendes  Verständnis  für  seine  nationalen  Daseins- 
forderungen. 

IL 

P  .  -  Der  krieg  hat  die  menschliche  und  nationale  Entrechtung  der 
Juden  gleich  grell  beleuchtet.  Das  Kriegsgetümmel  vermochte 
nicht  die  Hilferufe  zu  übertönen,  die  die  Hälfte  des  jüdischen  Volkes,  die 
Juden  Russlands,  in  ihrer  grenzenlosen  Verzweiflung  ausstossen.  Denn  die 
Schrecken  des  Mittelalters  sind  übertreffen.  Ja,  Verbrechen  in  diesem  Unfange, 
an  wehrlosen  Menschen  verübt,  sind  der  Geschichte  des  Mittelalters  unbe- 
kannt. Die  Lage  der  Juden  in  Russland  war  eine  Schmach  für  die  Kultur- 
menschheit schon  seit  Jahrzehnten.  Sie  wurde  aus  Angst  .vor  der  gewaltigen, 
weltbeherrschenden  Zaren-Despotie  beschönigt  oder  totgeschwiegen.  Ein 
bedeutender  Jude  unserer  Zeit  kennzeichnete  das  Verhältnis  der  russischen 
Machthaber  zu  der  jüdischen  Bevölkerung  des  Landes  in  folgenden  durchaus 
zutreffenden  Worten : 

„Dort  arbeitet  man  mit  der  wilden  Energie  der  Mordlust  auf  unsere 
vollständige  Vernichtung  hin.  „Diese  Brut  muss  ausgerottet  werden"  ist  der 
Leitgedanke,  der  dort  alle  Regierungsmassregeln  gegen  unsere  unglücklichen 
Brüder  bestimmt.  Man  kennzeichnet  die  Behandlung,  der  sie  unterworfen 
werden,  gemeinhin  mit  den  Worten,  dass  man  die  Juden  „entrechten  und 
proletarisieren"  will.  Diese  Ausdrücke  sind  viel  zu  schwach.  Der  Entrechtung 
wird  ein  gebildeter  Sohn  des  20.  Jahrhunderts  niemals  die  furchtbare  Bedeu- 
tung beimessen,  die  sie  in  den  betreffenden  Ländern  tatsächlich  hat.  Die 
Juden  sollen  nicht  nur  keine  Staatsbürgerrechte  haben,  man  versagt  ihnen 
auch  die  Menschenrechte,  ja  sogar  die  Rechte,  die  man  selbst  dem  Tier 
einräumt.  Der  Jude  ist  vogelfrei.  Man  darf  ihn  beschimpfen,  misshandeln, 
bestehlen,  berauben,  sogar  ermorden,  ohne  dass  es  für  ihn  bei  dem  Gesetz  und 
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bei  den  Behörden  einen  Schutz  gibt.   Wollen  sie  sich  wehren,  so  wird  diese 
Regung     des     ursprünglichsten    Selbsterhaltungstriebes    wie    die    verwegenste 
Rebellion    bestraft.    Der    Jude    muss    sich    ergeben    plündern    lassen,  er  muss 
seinen    Hals    widerstandslos    dem    Messer    der    Mörder   darbieten.    Sind  die 
Verbrecher  Beamte,  so  gibt  es  gegen  sie  weder  Klage  noch  Richter.  Sind  sie 
Private,    so    werden   sie  infolge  eines  gewissen  Automatismus  der  staatlichen 
Einrichtungen,    die    in    ihrer   bestimmten  Weise  arbeiten,  mitunter  verurteilt, 
doch  nur.  um  alsbald  begnadigt  zu  werden.  Wenn  man  an  den  Juden  keine 
Gewalt   verübt,  so  erpresst  man  ihnen  wenigstens  ein  willkürlich  bemessenes 
und    nach    Belieben    erhobenes    Lösegeld    und    unterhält    in    ihnen  mit  allen 
Mitteln  der  raffiniertesten  Verängstigung  einen  dauernden  Zustand  des  Bangens 
und  Zagens  vor  den  Möglichkeiten  der  nächsten  Stunden,  der  ihr  Hirn  und 
Nervensystem    zur    grossen   Genugtuung    ihrer  Peiniger  vollständig  zerrüttet. 
Das  ist  der  wirkliche  Sinn  des  Wortes  Entrechtung,  das  dem  Ohr  eines 
ungewarnten    Gesittungsmenschen   nicht  mehr  zu  furchtbar  klingt.    Und  ganz 
ähnlich    verhält    es    sich    mit    der  angeblichen  Proletarisierung  der  jüdischen 
Massen.    Unter    Proletarisierung  versteht  man  gemeinhin  die  Herabdrückung 
von    Einzelnen    und    Bevölkerungsgruppen    in   die  untere  Gesellschaftsklasse, 
ihre    Umwandlung    in    abhängige    Lohnempfänger    ohne    die     wirtschaftliche 
Sicherheit  des  folgenden  Tages,  ihre  Ausschliessung  aus  den  höheren  Berufen 
und  der  reicheren  Geistesbildung  mit  ihren  inneren  moralischen  Genugtuungen 
und    ihren    äusseren    Ehren    und    materiellen  Erfolgen.    Von  einer  Proletari- 
sierung in  diesem  Sinne  kann  bei  der  Behandlung  der  jüdischen  Massen  nicht 
die  Rede  sein.    Man  schliesst  sie  aus  allen  höheren  Berufen  aus,  man  sperrt 
sie    von   jeder  Bildung  ab,  das  ist  richtig;  aber  man  verwandelt  sie  nicht  in 
Lohnarbeiter;    im    Gegenteil,    man    verhindert   sie,    Lohnarbeiter   zu  werden, 
indem    man    ihnen    den    Aufenthalt   in    fast  allen  Industriebezirken  verbietet, 
wo    sie   Löhne   verdienen  könnten,  und  indem  man  ihnen  auch  da,  wo  man 
sie  duldet,  fast  alle  gewerblichen  Betriebe  unzugänglich  macht.  Es  ist  soweit 
gekommen,    dass    heute   bereits  Millionen   Juden  nichts  sehnlicher  wünschen, 
als  Proletarier  werden  zu  können.  Aber  man  lässt  selbst  das  nicht  zu.  Parias 
an  Bildung  und  Geistesentwicklung,  Parias  an  Würdelosigkeit  und  allgemeiner 
Verkommenheit    sollen    sie    werden,    gewiss;    aber   Proletarier   im  modernen 
wirtschaftlichen  Sinne  des  Wortes  nicht.  Nicht  auf  die  einfache  Entrechtung, 
nicht   auf  die  blosse  Proletarisierung,  auf  die  Entehrung,  auf  die  Vertierung, 
auf   die    langsame    Abwürgung    ist   es   abgesehen.    An  Millionen  schuldloser 
Menschen  wird  da  ein  Verbrechen  begangen,  für  das  es  in  der  an  Massen- 
morden so  reichen  Geschichte  kein  Beispiel  gibt."  !) 


i)  Dr.  Max  Nordau.  Rede,  gehalten  im  August  1911  auf  dem  X.  Zionisten- 
Kongress  in  Basel.  ,  , 

Dass  die  Schilderung  Nordaus '[nicht  auf  ^ungewöhnlichen  Gewaltakten  oder 
besonders   krassen    Fällen   basiert,    sondern   den   wirklichen    Zustand   schonungslos 


13 

Gilt  diese  Darstellung  für  die  sogenannte  Friedenszeit,  so  gehört  aller  Zorn 
und  alle  Wortgewalt  eines  Propheten  dazu,  um  die  gegenwärtige  Katastrophe 
zu  schildern.  Waren  auch  vorher  militärisch  organisierte  Pogrome  (Juden- 
massaker) ein  Bestandteil  der  inneren  Reichspolitik  Russlands  geworden,  so 
wurden  sie  doch  nur  von  Zeit  zu  Zeit  ins  Werk  gesetzt,  und  nur  im  Jahre 
1905  in  zahlreichen  Städten  gleichzeitig.  Was  sich  aber  im  Machtbereich, 
bezw.  Operationsgebiet  der  russischen  Armee  im  letzten  Jahre  abspielte,  ist 
ein  organisierter,  methodischer,  wenn  auch  geradezu  wahnsinniger  Feldzug 
gegen  Millionen  von  jüdischen  Bürgern,  sowohl  in  Russland,  wie  im 
okkupierten  Galizien.  Sechshunderttausend  russische  Juden  wurden  von  der 
Regierung  von  ihren  Wohnorten  verbannt,  während  zumindest  ebensoviel 
ihre  Wohnsitze  infolge  der  Kriegslage  flüchtend  verlassen  mussten. 

Zuerst  wurden  alle  Juden  aus  den  Ortschaften  in  Polen,  Lithauen  und 
Galizien  innerhalb  einer  50-Kilometer-Zone  hinter  der  Front  „evakuiert". 
Diese  Zone  verschob  sich  mit  dem  Rückzug  der  russischen  Armee  nach  den 
Mai-Schlachten  in  Galizien  immer  mehr  nach  dem  Innern  des  Ansiedlungs- 
gebiets.  Dann  folgte  die  Massenvertreibung  von  280.000  Juden  in  48  Stunden 
aus  den  Gouvernements  Kovno  und  Kurland.  Erst  als  die  halbe  Million 
vertriebener  Juden  überschritten  war,  wurde  ihre  Unterbringung 
in  einigen  Gouvernements  ausserhalb  des  jüdischen  Wohngebiets  gestattet. 

Die  russische  Armeeleitung  erklärte  in  offiziellen  Kundgebungen  und  in 
ihrer  Presse  die  Gesamtheit  der  Juden  als  Spione  und  Späher  im 
Dienste  der  Zentralmächte  und  stellte  damit  Hunderttausende  ausserhalb  des 
Gesetzes.  Der  Aufmarsch  der  russischen  Armee  verwandelte  sich  in  eine 
ununterbrochene  Kette  von  Demütigungen,  Plünderungen,  Misshandlungen, 
Frauenschändungen,  Folterungen,  Hinrichtungen,  Massenmorden,  verübt  in 
allen  Ortschaften  mit  merklicher  jüdischer  Bevölkerung  an  hunderttausenden 
unschuldigen,  wehrlosen  jüdischen  Männern  und  Frauen,  Greisen  und  Kindern. 
Die  Einzelheiten  sind  zu  entsetzlich,  zu  quälend,  um  hier  dargestellt  zu  werden. 

Russland  hat  seiner  jüdischen  Bevölkerung  den  Krieg 
erklärt  und  führt  einen  grausamen,  erbarmungslosen  Vernichtungskampf 
gegen  ein  Sechsmillionen- Volk.  Die  Ruchlosigkeiten  und  unmenschlichen 
Schandtaten  der  Armee  und  der  Behörden  konnten  sogar  von  der  russischen 
Zensur  in  der  Presse  nicht  ganz  unterdrückt  werden:  das  Elend  wälzte 
sich    auf    allen    Strassen,    schrie   aus  den  versiegelten  Vieh-  und  Lastwagen, 

kennzeichnet,  beweisen  folgende  Zahlen:  Bei  den  Judenpogromen,  die  in  den  Jahren 
1905  und  1906  von  den  russischen  Behörden  geduldet  oder  fast  ohne  einen  Versuch 
der  Verheimlichung  direkt  veranstaltet  wurden,  sind  folgende  Opfer  registriert. 
Sie  bilden  natürlich  nur  einen  Teil  der  wirklich  Betroffenen. 

Getötet  wurden  mehr  als  1000,  verwundet  —  etwa  2000,  an  Vermögen 
geschädigt  (ausgeplündert,  zerstört  etc.)  ca.  214.000  Juden.  Der  Schaden  wird 
auf  66  Millionen  Rubel  geschätzt.  (Die  Judenpogrome  in  Russland,  1910. 
Jüd.  Verlag). 
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in  die  man  die  jüdischen  Vertriebenen  sperrte,  brachte  wachsende  Not  und 
Krankhcitsseuchen  in  die  vorgeschriebenen  Wohnorte,  das  Blut  der  unschuldig 
Hingerichteten  und  von  Knutenhelden  zu  Tode  Gepeitschten  schrie  nach 
Vergeltung.  So  kam  die  Wahrheit  über  die  russische  Grenze  schon  vor 
Monaten.  Die  Reden  der  Abgeordneten  in  der  letzten  Duma- 
Session  brachten  Enthüllungen  und  Feststellungen,  die  zu  entkräften  von 
der  Regierungsbank  gar  nicht  versucht  wurde.  Man  weiss  nicht,  worüber 
man  mehr  staunen  soll  —  über  die  Ungeheuerlichkeit  der  begangenen  zahl- 
losen Verbrechen,  oder  über  die  bodenlose  Heuchelei  und  Unverfrorenheit 
der  russischen  Regierung,  die  von  der  Tribüne  der  Duma  oder  durch  ihre 
Gesandten  und  Pressagenten  im  verbündeten  und  neutralen  Ausland  alle 
Judenverfolgungen  bis  nun  skrupellos  dementieren  liess.  Ja,  sie  Hess  amtlich 
verkünden,  die  Lage  der  russischen  Juden  hätte  sich  seit  dem  Kriegsbeginn 
gebessert !  Es  muss  wahrheitsgetreu  festgestellt  werden,  dass  die  reaktionäre 
Mehrheit  der  russischen  Reichsduma  die  nach  aussen  hin  zweideutige,  nach 
innen  unwandelbar  brutale  Politik  der  Regierung  verständnisvoll  unterstützt; 
sie  hat  in  ihrem  Vertrauensvotum  vom  5.  August  die  jesuitische  Einteilung 
der  Bürger  Russlands  in  treue  und  verdächtige  akzeptiert,  den  Zusatzantrag 
der  Opposition,  der  die  Beseitigung  aller  Ausnahmegesetze  gegen  die  nicht- 
russischen  Völker  forderte,  abgelehnt  und  der  Interpellation  der  sozialdemo- 
kratischen Fraktion  und  der  Arbeitspartei  über  die  Judenpolitik  der  Regierung 
die  Dringlichkeit  versagt.  So  sind  die  russischen  Duma-Parteien  von  den 
, .wahrhaft-russischen"  Nationalisten  bis  zu  den  Oktobristen  mitschuldig  an 
dem  Vernichtungsfeldzug  ihrer  Regierung  gegen  das  jüdische  Volk. 

Die  Geschichte  kennt  kein  ähnliches  Beispiel,  dass  ein  Heer  auf  eigenem 
Boden,  gegen  die  „eigenen  Bürger"  ärger  als  im  Feindeslande  wütet.  Man 
schätzt  die  Zahl  der  Juden,  die,  von  Haus  und  Hof  vertrieben,  sich  auf  die 
Wanderung  begaben,  auf  anderthalb  Millionen  Seelen,  die  Gesamt- 
zahl der  durch  die  grossfürstliche  Rückzugsstrategie  heimatlos  gemachten 
Menschen  schwankt  nach  verschiedenen  Angaben  zwischen  6  und  12  Millionen ! 
Die  gewaltige  Flut  der  Flüchtenden  und  Vertriebenen  hat  schliesslich  den 
eisernen  Ring  gesprengt,  in  dem  man  die  Juden  Russlands  niederhielt.  Als 
alle  Landstrassen  von  unübersehbaren  Scharen  obdachloser  jüdischer  „Flücht- 
linge" überfüllt  waren,  als  Tausende  unter  freiem  Himmel  kampierten,  himmel- 
schreiende Not  und  Seuchen  in  die  Städte  trugen,  als  zahllose  Lastzüge  mit 
verbannten  Juden,  abgesperrt  und  versiegelt,  von  einem  Ort  nach  dem 
anderen  herumgeschickt,  von  den  Gouverneuren  zur  „Abladung  ihrer  Güter" 
nicht  zugelassen  und  auf  Nebengeleisen  durch  Wochen  verschoben  wurden, 
als  all  diese  Vorgänge  unmittelbar  hinter  der  Front  auch  zu  einer  militäri- 
schen Kalamität  wurden  —  da  entschloss  sich  erst  die  russische  Regierung, 
den  Kerker  der  Ansiedlungszone,  wohl  nicht  aufzuheben,  aber  zu  erweitern. 
Das  menschliche  Naturrecht  der  Bewegungsfreiheit  wurde  den  Juden  keines- 
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wegs  zugestanden,  die  „Tscherta"  wurde  lediglich  erweitert.  Die  Luft  Petro- 
grads und  Moskaus,  des  kosakischen  Don-Gebietes  oder  der  Residenzen  des 
Zaren  darf  der  Jude  nach  wie  vor  nicht  atmen.  Auch  die  Dörfer,  das 
eigentliche  Land,  bleiben  den  Juden  verbotenes  Gebiet.  Nur  in  den  Mauern 
der  Städte  können  sie  sich  nunmehr  aufhalten. 

So  lautet  der  ministerielle  Erlass.  Es  steht  aber  vorderhand  fest,  dass 
dieser  „Gunst"  der  zarischen  Regierung  kaum  beschieden  sein  wird,  unein- 
geschränkt in  die  Praxis  umgesetzt  zu  werden.  Die  Gouverneure  revoltieren 
demonstrativ  und  machen  den  Regierungserlass  durch  Ausführungszusätze 
faktisch  unwirksam.  Und  die  niederen  Vertreter  des  „Tschins",  des  Beamtentums, 
erklären  öffentlich,  dass  sie  den  „Kampf"  mit  der  Obrigkeit,  die  ihnen  in 
einem  plötzlichen  Anfall  von  „Liberalismus"  die  unerschöpfliche  Einnahmequelle 
der  jüdischen  Rechtlosigkeit  entzog,  nicht  so  bald  aufgeben  werden.  In 
diesem  Augenblick  stehen  die  herumirrenden  Juden,  die  im  Vertrauen  auf 
die  „Reform"  ihren  Wohnsitz  in  russischen  Städten  aufschlagen  wollten,  vor 
denselben  Mühseligkeiten  und  Demütigungen  wie  zuvor.  Die  Ausweisungen 
nehmen  kein  Ende  und  verschonen  nach  wie  vor  auch  verwundete 
jüdische  Soldaten  nicht.  Und  all  das  —  mehrere  Wochen  nach  der 
angeblichen  „Aufhebung  der  Tscherta". 

Kaum  war  die  grosse  „Reform",  die  eigenartige  Judenemanzipation  ver- 
kündet, als  russische  Regierungssendboten  schon  an  den  Türen  der  jüdischen 
Hochfinanz  in  London  und  New  York  klopften,  um  die  Belohnung  für 
die  so  weitgehende  Judenfreundlichkeit  in  klingender  Anleihemünze  zynisch 
zu  verlangen.  Da  wurden  erst  die  geheimnisvollen  Konferenzen  des  Russisch- 
Amerikanischen  Comites  mit  den  russischen  Ministern  über  die  Judenrechte, 
sowie  die  Telegramme  des  Herrn  Wischnegradsky  an  mächtige 
Finanzjuden  in  London  verständlich.  Massenhunger,  Seuchen,  sittlicher  Verfall 
in  seinen  krassesten  Auswüchsen,  anderthalb  Millionen  jüdischer  Frauen, 
Mädchen,  Kinder,  Greise  in  tiefster  Verzweiflung,  ganz  am  Rande  des 
Lebensweges,  der  privaten  Wohltätigkeit  jüdischer  Hilfskomitees  überlassen  — 
die  Regierung  gewährte  eine  Subvention  von  sage  und  schreibe  500.000 
Rubeln!  ])  —  Hunderte  zerstörter  jüdischer  Städtchen,  Tausende  jüdischer 
Opfer  der  Bestialität  einer  zügellosen  Soldateska  —  all  das  hat  noch 
immer  nicht  vermocht,  die  russischen  Machthaber  in  ihren  „Grundsätzen" 
wankend  zu  machen.  Aber  die  Geldnot,  die  Möglichkeit,  ein  paar  Milliarden 
mit  Hilfe  der  jüdischen  Hochfinanz  zu  ergattern  —  sie  verscheuchten  alle 
Bedenken :  Russland  wurde  der  „jüdischen  Invasion"  eröffnet.  Noch  nie  hat  eine 
europäisch  sein  wollende  Regierung  offenkundiger  mit  Menschenrechten  gefeilscht. 

Es  war  stets  ein  Zeichen  der  politischen  Reife  der  russischen  Juden,  dass 
sie   zwischen    den    zarischen   Schergen   und   dem  russischen  Volke  zu  unter- 

*)  Der  von  der  Duma  eingesetzte  „Besondere  Rat  für  Flüchtlingsfürsorge"  erhöhte 
sie  bis  August  1916  auf  elf  Millionen  Rubel. 
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scheiden  wussten.  Trotz  der  Ströme  von  Blut,  die  zwischen  den  Juden  und 
dem  russischen  „Volk  in  Waffen"  flössen,  richtet  sich  der  Hass  nicht  nur 
der  jüdischen  Demokratie,  sondern  des  ganzen  jüdischen  Volkes  einzig  und 
allein  gegen  die  kleine,  aber  mächtige  Gruppe,  die  ein  ungeheures  Reich  und 
ihr  eigenes  Volk  in  Ketten  der  geistigen,  politischen  und  sozialen  Knechtung 
schlug,  der  „Herrschaft  der  Finsternis"  preisgab.  Wir  wissen,  dass  wir  in 
den  klassenbewussten  sozialistischen  Proletariern,  sowie  in  den  radikalen, 
landhungrigen  Bauern  Russlands  treue  Bundes-  und  Kampfgenossen  haben, 
Das  mutige  Eintreten  der  Sozialdemokratie  und  der  Arbeitspartei  in  der  Duma 
für  die  Ehre  der  Judenheit  hat  dankbaren  Widerhall  im  ganzen  jüdischen 
Volke  gefunden.  Die  in  ihrer  wahren  und  reinen  Menschlichkeit  ergreifende 
Art,  mit  der  die  geistige  Blüte  des  russischen  Volkes,  versammelt  um  das 
dichterische  Dreigestirn  —  Andrejew,  Gorjky,  Korolenko  —  die  Sache  der 
jüdischen  Nation  zu  einer  Ehrensache  des  freiheitsdürstenden  Russlands  machte, 
war  uns  ein  Trost  in  der  Stunde  tiefster  Erniedrigung. 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  die  Wurzeln  der  jüdischen 
Rechtlosigkeit  in  Russland  blosszulegen.  Dazu  wäre  es  nötig,  die  Grundlagen 
des  gesamten  russischen  Staatsorganismus  und  der  nationalen  Frage  dieses 
Reiches  zu  untersuchen.  Nur  eines  muss  hier,  Missverständnissen  vorbeugend, 
bemerkt  werden :  die  Judenfrage  in  Russland  ist  nicht  eine  Form  religiöser 
Verfolgungen.  Der  jüdische  Glaube,  die  verschiedenen  religiösen  Richtungen 
und  Kulte  im  Judentum,  der  Gottesdienst,  die  religiöse  Erziehung  haben  in 
Russland  stets  die  weiteste  Duldung  gefunden.  Nicht  als  Mitglied  einer 
bestimmten  Glaubensgemeinschaft  wird  der  Jude  in  Russland  entrechtet,  sondern 
als  Angehöriger  eines  bestimmten  Volksstammes.  Die  jüdischen  Rechtsbeschrän- 
kungen wurden  in  der  letzten  Zeit  mit  wachsender  Strenge  auch  auf  getaufte 
Juden  ausgedehnt.  Andererseits  ist  es  geradezu  augenfällig,  dass  die  russische 
Regierung  neben  jeder  Aeusserung  revolutionärer  und  sozialistischer  Gesinnung 
in  der  jüdischen  Gesellschaft  jeden  Versuch  der  Propaganda  nationalen 
Selbstbewusstseins  und  nationaler  Organisation  unterdrückt.  Es  ist  dabei 
bezeichnend,  dass  die  nationale  Bewegung  in  den  jüdischen  Massen  stets  mit 
der  Begründung  polizeilich  schikaniert  wurde,  dass  sie  die  „nationale  Sepa- 
rierung" und  den  „Unfrieden  zwischen  den  Volksstämmen"  fördere!  —  Die 
Unterdrückung  der  Juden  in  Russland  ist  nur  die  bis  zur  äussersten,  fast 
sinnlos  anmutenden  Grausamkeit  durchgeführte  nationale  Entrechtung  eines 
Volksstammes.  Wir  werden  noch  Gelegenheit  haben,  zu  erörtern,  dass  zwischen 
den  zwei  Formen  der  Rechtsverweigerung  —  der  bürgerlichen  und  nationalen  — 
ein  enger  Zusammenhang  besteht. 

q       ..   .  Die  russische  Judenfrage  wurde  nicht  erst  durch  die  Kriegsvorgänge 

enthüllt.  Der  Grundsatz  der  „Menschenrechte",  der  „Gleichheit  vor 

dem   Gesetz",  wurzelt  so  tief  in  dem  Bewusstsein  der  Kulturvölker,  dass  die 

bürgerliche  Rechtlosigkeit  der  Juden  Russlands  auch  vorher  bekannt  geworden  ist. 
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Denselben  zweifelhaften  Vorzug  geniessen  die  Juden  des  benachbarten 
Rumäniens.  Ihre  Entrechtung  ist  der  offenkundige  Bruch  eines  von  allen 
Mächten  gezeichneten  Abkommens  —  des  Berliner  Vertrages.  Dieser  Miss- 
achtung eines  Schiedsspruches  Europas  verdanken  die  rumänischen  Juden, 
dass  ihr  Schicksal  mitunter  in  Parlamenten  zur  Sprache  kommt,  ohne  dass 
sich  auch  nur  eine  Regierung  zur  Wahrnehmung  des  verletzten  Rechtes 
aufrafft.  Die  rumänische  Regierung  verschmäht  es,  gleich  Russland  Ausnahme- 
gesetze gegen  ihre  eigenen  Bürger  zu  erlassen.  Sie  hat  deshalb  die  Juden  gar 
nicht  in  den  rumänischen  Staatsverband  aufgenommen,  sie  hat  sie  für  „Fremde" 
erklärt,  die  Ausnahmebestimmungen  unterliegen,  die  jedem  Gesetz  als  Klausel 
beigefügt  werden  und  den  Zweck  haben,  den  „Fremden"  die  Existenz  im 
Lande  wirtschaftlich  unmöglich  zu  machen.  Die  jüdischen  „Fremden"  geniessen 
jedoch  das  Privilegium,  in  der  rumänischen  Armee  ihrer  Militärpflicht  genügen 
zu  müssen.  Die  Juden  wurden  während  des  gegenwärtigen  Krieges,  als  die 
rumänische  Armee  in  Bereitschaft  gebracht  wurde,  selbstverständlich  zusam- 
men mit  allen  Rumänen  mobilisiert.  Aber  bevor  Rumänien  auch  nur  beschlossen 
hat,  sich  am  Kriege  zu  beteiligen,  wurden  die  Juden  aus  allen  Ortschaften 
an  der  ungarischen  Grenze,  die  man  offenbar  als  mögliche  Front  betrachtet, 
nach  russischem  Muster  ausgewiesen  und  nach  dem  Landesinnern  abgeschoben. 

III. 

^  -  Die    Beraubung    der    Juden    Russlands    und   Rumäniens   der 

„  .  bürgerlichen,    ja    der    primitivsten    Menschenrechte   ist  auch 

deshalb  ein  Verhängnis  für  die  Judenheit  der  ganzen  Welt, 
weil  man  sich  daran  gewöhnt  hat,  die  Existenz  einer  Judenfrage  nur  dort 
zuzugeben,  wo  die  Juden  als  Einzelbürger  entrechtet  und  brutal  misshandelt 
werden.  Die  Rechtsungleichheit  des  Judenvolkes  ist  noch  ein  kaum 
bekannter  Begriff.  Indes  besteht  eine  Judenfrage  auch  in  den  Ländern 
verfassungsmässig  garantierter  bürgerlicher  Gleichheit.  Wir  denken  dabei 
nicht  an  die  gesellschaftliche  Zurücksetzung,  die  auch  nach  der  bürgerlichen 
Emanzipation  in  Westeuropa  überall  bestehen  blieb,  an  die  Unzugänglichkeit 
gewisser  Ehrenämter  und  Beamtenstellungen  für  die  Juden,  an  den  Fortbestand 
und  das  Aufflackern  der  mittelalterlichen  Vorurteile,  die  eine  Affäre  Dreyfus 
in  Frankreich,  einen  Justizmord  Hilsner  in  Oesterreich,  den  tragischen  Tod 
eines  Leo  Frank  in  Amerika  möglich  machten.  Wenn  wir  auch  diese  Episoden 
in  ihrer  symptomatischen  Bedeutung  zu  würdigen  wissen,  so  berühren  die 
erwähnten  gesellschaftlichen  Schmerzen  des  jüdischen  Bürgertums  West- 
europas die  jüdischen  Volksinteressen  zu  wenig,  um  uns  hier  weiter  zu 
beschäftigen.  Wir  haben  vornehmlich  die  Lage  der  Juden  in  Ländern  wie 
Oesterreich  und  Ungarn  vor  Augen,  wo  inmitten  bürgerlicher  Gleichberech- 
tigung die  Existenz  der  Juden  als  nationaler  Gemeinschaft  untergraben  wird. 
Nun  ist  in  einem  Nationalitätenstaate,  wie  die  Geschichte  der  national  nicht 
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einheitlichen  Reiche  eindringlich  lehrt,  das  Bürgerrecht  ohne  Garantien  für 
nationale  Minderheiten  illusorisch.  Die  Verweigerung  der  nationalen  Gleich- 
berechtigung des  jüdischen  Volkes  führt  daher  in  letzter  Linie  zur  Ein- 
schränkung oder  Aufhebung  der  bürgerlich-politischen  Rechtsgleichheit.  Wir 
können  diese  Erscheinungen  sehr  anschaulich  in  dem  Teile  Oesterreichs 
verfolgen,  wo  die  Masse  der  Juden  dicht  siedelt  —  in  Galizien  und 
in  der  Bukowina. 

Der  Eintritt  der  Juden  Oesterreichs  in  den  nationalen  Kampf 
Uesterreic  .  ^  Volksstämme  dieses  Staates  vollzog  sich  zuerst  in  diesen 
Landesteilen.  Denn  dort  wohnt  fast  eine  Million  Juden,  die  ihre  nationale 
Eigenart  und  Einheitlichkeit  bewahrt  haben.  Für  die  eigentümliche  Stellung  der 
Juden  im  Staate  ist  schon  der  Umstand  bezeichnend,  dass  man  in  der  österreichi- 
schen Statistik  vergeblich  auch  nur  die  Feststellung  der  Tatsache  suchen  wird, 
dass  die  Juden  eine  eigene  Sprache  sprechen.  Die  Juden  w:rden  nicht  als 
Volksstamm,  im  Sinne  der  österreichischen  Verfassung,  betrachtet ;  die  jiddische 
Sprache,  trotzdem  sie  von  einer  Million  Menschen  gesprochen  wird,  darf 
nicht  als  „Umgangssprache"  bei  der  Volkszählung  statistisch  festgehalten  werden. 
Die  amerikanische  Regierung  zählt  die  „yiddish"  Sprechenden  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  sogar  die  russische  Statistik  verschweigt  diese  Tatsache 
nicht.  In  Österreich  aber  müssen  die  Juden  erst  um  die  Anerkennung 
der  einfachen  Tatsache  kämpfen,  dass  sie  existieren. 

Man  hat  die  Juden  zu  einer  blossen  „Glaubensgemeinschaft"  proklamiert 
und  rechnet  sie  fremden  Nationen  zu.  Diese  Missachtung  des  ersten  Grund- 
satzes nationaler  Duldung  —  des  Rechtes  zum  freien  nationalen  Bekenntnis  — 
hat  der  Stellung  der  Juden  den  Stempel  der  Unwahrhaftigkeit  aufgedrückt. 
Sie  dienen  dazu,  die  zahlenmässige  Grösse  der  herrschenden  Nationen  zu  stärken. 
Vor  dem  Jahre  1867  sprachen  die  ungarischen  Juden  in  ihrer  überwiegenden 
Mehrheit  angeblich  deutsch.  Denn  die  Zentralregierung  war  deutsch.  Sofort 
nach  dem  dualistischen  Ausgleich  und  der  Bildung  des  ungarischen  Staates 
beginnen  die  800.000  ungarischen  Juden  unvermittelt  magyarisch  zu  reden. 
In  der  Bukowina  stärken  die  Juden  das  Deutschtum  und  in  Galizien  dienen 
sie  dazu,  den  polnischen  Machthabern  die  polnische  Mehrheit  in  einem 
Lande  zu  sichern,  wo  sich  Polen  und  Ukrainer  faktisch  fast  die  Wage 
halten.  Dazu  wird  also  die  Lüge  von  der  Nichtexistenz  eines  jüdischen  Volkes 
in  Oesterreich  mit  den  Machtmitteln  des  Staates  verewigt.  Die  Juden  wurden 
zu  einem  politischen  Tross  herrschender  Gruppen,  zu  einem  Werkzeug 
nationaler  Majorisierung  und  Unterdrückung  gegen  ihren  Willen  herabge- 
drückt. Sie  dürfen  nicht  durch  Bekenntnis  zum  eigenen  Volkstum  und  durch 
Wahrnehmung  seiner  Daseinsinteressen  nationale  Neutralität  verkünden,  sie 
können  nicht  den  Kämpfen  zwischen  Deutschen  und  Tschechen,  Magyaren 
und  Rumänen,  Polen  und  Ruthenen  fernstehen.  Sie  werden  mit  Gewalt  der 
stärkeren  Nation  zugeteilt. 
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Diese  Politik  der  Täuschung  wurde  in  der  Wahlpraxis  zu  einer  Ent- 
rechtung der  jüdischen  Wähler  ausgebaut.  Damit  die  Juden  ihr  Wahlrecht 
nicht  dazu  nützen,  nach  eigenen  Interessen  zu  handeln,  hat  insbesondere  die 
polnische  Schlachta  (der  Grundadel)  in  Galizien  stets  dafür  gesorgt,  Wahlkreise 
mit  jüdischer  Mehrheit  tunlichst  zu  vermeiden.  Die  sogenannte  „Wahlgeo- 
metrie" wurde  in  Oesterreich  speziell  vom  schlachzizisch-bürgerlichen  Polen- 
klub als  politische  Kampfwaffe  virtuos  gehandhabt.  Gegen  die  Juden  konnte 
es  mit  umso  grösserem  Erfolg  geschehen,  als  die  Zersplitterung  der  Juden 
trotz  ihrer  Konzentration  in  den  Städten  sie  fast  überall  dazu  verurteilt,  in 
die  Minderheit  gedrängt  zu  werden.  Die  Vergiftung  des  politischen  Wahl- 
kampfes durch  die  nationalen  Konflikte  führte  nun  in  Oesterreich  zu  dem 
Bestreben,  national  einheitliche  Wahlgruppen  zu  bilden.  So  wurden  bei  der 
galizischen  Landtags- Wahlreform  im  Jahre  1914  nationale  Wahlkörper 
gebildet,  aber  nur  für  Polen  und  Ruthenen.  Den  Juden  wurde  es  nicht  einmal 
freigestellt,  sich  in  den  einen  oder  anderen  Wahlkataster  einzutragen.  Die 
870.000  Juden  Galiziens  wurden  einfach  in  die  polnische  Kurie  hineinge- 
drängt, wo  sie  eine  bedeutungslose  Minderheit  bilden.  So  wurde  faktisch  das 
verfassungsmässige  Wahlrecht  der  jüdischen  Bürger  wirkungslos  gemacht. 
Als  der  Bukowinaer  Landtag  im  Jahre  1910  bei  der  nationalen  Wahlab- 
grenzung die  Schaffung  auch  eines  jüdischen  Wahlkörpers  beschloss,  scheiterte 
der  Versuch  der  Anerkennung  der  jüdischen  Nation  an  dem  Einspruch  der 
Wiener  Regierung,  die  von  der  assimilatorischen  jüdischen  Plutokratie  Wiens 
dazu  aufgefordert  wurde.    Die  Juden  wurden  in  die  deutsche  Kurie  versetzt. 

Am  schwerwiegendsten  sind  die  Folgen  dieser  systematischen  Entnatio- 
nalisierungspolitik naturgemäss  auf  kulturellem  Gebiete.  Die  Juden  besitzen 
keine  nationale  Schule.  Eine  direkte  Folge  der  Nichtanerkennung  der  jüdischen 
Volkssprache  war  der  Verlust  des  Rechtes  der  Erziehung  in  der  Muttersprache. 
Die  jüdische  Jugend  wird  in  deutschen,  polnischen,  magyarischen  Schulen 
zwangweise  assimiliert,  ihrem  Volkstum  entfremdet,  sie  verliert  jeden  Zusammen- 
hang mit  der  nationalen  Ueberlieferung,  mit  den  Schätzen  der  durch  Jahrtausende 
geschaffenen  jüdischen  Kultur  und  kennt  das  geistige  Leben  und  die  neueren 
Kulturschöpfungen  ihres  Volkes  auch  in  jiddischer  Sprache  nicht.  Staatliche 
jüdische  Schulen  bestehen  nicht,  die  Juden  müssen  ihre  nationalen  Kulturanstalten 
selbst  finanziell  erhalten,  während  mit  ihren  Steuergeldern  fremdnationale 
Schulen  gegründet  und  budgetiert  werden.  So  werden  die  Juden  daran  ge- 
hindert, den  Anschluss  an  die  moderne  Gesittung  mit  der  Pflege  der  eigenen 
nationalen  Kultur  zu  verbinden.  Die  stillschweigende  Duldung  der  traditio- 
nellen, meist  rückständigen  religiösen  Erziehungsanstalten  der  strenggläubigen 
Juden  führt  lediglich  zu  einer  Aufhebung  des  Schulzwanges  für  die  Juden 
Galiziens  und  der  Bukowina.  Mit  der  Auflösung  der  geistigen  Zusammen- 
hänge im  jüdischen  Volke  geht  Hand  in  Hand  die  Züchtung  der  Unwissen- 
heit und  des  religiösen  Fanatismus. 
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Welches  Gebiet  staatlichen  und  nationalen  Lebens  wir  auch  betreten, 
überall  stossen  wir  auf  Tatsachen  bürgerlicher  Degradierung  infolge  nationaler 
Entrechtung.  Jiddisch  oder  hebräisch  geschriebene  Schriftstücke  oder  Urkunden 
haben  keine  Rechtskraft,  der  Jude  kann  sein  Recht  in  seiner  Muttersprache 
nicht  suchen.  Unter  dem  Vorwand,  jüdische  Forderungen  seien  konfessionelle, 
werden  die  Juden  aus  der  Beamtenschaft  verdrängt,  da  die  Beamtenstellen 
nicht  nach  konfessionellen,  sondern  nach  national-politischen  Gesichtspunkten 
besetzt  werden,  die  für  die  Juden  nicht   gelten. 

Es  braucht  kaum  hervorgehoben  zu  werden,  dass  die  politische 
Abhängigkeit     und     kulturelle     Verwahrlosung     der     Juden 
p  Galiziens     Begleiterscheinungen     ihrer    wirtschaftlichen 

Zerrüttung  sind.  Die  ökonomische  Verfassung  der  Juden 
Oesterreichs  weist  eine  fast  vollständige  Parallele  zu  den  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  der  Juden  Russlands  auf,  ein  Beweis  für  die  bedeutsame 
Feststellung,  dass  die  wirtschaftliche  Lage  und  Entwicklung  der  Juden  von 
den  politischen  Verhältnissen  ihrer  Wohnländer  nahezu  unabhängig  sind. 
Der  Kapitalismus  fand  die  Juden  in  beiden  Staaten  in  einer  ökonomischen 
Sonderstellung.  Die  fast  völlige  Loslösung  von  der  Urproduktion,  das  Fehlen 
eines  jüdischen  Bauernstandes  und  das  Ueberwuchern  des  Kleinhandwerks 
und  Kleinhandels  geben  der  ökonomischen  Struktur  der  osteuropäischen 
Juden  ihr  eigenartiges  Gepräge.  Diese  ökonomische  Abgeschlossenheit  eines 
Gewerbe  und  Handel  treibenden  Volkes  in  einem  Agrarstaate  verwandelt 
sich  im  Zeitalter  des  Kapitalismus  in  ein  langsames  oder  schnelles  Versinken 
der  jüdischen  Mittelschichten,  speziell  in  eine  Ausschaltung  der  Handwerker 
und  ihrer  Arbeiter.  Der  Uebergang  zur  Grossindustrie  brachte  das  jüdische 
Handwerk  in  immer  grössere  Abhängigkeit,  steigerte  die  Unsicherheit  der 
Existenz,  die  Wirkung  krisenhafter  Stockungen,  eröffnete  aber  den  proletari- 
sierten  jüdischen  Massen  nicht  den  Zutritt  zu  den  höher  entwickelten  Produk- 
tionszweigen. Während  die  rückständige  Kleinindustrie,  infolge  ihres  Behar- 
rungsvermögens, dem  Siegeszuge  des  Kapitalismus  Widerstand  zu  leisten 
versuchte,  zog  dieser  ein  Heer  von  landlosen,  entwurzelten  Bauern  als 
Lohnproletarier  heran.  Ist  einmal  der  machtvolle  Strom  vom  Land  in  die 
Industriezentren  in  Bewegung,  so  bleibt  den  jüdischen  arbeitsuchenden  Massen 
der  Zutritt  zu  den  modernen  Industriezweigen  versagt,  auf  denen  Macht 
und  Zukunft  des  Proletariats  beruhen.  Man  kann  diese  Ausschaltung  der 
jüdischen  Proletariermassen  in  den  Zentren  der  Grossindustrie  innerhalb  des 
russischen  Ansiedlungsgebiets  —  in  Südrussland  und  Polen  —  beobachten. 
In  Oesterreich  kommt  es  in  der  Tatsache  zum  Ausdruck,  dass  das  industriell 
entwickelte  Westösterreich  die  verelendeten  jüdischen  Massen  des  angrenzenden 
Galiziens  keineswegs  anzog.  Die  Juden  blieben  trotz  gesetzlicher  Bewegungs- 
freiheit in  ihrer  alten  galizischen  Massensiedlungszone  konzentriert. 

Die   ökonomische   Sonderstellung  der  Juden  hat  sich  nunmehr  durch  die 
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Konzentrierung  in  bestimmten  Zweigen  der  Industrie  vertieft.  Die  jüdischen 
Arbeitermassen  sind  fast  ausschliesslich  auf  die  von  der  betriebstechnischen 
Umwälzung  am  wenigsten  ergriffenen  Verbrauchsindustrien  beschränkt 
geblieben.  Von  den  nahezu  zwei  Millionen  Juden  Russlands,  die  im  Hand- 
werk und  in  der  Industrie  tätig  sind,  ernährt  sich  die  grössere  Hälfte  von 
den  Bekleidungs-  und  Lebensmittel-Industrien,  von  350.000  in  Oesterreich  — 
fast  zwei  Drittel.  Während  der  Rückgang  dieser  Produktionszweige  die  in 
ihnen  zusammengedrängten  jüdischen  Massen  mit  Deklassierung  bedroht, 
nimmt  der  Niedergang  des  Kleinhandels,  insbesondere  infolge  der  genossen- 
schaftlichen Entwicklung  auf  dem  Lande  mit  raschen  Schritten  zu.  So  kam 
das  ganze  jüdische  Wirtschaftsleben  ins  Wanken  und  in  Bewegung. 

Die  Verdrängungserscheinungen  hatten  die  Tendenz  zur  beruflichen 
Neugliederung  zur  Folge.  Sie  kommt  zunächst  in  der  gewaltigen  jüdischen 
Auswanderung  zum  Ausdruck,  die  den  Schwerpunkt  des  jüdischen  Volkslebens 
nach  neuen  Wohnländern  überträgt.  Die  ökonomische  Erschütterung  ist  so 
gross,  dass  im  Laufe  der  letzten  drei  Jahrzehnte  in  Nordamerika  allein  eine 
Siedlung  von  2ll2  Millionen  osteuropäischer  Juden  entstand,  von  mehreren 
Hunderttausenden  in  Westeuropa,  Argentinien  und  Palästina  abgesehen. 
60  %  dieser  Auswanderer  sind  überzählig  gewordene  Handwerksarbeiter  und 
proletarisierte  Handwerker,  die  die  grossartige  Bekleidungsindustrie  (jüdische 
needle  industries)  Amerikas  schufen.  Zugleich  geht  ein  Produktivierungsprozess 
in  den  bisherigen  Wohnländern  vor  sich  —  eine  Binnenwanderung  nach  den 
Grosstädten  und  ein  unaufhörlicher  Uebergang  vom  Handel  zum  Handwerk 
und  zur  Industrie.  In  ihren  Anstrengungen  ökonomischer  Anpassung  sind  die 
arbeitenden  jüdischen  Massen  sich  selbst  überlassen.  Es  wäre  die  Aufgabe 
von  Organen  nationaler  Selbstverwaltung,  die  notwendige  sozialökonomische 
Fürsorge  planmässig  zu  organisieren.  Die  nationale  Desorganisation  macht  die 
Regelung  dieser  eigenartigen  Probleme  des  Volkslebens  unmöglich,  der  öko- 
nomische Niedergang  bekommt  den  Charakter  eines  Zusammenbruchs,  dessen 
Hauptmerkmale  Deklassierung  und  Entstehung  eines  unverhältnismässig  zahl- 
reichen Lumpenproletariats  sind. 

Es  darf  auch  nicht  vergessen  werden,  dass  die  bürgerlich-politische 
Ausnahmestellung  durch  überlieferte  antisemitische  Vorurteile  und  Ghetto- 
Reminiszenzen  begünstigt  wird.  Eine  vom  galizischen  Landtag  beschlossene 
und  von  der  Landesregierung  im  Januar  1911  abgehaltene  Enquete  über  die 
Notlage  der  Juden  Galiziens  hat  die  angeführten  Tatsachen  voll  und  ganz 
bestätigt,  ohwohl  ihre  Teilnehmer  vorwiegend  regierungstreue  Angehörige 
der  „israelitischen"  Oberschichten  waren.  Die  nur  zögernd  und  schonend 
vorgebrachten  Beschwerden  ergaben  folgendes  Bild:  jüdische  Lehramts- 
kandidaten finden  keine  Anstellung  in  Schulen,  ebenso  ist  jüdischen 
Juristen  die  Richter-  und  Beamtenlaufbahn  versperrt,  ein  Jude  hat  überhaupt 
zu  öffentlichen  Aemtern  fast  keinen  Zugang.   Das  Gesetz  der  Sonntags- 
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ruhe  wird  dazu  missbraucht,  um  jüdische  Händler,  Handwerker  und  Arbeiter, 
die  am  Sabbath  ruhen,  wirtschaftlich  zu  ruinieren.  Die  polnischen  Gewerbe- 
genossenschaften, Kreditvereine,  Innungen  und  andere  Berufsorga- 
nisationen des  Mittelstandes  verweigern  jüdischen  Handwerkern  die 
Aufnahme,  während  Konsum-  und  Absatzgenossenschaften  den  jüdischen 
Handel  unaufhaltsam  verdrängen.  Während  diese  Körperschaften  die  weit- 
gehendste Unterstützung  und  finanzielle  Förderung  des  Landtags  finden,  werden 
die  jüdischen  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Organisationen  mit  Brocken 
abgefunden,  die  in  gar  keinem  Verhältnis  zur  Kopfzahl  der  Juden  und 
ihrer  Steuerleistung  stehen.  Ist  der  ökonomische  Fortschritt  ohnehin  gegen 
die  in  ihrer  Existenz  erschütterten  Schichten  des  jüdischen  Handwerks  und 
Kleinhandels  gerichtet,  so  hat  die  ,, asemitische"  Verwaltungspraxis  der  auto- 
nomen Landesbehörden  Ausnahmebestimmungen  und  Ungesetzlichkeiten 
geschaffen,  die  die  Proletarisierung  des  Mittelstandes,  Deklassierung  des 
Proletariats  und  der  Intelligenz  zu  einer  Katastrophe  steigerten.  Diese  Fest- 
stellungen einer  amtlichen  Umfrage  bedürfen  keiner  Erläuterungen.  Sie 
erklären,  wieso  Galizien  inmitten  bürgerlicher  Gleichberechtigung  für  die 
Juden  ein  klassisches  Land  politischer  Ohnmacht,  kultureller  Verarmung  und 
wirtschaftlicher  Verdrängung  und  Deklassierung  geworden  ist. 

Auch  während  des  Krieges  kamen  die  entrechtenden  Tendenzen  zum 
Vorschein.  Die  jüdischen  Flüchtlinge  aus  Galizien,  deren  Söhne  mit  ihren 
Leibern  Ungarn  vor  der  russischen  Invasion  schützten,  wurden  aus  Ungarn 
als  Landesfremde  nach  Tausenden  ausgewiesen.  Auch  in  Wien  und  ander- 
wärts war  man  bemüht,  den  Zustrom  der  jüdischen  Flüchtlinge  einzudämmen, 
und  hatte  mitten  im  Kriege  keine  anderen  Sorgen,  als  den  jüdischen 
Rechtsanwälten  aus  Galizien  die  Ausübung  ihrer  Praxis  in  Wien  zu  verbieten. 

In  den  besetzten  Gebieten  Russisch-Polens  unter  österreichischer  Ver- 
waltung wurden  alle  für  die  Juden  in  Russland  geltenden  Beschränkungen 
beibehalten.  Als  Vorwand  wird,  von  den  zumeist  polnischen  leitenden 
Beamten,  die  Haager  Konvention  über  die  Rechtsausübung  in  okkupierten 
Gebieten  angeführt,  obwohl  die  Konvention  die  Regierung  nicht  hindert, 
sonst  ziemlich  tief  einschneidende  Verwaltungsmassnahmen  zu  treffen.  So 
wurde  das  Tabakmonopol  eingeführt,  wobei  Tausende  von  Juden  brotlos 
gemacht  wurden.  Entgegen  allen  kundgegebenen  Zusagen  der  verbündeten 
Armeen  werden  den  Juden  im  österreichischen  Verwaltungsteil  viel  höhere 
Kontributionen  auferlegt  als  der  anderen  Bevölkerung ;  sie  werden  auch  sonst 
zu  unverhältnismässig  hohen  Leistungen  auch  anderer  Art  herangezogen. 
Schliesslich  beweist  ein  bekannt  gewordener  Befehl  über  die  Anstellungs- 
bedingungen für  Lehrkräfte  im  besetzten  Gebiet,  dass  man  auch  im  Kriege 
die  „judenreine"  Verwaltungspraxis  fortsetzt.  *) 


Wir    verweisen    zur    Charakteristik    des     Verhältnisses    der    österreichischen 
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IV. 

IT  Es    ist   nicht    möglich,  von  der  nationalen  Demütigung 

o  en  un     j  .       ^^   Juden    Oesterreichs   und  insbesondere  Galiziens  zu 

sprechen,  ohne  auf  das  Verhältnis  des  polnischen  Volkes  zum  jüdischen 
nationalen  Problem  einzugehen. 

Etwa  drei  Millionen  Juden  leben  auf  polnischer  Erde,  richtiger,  innerhalb 
des  gesellschaftlichen  und  politischen  Machtbereiches  der  Polen.  Die  Nach- 
barschaft von  Polen  und  Juden  dauert  fast  7  Jahrhunderte  und  wenn  sie 
auch  nicht  ungetrübt  war,  so  beruhte  sie  doch  auf  einer  wirtschaftlichen 
Interessengemeinschaft,  die  eine  Verständigung  zwischen  beiden  Völkern 
notwendig  und  möglich  machte.  Die  Juden  waren  eine  handel-  und  gewer- 
betreibende Schicht  in  einem  rein  agrarischen  Staate.  Sie  waren,  zum  Teil 
gemeinsam  mit  den  Deutschen,  die  Städtebauer  Polens,  die  ersten  und  durch 
Jahrhunderte  einzigen  Träger  des  Handels  und  des  Handwerks  im  polnisch- 
lithauischen  Reiche.  Die  polnischen  Staatsmänner  waren  trotz  der  Gegenein- 
flüsse der  Kirche  von  der  Unentbehrlichkeit  der  Juden  derart  durchdrungen, 
dass  sie  in  Polen  auch  national-politisch  eine  einzigartige  staatsrechtliche 
Stellung  erhielten.  Wir  können  sie  kennzeichnen  als  nationaleAutonomie 
inmitten  bürgerlicher  Rechtsbeschränkungen.  Wohl  waren  die 
Juden  keine  vollberechtigten  Bürger  der  polnischen  Stadtgemeinden  und  des 
Staates,  aber  die  wirtschaftliche  Bewegungsfreiheit  war  verbürgt,  der  Schutz 
gegen  rechtliche  Uebergriffe  war  gewährleistet.  Dabei  besassen  die  Juden 
Polens  innerhalb  ihrer  national-autonomen  Gemeinden,  die  einen  Reichsbund 
mit  einer  Nationalkammer  an  der  Spitze  bildeten  („Waad  arba  haarazoth" 
—  Ausschuss  der  vier  Länder),  innere  Gerichtsbarkeit  nach  jüdischem  Recht, 
Steuer-Autonomie,  Freiheit  der  national-kulturellen  Entwicklung  und  Selbst- 
verwaltung in  allen  nationalen  Angelegenheiten.  Diese  den  polnisch-lithauischen 
Juden  zugestandenen  nationalen  Minderheitsrechte  ermöglichten  diesem  Kern 
des  jüdischen  Volkes  die  Erhaltung  der  nationalen  Geschlossenheit  und  Kultur. 
Die  Juden  dankten  dem  polnischen  Volke  für  diese  Respektierung  ihrer 
Rechte,  indem  sie  an  dem  Todeskampf  des  polnischen  Staates  und  den  blutigen 
Versuchen  seiner  Aufrichtung  tätigen  Anteil  nahmen. 

Der  Weltkrieg,  der  eine  Wiedergeburt  Polens  und  die  Vereinigung 
des  zerstückelten  Volkes  in  den  Bereich  der  politischen  Möglichkeiten  rückte, 
zeitigte  ein  seltsames  Schauspiel.  Polen  und  Juden,  die  am  schwersten  geprüften 
und  durch  den  Krieg  am  schmerzlichsten  betroffenen  Nachbarnationen,  stehen 
keineswegs  im  gemeinsamen  Kampfe.  Entfremdung  und  offene  Feindseligkeiten 
kennzeichnen  das  gegenseitige  Verhältnis.  Die  Juden  blicken  nach  Vorgängen 


Verwaltung  zu  den  Juden  im  okkupierten  Teil  Russisch-Polens  auf  die  im  Anhang 
abgedruckten  Dokumente,  die  erst  nach  der  Abfassung  und  Ueberreichung  dieser 
Denkschrift  bekannt  geworden  sind. 
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der    jüngsten    Vergangenheit    ihrer    Zukunft   in  einem  freien,  sich  selbst  ver- 
waltenden Polen  mit  Misstrauen  und  Besorgnis  entgegen. 

Die  polnische  Oeffentlichkeit  betrachtet  jeden  Versuch  einer  freimütigen 
Aussprache  über  die  polnisch-jüdische  Frage  als  einen  Angriff  gegen  die  natio- 
nalen Hoffnungen  und  Bestrebungen  des  polnischen  Volkes.  Die  grundlose 
und  sinnlose  Beschuldigung,  dass  die  Juden  durch  ihre  Anklagen  gegen  die 
polnischen  antisemitischen  Treibereien  die  Sympathien  der  gesitteten  Menschheit 
für  den  Freiheitskampf  des  polnischen  Volkes  zu  beeinträchtigen  suchen, 
muss  von  vornherein  zurückgewiesen  werden. 

Die  Stellung  der  jüdischen  Demokratie  zu  der  polnischen  Sache  hat  sich 
nicht  geändert.  Wir  verstehen  die  Grösse  der  Leiden  des  polnischen  Volkes ; 
wir  können  sie  als  eine  unterdrückte  und  zersprengte  Nation  aufrichtig 
mitfühlen ;  wir  verfolgen  mit  tiefer  Sympathie  den  Kampf  der  Polen  um  ihre 
Vereinigung  und  Freiheit.  Nach  wie  vor  betrachtet  die  Judenheit  die  Erfül- 
lung der  Sehnsucht  von  Generationen  polnischer  Freiheitskämpfer  als  ein 
Gebot  der  Gerechtigkeit  und  als  Erfordernis  der  europäischen  Demokratie. 
Die  jüdische  Presse  und  die  jüdischen  sozialistischen  und  bürgerlichen  Orga- 
nisationen haben  wiederholt  Anlass  genommen,  um  diesen  Ueberzeugungen 
der  jüdischen  Gesellschaft  Ausdruck  zu  geben.  Es  muss  aber  gesagt  werden, 
dass  die  Erfahrungen  der  letzten  Jahrzehnte  die  Juden  darüber  belehrten, 
dass  ein  freies  Polen  mit  der  nationalen  Entrechtung  der  Juden  des  Landes 
sehr  wohl  vereinbar  wäre.  Denn  die  politischen  Geschicke  des  polnischen 
Volkes  und  die  ökonomische  Entwicklung  des  Landes  bedingten  in  den  letzten 
Jahrzehnten  eine  radikale  Umwälzung  in  der  Stellung  der  polnischen  Gesell- 
schaft zu  der  Judenfrage. 

National  zerrissen,  gedemütigt  und  bedrückt,  vereinigten  sich  alle  Teile 
des  polnischen  Volkes  in  dem  stillschweigenden  Entschluss,  die  staatliche 
Selbständigkeit  wieder  zu  erringen.  Die  Idee  des  Nationalstaates,  die 
die  politische  Gestaltung  Europas  im  XIX.  Jahrhundert  bestimmte,  fiel  nir- 
gends auf  fruchtbareren  Boden  als  in  Polen.  Aber  auch  die  besten  und 
vorgeschrittensten  Teile  der  polnischen  Gemeinschaft  übertrugen  diesen 
Gedanken  schematisch  auf  polnischen  Boden,  ohne  Anpassung  an  die 
historisch  gewordenen  Verhältnisse  des  Landes.  Sie  haben  übersehen,  dass  die 
Vereinigung  aller  Polen  in  einem  Staatsgebilde  nicht  die  Bildung  eines  ein- 
heitlichen Nationalstaates,  sondern  eines  vielgestaltigen  Nationalitäten- 
staates 2ur  Voraussetzung  hat.  Denn  in  den  historischen  Grenzen  des 
polnischen  Staates  wohnen  nicht  nur  Polen,  sondern  auch  Ukrainer  und 
Lithauer,  Juden  und  Deutsche.  Dem  durch  jahrelange  Unterdrückung  ver- 
wundeten, bis  zum  Chauvinismus  gesteigerten  nationalen  Selbstgefühl,  vor 
allem  aber  dem  auschlaggebenden  Einfluss  der  Schlachta  auf  die  polnische 
Nationalpolitik  ist  es  zuzuschreiben,  dass  sich  die  polnische  Gesellschaft 
wenig    mit    dem    Gedanken   eines   gerechten   Ausgleiches  mit  den  nationalen 
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Minderheiten  Polens  befasste.  Vielmehr  zeigt  die  polnische  Politik,  insbeson- 
dere in  dem  autonomen  Galizien  —  dem  „polnischen  Piemont"  —  die  Tendenz, 
die  Suprematie  des  Polentums  gewaltsam  zu  sichern.  Die  polnischen  nationalen 
Befreiungsbestrebungen  wurden  in  hohem  Grade  von  der  Klassenideologie  der 
herrschenden  Schichten  beeinflusst,  die  die  Führung  in  diesem  Kampfe  über- 
nahmen —  der  Schlachta  und  des  aufstrebenden  städtischen  Bürgertums. 
Wohl  in  keinem  Volke  ist  der  Grundadel  so  zahlreich  und  übte  eine  so 
tiefgehende  Wirkung  auf  das  gesellschaftliche  Leben  und  die  Gesinnung  der 
Nation  aus,  wie  es  der  Schlachta  im  polnischen  Volke  geglückt  ist.  Sie 
durchsetzte  das  nationale  Befreiungsideal  mit  staatsrechtlichen  Elementen, 
erstrebte  noch  zur  Zeit  des  Aufstandes  von  1863  nicht  nur  die  Erlösung 
der  von  Polen  vorwiegend  besiedelten  Gebiete  vom  fremden  Joch,  sondern 
erhob  staatsrechtliche  Ansprüche  auch  auf  Lithauen  und  die  Ukraina,  die 
früher  Bestandteile  des  Polenreiches  waren  und  wirtschaftlich  noch  heute 
zum  grössten  Teile  polnischen  Grundherren  tributpflichtig  sind,  Dass  diese 
sozusagen  feudalrechtlichen  Begriffe  noch  heute  in  der  nationalen  Ideologie 
der  Polen  lebendig  sind,  beweist  das  Manifest  des  Obersten  Polnischen 
National-Komitees  vom  8.  August  1915,  in  dem  die  Vereinigung  des 
ungeteilten  Kongresspolens  mit  dem  ungeteilten  Galizien  gefordert  wird. 

Es  ist  nicht  unsere  Aufgabe,  auf  die  Widersprüche  zwischen  den  gross- 
polnischen Tendenzen  und  der  Nationalstaats-Idee  hinzuweisen.  Wir  wollen 
nicht  behaupten,  dass  im  polnischen  Volke,  das  mehr  als  ein  Jahrhundert 
für  seine  nationale  Selbstbehauptung  und  Selbstregierung  ringt,  kein  Verständnis 
für  die  Selbstbestimmungsrechte  der  anderen  Volksstämme  vorhanden  ist,  die 
Polen  bewohnen.  Es  hat  keinen  Zweck,  über  die  Gestaltung  der  nationalen 
Machtverhältnisse  im  zukünftigen  Polen  Vermutungen  auszusprechen.  Galizien 
muss  nicht  ein  Vorbild  polnischer  Selbstverwaltung  bleiben.  Wir  vertrauen 
auf  den  wirtschaftlichen  Aufstieg  und  das  wachsende  nationale  Bewusstsein 
der  nationalen  Minderheiten  und  das  Erstarken  der  Arbeiterdemokratie  im 
polnischen  Volke  selbst. 

Wohl  aber  steht  es  fest,  dass  der  Gedanke  des  Nationalstaates  bei  allen 
Schichten  der  polnischen  Gesellschaft  —  von  der  konservativen  Schlachta 
bis  zu  den  sozialistischen  Parteien  —  mit  der  Vorstellung  der  nationalen 
Auflösung  der  Judenheit  Polens  verbunden  ist.  Die  ruhmreichen  Ueber- 
lieferungen  des  selbständigen  Polens,  das  den  Juden  Sicherheit  der  nationalen 
Entwicklung  gewährte,  sind  vergessen.  Die  polnische  Gesellschaft,  auf  ihre 
unangefochtene  Beherrschung  des  polnischen  Gebietes  eifersüchtig,  erblickt 
in  dem  Fortbestand  einer  jüdischen  Minderheit  von  etwa  drei  Millionen  eine 
Gefahr  für  ein  freies  Polen.  Die  polnischen  politischen  Organisationen  er- 
klären sich  bereit,  den  Juden  Bürgerrechte  zuzugestehen,  die  aber  offen,  oder 
versteckt,  an  die  Bedingung  der  Assimilation,  des  vorbehaltlosen  nationalen 
Anschlusses  an  die  polnische  Umgebung  gebunden  werden.    Man    kann  ver- 
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schiedener  Ansicht  über  die  Zukunft  der  Juden  in  Polen  sein,  ebenso  wie  in 
anderen  Ländern.  Wir  wollen  hier  die  irrtümliche  Auffassung  nicht  zergliedern, 
dass    die    Juden,    ökonomisch   von    den  „Wirtsvölkern"    abhängig,  territorial 
zersprengt,    auch    national-kulturell  dem  Tode,  dem  Untergang  geweiht  sind. 
Sie  beruht  auf  trügerischen  Analogien  mit  den  jüdischen  Minderheiten  West- 
europas und  Unkenntnis  der  im  Leben  der  jüdischen  Volksmassen  wirkenden 
Kräfte,    wenn    sie    auch    von    einigen    sonst    ernst  zu  nehmenden  Soziologen 
geteilt  wird.  Die  polnischen  Parteien  jedoch  betrachten  die  nationale  Entäus- 
serung    der    Juden    nicht    als    das    Ergebnis    eines    langwierigen    historischen 
Prozesses.    Sie    fordern    das    Aufgeben  der  jüdischen  Nationalität,  sie  dik- 
tieren die  Assimilation  an  das  Polentum,  sie  nehmen,  wie  das  Beispiel  Galiziens 
zeigt,  die  Juden  gegen  den  kundgegebenen  Willen  der  Volksmassen  für  sich  in 
Anspruch    und  zwar  auch  in  Gebieten,  wie  das  ukrainische  Ostgalizien   oder 
die  lithauische  Njemen-Gegend,  wo  die  Polen  selbst  eine  Minderheit  bilden. 
Die    Geschichte    kennt    kaum    ein   zweites    Beispiel  dieser  völligen  Ver- 
ständnislosigkeit    eines    selbst    unterdrückten    Volkes    für   den    Existenzkampf 
einer  gemarterten,  um  die  letzte  Entscheidung  ringenden  Nation.    Mit  kalter 
Brutalität,  unbekümmert  um  den  Grundsatz,  jeder  Nation  die  freie  Bestimmung 
über    ihr   Geschick  zu  überlassen,  spricht  die  polnische  Gesellschaft,  von  der 
Schlachta  bis  zur  Sozialdemokratie,  dem  Judenvolke  das  Todesurteil,  billigt  ihm 
nur    den    einen    Daseinszweck   zu,   durch  sein  Aufgehen  im  Polentum  diesem 
die    Vorherrschaft    in    den    national    „bedrohten"    Teilen    Polens    zu  sichern. 
Zu    der   seit   jeher   von  der  Schlachta  zur  Schau  getragenen  Verachtung  für 
jüdische  Sitte  und  Kultur  gesellt  sich  in  der  heutigen  polnischen  Gesellschaft 
unverhüllte    Abneigung    und    Hass    gegen    jede    Regung   jüdischen  National- 
bewusstseins,  jeden  Versuch  der  Organisation  auf  nationaler  Grundlage.   Die 
polnische  Gesellschaft  ist  derart  fest  entschlossen,  das  jüdische  Volk  in  Polen 
national    zu    erdrosseln,    dass   man    im  Kampfe  gegen  unser  nationales  Recht 
auch  vorder  Aufhebung  der  einfachen  bürgerlichen  Rechte  nicht  zurückschreckt. 
Auch  die  polnische  Sozialdemokratie  Galiziens  spricht  nie  anders, 
als  von  den  zwei  das  Land  bewohnenden  Nationen  —  Polen  und  Ukrainern, 
sie  schwieg,  als  man  die  Volkszählung  in  Oesterreich  (1910)  nach  dem  Worte 
des   tschechischen  Sozialdemokraten  Winter  in  einen  europäischen  Skandal 
verwandelte    und    tausende   Juden    in    Galizien   mit   Geld-   und  Kerkerstrafen 
belegte,    weil   sie   sich  zur  jüdischen  Muttersprache  bekannten,  sie  fand  kein 
Wort    des    Einspruches,   als   man  bei  der  nationalen  Teilung  der  galizischen 
Landtagswähler    die    Juden    ohne    weiteres    in    den    polnischen    Wahlkörper 
hineindrängte,    sie   bekämpfte   die  Forderung  jüdischer  Schulen  und  jüdischer 
Selbstverwaltung  in  Oesterreich  oder  gar  einer  nationalen  Wiedergeburt  der 
Juden  auf  eigener  Scholle  —  als  „konfessionelle"  Reaktion  und  nationalistische 
Anmassung.  Kein  Wunder,  dass  Schlachta  und  Bürgertum  einen  Schritt  weiter 
gingen    und   für   die  Juden  Galiziens  den  Ausnahmszustand  schufen,  den  wir 
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oben  geschildert  haben.  Die  polnische  Bourgeoisie  in  Russisch-Polen  fühlte 
sich  auch  an  die  Aeusserlichkeiten  der  „gleichen  Menschenrechte"  nicht 
gebunden.  Bei  der  Einführung  der  städtischen  Selbstverwaltung  in  Polen 
verbündete  sie  sich  gern  mit  der  russischen  Reaktion  und  stimmte  in  der  Duma 
für  die  Beschränkung  der  Zahl  der  jüdischen  Gemeinderäte  mit  10—20%, 
auch  in  Städten  mit  absoluter  jüdischer  Majorität. 

Die  stärkste  Triebkraft  des  Kampfes  gegen  die  Juden  war  die  Vertiefung 
der  wirtschaftlichen  Gegensätze.  Schon  zur  Zeit  der  staatlichen  Selbständigkeit 
Polens  hatten  die  Juden  in  den  städtischen  Innungen  und  Zünften  des  pol- 
nischen Bürgertums  erbitterte  Gegner.  Aber  sie  waren  nicht  zahlreich.  Erst 
der  Kapitalismus  rief  eine  polnische  Handels-  und  Industriebourgeoisie  ins 
Leben,  die  den  Wettbewerb  des  jüdischen  Mittelstandes  drückend  empfindet. 
Wir  haben  gesehen,  wie  sie  in  Galizien  im  Bunde  mit  den  Vertretern  der 
freien  Berufe,  die  sich  den  alleinigen  Zutritt  zu  den  Aemtern  sichern  wollen, 
und  mit  den  Konsum-  und  Absatzorganisationen  der  Bauern  die  ökonomische 
Ausschaltung  der  Juden  systematisch  betreibt.  In  Russisch-Polen  hat  die 
Verdrängungssucht  die  Parole  der  Nationalisierung  (d.h.  Polonisierung) 
der  Industrie,  des  Handels  und  Kredits  ausgegeben  und  die  politischen  Orga- 
nisationen des  Bürgertums  und  der  Bauernschaft  in  ihren  Dienst  gestellt. 
Sie  hat  die  wachsende  politische  Spannung  zwischen  den  Polen,  die  plötzlich 
mit  Entsetzen  entdeckten,  dass  sich  die  Juden  gar  nicht  assimilieren,  und  den 
zum  nationalen  Selbstbewusstsein  erwachten  Juden  geschickt  ausgenützt,  um 
den  Konkurrenzkampf  zu  einem  nationalen  Kreuzzug  gegen  die  Juden  zu 
machen.  Es  ist  für  das  Wesen  der  polnischen  Judenhetze  bezeichnend,  dass 
der  bekannte  Boykott  gegen  die  Juden  nach  den  Duma- Wahlen  proklamiert 
wurde,  als  die  jüdische  Wählerschaft  Warschaus  ihre  politische  Selbständigkeit 
und  Reife  bekundete,  indem  sie  gegen  den  bürgerlich-antisemitischen  Kandi- 
daten und  zugunsten  des  polnischen  Sozialdemokraten  entschied.  Schlachzizische 
Herrschsucht  und  Unduldsamkeit,  Missachtung  von  fremden  Rechten,  kapi- 
talistischer Konkurrenzneid  und  Profitsucht  reichten  sich  im  trauten  Bunde  die 
Hände,  um  einen  Sturm  der  Missgunst  und  des  blindesten  Hasses  gegen  die 
Juden  aufzupeitschen,  wie  sie  schlimmer  auch  in  Russland  kaum  anzutreffen  sind. 
Die  russische  Reaktion  fand  in  dem  einst  revolutionären  Polen  ihre  willigsten 
Bundesgenossen.  In  der  schwülen  Atmosphäre  des  Judenhasses  blühten  die 
giftigsten  Pflanzen.  Während  der  B  e  i  1  i  s-Affäre  stand,  mit  Ausnahme  der  sozialis- 
tischen, fast  die  ganze  polnische  Presse  im  Dienste  der  Ritualmord-Hetzer,  der 
gesellschaftliche  Boykott,  der  Antisemitismus  in  den  Schulen  nahmen 
abstossende  Formen  an,  politisch  war  durch  die  Kommunal-Reform  die 
russische  Methode  auch  bürgerlicher  Entrechtung  von  den  Polen  übernommen, 
der  wirtschaftliche  Boykott  hatte  ungeahnte  Dimensionen  und  setzte  sich 
die  Aushungerung  und  Vertreibung  von  zwei  Millionen  Juden  zum  Ziele, 
die  durch  7  Jahrhunderte  die  städtischen  Gewerbe  in  Polen  zur  Blüte  brachten. 
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Es  braucht  nicht  erst  gesagt  zu  werden,  dass  der  mit  allen  Mitteln 
gesellschaftlicher  Organisation  gegen  die  jüdischen  Produzenten  eingeleitete 
Feldzug  auch  die  ökonomischen  Positionen  der  jüdischen  Arbeiterschaft  unter- 
grub. Das  jüdische  Proletariat  blieb  zumeist  in  den  rückständigen  Industrie- 
zweigen zusammengedrängt,  in  den  das  Werkzeug  und  die  Handmaschine 
vorherrschen  und  die  ausschliesslich  in  jüdischen  Händen  sind.  So  muss  der 
Boykott  letzten  Endes  zu  einer  beschleunigten  Deklassierung  jüdischer  Proletarier 
führen,  während  er  für  die  jüdische  Grossbourgeoisie  ungefährlich  bleibt,  die 
entweder  in  anonymen  Aktiengesellschaften  aufgegangen  ist  oder  polnischen 
Arbeitern  gegenübersteht.  Ebenso  stiess  die  von  den  Polen  verlangte  bedingungs- 
lose politische  und  kulturelle  Unterwerfung  auf  den  entschlossenen  Widerstand 
der  jüdischen  Arbeiterschaft,  die  ohne  Unterschied  der  Partei  den  Gedanken 
der  Assimilation  als  ein  unsoziales,  kulturwidriges  Experiment  zurückweist. 

In    diesem    Kampfzustand    traf  Polen  und  Juden  der  Weltkrieg,  der  das 
Siedlungsgebiet    beider   Völker   in   einen  Schauplatz  blutiger  Schlachten  ver- 
wandelte. Allgemein  war  im  jüdischen  Volke  die  Erwartung,  dass  die  Grösse 
des   Augenblicks,    der  eherne  Schritt  der  herannahenden  geschichtlichen  Ent- 
scheidungen,   die  Verheissung    der  kommenden  Erlösung  und  Erfüllung  eines 
grossen    Traumes    des    polnischen  Volkes    —  dem  hässlichen  und  erbitterten 
Kampfe  gegen  das  jüdische  Nachbarvolk  ein  Ende  setzen  werden.   Mit  Ent- 
setzen   und   grenzenloser    Enttäuschung    mussten  alle  Freunde  der  polnischen 
Wiedergeburt  wahrnehmen,  dass  die  Ankündigung  einer  besseren  und  schöneren 
Zeit  für  das  polnische  Volk,  die  Botschaft  der  kommenden  Freiheit  von  einem 
hasserfüllten    Wutgeheul,    von   einer   generellen   Denunziationskampagne  und 
einem   erbarmungslosen  Vernichtungskrieg   gegen  die  Juden  gefolgt 
wurde,    der    an   Tücke   und   Grausamkeit   dem   russischen    Ausrottungskampf 
kaum  nachsteht.  Wir  verweisen  auf  die  Feststellungen  von  Georg  Brandes, 
der  bis  zur  Katastrophe  des  Weltkrieges  den  Leiden  und  Kämpfen  des  Juden- 
volkes fern,  dagegen  stets   ein   schwärmerischer    Freund   des  Polentums  war, 
sowie  auf  die  Erklärungen  unserer  Parteien  in  Oesterreich  und  Russland  und 
des    „Bundes".    Ergänzend    wollen   wir   noch   folgende  Tatsachen  erwähnen. 
Nicht    nur    die    bürgerliche    polnische    Presse    in    Russisch-Polen    nährte 
durch    unaufhörliche    Erfindungen    die    Legende,    die   Juden  seien  landesver- 
räterische Freunde  Deutschlands  und  Oesterreichs.  Das  national-demokratische 
„Slowo    Polskie"    in   Lemberg   hetzte   während  der  russischen  Okkupation 
auch    gegen    die    galizischen   Juden    wegen    ihrer    antirussischen    Gesinnung! 
Ganz    Kongress-Polen    widerhallt    von    den  Beschwerden    der   jüdischen  Be- 
völkerung gegen  die  polnischen  Bürgerkomitees.   Sie  waren  überall  entweder 
ganz  judenrein  (z.B.  in  Warschau  mit  300.000  Juden)  oder  sie  ziehen  einzelne 
durchaus  polonisierte  Vertreter  der  jüdischen  Plutokratie  heran.  Die  jüdischen 
Klagen    sind    überall    dieselben   —    bei  der  Verteilung  von  Unterstützungen 
wird  die  jüdische  Bevölkerung  arg  benachteiligt;  sobald  eine  besoldete  Miliz 
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eingeführt  wird,  werden  die  Juden  aus  ihr  verdrängt  und  polizeiliche  Schikanen 
und  sogar  grobe  Misshandlungen  der  jüdischen  Einwohner  sind  auf  der 
Tagesordnung.  Die  jüdischen  Schulen  müssen  polonisiert  werden  oder  sie 
erhalten  keinerlei  Gemeindezuschüsse.  Der  oberste  „Wohlfahrtsausschuss" 
der  Polen  des  Königreiches,  das  im  September  aufgelöste  Zentral-Bürger- 
komitee  befolgte  dieselben  Grundsätze :  es  hatte  weder  Vertreter  der  Arbeiter- 
schaft, noch  der  Judenheit  in  seiner  Mitte;  von  den  vielen  Millionen,  die 
ihm  aus  allen  Teilen  Russlands  und  von  der  russischen  Regierung  zur  Lin- 
derung der  Not  (ohne  Unterschied  des  Glaubens  und  Stammes!)  übermittelt 
wurden,  haben  die  Juden,  die  14  %  der  Landesbevölkerung  bilden,  weniger 
als  1  %  erhalten,  während  zumindest  200.000  polnische  Juden  von  Haus  und 
Hof  vertrieben  wurden.  Das  Zentrale  Bürgerkomitee  fand  kein  Wort  des 
Protestes  gegen  die  den  „Flüchtlingen"  zugefügten  zahllosen  Qualen,  wohl 
aber  erwog  es  zynisch  die  Heranziehung  von  polnischen  Händlern  aus 
Kanada,  um  die  Plätze  der  verjagten  Juden  einzunehmen.  Schliesslich  war 
es  das  Organ  der  Nationaldemokraten,  das  ein  Verbot  der  jiddischen  und 
hebräischen  Sprache  in  Polen  ausgrub  und  die  Einstellung  der  gesamten 
jüdischen  Presse  verlangte.  Das  in  der  Tat  erlassene  Verbot  und  die  so 
erfolgte  Mundtotmachung  eines  Sechs-Millionenvolkes  wurden  von  der  War- 
schauer polnischen  Presse  freudig  begrüsst. 
I-  -  .„      Die  Wortführer  der  polnischen  Gesellschaft,  trotz  aller  Rückent- 

wicklung in  den  Bahnen  der  russischen  Reaktion  auf  ihren 
guten  Ruf  bei  der  westeuropäischen  Demokratie  bedacht,  versuchen  in  ver- 
schiedenen Tonarten  den  Kampf  gegen  die  Juden  als  einen  aufgezwungenen 
Abwehrkampf  hinzustellen.  Es  würde  zu  weit  führen,  Argumente  dieser 
Art  zu  zergliedern,  die  den  Stempel  der  Heuchelei  deutlich  auf  der  Stirn 
tragen.  Nur  ein  Einwand  muss  hier  erwähnt  werden,  weil  er  in  der  pole- 
mischen polnischen  Literatur  einen  so  breiten  Raum  einnimmt,  es  ist  dies  die 
Frage  der  sog.  „Litwaki".  Diese  russisch-lithauischen  Juden  sollen  in  den 
letzten  zwei  Jahrzehnten,  nach  einem  tückischen  Siedlungsplan  der  russischen 
Regierung  Polen  geradezu  überschwemmen  und  in  einem  den  polnisch- 
nationalen Bestrebungen  feindlichen  Sinne  tätig  sein. 

Es  klingt  zwar  sehr  radikal,  alles  Unheil  den  zarischen  Machthabern 
zuzuschreiben,  in  diesem  Falle  aber  heisst  es,  ihnen  unverdienterweise  politi- 
schen Weitblick  zuzumuten,  den  sie  keineswegs  besitzen.  Die  lithauischen 
Juden  wandern  nach  Polen,  weil  dieses  industriell  aufblühende  Gebiet,  das  zum 
Teil  zu  einer  Werkstätte  für  das  ganze  russische  Reich  heranwuchs,  natur- 
gemäss  eine  grosse  Anziehungskraft  besitzt.  Wie  unaufrichtig  das  Gerede 
von  der  „litwakischen"  Invasion  ist,  ergibt  sich  aus  der  einfachen  Feststel- 
lung, dass  die  lithauischen  Juden  kaum  l1/.,  %  der  Bevölkerung  des  Landes 
bilden,  und  dass  das  Verhältnis  der  jüdischen  zu  der  gesamten  Bevölkerung 
Polens    in    den    letzten   15  Jahren  keine  Verschiebung  erfuhr.    Dagegen  wird 
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kauin  bestritten,  dass  die  lithauischen  Juden  wesentlich  dazu  beitrugen,  die 
russischen  Absatzgebiete  für  die  polnische  Industrie  zu  erschliessen. 

Eine  Diskussion  über  den  angeblich  zersetzenden  kulturellen  Einfluss  der 
„Litwaki"  erübrigt  sich  schon  aus  dem  Grunde,  weil  die  polnischen  Behaup- 
tungen in  diesem  Punkte  weit  auseinandergehen  und  sich  gegenseitig  aufheben. 
Einmal  sind  die  „Litwaki"  Träger  der  russischen  Kultur,  —  so  wird  in 
polnischen  Schriften  behauptet,  die  in  Wien  oder  Krakau  erscheinen.  In  der 
Warschauer  polnischen  Presse  sind  die  „Litwaki"  die  Vorposten  der  Ger- 
manisierung. Und  in  Ausgaben  des  polnischen  Pressbureaus  in  Paris  wird 
der  Vorsicht  halber  beides  gleichzeitig  behauptet.  Wahr  ist  indes,  dass  die 
lithauischen  Juden  von  der  deutschen  Kultur  ebenso  wenig  beeinflusst  sind, 
wie  die  polnischen;  der  russischen  Kultur  sind  sie  in  ihrer  Masse  ebenso 
nahe,  richtiger  ebenso  fremd,  wie  die  Juden  Polens  der  polnischen  Kultur. 
Die  lithauischen  Juden  halten  an  ihrer  nationalen  Eigenart  zähe  fest  und 
haben  möglicherweise  dazu  beigetragen,  das  nationale  Bewusstsein  auch  der 
polnischen  Juden  zu  stärken  und  Warschau  zu  einem  hervorragenden  Zentrum 
der  jüdischen'  Kultur  und  des  jüdischen  Schrifttums  zu  machen.  Den  angeb- 
lichen russifikatorischen  Tendenzen  der  lithauischen  Juden  verdankt  keine 
einzige  russische  Zeitung  in  Polen  ihre  Entstehung.  Wohl  aber  entstand  in 
Warschau  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  Tagespresse  in  jiddischer  und 
hebräischer  Sprache,  die  in  einer  Halbmillionen-Auflage  erschien.  Diese  Presse 
hat  die  nationalen  Bestrebungen  und  Hoffnungen  der  Polen  stets  mit  dem  grössten 
Respekt  und  mit  aufrichtiger  Sympathie  behandelt.  Alle  Beschuldigungen 
gegen  die  Gesamtheit  der  lithauischen  Juden,  dass  sie  sich  irgend  welche 
Feindseligkeiten  gegen  die  polnische  nationale  Bewegung  zuschulden  kommen 
Hessen,  erklären  wir  als    böswillige  Erfindung  ohne  jeden  Schein  des  Beweises. 

Es  ist  übrigens  unerfindlich,  warum  die  lithauischen  Juden  als  Landesfremde 
hingestellt  werden,  die  keinen  Zusammenhang  mit  der  Geschichte  und  Kultur 
Polens  haben.  Lithauen  war  durch  Jahrhunderte  ein  Teil  der  polnischen 
Republik,  Wilna,  Grodno,  Bialystok  u.  s.  w.  werden  sonst  als  polnische  Städte 
für  Polen  in  Anspruch  genommen.  Nur  die  Juden  Lithauens  sollen  nicht  nur 
mit  Polen,  sondern  auch  mit  den  polnischen  Juden  nichts  gemeinsames  haben. 
Es  kann  keine  gute  Sache  sein,  die  mit  derartigen  Sophismen  verfochten  wird. 

Die  bürgerlichen  polnischen  Parteien  tragen  die  Verantwortung  für  die 
Beugung  des  Rechts,  für  die  Schürung  eines  unmenschlichen  Hasses,  für  die 
Schändung  des  polnischen  Namens.  Sie  haben  das  polnische  Volk  in  Verdacht 
gebracht,  seine  Freiheit  auf  Rechtlosigkeit  und  Knechtung  der  Juden  errichten 
zu  wollen.  Aber  auch  die  polnischen  ehrlichen  Demokraten  und  Sozialisten 
sind  an  diesen  entehrenden  Zuständen  sittlich  mitschuldig.  Der  wirtschaftliche 
Boykott  —  ob  der  geräuschlose,  wie  in  Galizien,  oder  der  gewalttätige,  wie 
in  Russisch-Polen  —  die  Verpflanzung  der  russisch-reaktionären  Methoden  der 
Rechtsungleichheit,    die    ungeheuerlichen    Denunziationen,    die   Anstiftung    zu 
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Militärpogromen,  die  Beteiligung  des  polnischen  Pöbels  an  Plünderungen  und 
Judenmisshandlungen,  die  eines  Kulturvolkes  unwürdige  Haltung  der  polnischen 
Presse  —  dies  alles  konnte  nur  auf  dem  Boden  der  Lüge  der  Assimilation 
gedeihen.  Wenn  die  Juden  als  ein  minderwertiges,  kulturloses,  der  Auflösung 
geweihtes  Volk  hingestellt  werden,  wenn  der  Bestand  einer  national  geschlossenen, 
ihre  Eigenart  pflegenden  jüdischen  Minderheit  als  ein  Hindernis  für  die 
nationale  Freiheit,  als  eine  Gefahr  für  Polens  Wiedergeburt  betrachtet 
wird,  wenn  stillschweigend  erlaubt  wird,  den  Juden  die  primitivsten  Rechte 
des  nationalen  Bekenntnisses,  der  Sprache  und  Schule  auch  in  einem  konsti- 
tutionellen Staate  zu  nehmen,  wenn  jede  Regung  jüdischen  Selbst-  und  National- 
gefühls als  eine  Todsünde  gegen  den  menschlichen  Fortschritt  und  die  Zukunft 
Polens  proklamiert  wird  —  dann  wundre  man  sich  nicht,  wenn  die' Massen 
zur  Selbsthilfe  greifen,  jedes  natürliche  Rechtsgefühl  den  Juden  gegenüber 
abhanden  kommt  und  die  bürgerliche  Reaktion  die  Furie  des  Judenhasses  vor 
ihren  Kriegswagen  spannt.  Die  polnische  Demokratie  muss  sich  auf  das  Wort 
Lassalles  besinnen:  „Eine  Demokratie,  welche  in  der  Freiheit,  die  sie  für  die 
eigene  Nationalität  fordert,  nicht  zugleich  die  unverbrüchliche  Notwendigkeit 
erblickte,  dieselbe  Freiheit  auch  anderen  Nationalitäten  zukommen  zu 
lassen,  eine  Demokratie,  welche  ihre  Nationalität  in  dem  finsteren, 
barbarischen,  mittelalterlichen,  exklusiven  Sinn  aufFasste,  andere  Nationalitäten 
erobern  und  beherrschen  zu  wollen,  wird  sehr  bald  selber  die  Beute  eines  in 
ihr  aufstehenden  Eroberers,  eines  „glücklichen  Soldaten"  werden"  .  .  .  Wir 
erwarten  nicht  diese  Selbstbesinnung  von  der  Schlachta  und  dem  Bürgertum. 
Es  wäre  aber  die  Aufgabe  des  polnischen  Sozialismus,  den  Weg  der  nationalen 
Gleichwertigkeit  und  Gleichberechtigung  auch  den  Juden  gegenüber  zu 
betreten.  Nur  ein  ehrlicher  nationaler  Ausgleich  mit  dem  jüdischen  Volke 
kann  die  Gefahr  beseitigen,  dass  das  um  Freiheit  ringende  Polen  in  Wider- 
spruch mit  sich  selbst  geraten  und  den  Ast  absägen  werde,  auf  den  es  sich  stützt. 

V. 

Die    gewaltsame    Entnationalisierungs-Politik    fast  aller 
.  .  Regierungen  und  selbst  unterdrückter  Völker  gegenüber 

den  Juden  wäre  ohne  inneren  Abfall,  ohne  Bundes- 
genossen im  Judentum  selbst  kaum  möglich.  In  der  Tat  besteht  in  der 
jüdischen  Gemeinschaft  seit  den  Anfängen  der  bürgerlichen  Emanzipation  eine 
Assimilationsströmung,  die  die  nationale  Liquidation,  das  Aufgehen  in  der 
herrschenden  nationalen  Umgebung  als  die  notwendige  und  letzte  Phase  der 
jüdischen  Volksgeschichte  hinstellt.  Die  Auflösungsideologie  war  nur  der 
Ausdruck  eines  Auflösungsprozesses,  der  in  Ländern  mit  relativ  dünner 
jüdischer  Bevölkerung  mit  grosser  Beschleunigung,  aber  auch  in  Gebieten 
jüdischer    Massensiedlung,    wenn    auch   wesentlich   langsamer,  in  den  oberen 
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bürgerlichen  Schichten  des  Judentums  einsetzte.  Der  wirtschaftliche  Anschluss 
an  die  herrschende  Bourgeoisie,  die  plutokratische  Verbürgerlichung  hatten 
die  Auflösung  des  kulturellen  Zusammenhanges  mit  den  jüdischen  Volks- 
massen und  dem  geschichtlichen  Judentum  zur  unausbleiblichen  Folge.  Die 
Assimilation  berief  sich  ohne  jeden  Grund  auf  den  Humanismus  und  das 
Weltbürgertum,  denn  sie  war  in  ihrer  Art  stets  durchaus  imperialistisch  und 
bedeutete  die  Annahme  der  Nationalität  der  in  ihrem  Wirtschaftsbereiche 
herrschenden  Bourgeoisie. 

So  erweiterte  sich  der  soziale  Gegensatz  zwischen  der  jüdischen  Gross- 
bourgeoisie, sowie  den  mit  ihr  verwachsenen  Kreisen  der  Intelligenz  und  des 
Kleinbürgertums,  und  den  jüdischen  Volksmassen  zu  einem  unversöhnlichen 
nationalen  Konflikt.  Die  arbeitenden,  in  einem  schweren  Daseinskampfe  stehen- 
den Massen  des  jüdischen  Volkes  blieben  diesem  Prozess  nationaler  Entäus- 
serung  fern.  Ihre  wirtschaftliche  Sonderstellung  und  eigentümliche  berufliche 
Schichtung  und  Gliederung  haben  die  kulturelle  Geschlossenheit  des  Volks- 
lebens bewahrt,  die  Volksmassen  erhielten  den  Zusammenhang  mit  den  durch 
Jahrtausende  angehäuften  Schätzen  nationaler  Kultur,  die  Juden  blieben  eine 
durch  Oekonomik,  Geschichte,  Sitte,  Sprache  und  Kultur  geeinigte  nationale 
Minderheit  in  der  nichtjüdischen  Umgebung.  Gewiss  wirken  im  jüdischen 
Leben  neben  diesen  Kräften  der  Isolierung  und  Verdrängung  auch  Tendenzen 
der  Auflösung  und  Assimilation  an  die  wirtschaftlich  und  kulturell  geschlos- 
sene nationsfremde  Umwelt.  Aber  sie  blieben  auf  die  wirtschaftlich  ange- 
passten  Oberschichten  der  Bourgeoisie  und  Intelligenz  beschränkt. 

Wir  beurteilen  die  Assimilationsbewegung  ohne  sittliche  Entrüstung. 
Ebenso  wie  das  Recht  des  freien  Bekenntnisses  zur  eigenen  Nation,  besteht 
auch  das  Recht  des  Anschlusses  an  eine  andere  Kultur-  und  Volksgemein- 
schaft. Wer  sich  durch  Erziehung  und  Kultur  der  jüdischen  Stammes-  und 
Schicksalsgemeinschaft  entfremdet  fühlt,  mag  die  Konsequenzen  hieraus  ziehen. 
Die  Assimilation  ist  jedoch  zu  einer  der  rückständigsten  Erscheinungen  unseres 
Volkslebens  geworden,  weil  die  assimilierten  Juden  sich  nicht  damit  begnügten, 
ihre  Zugehörigkeit  zur  jüdischen  Nationalität  aufzugeben.  Sie  proklamierten 
ihr  persönliches  Schicksal  als  das  historisch  unabwendbare  Schicksal  des  gan- 
zen jüdischen  Volkes.  Sie  verkündeten  den  Zwang  zur  Assimilation.  Die 
jüdische  Grossbourgeoisie  und  die  ihr  angeschlossenen  Kreise  erkaufen  ihre 
politische  und  gesellschaftliche  Emanzipation,  indem  sie  die  Zuführung  der 
jüdischen  Volksmassen  zur  herrschenden  Nationalität  in  Aussicht  stellen. 

Dazu  musste  die  Judenheit  zu  einer  blossen  „Glaubensgemeinschaft" 
werden,  es  entstanden  Polen,  Deutsche,  Russen,  Magyaren,  Engländer  u.s.w. 
„mosaischer  Konfession",  die  jüdische  Nationalkultur  ist  zu  einer  archivari- 
schen „Wissenschaft  des  Judentums"  zusammengeschrumpft,  das  Hebräische 
wurde  in  den  Tempel  und  auf  die  Orgelgalerie  verbannt,  die  jiddische  Volks- 
sprache als  ein  „Jargon"  verunglimpft. 
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Der  „Anschluss  an  die  nationale  Kultur"  der  herrschenden  Umgebung 
wurde  ein  Gegenstand  besonderer  Fürsorge  der  jüdischen  Plutokratie.  Die 
Pflege  der  jüdischen  Kultur  in  eigenen  Schulen  wurde  zum  Teil  mit  den  Macht- 
mitteln des  Staates  verhindert,  zum  Teil  als  religiöse  Rückständigkeit  denun- 
ziert. Die  Assimilation  bemächtigte  sich  der  Herrschaft  in  den  jüdischen 
Organisationen  und  Gemeinden,  die  sie  auf  einem  volksfeindlichen  Zensus- 
wahlrecht aufbaute,  und  riss  derart  die  alleinige  Vertretung  der  Judenheit 
an  sich.  Die  Auslieferung  der  jüdischen  Massen  an  die  assimilierte  Plutokratie 
erfolgte  stets  in  der  Voraussetzung,  dass  sie  die  Juden  zum  willenlosen  Anhang 
der  herrschenden  Klassen  machen  wird.  In  der  Tat  verbündete  sie  sich  mit 
den  rückständigsten  Elementen  im  Judentum,  förderte  die  Verdummung  der 
Massen  durch  Wunder-Rabbis  und  andere  dunkle  Mächte,  um  mit  ihrer 
Hilfe  die  Juden  zu  einem  politischen  Tross  der  polnischen  Schlachta,  der 
magyarischen  Magnaten,  der  deutschen  Grossindustriellen,  kurz  der  jeweiligen 
Machthaber  herabzudrücken. 

Obwohl  also  die  Assimilation  in  den  einzelnen  Ländern  andere  „nationale" 
Ziele  verfolgt,  darf  die  noch  ungenügend  beachtete  Tatsache  nicht  übersehen 
werden,  dass  sie  allgemeinen  inneren  Gesetzen  folgt,  die  sie  zu  einem  ein- 
heitlichen Faktor  des  jüdischen  Lebens  machen.  Die  jüdische  Plutokratie  der 
verschiedenen  Länder  ist  nicht  nur  durch  eine  gemeinsame  Assimilationsideo- 
logie geeinigt,  sondern  auch  durch  gleichartige  gesellschaftliche  Betätigung 
auf  vielen  Gebieten  jüdischen  Lebens,  sowie  durch  internationale  Ver- 
bindungen organisatorischer  Natur.  Man  beobachte  die  sogenannten  „grossen 
jüdischen  Organisationen",  richtiger  die  Organisationen  der  Grossjuden,  sei 
es  die  Alliance  Israelite  Universelle  in  Paris,  oder  der  Hilfsverein  der  Deut- 
schen Juden  in  Berlin,  die  Anglo  Jewish  Association  in  London  oder  das 
American  Jewish  Committee  in  New  York,  die  Israelitische  Allianz  in  Wien 
oder  die  jüdischen  Gemeindegewaltigen  in  Warschau  und  Petersburg  — 
überall  kommen  die  gleichen  Tendenzen  zum  Vorschein:  Philanthropie  und 
Züchtung  abhängiger  Gabenempfänger,  anstelle  gesellschaftlicher  Selbsthilfe; 
Wohltätigkeit  und  Zerstreuungspolitik  in  der  Emigration,  anstatt  gesellschaft- 
licher Regelung  und  produktiver,  national  erhaltender  Konzentration ;  Ver- 
tretung und  politische  Bevormundung  der  Judenheit  durch  selbstgewählte 
plutokratische  Cliquen,  die  sich  der  Volkskontrolle  entziehen ;  nationale 
Atomisierung  in  allen  Ländern,  Kampf  gegen  jede  Anerkennung  der  jüdischen 
Nationalität,  gegen  jede  Form  jüdischer  Selbstverwaltung  auf  nationaler 
Grundlage.  Fürwahr,  es  besteht  eine  international  geschlossene  jüdische 
Plutokratie,  die  ihre  Geltung  im  Weltjudentum  daheim  sogar  politisch  um- 
zumünzen sucht.  Aber  sie  ist  kein  Ausdruck  jüdischer  weltumspannender 
Solidarität,  sondern  der  Gleichförmigkeit  des  Kampfes  zwischen  den  Volks- 
massen und  unserer  Grossbourgeoisie  in  allen  Ländern. 

Die  Assimilation  ist  das  furchtbarste  Hemmnis  des  kulturellen,  ökonomischen 
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und  politischen  Aufstiegs  der  jüdischen  Volksmassen  geworden.  Ihre  Herrschaft 
bedeutet  kulturelle  Verelendung,  Verhinderung  ökonomischer  Selbsthilfe  und 
Produktivierung,  Erniedrigung  der  Juden  zu  einem  Werkzeug  politischer  und 
nationaler  Unterdrückung.  Die  assimilierte  Plutokratie  und  Intelligenz  vergiften 
die  Beziehungen  der  Juden  zu  ihren  Nachbarvölkern,  täuschen  die  Oeffentlichkeit 
durch  das  Totsagen  eines  zu  neuem  Leben  erwachenden  Volkes,  machen  die 
gewaltsame  Assimilierung  der  jüdischen  Minderheiten  zum  Bestandteil  der  Politik 
fast  aller  Regierungen  und  herrschenden  Schichten.  Darum  war  die  jüdische  Ar- 
beiterbewegung in  den  letzten  Jahrzehnten  nicht  nur  eine  Entwicklung  zum  Sozia- 
lismus, sondern  in  Erkenntnis  der  besonderen  sozialen  und  nationalen  Aufgaben 
des  jüdischen  Proletariats  ein  immer  entschiedener  werdender  Kampf  gegen  die 
volksfeindliche  und  volksverdummende,  wenn  auch  fortschrittlich  schillernde  Assi- 
milationsströmung. Ihre  verhängnisvollen  Wirkungen  konnten  wir  im  Leben 
der  Juden  aller  Länder  verzeichnen,  die  in  unserer  Uebersicht  enthalten  sind. 

VI. 

TV    f  ••  tr  *       A  ^ucn  in  ^em  ottomanischen  Reiche,  das  wir  seit  der  jung- 
,.     T    ,  türkischen  Umwälzung  in  einem  Prozess  der  Modernisierung 

und  Verjüngung  sehen,  hat  die  assimilatorische  Ideologie 
unheilstiftend  gewirkt.  Die  Türkei  ist  kein  Land  jüdischer  Massensiedlung  in 
dem  Masse  wie  Russland,  Polen  und  Oesterreich-Ungarn.  Aber  mit  seiner 
halben  Million  Juden,  die  sich  bürgerlicher  und  zum  Teil  nationaler  Gleich- 
berechtigung erfreuen,  nimmt  es  einen  bedeutenden  Platz  im  jüdischen  Volks- 
leben ein.  Die  Stellung  dieses  kriegführenden  Landes  zu  den  Juden  ist  insbesondere 
von  Wichtigkeit,  weil  es  zu  seinen  Provinzen  ein  Land  mit  der  relativ 
dichtesten  jüdischen  Bevölkerung  zählt,  das  überdies  im  Bewusstsein  des 
jüdischen  Volkes  einen  besonderen  Platz  einnimmt.  Wir  meinen  Palästina  mit 
seinen  mehr  als  100000  Juden  und  den  Anfängen  einer  planmässigen  jüdischen 
Kolonisation.  Die  Juden  sind  gewohnt,  die  Geschicke  der  Türkei  mit  einem 
Gefühl  der  Dankbarkeit  und  Sympathie  zu  verfolgen.  Denn  sie  öffnete  gastlich 
die  Tore  den  vertriebenen  spanischen  Juden,  gewährte  ihnen,  insofern  es  mit 
dem  Koran  und  dem  früheren  absolutistischen  Regime  verträglich  war, 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz  und  dieselben  nationalen  Privilegien,  die 
auch  die  anderen  Volksstämme  des  ottomanischen  Reiches  besassen.  Die 
nationale  Gesetzgebung  der  Türkei  beruht  zwar  auf  der  Autonomie  der 
religiösen  Gemeinschaften,  aber  materiell  bedeutete  sie  auch  für  die  jüdische 
Bevölkerung  Selbstbestimmung  in  der  nationalen  Gemeinde  und  Schule,  sowie 
nationale  Reichsorganisation  mit  Selbstverwaltungsrechten  in  inneren  Ange- 
legenheiten, die  die  Hoheitsrechte  des  Staates  nicht  tangieren.  Ausnahme- 
gesetze gegen  die  Juden  wurden  zuerst  im  Jahre  1890  erlassen,  als  den  Juden 
fremder  Untertanenschaft  die  freie  Einwanderung  und  Ansiedlung  in  Palästina 
verboten   wurde.    Seit  den  ersten  Judenpogromen  in  Russland  im  Jahre  1881 
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richtete  sich  ein  freilich  dünner  Strom  der  jüdischen  Auswanderung  nach 
Palästina,  wo  die  ersten  landwirtschaftlichen  jüdischen  Siedlungen  entstanden. 
Aus  Angst  vor  der  absolutistischen  Willkür herrschaft  ottomanisierten  sich  die 
Juden  in  geringer  Zahl  und  nährten  dadurch  das  Misstrauen  der  türkischen 
Regierung,  die  in  den  Juden  ein  Werkzeug  fremder  —  russischer  —  politischer 
Einflüsse  witterte.  Die  jungtürkischen  Urheber  der  Verfassungsaera,  die  zum 
Teil  eine  aufklärende  Diskussion  ermöglichte,  scheinen  anfänglich  die  Grund- 
losigkeit derartiger  Kombinationen  eingesehen  zu  haben.  Die  Juden  als  Freunde 
und  Verbündete  der  Länder  hinzustellen,  die  sie  infolge  bürgerlicher  und 
nationaler  Entrechtung  in  tiefster  Verbitterung  verliessen,  ihnen  die  Absicht 
zuzumuten,  die  Herrschaftsgelüste  dieser  Mächte  in  Palästina  zu  fördern  — 
war  auch  in  der  Tat  ein  Fantasiegebilde  purer  Ignoranz.  Trotzdem  brachte 
der  Krieg  den  Juden  in  Palästina  systematische  Verfolgungen.  Diese  plötzliche 
und  ungünstige  Wendung  wäre  unerklärlich,  allein  die  Haltung  der  assimi- 
latorischen jüdischen  Plutokratie  Frankreichs  und  Deutschlands  in  den 
letzten  Jahren  wirft  ein  eigentümliches  Licht  auf  die  Vorgänge  im  Lande. 
Denn  sie  hat  mit  allen  Mitteln  der  öffentlichen  Enunziationen  und  eingeflüs- 
terten Denunziationen  die  Türkei  vor  den  angeblichen  Gefahren  einer  jüdischen 
Konzentration  in  Palästina  für  ihre  staatlichen  Interessen  „gewarnt".  Seit 
Jahren  wird  ein  offener  und  unterirdischer  Kampf  gegen  die  Entstehung  einer 
gegliederten,  produktiven,  jüdischen  Siedlung  in  und  um  Palästina  geführt. 
Er  ist  nur  eine  Phase  im  Kampfe  auf  Tod  und  Leben  zwischen  den  jüdischen 
Volksmassen  und  der  antinationalen  „israelitischen"  Grossbourgeoisie. 
_.    , '  j  Was   dem    Lande   Palästina  seine  Bedeutung  verleiht,  sind 

r>  1-    •  nicht   die   hunderttausend  jüdischen  Einwohner,  auch  wenn 

sie  fast  20  %  der  Bevölkerung  bilden,  auch  nicht  die  ge- 
schichtlichen Erinnerungen  und  Ueberlieferungen,  die  mit  Palästina  verbunden 
sind,  sondern  die  Entwicklungsmöglichkeiten  des  Landes.  Die  Judenfrage,  wie 
wir  es  flüchtig  bereits  angedeutet  haben,  ist  keine  rein  nationale  Frage.  Sie 
ist  ein  verwickeltes  soziales  Problem,  das  mit  seiner  ganzen  erdrückenden 
Schwere  auf  den  arbeitenden  Massen  des  Volkes  lastet.  Den  für  die  sozia- 
listische Betrachtung  der  nationalen  Frage  grundlegenden  Werken  von  Karl 
Renner  und  Otto  Bauer  verdanken  wir  die  Erkenntnis,  dass  der  Kampf 
der  „geschichtslosen"  und  unterdrückten  Nationen  wesentlich  ein  sozialer 
Kampf  ist.  Er  bedeutet  dort,  wo  er  nicht  zur  Verschleierung  von  Herrschafts- 
gelüsten missbraucht  wird,  das  Streben  zu  demokratischer  Selbstregierung,  den 
Aufstieg  der  „Hintersassen"  der  Nation  zu  Mitwirkenden  an  den  Kulturwerken 
des  Volkes,  ihren  Kampf  um  den  ungehinderten  Zugang  zu  den  Schätzen 
menschlichen  Schaffens,  die  sie  in  nationalen  Formen  verarbeiten,  das  Ringen 
um  das  Recht  der  autonomen  Lösung  der  sozialen  Probleme  der  Nation, 
„der  Selbstverwirklichung  des  nationalen  Geistes",  wie  Lassalle  sagen 
würde.  Der  soziale  Inhalt  der  nationalen  Kämpfe  tritt  besonders  deutlich  dort 
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tum  Vorschein,  wo  die  Volksmassc  einer  fremdnationalen  Grundherren-  oder 
Kapitalistenklasse  gegenübersteht,  wie  es  z.B.  bei  den  Letten,  Ukrainern,  zum 
Teil  auch  bei  den  Tschechen  der  Fall  ist,  oder  wo  die  Bourgeoisie  durch 
Anschluss  an  die  herrschende  Oberschicht  den  „eigenen"  Volksmassen 
national  gegenübertritt,  —  so  ist  es  anscheinend  bei  den  Vlamen,  zum  Teil 
bei  den  Ukrainern  in  Russland.  Die  geradezu  klassische  Illustration  hierzu 
bilden  jedoch  die  Juden.  In  diesen  Fällen  ist  der  nationale  Kampf  nicht  nur 
ein  politischer  Streit  um  Machtzuwachs  im  Staate,  um  die  Besitzergreifung 
seiner  Machtmittel.  Er  ist  zugleich  ein  Ringen  um  die  Demokratisierung  des 
Staates,  oder  ein  Kampf  um  den  Grund  und  Boden,  oder  um  die  ungehinderte 
Entfaltung  der  Volkskultur. 

Die  Judenfrage  ist  in  erster  Reihe  ein  Ergebnis  derartiger  durch  Jahr- 
hunderte gewordener  sozialer  Widersprüche.  Sie  ist  die  Existenzfrage 
eines  Volkes,  dessen  Stellung  unter  den  Völkern  und  inneres  sozialökonomi- 
sches Gefüge  unverkennbar  eigenartig  sind.  Es  ist  territorial  zerrissen,  kul- 
turell bedroht,  politisch  ohnmächtig  und  überdies  wirtschaftlich  eingekeilt, 
verstümmelt  und  sondergestellt.  Darum  hat  der  Befreiungskampf  der  jüdischen 
Volksmassen  einen  zweifachen  Zweck  —  die  Autonomisierung  und 
Produktivierung  des  jüdischen  Lebens.  Wir  kämpfen  in  allen  Ländern 
mit  ansehnlicher  jüdischer  Bevölkerung,  die  ihre  nationale  Eigenart  zu 
erhalten  bestrebt  ist,  für  rechtliche  Bürgschaften  des  nationalen 
Bestandes  und  der  nationalen  Selbstverwaltung.  Die  Lösung  der  Judenfrage 
in  ihrem  vollen  Umfange  jedoch  kann  nur  durch  eine  Umgestaltung  der 
wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Volksexistenz  herbeigeführt  werden  —  durch 
innere  Umschichtung,  die  Gewinnung  der  verlorenen  agrarischen 
Unterlage,  auf  der  sich  eine  normal  gegliederte  Wirtschaftsgemeinschaft 
aufbaut,  in  der  den  arbeitenden  jüdischen  Massen  der  Zutritt  zu  allen  Zweigen 
der  Erzeugung  und  die  ungehemmte  Entfaltung  der  Produktivkräfte  gesichert 
sind.  Die  gewaltige  jüdische  Auswanderung,  ein  Ergebnis  der  zerstörenden 
Kräfte,  die  im  jüdischen  Wirtschaftsleben  wirksam  sind,  die  in  drei  Jahrzehnten 
Millionen  deklassierter  jüdischer  Proletarier  aus  Osteuropa  nach  dem 
Westen  und  übers  Meer  schleuderte,  trägt  in  sich  schon  die  Keime  dieses 
national-ökonomischen  Gesundungsprozesses.  Die  Tendenz  zur  Ueberwindung 
des  wirtschaftlichen  Ghettos,  in  dem  die  Volksmassen  eingeschlossen  sind, 
durch  produktive  Umschichtung,  ist  in  allen  jüdischen  Wohnländern  sichtbar, 
insbesondere  in  den  Ländern  der  Einwanderung.  Die  nationalen  Selbstver- 
waltungsorgane, die  wir  erstreben,  werden  diesen  Prozess  planmässig  zu 
organisieren  und  zu  leiten  haben.  Zur  vollen  Entfaltung  wird  er  dort  ge- 
langen, wo  die  jüdische  Einwanderung  mit  der  Besiedelung  und  wirtschaft- 
lichen Erschliessung  eines  unentwickelten  Gebietes  verbunden  ist. 

Darin  besteht  die  Bedeutung  Palästinas  und  seiner  Nachbargebiete  für  die 
Geschicke    des    jüdischen    Volkes.  In  der  Kolonisation  des  Landes  durch  die 
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jüdischen  arbeitenden  Massen,  in  ihrer  Verbindung  mit  der  Scholle  sehen 
wir  den  Anfang  einer  jüdischen  Arbeits-  und  Kulturgemeinschaft, 
die  mit  ihrem  Wachstum  dazu  bestimmt  ist,  ein  Anziehungspunkt  für  die 
jüdische  Emigration  und  eine  Stätte  freier  nationaler  Entwicklung  eines 
gesundeten  Volkes  zu  werden. 

Wir  haben  diese  territoriale  Lösung  der  Judenfrage,  die  Schaffung  einer 
möglichst  geschlossenen  jüdischen  Gemeinschaft  in  Palästina  und  den  angren- 
zenden Gebieten  —  in  den  Mittelpunkt  des  nationalen  Aktionsprogramms  der 
jüdischen  sozialistischen  Bewegung  gestellt.  Unser  Streben  zu  dieser  höheren 
Daseinsform  für  das  jüdische  Volk  durch  seine  Sesshaftmachung  in  einem 
Gebiete,  das  die  Land-  und  Wirtschaftsbrücke  zwischen  drei  Weltteilen 
bildet,  steht  nach  unserer  tiefen  Ueberzeugung  in  vollem  Einklang  mit  den 
kolonisatorischen  Aufgaben  des  Sozialismus.  Diese  dürfen  keineswegs  mit  der 
auch  von  Sozialdemokraten  befürworteten  ,, sozialistischen  Kolonialpolitik" 
verwechselt  werden.  Kolonialpolitik  ist  in  ihrem  Wesen  —  monopolis- 
tische Ausbeutung  eines  Landes,  seiner  natürlichen  Reichtümer  und  seiner 
Bevölkerung  zugunsten  des  Mutterlandes.  Hier  sehen  wir  keine  Möglichkeit 
der  Versöhnung  mit  den  Prinzipien  sozialistischer  Demokratie.  Wohl  aber 
gibt  es  eine  sozialistische  Kolonisationspolitik,  die  darauf  gerichtet  ist, 
die  verwahrlosten,  oder  noch  unbebauten  gewaltigen  Gebiete  der  Erde  für 
menschliche  Ansiedlung  und  Kultur  zu  erschliessen,  sie  in  den  Bereich  des 
Produktionsprozesses  der  arbeitenden  Menschheit  einzufügen.  Die  sozialistische 
Siedlungspolitik  ist  ebenso  notwendig,  wie  das  Eingreifen  des  Proletariats  in 
die  industriellen  Produktionsverhältnisse  der  Gesellschaft,  sie  ist  ein  Teil  der 
Aufgabe  des  Sozialismus,  die  Organisierung  der  Welt  und  der 
Weltwirtschaft  zu  übernehmen.  Auf  dem  Wege  zu  dieser  höheren 
Entfaltung  liegt  auch  die  zionistische  (palästinensisch-territoriale)  Lösung  der 
Judenfrage  —  die  Verwurzelung  der  wandernden,  arbeitenden  Massen  des 
Judenvolkes  im  alten  Lande  durch  seine  Angliederung  an  die  Wirtschafts- 
gemeinschaft moderner  Erzeugung  und  Kultur. 

Die  Frage  der  Lösung  des  Judenproblems  bildete  die  Ursache  tiefgehender 
Differenzen  und  mehrfacher  Spaltungen  in  der  jüdischen  Arbeiterbewegung. 
Es  kann  aber  wohl  gesagt  werden,  dass  die  einmal  schier  als  unüberbrückbar 
betrachteten  Gegensätze  in  ihrer  früheren  Schärfe  nicht  bestehen.  Die 
assimilatorischen  Tendenzen  in  den  Anfängen  des  jüdischen  Sozialismus  sind 
fast  restlos  überwunden,  fast  alle  jüdischen  sozialistischen  Organisationen 
haben  die  Lösung  der  Judenfrage  in  ihr  Programm  aufgenommen,  und  zwar 
im  Sinne  nationaler  Selbstbestimmung  und  der  Sicherung  autonomer  Formen 
des  Volkslebens.  Während  aber  die  sogenannte  ,,bundistische"  Richtung 
der  jüdischen  Arbeiterbewegung  in  dem  heutigen  Zustand  der  Zerstreuung 
das  letzte  Wort  der  jüdischen  Geschichte  erblickt,  vertritt  die  „poale- 
zionistische"     (sozialistisch-zionistische)    die    hier    skizzierten    Ansichten    eines 
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radikalen  Umbaus  der  Grundlagen  unserer  Volksexistenz.  Der  im  September 
ds.  Js.  in  New  York  abgehaltene  jüdische  Arbeiterkongress  Ameri- 
kas,   die    in    ihrer   Art    erste    Zusammenfassung    aller   Zweige   der   jüdischen 
proletarischen    Bewegung    eines    Landes,  beweist,  dass  sich  beide  Richtungen 
des  jüdischen  Sozialismus  über  die  nächsten  Forderungen  und  Notwendigkeiten 
des   jüdischen   Volkslebens   einigen  können.  Der  Kongress  teilte  nicht  unsere 
Anschauungen  über  die  umwälzende  Bedeutung  der  Sesshaftmachung  jüdischer 
Volksmassen  in  und  um  Palästina,  aber  alle  jüdischen  Sozialisten  vereinigten 
sich    in    der    Forderung,    dass  den  Juden  die  Freiheit  der  Einwanderung  und 
ungehinderten  Ansiedlung  in  diesem  Lande  gesichert  werden  muss,  ebenso  die 
Bürgschaften    nationaler    Selbstbestimmung,  die  wir  für  alle  Länder  grösserer 
jüdischer    Siedlungsdichte    verlangen.    Durch    diese    Beschlüsse    der  Arbeiter- 
Convention  eines  Landes  mit  der  zahlreichsten  und  bestorganisierten  jüdischen 
Arbeiterschaft,     die     die     Sozialistische     Partei     der    Vereinigten    Staaten    in 
Betätigung    wahrer   proletarischer    Solidarität  zu    den   ihrigen  machte,  wurde 
die  Legende  endgiltig  zerstört,  dass  unsere  Auffassung  der  Judenfrage  mit  den 
sozialistischen  Anschauungen  unvereinbar  wäre.  Man  kann  und  wird  darüber 
streiten,   ob  wir  in  unserer  historischen  Perspektive  der  territorialen  Konzen- 
tration   und   Verwurzelung    der   wandernden    jüdischen  Massen  den  richtigen 
Platz  zuweisen.  Aber  mit  der  Überwindung  der  durch  Jahrzehnte  herrschen- 
den   Anschauung,    dass    der  Sozialismus  zu  einer  assimilatorischen  Auffassung 
des     jüdischen    Problems    verpflichte,    wird    auch    die    unhaltbare    These 
fallen,  dass  der  Sozialismus  das  Festhalten  an  den  gegebenen  Formen  unseres  nati- 
onalen Daseins  verlange  und  jede  Neugestaltung  im  zionistischen  Sinne  verpöne. 
Wenn  innerhalb  der  jüdischen  Arbeiterschaft  und  Demokratie  eine  Ver- 
ständigung über  die  nächsten  Erfordernisse  des  Volkslebens  möglich  war,  so 
konnten    auch    die    Schrecken    des    Krieges    die    Kluft    nicht    beseitigen,    die 
zwischen  den  für  ihre  nationale  Selbstbehauptung  ringenden  jüdischen^Volks- 
massen  und  der  assimilatorischen  Plutokratie  klafft.  Die  jüdische  Assimilation 
erblickte  stets  in  einer  nationalen  Konzentration  und  Erneuerung  in  Palästina 
den    Todesstoss    für    ihre    Politik    der   nationalen  Liquidation.  Sie  befürchtet 
mit    Recht,    dass    eine  sich  national  frei  auslebende  jüdische  Gemeinschaft  in 
und    um   Palästina  zu  einem  nationalen  Kraftzentrum  auch  für  die  Juden  der 
anderen    Länder    werden    kann,    dessen    Fern-    und    Rückwirkungen  sie  von 
vornherein    zu    paralysieren   entschlossen  ist.  So  ist  die  seltsame  Erscheinung 
eingetreten,     dass     jüdische     Assimilanten     verschiedener     Staaten,    die    von 
einer    Gemeinsamkeit    der    Schicksale    der    Juden  dieser  Länder  nicht  wissen 
wollen,  die  nur  Deutsche,  Franzosen,  Engländer,  Amerikaner  u.  s.  f.  zu  sein 
wünschen,  ihren  Betätigung  reifer  auf  Palästina  richteten.  Zum  Teil  ist  dieser 
kolonialpolitische  Drang  unserer  Plutokratie  auf  den  Wunsch  zurückzuführen, 
die  imperialistische  Einfluss-Sphären-Politik  ihrer  Regierungen  zu  fördern  und 
sich    derart    auf   dem    Gebiete    auswärtiger    Politik    Geltung    zu  verschaffen, 
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nachdem  es  ihnen  in  der  inneren  versagt  bleibt.  Andererseits  ist  die  Betäti- 
gung in  Palästina  ein  Kampf  um  Palästina,  richtiger,  gegen  ein  jüdisch- 
produktives Palästina, 

Die    von    uns   bereits   festgestellte  Uebereinstimmung  der  Anschauungen 
und    Handlungen   zwischen    den  Assimilationsjuden  in  verschiedenen  Ländern 
tritt   im  Kampfe  um  Palästina  mit  besonderer  Deutlichkeit  zutage.  Die  Assi- 
milanten    aller     westeuropäischen     Staaten     sind     bemüht,    der    planmässigen 
Siedlungsarbeit     und     Förderung     der     wirtschaftlichen     Selbsttätigkeit— Sub- 
ventionswesen   und    Philanthropie   entgegenzustellen,    um  in  Palästina  ökono- 
misch abhängige  Almosenempfänger  und  nicht  selbstbewusste  Juden  zu  haben. 
Die     Bestrebungen,    die    verschiedenartigen    Teile    der    Judenheit    im    Lande 
zu    einer    kulturellen    Einheit    auf    der    Grundlage    der    jüdischen    National- 
kultur   zusammenzuschweissen,    stossen    auf    den    schärfsten   Widerstand   der 
Assimilation,    die    ihre  „nationalen"  Kulturen  und  damit  geistige  Zerklüftung 
und    tatsächliche    Kulturlosigkeit    in  die  jüdischen  Gemeinden  Palästinas  trägt. 
So   war  man  bestrebt,  durch  französische  Schulen  der  Alliance,  deutsche  des 
Hilfsvereins  der  Deutschen  Juden,  englische  der  Anglo  Jewish  Association  ~ 
in    die    jüdischen    Massen    dieselbe    kulturelle    Zersetzung  zu  tragen,  wie  sie 
durch    die    geistlichen    Orden    und    „Kulturträger"    der  europäischen  Mächte 
in    den    arabischen    Massen    ebenso    wie    in  anderen  Kolonialgebieten  immer 
betrieben    wurde.    Eine    Folge   der   Almosenpolitik   und  der  imperialistischen 
Kulturexperimente    war   auch    die  politische  Zersplitterung  der  Judenheit,  die 
mangelnde    Organisation    der    Gemeinden,    zum    Teil    auch    die  Nicht-Otto- 
manisierung  und  somit  der  Verzicht  auf  die  Ausübung  des  den  Juden  zahlen- 
mässig    zukommenden    politischen   Einflusses.  Der  Kampf  der  plutokratischen 
Cliquen    wurde    aber    nicht    nur    mit    dem    Mittel    innerer  Desorganisierung 
geführt.    In    grenzenlosem    Hass    gegen    die    Anfänge    jüdischer    Arbeit    und 
jüdischen    Lebens  in  Palästina  wurden  die  jungtürkischen  Kreise  systematisch 
gegen   die  staatsgefährlichen  und  „reichsfeindlichen"  nationalen  Bestrebungen 
der    Juden    beeinflusst.    In    den    letzten    Jahren    „appellierte"    man   nicht  nur 
an    das    nicht    unbegreifliche    Misstrauen  der  Machthaber  in  Konstantinopel, 
auch    den    arabischen    Grundherren    und    Führern    der  nationalen  Bewegung 
wurde  in  Wort  und  Schrift  „klargemacht",  dass  eine  jüdische  Einwanderung 
in    Palästina    die    „Verdrängung"    der    Einheimischen    bedeuten    würde.  Die 
wütende    Feindschaft    der    streitenden    Assimilation    richtet   sich   naturgemäss 
insbesondere    gegen    die    Arbeiterschaft.   Nicht    mit  Unrecht  sieht  sie  in  den 
Besitzlosen,    die    in    Palästina    zu    Pionieren    der   Arbeit    und  der  Selbsthilfe 
geworden   sind,    ihre  schlimmsten  Gegner,  insbesondere  in  den  vom  Klassen- 
bewusstsein    erfüllten    Sozialisten    (Poale-Zion).    In  den  wenigen  Jahren  ihres 
Bestandes    hat    unsere    Bev/egung    im    Lande    auf    manch    bemerkenswertes 
Ergebnis    hinzuweisen.    Es    bildete  sich  ein  jüdischer  Landarbeiterstand 
heran,     und    auch   in    der    Stadt    erschloss    sich    der    jüdische    einwandernde 
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Proletarier  neue  Gebiete  der  Arbeit.  Der  gewerkschaftliche  Zusammenschluss 
machte  insbesondere  auf  dem  Lande  Fortschritte,  die  Landarbeiterverbände 
wurden  zu  einer  legitimen  Vertretung  der  jüdischen  Arbeiterschaft,  sicherten 
ihr  einen  Minimallohn,  entsprechend  ihrer  höheren  Lebenslage  gegenüber 
dem  bedürfnislosen  Fellachen,  schufen  genossenschaftliche  Konsumanstalten, 
Arbeiterbildungsklubs  und  nahmen  wachsenden  Einfluss  auf  den  Gang  der 
nationalen  Siedlungsarbeit.  Der  sozialistische  Geist  der  Arbeiterbewegung 
Palästinas  drückte  sich  in  verschiedenen  Formen  aus:  in  der  unversöhnlichen 
Opposition  gegen  den  kulturell-assimilatorischen  und  politisch  zersetzenden 
Imperialismus  der  bevormundenden  „Grossjuden",  in  der  Bekämpfung  der 
auftretenden  Tendenzen,  «äas  auf  Arbeit  beruhende  Kolonisationswerk  mit 
kolonialpolitischen  auf  Besitz  begründeten  Ausbeutungselementen  zu  durch- 
setzen, in  der  Bildung  von  Arbeitsgenossenschaften  zur  Ausschaltung 
von  Zwischenunternehmern  bei  städtischen  und  ländlichen  Arbeiten,  in  dem 
Entstehen  von  bedeutenden,  modern  angelegten  landwirtschaftlichen 
Produktivgenossenschaften,  schliesslich  in  der  konsequenten  Vertretung 
des  Gedankens  des  Gemeineigentums  an  Grund  und  Boden.  Kein  Wunder, 
dass  diese  von  hohem  sittlichem  Ernst,  vom  Bewusstsein  ihrer  nationalen  und 
sozialen  Aufgaben,  vom  Geist  sozialistischer  Neugestaltung  erfüllte  Arbeiterschaft 
schon  in  Friedenszeiten  den  assimilatorischen  Schrittmachern  der  ,, friedlichen 
Durchdringung"  ein  umstürzlerisches  „Element"  war,  dessen  „gemeingefährliches 
Treiben"  nicht  eindringlich  genug  geschmäht  und  denunziert  werden  konnte.  *) 

Die  giftige  Saat  des  lauernden  Verdachts  gegen  schleichende  Reichs- 
zerstörer musste  in  Kriegszeiten  ihre  Früchte  tragen.  So  kam  in  diesem 
Jahre  der  Umschwung  in  dem  Verhalten  der  türkischen  Machthaber  zu  den 
Anfängen  der  jüdischen  Siedlung  in  Palästina.  Gewiss,  die  türkische  Regierung 
hat  nicht  zu  Methoden  der  Verfolgung  gegriffen,  wie  wir  sie  schaudernd  in 
Russland  erleben.  Sie  hat  sogar  am  Anfang  des  Krieges  den  Juden  fremder 
Untertanenschaft  erlaubt,  sich  zu  ottomanisieren  und  im  Lande  zu  bleiben. 
Aber  wir  sind  nicht  so  genügsam,  Regierungen  Anerkennung  zu  zollen,  nur 
weil  sie  uns  weder  hinmorden  noch  berauben  lassen. 

Man    ist    unleugbar    bestrebt,    Palästina  von  den  produktivsten  Kräften, 


*)  Man  lese  z.B.  „Palästina  und  palästinensischer  Zionismus"  (Berlin  1913)  von 
Dr.  Paul  Nathan :  „Der  Hochmut,  die  Anmassung,  die  Gewalttätigkeit,  die  jener 
kleine  Kreis  in  Palästina  .  .  .  glaubt  betätigen  zu  dürfen,  er  (?)  tritt  auch  gegenüber 
den  Mohammedanern  in  die  Erscheinung  ...  Die  Folge  sind  Reibungen,  die  Folge 
ist  Feindschaft,  und  die  weitere  Folge  war  die  Organisation  eines  besonderen  jüdischen 
Wächterkorps,  das  bereits  den  Arabern  kleine  Scharmützel  liefert,  und  von  Woche 
zu  Woche  gibt  es  erschossene  Araber  und  ermordete  Juden  .  .  Den  Gefahren  auf 
dem  Lande  entspricht  der  Unfrieden,  der  durch  die  Poale-Zion  vor  allem  in  den 
Städten  erregt  wird.  Sie  vertreten  die  allerextremsten  wirtschaftlichen  Anschauungen ; 
sie  untergraben  das  gute  Verhältnis  zwischen  Arbeitnehmern  und  Arbeitgebern  und 
schädigen  damit  ernstlich  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Landes".  .  .  .  Eine 
Polemik  ist  wohl  überflüssig. 
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von  der  Intelligenz  und  den  führenden  Geistern  der  Arbeiterbewegung  zu 
„reinigen".  Und  dies  zu  einer  Zeit,  wo  die  gänzliche  Isolierung  des  Landes, 
das  Aufhören  jeder  Ausfuhr  und  Einfuhr,  die  Einstellung  aller  städtischen 
und  ländlichen  Siedlungsunternehmungen,  die  Stockung  im  Geld  verkehr  eine 
schwere  wirtschaftliche  Krise  in  dem  sich  selbst  keineswegs  genügenden, 
rückständigen  Lande,  sowie  drückende  Arbeitslosigkeit  hervorgerufen  haben. 
Gerade  in  diesem  Augenblick  wurden  Verfolgungen  gegen  alle  diejenigen 
eingeleitet,  die  im  Mittelpunkt  der  gesellschaftlichen  Selbsthilfe  standen.  In 
Variierung  des  russischen  Musters  wurde  in  Palästina  gegen  die  neue  jüdische 
Siedlung  die  Beschuldigung  erhoben,  die  Lostrennung  des  Landes  vom  türkischen 
Reiche  anzustreben.  In  dieser  bestimmten  Form  wurde  diese  Anklage  vor 
allem  gegen  unsere  Landespartei  erhoben,  und  zwar  auf  Grund  des  Programm- 
entwurfs der  Partei,  der  von  einer  Konferenz  im  Jahre  1910  angenommen 
wurde.  Viele,  zumeist  vermeintliche  Teilnehmer  dieser  Parteikonferenz  wurden 
bereits  ausgewiesen,  das  Organ  der  Partei,  die  Wochenschrift  „Ha-Achduth" 
(Solidarität)  in  Jerusalem,  sowie  die  Parteidruckerei  wurden  geschlossen,  drei 
Redakteure  des  Blattes  zu  je  zwei  Monaten  Gefängnis  und  Geldbussen  verur- 
teilt, zwei  von  ihnen  des  Landes  verwiesen,  ein  vierter  zu  einem  Jahre 
Kerker*)  verurteilt.  Auch  die  im  Lande  bestehende  nicht-sozialistische  Arbei- 
terorganisation wird  in  ähnlicher  Weise  verfolgt.  Ebenso  sind  die  jüdischen 
Intellektuellen  das  Ziel  ununterbrochener  politischer  Repressalien.  Wenn  aber 
die  Juden  systematisch  gehetzt  und  gedemütigt  werden,  wenn  die  Armee  und 
die  durch  die  Propaganda  des  heiligen  Krieges  fanatisierte  mohammedanische 
Bevölkerung  die  Juden  als  Hochverräter  behandelt  sehen,  wer  kann  bürgen, 
dass  auch  nicht  schlimmeres  geschieht!  Die  Türkei  grenzt  noch  immer  an 
Russland,  und  das  Grenzland  heisst  Armenien  .  .  . 

Es  ist  nicht  nötig,  die  speziell  gegen  unsere  Parteigenossen  in  Palästina 
erhobenen  Beschuldigungen  zu  widerlegen.  Das  Programm  unserer  dortigen 
Landespartei  rechtfertigt  sich  von  selbst.  Es  ist  ebensowenig  gegen  den 
Bestand  und  die  Integrität  des  ottomanischen  Reiches  gerichtet,  wie  etwa 
die  Brünner  programmatischen  Forderungen  der  österreichischen  Sozial- 
demokratie in  der  nationalen  Frage  den  Zerfall  Oesterreichs  bezwecken.  Wir 
haben  als  revolutionäre  Partei  niemals  gezögert,  unsere  Ziele  offen  auszu- 
sprechen. Wir  haben  uns  in  Russland  und  in  der  Türkei  zum  Sozialismus  zu 
einer  Zeit  bekannt,  als  dies  durchaus  nicht  ungefährlich  war.  Unser  nationales 
Ideal  hat  vor  allem  einen  sozial-ökonomischen  und  national-kulturellen  Inhalt. 
In  der  staatlichen  Sonderstellung  erblicken  wir  nicht  die  einzige  und  ausschlag- 
gebende Form  nationaler  Souveränität.  Wir  haben  auch  in  anderen  Nationa- 
litätenstaaten, wie  Russland  und  Oesterreich,  die  Ansicht  nicht  vertreten,  dass 
sie  sich  in  ihre  nationalen  Bestandteile  auflösen  müssen.  Die  national  zusammen- 


Später  zu  lebenslänglicher  Strafarbeit. 


42 


gesetzten  Staatsgebilde  haben  die  für  uns  als  Sozialisten  bedeutungsvolle  histori- 
sche Sendung,  die  Möglichkeit  friedlichen  Zusammenlebens  verschiedener  Volks- 
stämme durch  die  Tat  zu  beweisen.  Die  Zusammenfassung  mehrerer  Völker  zum 
freien  Bunde  in  einem  Staatswesen  ist  eher  ein  Schritt  zur  internationalen 
Völkerföderation,  als  die  Auflösung  der  Nationalitätenstaaten  in  nationale 
Kleinstaaten.  Diese  geschichtliche  Mission  hat  auch  das  ottomanische  Reich  zu 
erfüllen,  von  diesem  Geiste  sind  die  grundsätzlichen  Forderungen  unserer  Partei 
in  Palästina  erfüllt.  Von  diesem  Gedanken  geleitet,  hat  sie  im  Jahre  1912 
das  Manifest  der  Balkan-Sozialisten  gegen  den  Krieg   mitunterzeichnet. 

Die  Türkei,  als  Beherrscherin  der  ungeheuren  Gebiete  Vorderasiens, 
hat  aber  auch  eine  zweite  gebieterische  Aufgabe  —  diese  verwahrlosten 
entvölkerten  Landstrecken  der  modernen  Kultur  zu  eröffnen.  Nicht  von  der 
Verdrängung  irgend  eines  Bevölkerungsteiles  aus  den  ohnehin  so  dünn  be- 
setzten Ländereien  kann  hier  die  Rede  sein,  sondern  von  einer  Verdichtung 
der  Bevölkerung,  von  erhöhtem  Wohlstand  durch  gesteigerte  Intensität  und 
Produktivität  der  Arbeit,  durch  den  Zufluss  neuer  Arbeitskräfte.  Speziell  die 
jüdischen  arbeitenden  Massen,  die  in  Westeuropa  und  Amerika,  wenigstens 
in  der  ersten  Zeit,  der  einheimischen  Arbeiterschaft  als  Bedrohung  ihrer 
Lebenshaltung  erscheinen,  kommen  gerade  nach  Palästina  und  seinen  Grenz- 
ländern nicht  als  Unterbietende,  sondern  als  die  Vertreter  der  vorgeschrit- 
teneren Technik,  der  höheren  Lebenshaltung,  der  besseren  Löhne.  Eine 
derartige  Einwanderung  ist  stets  eine  Triebkraft  zur  Kulturhebung. 

So  hat  die  Türkei  neben  dem  Problem  aller  Nationalitätenstaaten,  das 
Zusammenleben  ihrer  Völker  im  Geiste  der  Freiheit  und  demokratischer 
Selbstbestimmung  zu  regeln,  auch  die  geschichtliche  Pflicht,  die  grosse 
Kulturfrage  der  Erschliessung  Vorderasiens  einer  Lösung  zuzuführen.  Jede 
Macht,  welche  diese  Gebiete,  die  nach  Menschen  rufen,  beherrscht  und  ihre 
Aufgabe  in  einem  engherzigen,  einwanderungsfeindlichen  Sinne  auffasst,  stellt 
sich  nicht  bloss  der  nationalen  Not  der  jüdischen  Massen  entgegen,  sie  han- 
delt einem  Kulturbedürfnis  der  Menschheit  zuwider,  setzt  sich  daher  in  Wider- 
spruch zu  den  Grundlagen  ihrer  eigenen  Existenz  und  bringt  Vorderasien  in 
Gefahr,  ein  Ziel  imperialistischer  Einfluss-Sphären-Politik  zu  bleiben. 

Sind  die  Massnahmen  der  syrischen  Militärbehörden  von  der  Absicht 
geleitet,  einen  dauernden  Ausnahmezustand  für  die  Juden  in  Palästina  zu 
schaffen,  dann  ist  in  der  noch  kleinen  jüdischen  Siedlung  ein  Lebensinteresse 
unseres  ganzen  Volkes  getroffen,  aber  auch  die  Grundsätze  freier  Einwan- 
derung, Arbeit  und  Ansiedlung  sind  verletzt. 

In  der  Bedrängnis  wenden  wir  uns  an  die  Sozialdemokraten  der  mit  der 
Türkei  verbündeten  Staaten.  Genau  so,  wie  wir  die  Aufmerksamkeit  der 
Sozialisten  und  Arbeiterparteien  Englands,  Frankreichs  und  Italiens  insbe- 
sondere auf  die  Vorgänge  in  Russland  lenken.  Wir  wissen  nicht,  ob  eine 
freundschaftliche   Einwirkung   der  mitteleuropäischen    Mächte   auf  die  Türkei 
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und  der  Westmächte  auf  Russland  zu  greifbaren  Ergebnissen  führen  würde. 
Aber  die  Regierungen  von  Mächten,  die  als  Kulturstaaten  betrachtet  sein 
wollen,  müssen  erfahren,  dass  sie  sich  an  allen  Anschlägen  gegen  Recht  und 
Freiheit  mitschuldig  machen,  wenn  sie  ihre  „Freunde"  gewähren  lassen.  Dies 
müssen  die  Sozialisten  aller  Länder  aussprechen,  gleichgiltig,  ob  sie  auf  die 
Regierung  ihres  Landes  einen  direkten  oder  indirekten  Einfluss  ausüben. 

VII. 

Die  Aufgabe  der  proletarischen  Internationale  besteht 
Judenfrage  und  natürlich  nicht  bloss  darin>  die  unmittelbaren  Gefahren 
Internationale.  abzuwenderii  die  den  juden  Russlands  und  Palästinas 
drohen.  Wir  erwarten  von  der  Solidarität  des  internationalen  Proletariats 
die  Aufrollung  der  jüdischen  Frage  im  Rahmen  der  nationalen 
Fragen,  deren  Lösung  durch  den  Krieg  unvermeidlich  geworden  ist.  Trotz 
der  grossen  Unterschiede  der  Kultur  und  der  politischen  Verhältnisse  in 
Russland,  Polen,  Oesterreich  und  der  Türkei,  ergibt  sich  aus  unserem 
Ueberblick,  dass  die  politischen  Kämpfe,  die  die  Existenz  von  neun 
Millionen  Juden  in  diesen  Ländern  bedingt,  nur  einen  Sinn  haben.  Es  ist 
ein  Kampf  der  herrschenden  Gruppen  der  Nationen,  in  deren  Mitte  die 
Juden  leben,  gegen  den  Bestand  und  für  die  Verdrängung  oder  nationale 
Aufsaugung  der  jüdischen  Minderheiten,  während  die  jüdischen  Volksmassen 
ihre  nationale  Eigenart  mit  dem  Aufgebot  aller  Lebenskräfte,  unter  den 
schwersten  ökonomischen  und  kulturellen  Entbehrungen  verteidigen  und 
bewahren.  In  Uebereinstimmung  mit  der  überwiegenden  Mehrheit  der 
jüdischen  Arbeiterschaft  und,  wir  sind  überzeugt,  auch  des  gesamten  jüdischen 
Volkes,  verlangen  wir  das  Recht  der  nationalen  Selbstbestimmung 
für  die  jüdischen  Minderheiten  in  allen  Ländern.  Wir  fordern,  vornehmlich 
in  Nationalitätenstaaten,  wo  die  Juden  eine  selbständige  Kulturgemein- 
schaft bilden  und  ihr  nationales  Eigenleben  zu  erhalten  bestrebt  sind,  recht- 
liche Bürgschaften  für  unseren  nationalen  Bestand  und  unsere  ungehinderte 
Kulturentwicklung,  Selbstverwaltung  in  nationalen  Angelegenheiten  und  die 
nationale  Rechtsgleichheit  in  Staats-,  Landes-  und  Stadtverwaltung.  Wir 
wissen,  dass  die  territoriale  Zerrissenheit  der  Juden  Schwierigkeiten 
besonderer  Art  bietet  und  Probleme  bedingt,  auf  die  wir  hier  nicht  ein- 
gehen können.  Es  ist  jedoch  einleuchtend,  dass  die  Formen  nationaler  Selbst- 
verwaltung und  des  Rechtsschutzes  für  die  jüdische  Minderheit  sich  finden 
lassen,  sobald  der  Grundsatz  der  nationalen  Gleichberechtigung  der  Juden 
zugestanden  ist.  Wenn  der  bürgerlich-liberale  Staat  Mittel  und  Wege 
gefunden  hat,  das  Problem  der  religiösen  Duldung  und  der  Autonomie  der 
Glaubensgemeinschaften  zu  lösen,  so  wird  der  demokratische  Volksstaat,  dem 
wir  uns  nähern,  die  Kraft  finden  müssen,  das  verwickelte  Problem  des  freien 
Bekenntnisses    zur    Nation  und  der  nationalen  Selbstverwaltung  in  Nationa- 
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litätengebieten  zu  lösen.  Obwohl  in  diesem  Prinzip  schon  enthalten,  so  muss 
noch   insbesondere  das  Recht  der  Juden  auf  freie  Einwanderung,  Ansiedlung 
und  nationale  Gliederung  und  Entfaltung  in  Palästina  und  den  angrenzenden 
Ländern     ausdrücklich    ausgesprochen    werden.    Wir    fordern    gewiss    nichts 
Ungewöhnliches.     Nur     die     Anwendung    der    allgemeinen    Grundsätze    des 
nationalen     Rechtes,     wie    es    von    der    Internationale    stets    verkündet    und 
vertreten    wurde,    auch    auf    die    jüdischen  Volksmassen.    Sie  siedeln  zumeist 
in    Gebieten,  wo  nationale  Interessen  mehrerer  Völkerschaften  sich  berühren 
oder    zusammenstossen.    Es    ist    nur  ein  billiges  Verlangen,  dass  die  Lebens- 
fragen   von    neun    Millionen    unmittelbar    betroffenen    Juden  in  den  Bereich 
der    Politik    der  proletarischen  Internationale  eingeschlossen  werden,  wie  die 
polnische    oder    ukrainische,    lettische    oder    armenische  Frage.  Dabei  ist  die 
Judenfrage    nicht    nur    ein    europäisches  Problem,  sie  ist  eine  Weltfrage,  die 
in    die    ökonomischen  und  politischen  Interessen  vieler  Staaten  tief  eingreift. 
Diese    Aufgaben    des    Sozialismus    und    der  Demokratie  gegenüber  dem 
jüdischen  Volke,  mögen  sie  auch  selbstverständlich  scheinen,  müssen  deutlich 
umschrieben  werden.    Denn  bis  jetzt  schien  in  der  sozialistischen  Internationale 
eine    Auffassung    der    Judenfrage   vorherrschend   zu   sein,   die  den  Lebensbe- 
dürfnissen   der   arbeitenden    Massen    des    jüdischen    Volkes   geradezu  wider- 
spricht.    Man     hat    in     der     sozialistischen     Bewegung     in     der    Judenfrage 
vielfach  die  bürgerlich-liberale,  assimilatorische  Ideologie  kritiklos  übernommen. 
Wir    haben    gesehen,    dass    die    Auflösungstendenz   ein  Ergebnis  des  ökono- 
mischen und  sozialen  Anschlusses  der  jüdischen  Bourgeoisie  an  die  herrschenden 
Klassen   ihres    Interessengebietes  ist.  Dass  sie  in  weiterer  Folge  die  aus  dem 
jüdischen    Bürgertum   hervorgegangene  Intelligenz  ergriff  und  durch  sie  auch 
die    Anfänge    der    jüdischen   Arbeiterbewegung  beeinflusste,  ändert  nichts  an 
der    Tatsache    ihres    plutokratischen    Ursprungs  und  Charakters.  Der  Kampf 
für    die    „bürgerliche    Emanzipation"  der  Juden,  an  dem  auch  die  Sozialisten 
aller  Länder  teilnahmen,  hat  sich  mit  dem  Aufstieg  der  jüdischen  Volksmassen 
und    dem    politischen    Eingreifen    des   jüdischen    Proletariats  in  einen   Kampf 
gegen  die  nationale  Emanzipation  der  Juden  gewandelt.  Es  ist  kein  Zufall, 
dass  die  Genossen  Dr.  Diamand  und  Dr.  Liebermann,  Mitglieder  des  polni- 
schen sozialdemokratischen  Klubs  des  österreichischen  Reichsrats,  sich  mit  den 
reaktionärsten  Vertretern  der  jüdischen  Plutokratie  Galiziens  zu  einer  assimila- 
torischen Deklaration  über  die  polnisch-jüdische  Frage  zusammenfanden.  Diese 
Koalition  ist  geradezu  symbolisch  und  im  Wesen  dieser  volksfremden  Strömung 
begründet.    Darum  erwarten    wir    von    der    sozialistischen  Internationale  die 
ausdrückliche  Anerkennung  des  Rechtes  des  jüdischen  Volkes  auf  Existenz  und 
Entwicklung,  sowie  auf  Schutz  gegen  gewaltsame  Assimilation. 

Um  ihre  Stimme  für  das  nationale  Recht  der  Juden  erheben  zu  können, 
muss  die  Internationale  Arbeiter-Assoziation  die  Achtung  vor  der  nationalen 
Individualität  der  Juden  in  ihrer  eigenen  Organisation  zum  Ausdruck  bringen. 
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In  den  Vertretungskörperschaften  der  Sozialistischen  Internationale  muss  der 
jüdischen  Arbeiterschaft  das  Recht  auf  eine  nationale  Sektion  zugestan- 
den werden,  ebenso  wie  anderen  Völkern,  die  keine  staatliche  Selbständig- 
keit mehr  besitzen  oder  mehreren  Regierungen  unterworfen  sind.  In  dem 
Beschluss  (vom  4.  März  1906)  über  die  Vertretung  bei  internationalen  Kon- 
gressen und  im  Internationalen  Büro  wird  als  Nation  eine  Bevölkerungs- 
gruppe bezeichnet,  „deren  Streben  nach  Selbständigkeit  und  deren  geistige 
Einheit  als  Folge  einer  langdauernden  historischen  Tradition  anzusehen  sind, 
mag  sie  unter  einer  oder  verschiedenen  Regierungen  stehen."  Die  Verfasser 
dieser  Formel  haben  dabei  sicherlich  nicht  an  das  jüdische  Volk  gedacht, 
aber  es  kann  kaum  bestritten  werden,  dass  sie  den  Anspruch  auf  eine  jüdische 
Sektion  in  der  proletarischen  Internationale  auch  formell  begründet.  Die 
Zugehörigkeit  der  jüdischen  sozialistischen  Parteien  zu  dieser  Sektion  kann 
nicht  von  ihren  Auffassungen  in  der  Judenfrage  abhängig  gemacht  werden, 
solange  sie  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  internationalen  Sozialismus  nicht 
widersprechen.  Sollte  es  bei  den  ersten  Schritten  zur  Wiederaufnahme  der 
internationalen  Verbindungen  nicht  möglich  sein,  diese  dringende  Reform 
durchzuführen,  dann  muss  jedenfalls  an  den  Beratungen  der  sozialistischen  und 
Arbeiterparteien  aller  Länder  über  die  Friedensaktion  des  Proletariats,  sei 
es  im  Internationalen  Büro,  oder  bei  einem  ausserordentlichen  internationalen 
Kongress,  eine  besondere  Delegation  der  jüdischen  sozialistischen  und 
gewerkschaftlichen  Organisationen  teilnehmen.  Nur  eine  derartige  Sonder- 
vertretung des  jüdischen  Proletariats  aller  Länder  wird  die  Internationale 
über  die  Lage  und  die  Forderungen  des  jüdischen  Volkes  in  den  verschiedenen 
Ländern  unterrichten  können.  Und  nur  die  Willenskundgebung  einer  derartigen 
umfassenden  jüdischen  Vertretung  kann  die  Grundlage  für  eine  politische 
Aktion  der  Internationale  bilden. 

Die  Hoffnungen  der  jüdischen  Arbeiterschaft  sind  mit  der  Friedensaktion 
des  internationalen  Proletariats  verknüpft.  Der  Krieg  hat  gezeigt,  dass  die 
arbeitenden  Massen  im  Kriege,  wie  im  Frieden,  die  unentbehrliche  Grund- 
lage der  Gesellschaft  und  ihrer  staatlichen  Organisation  bilden.  Ohne  Teil- 
nahme des  Proletariats,  nicht  auf  den  Schlachtfeldern  allein,  sondern  in 
Kohlengruben  und  Hüttenwerken,  im  Verkehrswesen  und  in  der  Erzeugung 
der  Kriegsmittel,  ist  die  moderne  Kriegführung  undenkbar.  Auf  dieser 
Unentbehrlichkeit  beruht  die  unüberwindliche  Macht  der  Arbeiterschaft.  Sie 
wird  sie  schliesslich  gebrauchen  im  Sinne  der  Menschlichkeit,  Freiheit  und 
eines  baldigen  Friedens,  der  keine  Keime  zu  neuen  Völkerkonflikten  ent- 
hält. Das  kann  nur  erreicht  werden,  wenn  dem  völkerunterjochenden  Imperi- 
alismus die  Lösung  der  nationalen  Fragen  auf  der  Grundlage  freier  Selbst- 
bestimmung und  demokratischen  Rechts  entgegengestellt  wird.  Der  sozialis- 
tische Staatenbund  kann  nur  eine  Föderation  freier  und  gleicher  Völker  sein. 

Den  Haag,  im  November  1915. 
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Russland  und  die  Juden* 


Verfügungen  der  Oberbefehlshaber  und  Militär- 
gouverneure» 

Erlass  des  Grossfürsten  Nikolay  Nikolajewitsch  an  die 
Militärgouvernements : 

Unsere  Erfahrung  in  diesem  Kriege  hat  uns  die  feindliche  Haltung  der  jüdischen 
Bevölkerung,  vollends  Galiziens  und  der  Bukowina,  klargelegt.  Sobald  eine  wesentliche 
Aenderung  in  den  Stellungen  und  Verschiebungen  unserer  Heere  stattfindet  und 
jedesmal,  wenn  wir  einen  oder  den  anderen  Distrikt  temporär  räumen,  werden  infolge 
der  Einmischung  von  Juden  vom  Feinde  grausame  Massregeln  gegen  die  loyale 
nichtjüdische  Bevölkerung  ergriffen.  Um  diese  uns  treu  ergebene  Bevölkerung  gegen 
die  Bedrückungen  des  Feindes  und  unsere  Heere  vor  dem  Verrat,  den  die  Juden  die 
ganze  Front  entlang  üben,  zu  schützen,  erachtet  es  der  Höchstkommandierende  der 
russischen  Streitkräfte  für  nötig,  dass  die  Juden  verbannt  werden,  sobald  nur  der 
Feind  sich  zurückzieht,  und  dass  Geiseln  genommen  werden,  und  zwar  sollen  die 
reichen  oder  vermögenden  und  die  eine  bevorzugte  Stellung  einnehmenden  Juden 
zuerst  und  dann  namentlich  die  einen  grossen  Einfluss  besitzenden  Rabbiner  der 
betreffenden  Gemeinden  ergriffen  und  als  Gefangene  nach  dem  Innern  des  Landes 
verschickt  werden.  (Vorderhand  nach  der  Provinz  Kiew,  wo  sie  in  Konzentrations- 
lagern gehalten  werden  müssen.) 

Die  jüdische  Bevölkerung  sowohl  wie  die  abgeführten  Geiseln  sind  zu  warnen 
und  es  mag  ihnen  klar  gemacht  werden,  dass  sie  für  jede  strenge  Massregel,  die 
vom  Feinde  der  uns  ergebenen  loyalen  Bevölkerung  gegenüber  ergriffen  wird,  ver- 
antwortlich gemacht  werden.  Gleichzeitig  ist  aber  auch  der  uns  ergebenen  nicht- 
jüdischen Bevölkerung  klar  zu  machen,  dass  unsere  Massnahmen  gegen  die  Juden 
zum  Schutze  der  treu  ergebenen  Bevölkerung  ergriffen  werden,  nachdem  die  sechs- 
monatige Kriegführung  uns  überzeugt  hat,  dass  die  jüdische  Bevölkerung  uns 
gegenüber  illoyal  und  verräterisch  aufgetreten  ist  und  für  die  Mitbevölkerung  keinerlei 
Sympathien  hat. 

Die  Regierungsbehörden  der  verschiedenen  Provinzen  sind  aufgefordert,  die  Juden 
nach  den  links  vom  Dnjepr  liegenden  Provinzen  einstweilig  zu  verbannen  und  dem 
Minister  des  Innern  bleibt  es  vorbehalten,  über  die  weitere  Verschickung  der 
Gefangenen  die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen. 
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Erlass   des   Festungskommandanten  von  Nowo-Georgiewsk 
an  die  ihm  unterstellten  Truppen  des  Festungsrayons  : 

27.  November  a.  St.  Nr.  89 :  In  deutschen  Blättern  sind  Artikel  erschienen,  worin 
davon  gesprochen  wird,  dass  die  Deutschen  in  den  russischen  Juden  hoffnungsvollen 
Verbündeten  begegnen,  die  abgesehen  davon,  dass  sie  für  die  Verproviantierung 
sorgen,  als  die  besten,  teilweise  uneigennützigsten  Spione  erscheinen,  bereit  zu 
allen  Diensten,  wenn  nur  zum  Schaden  der  russischen  Interessen.  In  einem  Siege 
der  Deutschen  erblicken  i  die  Juden  ihre  Errettung  vom  Zarenjoche  und  von  der 
Unterdrückung  durch  die  Polen.  Analoge  Mitteilungen  treffen  fortgesetzt  auch  von 
den  Truppen  ein.  Zum  Zwecke  der  Sicherung  der  Truppen  gegen  die  schädliche 
Tätigkeit  der  jüdischen  Bevölkerung  hat  der  Oberbefehlshaber  angeordnet,  bei  der 
Besetzung  von  bewohnten  Punkten  von  der  jüdischen  Bevölkerung  Geiseln  zu 
nehmen  und  die  Bewohner  darauf  hinzuweisen,  dass  im  Falle  verräterischer  Tätigkeit 
irgendeines  Ortsbewohners  die  Geiseln  hingerichtet  würden,  und  zwar,  nicht  nur 
während  der  Periode  der  Besetzung  des  betreffenden  bewohnten  Punktes  durch  unsere 
Truppen,  sondern  auch  nach  dessen  Räumung,  falls  dies  erforderlich  werden  würde. 
Bei  Besetzung  von  bewohnten  Punkten  hat  man  sich  daher  durch  eingehende 
Untersuchung  zu  überzeugen,  ob  Zubehör  für  drahtlose  Telegraphie  vorhanden 
sei  und  ob  sich  eine  Signalstation,  Brieftaubenstationen,  unterirdische  Telegraphen- 
anlagen usw.  vorfinden.  Mit  den  dabei  betroffenen  Personen  ist  nach  der  ganzen 
Strenge  des  Gesetzes  zu  verfahren.  Auf  Grund  des  Telegramms  des  Generals  Oranowski 
Nr.  3l32,  der  Kommandant  des  Festungsrayons:  G.  d.  K.  Bobyr. 

Der    Befehl    wurde    am   2.   Dezember    1914,   abends   6  Uhr,  von  der  Druckerei 
ausgegeben. 


Erlass  des  russischen  Generalgouverneurs  in  Lemberg,  Grafen 
Bobrinsky,  vom   13  (26)  Februar  1915: 

Infolge  der  Befehle  des  Oberkommandierenden  der  Armeen  an  der  Südwest- 
front bestimmt  der  Militärgouverneur  von  Galizien  angesichts  der  in  letzter  Zeit 
erhöhten  Spionage  durch  Juden  auf  Grund  der  Punkte  1,  2  und  3  des  Gesetzes 
betreffend  die  Ortschaften,  die  als  im  Kriegszustande  befindlich  erklärt  sind, 
folgendes : 

1.  Personen  jüdischer  Nationalität  ist  der  Eintritt  in  die  Grenzen  Galiziens 
untersagt. 

2.  Personen  jüdischer  Nationalität  ist  untersagt,  von  einem  Kreise  Galiziens 
in  einen  anderen  zu  reisen. 

3.  Die  Schuldigen  werden  im  Administrativverfahren  mit  Geldstrafen  bis  3000 
Rubel  oder  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

Die  Durchführung  dieser  Verkündigung  erfolgt  durch  den  Stadthauptmann  von 
Lemberg,  den  Gouverneur  von  Galizien  und  die  Chefs  derjenigen  Kreise,  welche  nicht 
zum  Bestand  des  Gouvernements  gehören. 


Erlass  der  Militärbehoerde  von  Kolomea  (Galizien) : 

Bekanntmachung.  Ich  tue  der  gesamten  jüdischen  Bevölkerung  der  Stadt  Kolomea 
kund,  dass,  wenn  die  Eisenbahn,  die  Telegraphen-  oder  Telephonleitung  im  Rayon 
der  Ortschaften  Delatyn,  Kolomea,  Sniatyn  auch  nur  im  geringsten  beschädigt 
werden  sollte,  der  gesamten  jüdischen  Bevölkerung  der  Stadt  Kolomea  eine  bedeu- 
tende Kontribution  auferlegt  werden  wird,  und  wenn  diese  nicht  binnen  dreier  Tage 
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bezahlt    wird,    die    ganze    jüdische    Bevölkerung    der    Stadt    aus    den    vom    Heere 
besetzten    Teilen    vertrieben    wird.    Der    Vorsteher    des   Kolomeaer   Bezirkes :  Fürst 

Lobanow  Rostowski. 

*      * 

Geheimbefehl  zur  Unterdrückung  der  jüdischen  Zeitungen: 

Ministerium  des  Innern. 

Streng  vertraulich. 
Zirkular. 
Verwaltung  des  Wilnaer  Post-  und  Telegrapenbezirks. 
No.  38.880. 
7,  Juli  1915.     Wilna. 

(Eingangsstempel.) 
Kownoer  Post-  und  Telegraphenbureau,  eingegangen  11.  (24)  Juli  1915. 

No.  9570 
Den  Vorstehern  der  Post,  Telegraphen-  und  Postanstalten  des  Wilnaer  Bezirks. 

Der  Wilnaer  Gouverneur  hat  mir  mit  Verfügung  vom  5.  Juli.  er.  unter  Nr. 
20  586  mitgeteilt,  dass,  laut  Mitteilung  des  Oberkommandierenden  des  Dünaburger 
Militärbezirks,  der  Oberkommandierende  der  Armeen  der  Nordwestfront  befohlen 
hat,  das  Erscheinen  und  die  Verbreitung  der  Zeitungen  in  jüdischer  Sprache  ebenso 
wie  Annahme  und  Ausgabe  von  Korrespondenzen  in  dieser  Sprache  zu  verbieten. 
Hiervon  setze  ich  die  Vorsteher  der  Anstalten  in  Kenntnis  zur  Nachachtung. 

Für  den  Chef  des  Bezirks : 

Ingenieur  (Unterschrift.) 

Beamter  für  besondere  Aufträge: 

(Unterschrift.) 

Die  Vertreibung  aus  den  Gouvernements 
Kurland  und  Kovno* 

Die  Polizeiadministration  der  Kreisstädte  des  Gouvernements  Kovno  erhielt 
folgenden  Befehl  des  Oberbefehlshabers  der  Armee: 

Auf  Anordnung  des  Befehlshabers  der  Armee  unterliegen  der  allgemeinen 
Ausweisungsordre  sämtliche  Juden,  die  westlich  der  Linie  Kovno— Janow-— 
Wilkomir— Ponewesch— Posfol— Salaty— Bausk  wohnen.  Der  Ausweisungsbefem 
erstreckt  sich  auf  die  erwähnten  Orte.  Hinsichtlich  derjenigen  Juden,  die  in  Ortschaften 
wohnen,  die  gegenwärtig  vom  deutschen  Heer  besetzt  sind,  müssen  die  erwähnten 
Massregeln  unverzüglich  nach  der  Säuberung  dieser  Ortschaften  vom  feindlichen 
Heere  und  der  Besetzung  durch  unsere  Armeen  ausgeführt  werden.  Die  ausgewiesenen 
Juden  haben  sich  zwecks  Aufenthaltes  nach  einem  der  nachstehenden  Bezirke  zu 
begeben:  Bachmut,  Mariupol  und  Slavianoserbsk— Gouvernement  Jekaterinoslaw; 
Poltawa,  Gadiatsch,  Senjkow,  Kobelaki,  Konstantinograd,  Lochvitz,  Lubensk,  Mirgorod, 
Romny,  Chorolsk— Gouv.  Poltawa.  Der  letzte  Ausweisungstermin  ist  der  5.  Mai. 
Der  Aufenthalt  der  Juden  westlich  der  erwähnten  Grenze  nach  dieser  Frist  wird  nach 
Kriegsrecht  bestraft  werden,  Die  Polizeibeamten,  die  nicht  die  wirksamen  Massnah- 
men zur  Ausführung  dieser  Verfügung  ergreifen,  werden  ihres  Amtes  entsetzt  und 
unter  Anklage  gestellt.  Indem  ich  vorstehendes  zwecks  Durchführung  zur  Kenntnis 
bringe,  ordne  ich  an,  die  Beendigung  der  allgemeinen  Ausweisung  der  Juden  ausser- 
halb der  vorgeschriebenen  Grenze  der  Ortschaft,  die  Ihnen  anvertraut  ist,  in  der  Nacht 
des  5.  Mai  bis  12  Uhr  mir  telegraphisch  anzuzeigen.  Ueber  den  Gang  der  Ausweisung 
der  Juden  aus  Ortschaften,  die  gegenwärtig  vom  Feinde  besetzt  sind,  soll  nach  Mass- 
gabe der  Ausführung  des  Befehls  Bericht  erstattet  werden. 

(Veröffentlicht  in  der  russischen  Tagespresse). 
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Oberste    Leitung    der    Verpflegung    der    Armee    der 
südwestlichen  Front. 

Befehl  vom  31.  März   1915  No.    1845,  gegeben  in  Lublin. 

Nach  den  vorhandenen  Informationen,  infolge  des  Überflusses  von  jüdi- 
schen Gemeinen  im  Train  und  in  den  Anstalten  hinter  der  Front  und  ihres 
Verkehrs  mit  den  örtlichen  galizischen  Juden,  erhalten  österreichische  Spione  An- 
gaberübe?  das  Leben  hinte?  der  Front  und  in  der  Front,  die  sie  entweder  von 
qalizischen  Juden  oder  von  russischen  jüdischen  Soldaten  beziehen.  Ausserdem  be- 
nutzen unter  dem  Vorwand  dienstlicher  Erfordernisse  russisch^ üdische  Soldaten  ihr 
Rech  der  Durchreise  nach  Russland  und  führen  Pakete  und  Briefe  durch  wodurch 
Zensur  und  Beschau  umgangen  werden.  Um  diese  unerwünschte  Erscheinung  zu 
vermeiden,  hat  der  Oberkommandierende  befohlen,  alle  jüdischen  Gemeinen  die  zum 
Fronten  t  tauglich  sind  und  sich  derzeit  in  Anstalten  hinter  der  Front  befinden, 
unve  züglich  in  die  Reservebataillone  zu  versetzen,  in  denen  sie  6  Wochen  zur 
Abrichtung  behalten  werden,  worauf  sie  in  die  Regimenter  abzusenden  sind,  wo  sie 
unter  besondere  Aufsicht  gestellt  werden. 

Vorstehendes  wird  zwecks  entsprechender  Weisungen  mitgeteilt. 

(gez.)  Gen.  d.  Infant.  (Name  unleserlich) 
Signiert:  Generalmajor  Serschewsky. 
Bestätigt:  Für  den  ersten  Adjudanten 
(Name  unleserlich). 

Telegramm  des  Stabs  des  30.  Armeekorps. 

Der  kommandierende  General  hat  befohlen,  die  betreffenden  Anordnungen  des 
Telegramms  des  Obersten  Leiters  der  Verpflegung  der  Feldarmee  zur  Ausfuhrung  zu 
brinaen  Auf  Befehl  des  Höchstkommandierenden  wird  die  zwangsweise  Evakuierung 
beim  Rückzug  gänzlich  aufgehoben.  Flüchtlinge,  die  freiwillig  nach  unseren  Gouver- 
nements folgen  sowie  die  Einwohner  an  den  Grenzen  werden  nach  den  ostl  chen 
TeTlen  der  Gouvernements  Wolhynien  und  Podolien  gerichtet;  die  nach  Galizien 
zurückkehren  wollen,  sollen  nicht  aufgehalten  werden,  wenn  es  nach  militärischen 
Erwäaunaen  zulässig  ist.  Die  Verteilung  der  Flüchtlinge  soll  in  einigen  Kolonien 
KTE sÄr  evakuierten  Kolonisten  Galizische  Juden  sollen Jn  unsere 
Grenzen  nicht  zugelassen  werden;  die  inzwischen  in  unsere  Gebiete  mit  den  Flucht- 
en eingedrungen  sind,  nach  Möglichkeit  nach  Galizien  zurücksenden.  Gegenwartig 
befinden  sich  längs  der  österreichischen  Grenze  Lager  von  Juden,  die  vorher  aus  den 
Militärrayons  ausgewiesen  und  nach  Russland  nicht  hereingelassen  wurden;  beim 
Rückzuq  unserer  Armee  und  beim  Passieren  der  Grenze  sollen  diese  Lager  sorg- 
fältia  durchsucht,  bzw.  umgangen  werden,  um  Verseuchungen  zu  vermeiden,  ebenso 
sollen  energische  Massnahmen,  bis  zur  Anwendung  der  Gewalt,  ergriffen  werden, 
um  die  Juden  in  der  Richtung  des  Feindes  durchzustossen. 

(gez.)  Oberstleutnant  Stawrogin. 

Dem  Bericht  des  Zentralkomitees  der  „Kadetten "-Partei  über  die  Judenfrage  an 
den  Delegiertentag  der  Partei  vom  19-21  Juni  1915  beigelegt.  Es  stammt  anscheinend 
aus  der  Zeit  des  Wechsels  des  Höchstkommandierenden  (August  1915). 
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Rundschreiben, 

Vorgelesen   von    dem    sozialistischen  Deputierten  Tschcheidze  in  der  Sitzung 

der  Duma  vom  23.  II.   1916. 

Ministerium  des  Innern 
Polizei-Departement  Am  9.  Januar  1916. 

Sechste  Sektion. 

An  die  Gouverneure,  Stadthauptleute,  Leiter  der  Provinzen 
und  Gendarmerie-Aemter  der  Gouvernements. 

Nach  den  dem  Polizei-Departement  zugegangenen  Informationen  sind  die  Juden 
mit  Hilfe  zahlreicher  unterirdischer  Organisationen  gegenwärtig  unermüdlich  mit  der 
revolutionären  Propaganda  beschäftigt,  wobei  sie  zum  Zwecke  der  Schürung  all- 
gemeiner Unzufriedenheit  in  Russland  ausser  der  verbrecherischen  Agitation  in  der 
Armee  und  in  den  grossindustriellen  und  Fabrikszentren,  sowie  ausser  der  Auf- 
hetzung zu  Arbeitseinstellungen,  noch  zwei  wichtige  Faktoren  gewählt  haben :  die 
künstliche  Verteuerung  der  Mittel  erster  Notwendigkeit  und  die  Einziehung  klingender 
Münze  aus  dem  Verkehr. 

Von  der  Erwägung  geleitet,  dass  weder  die  militärischen  Rückschläge,  noch  die 
revolutionäre  Propaganda  einen  ernstlichen  Einfluss  auf  die  breiten  Volksschichten 
ausüben,  beabsichtigen  die  geheimen  Anhänger  Deutschlands,  allgemeine  Unzufriedenheit 
und  Proteste  gegen  den  Krieg  durch  Hunger  und  ungewöhnliche  Verteuerung  der 
Lebensmittel  hervorzurufen. 

Infolge  des  Mangels  an  Metallgeld  im  Verkehr  suchen  die  Juden  das  Misstrauen 
der  Bevölkerung  gegen  das  russische  Geld  hervorzurufen,  es  zu  entwerten  und  die 
Einleger  zu  nötigen,  ihre  Ersparnisse  aus  den  staatlichen  Kredit-Instituten  zurück- 
zuziehen. Anlässlich  der  Ausgabe  von  Wechselmarken  verbreiten  die  Juden  energisch 
unter  der  Bevölkerung  das  Gerücht,  dass  die  russische  Regierung  bankerott  sei,  da 
sie  nicht  mehr  genug  Metall  für  Münzen  habe. 

Die  starke  Beteiligung  der  Juden  an  der  geschilderten  verbrecherischen  Tätigkeit 
erklärt  sich  durch  das  Bestreben,  die  Abschaffung  des  jüdischen  Ansiedlungs-Rayons 
durchzusetzen,  da  sie  den  gegenwärtigen  Moment  als  den  günstigsten  für  die  Er- 
reichung ihrer  Ziele  durch  die  Erzeugung  von  Aufruhr  im  Lande  betrachten. 

Das  Polizei-Departement  teilt  Ihnen  das  vorstehende  zur  Kenntnisnahme  mit. 
(Rufe:  „Welche  Schmach!  Welche  Schamlosigkeit!") 

gez.    Der  geschäftsführende  Direktor  Kafafov. 
Für  den  Sekretär  Poretzky.  Registrateur  Winogradov. 


Die  Rede  des  Abgeordneten  N.  M.  FRIEDMANN. 

Gehalten  in  der  Duma  am  2  August   1915. 

Am  Jahrestage  des  vaterländischen  Krieges,  da  das  grosse. Reich  seine  völlige 
Bereitschaft,  den  Krieg  bis  zum  Ende  durchzuführen,  kundgibt,  da  sämtliche  leben- 
dige Kräfte  des  Landes  mobilisiert  werden,  da  müsste  doch  offenbar  auch  grössere 
Beachtung  der  Mobilisierung  des  Volksgeistes  geschenkt  werden,  jenes  Kollektiv- 
geistes, der  sämtliche  Nationalitäten,  die  im  Gebiete  des  russischen  Reiches  wohnen 
und  in  einer  so  gewaltigen  Weise  vereint  sind,  erfüllt.  Von  diesem  Standpunkt  aus 
verdient    jeder   einzelne   dieser  Faktoren,  jede  einzelne  Nationalität,  Aufmerksamkeit. 

Indem  ich  von  diesem  Standpunkt  aus  die  Lage  der  Juden  im  Lande 
betrachte,    alles    das,    was    sie    im    Laufe    des   letzten   Jahres   erlebt,  erduldet  haben, 
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möchte  Ich  vor  allem  feststellen,  dass  die  Juden  trotz  ihres  schweren  Standes,  trotz 
ihrer  Rechtlosigkeit,  es  doch  vermocht  haben,  die  Höhe  aller  anderen  Bürger  zu 
erreichen  und  in  einem  recht  bedeutenden  Masse  an  diesem  Kriege  teilzunehmen.  In 
nichts  sind  sie  hinter  den  anderen  zurückgeblieben.  Sie  haben  alle  ihre  Militär- 
pflichtigen mobilisiert,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  sie  auch  ihre  einzigen  Söhne 
ins  Feld  geschickt  haben.  Allerdings,  dies  geschah  nicht  freiwillig,  sondern  kraft  eines 
Ausnahmegesetzes.  Aber  Tatsache  ist  ja,  dass  sie  die  einzige  Nationalität  sind,  deren 
einzige  Söhne  das  Vaterhaus  verlassen  mussten,  um  ihr  Blut  fürs  Vaterland  zu  ver- 
giessen.  Die  Zeitungen  berichteten  zu  Beginn  des  Krieges  von  einer  beträchtlichen 
Anzahl  jüdischer  Kriegsfreiwilliger.  Meine  Herren !  Das  waren  solche  Freiwilligen, 
die  nach  ihrem  Bildungsgrade  auf  den  Offiziersrang  Anspruch  haben  durften.  Sie 
wussten,  dass  sie  diesen  Rang  nicht  erhalten  würden,  und  sie  gingen  in  den  Krieg  ! 
Die  jüdischen  Jünglinge,  die  durch  die  Prozentnorm  aus  ihrem  Vaterlande  verjagt 
waren,  um  in  der  Fremde  ihre  Bildung  fortzuführen,  sie  kehrten  mit  Ausnahme  der 
in  deutscher  Gefangenschaft  Befindlichen  bei  Kriegsausbruch  in  die  Heimat  zurück. 
Und  die,  die  der  Krieg  in  einem  verbündeten  Reiche  angetroffen  hat,  sie  traten  in 
die  verbündeten  Heere  ein  und  mancher  jüdische  Student  fiel  bei  der  Verteidigung 
von  Lüttich,  in  Belgien  und  an  den  anderen  Stätten  der  Westfront.  Selbst  die,  welche 
das  Geschick  schon  längst  aus  Russland  vertrieben  hatte  und  die  jenseits  des 
Ozeans  Zuflucht  suchten,  auch  von  ihnen  kehrten  viele  heim.  Die  Juden  bauten 
Lazarette,  genau  wie  die  anderen,  spendeten  Geld  und  Liebesgaben,  nahmen  an  allem 
teil,  was  für  den  Krieg  von  dieser  oder  jenen  Seite  getan  wurde.  Und  auch  im 
Felde  waren  sie  nicht  schlechter  als  die  anderen.  Viele  Juden  erhielten  Auszeichnungen. 
Statistische  Angaben,  die  uns  über  die  Verluste  im  Kriege  vorliegen,  zeigen,  dass 
die  Verluste  der  Juden  nicht  geringer  sind  als  die  der  anderen.  In  meinem  Besitz 
befinden  sich  statistische  Unterlagen,  die  auf  Grund  von  150  in  den  „Mitteilungen 
des  Petersburger  Magistrats"  veröffentlichten  Tabellen  zusammengestellt  sind.  Das 
Prozentverhältnis  der  jüdischen  Verluste  ist  4,9°/,,  vom  Ganzen,  das  Prozentver- 
hältnis der  gefallenen  Juden  4,  1 1  n  '0.  Dem  gegenüber  gibt  es  nach  den  Angaben  des 
zentralen  statistischen  Komitees  vom  1.  Januar  1910  in  Russland  4, 05  "/o  Juden, 
sodass  ein  grösserer  Prozentsatz  als  dieser  im  Felde  gefallen  ist  oder  auf  andere 
Weise  aus  dem  aktiven  Heer  ausschied. 

Mir  liegt  hier  der  Brief  eines  der  in  die  Vereinigten  Staaten  ausgewanderten 
Juden  vor.  Er  schreibt :  „Ich  habe  mein  Leben  aufs  Spiel  gesetzt  unu  wenn  ich 
dessenungeachtet  nach  Archangelsk  gekommen  bin,  so  ist  es  nur,  weil  ich  meine 
Heimat  noch  mehr  als  mein  Leben  liebte  und  noch  mehr  als  jene  amerikanische 
Freiheit,  die  ich  genoss.  Ich  wurde  zum  Heeresdienst  zugelassen  und  habe  meinen 
linken  Arm  fast  bis  zur  Schulter  verloren.  Man  brachte  mich  ins  Gouvernement 
Kurland.  Kaum  war  ich  in  Riga  eingetroffen,  da  sah  ich  auf  dem  Bahnhof  meine 
eben  dorthin  gekommenen  Angehörigen,  unter  ihnen  meine  Mutter,  die  am  gleichen 
Tage  auf  Befehl  des  Militärkommandos  ihr  eigenes  Heim  verlassen  mussten.  Sagen 
Sie  den  Herren,  die  auf  den  Bänken  der  Rechten  sitzen,  dass  ich  nicht  den  Verlust 
meines  Armes  beklage,  sondern  dass  mich  der  Verlust  meiner  menschlichen  Würde 
schmerzt,  die  ich  im  fremden  Lande  hatte!" 

Dies  war  die  Stimmung  der  Juden,  die  sich  in  zahlreichen  Aufrufen,  Kund- 
gebungen in  der  Presse  und  endlich  von  diesem  Orte  aus  offenbart  hat.  Es  schien, 
die  Regierung  würde  mit  dieser  Stimmung- rechnen  müssen.  Wie  verhielt  sich  jedoch 
die  Regierung  gegenüber  dieser  patriotischen  Erhebung  ?  Man  müsste  glauben,  sie 
würde  alle  Massnahmen  treffen,  um  die  ungünstige  Lage  der  Juden  zu  bessern, 
die  sich  gerade  im  Mittelpunkt  des  Kriegsschauplatzes  befanden.  Man  konnte  ja 
schliesslich  nicht  das  Gefühl  und  die  Stimmung  von  Hunderttausenden  von  Juden 
unberücksichtigt  lassen,  die  ihr  Blut  auf  dem  Schlachtfelde  vergossen.  Und  doch 
sehen  wir  von  Anfang  des  Krieges  an,  dass  die  Unterdrückung  der  Juden  nicht  nur 
nicht  abnahm,  sondern  im  Gegenteil  immer  grösser  wurde.  Es  wurden  Juden 
und  Jüdinnen  aus  ihrer  Heimat  vertrieben,  deren  Männer  und 
Brüder    ihr    Leben    für    das    Vaterland    liessen. 
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Aus  Kursk  wurde  die  Jüdin  Gutermann  vertrieben,  deren  Mann  eingezogen  ist. 
Aus  dem  Dorfe  Liski,  Kreis  Rjetschiza,  wurde  ein  jüdischer  Schuhmacher  ausgewiesen, 
der  dort  10  Jahre  lang  gewohnt  hat  und  dessen  drei  Söhne  im  Felde  stehen.  Der 
Verwundete  Roschkow  kam  nach  Charkow,  um  seine  Kopfwunde  heilen  zu  lassen. 
Auf  seinen  Pass  wurde  gestempelt:  „Abreisen!".  Den  Gemeinen  Godlewski.  dem 
ein  Bein  amputiert  wurde  und  der  sich  zur  Kur  in  Rostow  a.  Don  befand,  wollte 
man  in  seine  Heimat  senden,  in  das  schon  von  den  Deutschen  besetzte  Gouver- 
nement Kaiisch  und  nach  fortgesetzten  Bemühungen  des  Semstwoverbandes  wurde 
ihm  der  weitere  Aufenthalt  in  Rostow  gestattet.  Einem  verwundeten  Apotheker- 
gehilfen hat  man  nicht  erlaubt,  seine  Wunde  in  Petersburg  heilen  zu  lassen  und  nur 
nach  besonderen  Bemühungen  erhielt  er  später  die  Genehmigung,  sich  zwei  Monate 
in  Petersburg  aufzuhalten  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung,  man  würde  nach  Ablauf 
dieses  Termins  die  Aufenthaltsgenehmigung  nicht  verlängern. 

Sie  werden  zugeben,  dass  man  dies  nicht  anders  als  eine  Schmach 
bezeichnen  kann.  Freilich,  bald  folgt  ein  Rundschreiben  des  Ministers  des  Innern, 
die  Familien  der  Eingezogenen  dürften  in  ihren  Wohnsitzen  bleiben,  doch  dieses 
Rundschreiben  betraf  nur  die  Familien  der  Verwundeten,  nicht  die  Verwundeten  selbst. 
Meine  Herren !  Schon  allein  der  Umstand,  dass  dieses  Rundschreiben  verschickt  wurde, 
allein  die  Tatsache,  dass  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Einberufung  des  jüdischen 
Handwerkers  seine  Familie  des  Wohnrechtes  beraubt,  charakterisiert  unsere  Gesetz- 
gebung in  genügender  Weise,  bei  der  Korrektiven  erforderlich  sind,  wenn  man  nicht 
ungerecht  sein  will. 

Ich  kann  auch  nicht  das  Verhalten  gegenüber  der  Presse  übergehen.  Die 
jüdischen  Zeitungen,  die  in  Warschau,  Wilna  und  Bialystok  erscheinen,  sind  sämtlich 
unterdrückt  und  die  jüdischen  Massen  sind  der  Möglichkeit  beraubt,  durch  ihre  Presse 
über  die  Ereignisse  des  Tages  informiert  zu  werden.  (Stimmen  rechts :  Sie  können  ja 
russisch  lesen).  Nein,  meine  Herren!  Es  gibt  sehr  viele  Juden,  die  nicht  russisch 
lesen  können.  Betrachten  v/ir  ferner  die  Politik  des  Kultusministeriums!  Früher 
wussten  wir,  dass  ein  Jude,  der  in  eine  höhere  Lehranstalt  aufgenommen  werden  will, 
entweder  eine  gute  Zensur  oder  ein  glückliches  Los  braucht.  Jetzt  dagegen  muss  er 
entweder  einen  gefallenen  Vater  oder  einen  verwundeten  Bruder  haben.  Was  haben 
wir  hier  gestern  von  dem  Vertreter  der  Regierung  gehört!  Einen  Anspruch  auf 
Gerechtigkeit  erkannte  er  nur  den  Polen  zu.  Den  anderen  Nationalitäten,  die  ihr  Blut 
auf  den  Schlachtfeldern  vergiessen,  wurde  „wohlwollendes  Verhalten"  zugesagt. 
Und  was  wohlwollendes  Verhalten  in  einem  Polizeistaat  bedeutet,  das  ist  uns 
bekannt.  In  der  Duma  sind  die  Polen  mit  vielen  Worten  begrüsst  worden.  Das  ist 
natürlich  gerecht  und  richtig.  Man  darf  jedoch  nicht  vergessen,  dass  auf  dem 
polnischen  Boden  und  dem  der  anderen  Grenzgebiete  das  Blut  anderer  Völker,  auch 
jüdisches  Blut  fliesst  und  leider  nicht  allein  von  der  Hand  des  Feindes,  nicht  allein 
infolge  des  Krieges,  sondern  gelegentlich  des  Krieges  ohne  jedenGrund. 
Während  die  ungeheuren  Wanderungen  der  jüdischen  Massen  vor  sich  gehen, 
während  die  Juden  aus  einem  Teile  des  Reiches  in  den  anderen  ge- 
trieben werden,  während  der  berüchtigte  Ansiedlungsrayon  ebenfalls  nicht  mehr 
beachtet  wird,  während  man  die  Juden  zu  Tausenden  in  die  Gouvernements  Tambow, 
Woronesch  und  nach  Sibirien  verschickt,  hält  es  die  Duma  für  unzeitgemäss,  diesem 
leidenden  Volke  Bewegungsfreiheit  zu  gewähren.  Und  so  bleibt  in  der  Juden- 
frage alles  beim  alten. 

Dies  wurde  sogar  besonders  betont.  Das  ist  die  Folge  der  Massnahmen,  die 
von  der  Regierung  getroffen  wurden. 

In  einem  langen  Kriege  wechseln  Erfolge  mit  Misserfolgen  ab.  In  jedem  Falle 
ist  es  nützlich,  Leute  zu  haben,  denen  man  die  Schuld  an  den  Misserfolgen  in  die 
Schuhe  schieben  kann,  ist  est  nützlich,  einem  Sündenbock  zu  haben.  Und  hierfür 
gibt  es  eine  uralte  Firma,  das  sind :  die  Juden !  Kaum  nahte  sich  der  Feind  der 
Grenze,  als  schon  das  Gerücht  verbreitet  wurde,  jüdisches  Geld  fliesse  „in  Aeroplanen, 
in    Särgen    und  in  Gänsemägen"  in  deutsche  Hände.    Sobald  der  Feind  näherrückte. 
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erschien  unbedingt  der  traditionelle  Jude  auf  dem  weissen  Ross,  wahrscheinlich  der- 
selbe der  auf  einem  weissen  Pferde  einst  durch  die  Stadt  ritt,  um  einen  Pogrom 
hervorzurufen.  Die  Juden  begannen  Telephone  zu  bauen,  Telegraphen  zu  zerstören. 
Die  Legende  wuchs,  drang  unter  Mitwirkung  der  Regierung  in  immer 
weitere  Kreise  und  die  Agitation  in  offiziellen  Kreisen  erreichte  ungeheure  Dimensionen. 

Ich  möchte  nur  bemerken,  dass  diese  Legenden  gewöhnlich  zugleich  mit  dem 
Rückzug  in  vorher  vorbereitete  Positionen  aufkamen.  In  dem  Verhalten  den  Juden 
gegenüber  wurden  eine  Anzahl  von  Massnahmen  getroffen,  die  sowohl  in  ihrer 
Grausamkeit,  wie  in  ihren  Lirsachen  in  der  Geschichte  der  Menschheit  unerhört  sind. 
Diese  Massnahmen,  die  angesichts  der  ganzen  Bevölkerung  ausgeführt  wurden, 
brachten  der  umliegenden  Bevölkerung  und  dem  Heer  die  Ueberzeugung  bei,  dass 
die  Juden  von  der  Regierung  als  Feinde  behandelt  werden  und  dass  auch  sie  sie 
demnach  wie  Feinde  behandeln  müssten,  dass  also  die  jüdische  Bevölkerung  nicht 
mehr  unter  dem  Schutze  des  Gesetzes  stehe.  Ein  derartig  demoralisierendes  Element 
wurde  durch  diese  Massnahmen  in  das  Heer  hineingetragen.  Zuerst  offenbarten  sich 
diese  Massnahmen  in  der  Vertreibung  der  Juden  aus  verschiedenen  Orten. 
Ausgewiesen  wurden  die  Juden  in  Polen  aus  Myschnitz,  Nowo-Alexandria,  Grodisk, 
Pessjatschno,  Skerniewiece,  Sochaczew,  Schirardoff,  Lowicz,  Bolinow  und  vielen 
anderen  Orten.  In  letzter  Zeit  folgte  die  Ausweisung  aus  den  Gouvernements  Livland, 
Kurland,  Wolhynien,  Podolien  und  anderen.  Alles  in  allem  sind  etwa  500.000 
Juden  an  den  Bettelstab  gebracht  worden.  Wie  wurden  diese  Ausweisungen 
gehandhabt,  und  wer  hat  die  Juden  ausgewiesen?  Meine  Herren!  Wer  das  gesehen 
hat,  der  wird  es  sein  ganzes  Leben  lang  nicht  vergessen!  Man  wies  die  Leute  inner- 
halb 24  Stunden,  in  einigen  wenigen  Fällen  innerhalb  zweier  Tage  aus.  Es  wurden 
Frauen,  Kinder,  Greise  und  Kranke  ausgewiesen.  Man  holte  sogar  die  Irrsinnigen 
aus  den  Irrenhäusern  heraus  und  zwang  die  Juden,  sie  mitzunehmen.  Aus  Mogilnitza 
wurden  5000  Menschen  innerhalb  24  Stunden  vertrieben.  Sie  hätten  nun  über  Kaivaria 
nach  Warschau  geben  müssen.  Man  zwang  sie  jedoch  auf  Umwegen  in  das  Gouver- 
nement Lublin  zu  reisen;  man  nahm  ihnen  die  Möglichkeit,  einen  Teil  ihrer  Habe 
zu  retten.  Viele  mussten  zu  Fuss  gehen.  Als  sie  nach  Lublin  kamen,  wurden  ihnen 
durch  das  jüdische  Komitee  Brot  und  andere  Lebensmittel  vorbereitet;  aber  man 
gestattete  ihnen  nicht,  Aufenthalt  zu  nehmen  und  sie  mussten  weiterziehen.  Auf  dem 
Wege  geschah  ein  Unglücksfall.  Ein  sechsjähriger  Knabe  fiel  aus  dem  Wagen  und 
starb.  Man  erlaubte  den  Eltern  nicht,  ihr  Kind  zu  begraben.  Ich  selbst  habe  die 
Flüchtlinge  aus  dem  Gouvernement  Kowno  gesehen.  Leute,  die  gestern  wohlhabend 
waren,  sind  über  Nacht  zu  Bettlern  geworden.  Ich  habe  unter  den  Flüchtlingen 
jüdische  Frauen  und  Mädchen  gesehen,  die  zusammen  mit  russischen  Damen  gear- 
beitet haben,  zusammen  mit  ihnen  für  die  Krieger  Wäsche  genäht  und  Spenden 
gesammelt  haben  und  die  jetzt  auf  den  Eisenbahngeleisen  lagen.  Ich  habe  Familien 
im  Felde  stehender  Krieger  gesehen,  ich  habe  unter  den  Flüchtlingen  ver- 
wundete Soldaten,  mit  Georgskreuzen  geschmückt,  gesehen!  Meine 
Herren!  Das  sind  die  Helden  von  gestern,  —  die  Spione  von  heute!  Man  erzählt, 
dass  jüdische  Soldaten,  die  durch  polnische  Städte  zogen,  mitansehen  mussten,  wie 
ihre  Frauen  und  Kinder  ausgewiesen  wurden. 

Versetzen  Sie  sich  nun  in  diese  schreckliche  Lage,  in  diesen  Ruin,  der  uns 
bedroht!  Man  hat  die  Juden  in  Frachtwagen  transportiert,  wie  Vieh,  mit  Fracht- 
scheinen. Ein  Frachtschein  wurde  ausgeschrieben:  Ware  —  350  Juden, 
die  nach  der  und  der  Stadt  versandt  wurden.  Mitunter  haben  die  Gouverneure  sie 
nicht  aufgenommen.  Ich  selbst  war  in  Wilna,  als  ein  ganzer  Zug  vier  Tage  lang  auf 
der  Station  Nowo-Wilejsk  stand.  Diese  Juden  waren  aus  dem  Gouvernement  Kowno 
nach  dem  Gouvernement  Poltawa  ausgewiesen,  der  Gouverneur  hatte  sie  jedoch  nicht 
aufgenommen  und  sie  nach  Kowno  zurückgeschickt,  von  dort  hatte  man  sie  wieder 
nach  Poltawa  gebracht.  Denken  Sie  sich  nur,  in  einer  Zeit,  wo  man  Wagen  zum 
Munitionstransport  braucht,  wo  von  allen  Seiten  über  den  Mangel  an  Verkehrs- 
mitteln geklagt  wird.  Was  tut  da  das  Eisenbahnministerium,  was  tut  da  die  Re- 
gierung? Auf  einer  einzigen  Station  lässt  sie  110  Waggons  mit  jüdischen  Ausge- 
wiesenen stehen. 
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Eine  andere  Massnahme,  das  Nehmen  von  Geiseln.  Man  nahm  die  Geiseln 
nicht  vom  Feinde,  sondern  von  den  eigenen  Untertanen,  von  den  eigenen  Bürgern! 
In  jedem  Dörfchen,  in  jeder  Stadt  wurde  eine  gewisse  Anzahl  von  Geiseln  genommen. 
Solche  Geiseln  nahm  man  in  Radom,  in  Kieke,  Lomza,  Kowno,  Riga,  Kurland, 
Lublin,  Livland  und  anderen  Orten.  Und  diese  Geiseln,  die  für  eventuelle  noch 
bevorstehende  Verbrechen  verantwortlich  sind,  wurden  aufs  Strengste  behandelt. 
Augenblicklich  sind  im  Zuchthaus  oder  mindestens  im  Gefängnis  von  Poltawa  noch 
eine  Anzahl  von  jüdischen  Geiseln  aus  den  Gouvernements  Kielce  und  Radom,  die 
dafür  verantwortlich  sind,  falls  in  diesen  Gouvernements  irgend  jemand  der  Regierung 
feindlich  gegenübersteht.  Den  Juden  im  Gouvernement  Kowno  wurde  vorgeschlagen, 
in  ihre  Heimat  zurückzukehren,  unter  der  Bedingung,  dass  sie  freiwillig  Geiseln  stellen 
sollten.  Als  Antwort  darauf  sandte  ich,  als  der  Vertreter  des  Gouvernements  Kowno 
in  der  Duma,  an  den  Vorsitzenden  des  Ministerrates  einen  Brief,  in  dem  ich  darauf 
hinwies,  dass  die  Juden  des  Gouvernements  Kowno  Irrfahrten  und  Hungertod  der 
Erfüllung  von  Forderungen  vorziehen,  die  ihre  bürgerliche  und 
nationale  Ehre  schänden,  das  die  Juden  ihre  Pflicht  dem  Vaterlande  gegenüber 
stets  erfüllt  haben  und  auch  erfüllen  werden  und  dass  keine  Verfolgungen  sie  vom 
Wege  der  Ehre  locken  und  sie  dazu  zwingen  können,  Lüge  als  Wahrheit  anzuer- 
kennen. Diese  mit  schändlichen  Bedingungen  verknüpfte  Genehmigung  zur  Rückkehr, 
schrieb  ich,  ist  nichts  als  eine  zwecklose  Beleidigung  (Zurufe  im  Zentrum  und  links: 
Bravo!).  Eine  Antwort  auf  diesen  Brief  habe  ich  nicht  erhalten. 

Vor  nicht  allzu  langer  Zeit  wurde  verfügt,  die  Juden  dürften  keine  Sommer- 
wohnungen am  Strande  des  finnischen  Meerbusens  beziehen.  Hierduch  werden  nicht 
allein  die  polnischen  Juden  als  verdächtig  hingestellt,  sondern  die  gesamte  jüdische 
Bevölkerung.  Doch  hierin  erschöpfen  sich  die  Verfolgungen  noch  nicht,  die  das 
jüdische  Volk  zu  erdulden  hatte.  Es  kam  noch  schlimmer.  Es  gab  Pogrome, 
Plünderungen,  Missbrauch  von  Frauen. 

Ich  will  im  Augenblick  keine  einzelnen  Tatsachen  aufzählen.  Ich  werde  mein 
Beweismaterial  in  der  geheimen  Sitzung  vorlegen.  In  meinem  Besitz  befindet  sich 
z.  B.  die  Bestätigung  des  Kommandanten  von  Lublin,  die  jüdische  Bevölkerung  dieser 
Stadt  habe  sich  durchaus  korrekt  verhalten,  allen  Forderungen  der  Regierung  ent- 
sprochen und  vollkommene  Loyalität  gezeigt.  Diese  Bescheinigung  ist,  wie  in  ihr 
selbst  hervorgehoben  wird,  dem  Vorsitzenden  der  jüdischen  Gemeinde  übergeben 
worden,  um  im  Falle  der  Notwendigkeit  des  Schutzes  vor  verbrecherischen  An- 
schlägen, welche  von  Leuten,  die  sich  mit  dem  Gesetz  in  Widerspruch  stellen,  aus- 
gehen, dem  jeweiligen  Militärkommando  vorgelegt  werden  zu  können.  Es  ist  also, 
wie  Sie  sehen,  eine  spezielle  behördliche  Genehmigung  erforderlich,  um  Schutz  gegen 
Uebertreter  des  Gesetzes  zu  finden.  Sie  können  sich  danach  ein  Urteil  darüber  bilden, 
was    dort    geschah,    wo    es    keine  solche  Bescheinigung  von  der  Kommandatur  gab. 

Wenn  bei  den  Besprechungen  über  das  Verhalten  gegenüber  der  jüdischen 
Bevölkerung  der  Führer  der  Opposition  noch  vor  Beginn  des  Krieges  einmal 
geäussert  hat,  wir  näherten  uns  den  Zeiten  Ferdinands  und  der  Isabella,  so  will 
ich  jetzt  sagen,  dass  jene  Zustände  bereits  von  uns  überboten  sind. 

Die  spanische  Inquisition  war  ein  Scherz  gegen  das,  was  man 
heute  den  Juden  zufügt,  denn  damals  floss  ja  kein  jüdisches  Blut  auf  Schlacht- 
feldern zur  Verteidigung  Spaniens,  während  bei  uns  gar  manche  ihr  Leben  für  das 
Vaterland  gelassen  haben. 

Ich  muss  Sie  auch  auf  die  empörende  Verleumdung  aufmerksam  machen,  die 
eine  so  ungeheure  Verbreitung  in  der  russischen  Gesellschaft,  ja  in  den  Reihen  des 
Heeres,  gefunden  hat.  Es  ist  noch  nie  dagewesen,  dass  ein  ganzes  Volk  des 
Verrates  beschuldigt  wurde.  Diese  schwarze  Verleumdung  konnte  nur  auf 
dem  Boden  der  Rechtlosigkeit  erwachsen.  In  allen  jenen  Ländern,  wo  die  Juden 
Gleichberechtigung  geniessen,  gibt  es  eine  solche  Beschuldigung  ja  nicht.  Nur  aus 
der  Agitation  der  offiziellen  Presse,  nur  aus  der  antisemitischen  Hetze  vor  dem 
Kriege  erklärt  sich  die  Tatsache  dieser  Beschuldigung,  die  einen  fruchtbaren  Boden 
fand    und    eine    reiche    Ernte    zeitigte.    Grossmütige    Leute  sagen,  den  Juden  sei  der 
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Verrat  zu  verzeihen.  Das  ist  eine  psychologische  Begründung  für  eine  Verleumdung, 
die  von  einem  grossen  Teil  der  russischen  Gesellschaft  geglaubt  wird.  Ich  will  darauf 
folgendes  antworten,  meine  Herren!  Ja.  wir  sind  rechtlos,  man  unterdrückt  uns.  es 
geht  uns  schlecht !  Aber  wir  kennen  den  Urquell  unseres  Unglücks  :  Es  stammt  von 
i  Bänken  (weist  auf  die  Ministerloge  hin),  uns  unterdrückt  die  russische 
Regierung,  nicht  das  russische  Volk.  Was  Wunder,  dass  wir  unser  Geschick  nicht 
mit  der  'russischen  Regierung,  sondern  mit  dem  russischen  Volk  verknüpfen  1  Als 
an  dieser  Steile  vor  3  jähren  über  den  Cholmer  Gesetzentwurf  l)  verhandelt  wurde, 
konnte  es  den  Urhebern  dieses  Entwurfes  einfallen,  dass  sie  in  kurzer  Zeit  genötigt 
wären,  vor  einem  freien,  autonomen  Polen  den  Hut  zu  ziehen?  Auch  wir  hoffen, 
dass  die  Zeit  nicht  mehr  fern  ist,  in  der  wir  neben  dem  freien  russischen  Volke 
auch  vollberechtigte  Bürger  sein  werden.  Angesichts  des  ganzen  Landes,  angesichts 
der  ganzen  zivilisierten  Welt  erkläre  ich,  dass  diese  Beschuldigung  gegen  die  Juden 
eine  empörende  Lüge  ist,  von  den  Leuten  erfunden,  die  ihre  eigenen  Verbrechen  decken 
müssen.  (Beifall  links).  Und  alle  Personen,  die  ihre  Mitbürger  des  Verrates  zeihen 
und  auf  diese  Weise  ihre  Missachtung  gegen  jene  zeigen,  sie  selbst  handeln  ver- 
räterisch." 

Herr  Friedmann  verliest  eine  Stelle  der  Anklage  in  einem  kürzlich  in  Lomza 
stattgefundenen  Prozess,  bei  dem  mehrere,  im  Patrouillendienst  stehende  Militär- 
personen verurteilt  wurden,  weil  sie  selbst  in  die  Wohnung  eines  Juden  2  Telephone 
eingeschmuggelt  haben,  um  ihn  darauf  der  Spionage  anzuklagen.  Er  schliesst  dann 
folgendermassen  : 

„Wie  ich  gelesen  habe,  wurde  in  allen  Städten  Russlands  durch  Anschlage 
bekannt  gegeben,  in  dem  Dorfe  Kuschi  wäre  durch  jüdischen  Verrat  eine  russische 
Kampfeinheit  unterlegen.  Herr  Kerensky,  Mitglied  der  Duma,  hat  an  Ort  und  Stelle 
eine  Untersuchung  geführt  und  es  stellte  sich  dabei  heraus,  dass  dort  überhaupt 
gar  keine  solchen  Keller  vorhanden  sind,  in  denen  man  deutsche  Soldaten  hätte 
verbergen  können.  Da  gab  es  nur  einen  einzigen,  einem  Juden  gehörigen  Keller,  der 
3  m  lang,  2  m  breit  war  und  weniger  als  mannshoch.  Es  stellt  sich  ferner  heraus, 
dass  wir  alle  Misserfolge  am  28.  Mai  hatten,  während  die  Juden  den  Ort  bereits  am 
27.  Mai  verliessen.  Sie  sind  mit  Genehmigung  des  Militärkommandos  gegangen,  was 
natürlich  unmöglich  gewesen  wäre,  wenn  sie  irgendwie  schuldig  gewesen  wären. 
Wir  wissen,  dass  dies  auch  dem  Minister  des  Innern  bekannt  ist.  Trotzdem  ist  diese 
Verleumdung  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  nicht  dementiert.  Wie  schwer  auch 
unsere  Leiden  sein  mögen,  wie  gross  auch  unsere  Opfer,  unsere  Verluste  sind,  das 
allerschwerste  für  uns  ist  diese  unerhörte  moralische  Verleumdung,  die  uns  zugefügt 
wird!  Vor  einigen  Monaten,  als  einer  Stadt  an  der  Westgrenze  Gefahr  drohte, 
wurde  in  einer  jüdischen  Synagoge  gebetet.  Es  betete  das  jüdische  Volk,  es  betete 
zugleich  mit  ihm  auch  der  alte  jüdische  Rabbi  und  sein  Gebet  schloss  er  mit  den 
Worten:  „O  Gott,  rette  unsere  Stadt  und  nimm  zu  Dir  unsere  Seelen!"  Bei  diesen 
Worten  stürzte  der  Rabbi  tot  hin.  So  empfand,  so  starb  der  alte  jüdische  Rabbi, 
so  dachte,  so  empfand  das  jüdische  Volk!  Doch  ihm  wurde  ein  Schlag  versetzt, 
der  stark  genug  ist,  seine  Kraft  zu  vernichten,  ein  Schlag,  der  es  aus  dem  Sattel 
geschleudert  hat. 

Sie,  meine  Herren,  haben  jenes  wieder  erweckende  Wort  zu  sprechen,  jene  lat 
zu  leisten,  die  das  jüdische  Volk  aus  der  verzweifelten  Lage,  in  die  es  gebracht  ist, 
befreien  kann,  die  es  wieder  in  die  Reihe  der  russischen  Bürger  stellen  kann,  die 
sich  zur  Verteidigung  ihres  Vaterlandes  erhoben  haben.  (Stimmen:  Sehr  richtig!) 
Ich  weiss  nicht,  ob  die  Duma  dies  tun  wird,  aber  wenn  sie  es  tut,  da  wird  sie  eine 
Ehrenpflicht  erfüllen,  dann  wird  sie  eine  politisch  weise  Tat  vollbringen,  die  unum- 
gänglich notwendig  ist,  zum  Nutzen  und  für  die  Grösse  des  Vaterlandes! 


1)  Der  Gesetzentwurf  handelte  von  der  Trennung  des  Gouv.  Cholm  vom  Königreich  Polen 
und  einer  Angliederung  an  das  russische  Reich. 
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Die  Judendebatte  in  der  Duma  im  August  1915. 

Aus  den  Dumaverhandlungen  am  16  August  bei  der  Einbringung  einer 
dringlichen  Interpellation  von  Sozialdemokraten,  Arbeits-Partei  und  Kadetten 
über  die  Beziehung  der  Regierung  zu  der  jüdischen  Bevölkerung  im  Gebiete 
der  Kriegsoperationen.  Die  Interpellation  selbst  wurde  zum j^grössten  Teil  von 
der  russischen  Zensur  unterdrückt. 

Abgeordneter  Tschcheidse  (S.D.) :  Sie  v/issen  ausgezeichnet,  dass  die  Regierung 
des  Regimes  v.  3  Juni  (der  Stolypinschen  Dumaaullösung)  stets  auf  der  jüdischen 
Entrechtung  begründet  v/ar :  in  allen  für  die  Regierung  kritischen  Augenblicken  richtete 
sie  ihre  ersten  Schläge  gegen  die  Juden,  in  der  Richtung  des  geringsten  Widerstandes. 

Sie  erinnern  sich  ausgezeichnet,  wie  bei  den  ersten  Anzeichen  der  Freiheits- 
bewegung in  Russland  die  Regierung  zunächst  gegen  die  Juden  vorging  und  ihre 
Schläge  nahmen  die  Form  von  Pogromen  an. 

Als  das  Regime  des  3  Juni  fühlte,  dass  er  erschöpft  ist,  als  alle  Illusionen,  die 
mit  ihm  verbunden  waren,  zu  schwinden  begannen,  hielt  es  die  Regierung  für  not- 
wendig, sich  hinter  den  Rücken  der  Juden  zu  verstecken,  und  begann  derart  ihre 
Stellungen  zu  verschanzen  und  zu  befestigen. 

Erinnern  Sie  sich  an  den  unerhörten  Skandalprozess,  an  die  BeilisafFaire !  Im 
vorigen  Jahre  brach  der  Krieg  aus,  dessen  tiefster  Sinn,  meines  Erachtens,  der  ist. 
dass  er  das  Regime  des  3  Juni  vor  die  Schicksalsfrage  stellte  des  Seins  oder  Nichtseins. 

Und  wieder  wendet  sich  die  Regierung  den  Juden  zu:  aber  anstatt  des  rituellen 
Blutmärchens  wird  die  Beschuldigung  des  Verrats  gegen  die  Juden  in  den  Vordergrund 
geschoben.  Jetzt  weiss  das  ganze  Russland  und  alle  Welt,  wer  die  Schuldigen  der 
Lage  sind,  in  die  Russland  auf  dem  Kriegsschauplatz  und  hinter  der  Front  geraten 
ist.  Die  Schuldigen  waren  keineswegs  die  Juden,  das  kann  das  ganze  Land  bestätigen, 
es  waren  diejenigen,  die  an  den  Armeelieferungsaufträgen  ihre  Taschen  vollstopften. 
Schuldig  waren  diejenigen,  die  mit  Hilfe  der  Herren  Miassojedoffs  und  Grotguss  und 
anderer  Verräter  Russland  verkauften. 

Wenn  die  Rede  in  der  Tat  davon  ist,  wer  die  Schuldtragenden  an  der  Situation 
sind,  in  der  sich  das  Land  befindet,  so  muss  man  die  Frage  aufwerfen,  welchen 
Anteil  an  der  verbrecherischen  Verräterorganisation,  deren  Teilnehmer  unlängst 
gehängt  wurden,  derjenige  Mann  hatte,  der  am  deutlichsten  das  Regime  des  3  Juni 
verkörperte  —  der  jüngst  demissionierte  Minister  des  Innern,  Herr  Maklakoff. 

Im  Laufe  eines  vollen  Jahres  wird  behauptet,  dass  die  Schlächterei,  die  vor  sich 
geht,  das  Meer  von  Blut,  das  vergossen  wird,  all  das  geschieht  im  Namen  der 
Wahrheit,  des  Rechtes,  der  Gerechtigkeit,  im  Namen  des  höchsten  Grundsatzes  der 
Freiheit,  Brüderlichkeit  und  Gleichheit.  Wenn  dem  so  ist,  dann  akzeptieren  Sie 
unsere  dringende  Interpellation  und  erlauben  Sie,  von  der  Regierung  eine  Antwort 
darauf  zu  verlangen,  im  Namen  welchen  Rechts  ein  ganzes  Volk  sogar  für  die 
schwersten  Verbrechen  seiner  einzelnen  Angehörigen  verantwortlich  gemacht  wird. 
Im  Zeichen  welcher  Wahrheit  wird  im  „Regierungsboten"  die  völlig  erfundene 
und  lügenhafte  Mitteilung  veröffentlicht,  die  Juden  hätten  in  Kuscht 
das  russische  Militär  verraten?  Aus  welchem  Grunde  wird  unter  Androhung 
von  Geldbussen  verschiedenen  Zeitschriften  befohlen,  diese  Nachricht  zu  publizieren  ? 
Welche  Gerechtigkeit  verlangt,  dass  ein  jüdischer  Freiwilliger,  der  mehrmals  auf  dem 
Schlachtfelde  war,  Invalide,  verstümmelt,  noch  nicht  genesen,  in  24  Stunden  verjag? 
wird,  wenn  er  in  verschiedenen  Städten  Russlands  (ausserhalb  des  Ansiedlungsgebiets( 
Beschäftigung  sucht  ?  Im  Namen  welcher  Humanität  wird  es  verboten,  den  in  Waggons 
eingesperrten,  hungernden,  evakuierten  Juden  Nahrung  zu  reichen  ?  Im  Namen  welcher 
Freiheit  wird  mit  einem  Federstrich  die  gesamte  jüdische  Presse  eingestellt  und  ver- 
nichtet? Im  Namen  welcher  Brüderlichkeit  wird  ein  Teil  der  Armee  und  der  Soldaten 
gegen  die  jüdischen  Soldaten  aufgehetzt,  die  mit  ihnen  zusammen  in  den  Schützen- 
gräben liegen? 

Die  Deutschen  werden  beschuldigt,  dass  sie  die  Kriegsgesetze  verletzten,  giftige 
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Gase  verwenden  und  die  Gefangenen  verstümmeln.  Diese  Art  der  Kriegführung 
kann  nur  unsere  tiefste  Empörung  und  unsere  Proteste  hervorrufen.  Sie  ist  eine 
Schmach  für  die  herrschenden  Klassen  Deutschlands  und  die  ganze  Bourgeoisie. 
deren  Vertretung  die  deutsche  Regierung  ist.  ' 

Auf  Grund  welcher  Gesetze  erscheinen  aber  bei  uns  in  Russland  Armeebefehle, 
die  friedliche  jüdische  Bevölkerung  zu  treiben,  sie  den  Kugeln  auszusetzen?  Auf 
Grund  welcher  Gesetzesregeln  werden  von  den  jüdischen  Untertanen  Russlands 
Geiseln  genommen,  in  Kerker  gesetzt,  gefoltert  und  hingerichtet?  Die  Deutschen  werden 
gebrandmarkt,  weil  sie  die  grössten  Kunstdenkmäler  nicht  schonen,  Louvin  und  die 
Reims-Kathedrale  zerstörten,  aber  ich  frage  Sie :  aus  welchen  ethischen  und  ästhetischen 
Gründen  wird  eine  jüdische  Frau  vergewaltigt,  die  in  den  Mauern  einer  Synagoge 
Rettung  sucht!  (Rufe  rechts:  Was?  Welche  Niedertracht!).  Ja,  das  ist  eine  Nieder- 
tracht, aber  eine  Tatsache !  Ja,  m.  H.  !  Die  bürgerliche  Welt  hat  ihr  Antlitz  enthüllt 
und  nichts  heiliges  gilt  ihr  als  das  goldene  Kalb  und  die  gepanzerte  Faust. 

Abgeordneter  Dsiubinski  (Arbeitspartei) :  Die  Interpellation  und  die  angeführten 
Tatsachen  verdienen  Ihre  Aufmerksamkeit  nicht  nur,  weil  sie  gesetzwidrig  sind  und 
von  entsetzlicher  Grausamkeit,  nicht  nur  deshalb,  weil  Hunderttausende  unserer  Bürger, 
die  völlig  unschuldig  sind,  in  die  Lage  von  Verbrechern  und  Verbannten  gebracht 
wurden,  nicht  nur  darum,  weil  viele  Hunderte  von  Unschuldigen  als  Geiseln  bis  zum 
heutigen  Tage  in  Kerkern  schmachten.  Diese  Interpellation  hat  in  diesen  schweren 
kriegerischen  Augenblicken  allgemeine,  staatliche  Bedeutung. 

Alle  diese  so  energischen  Massnahmen  der  zivilen  und  militärischen  Behörden 
beweisen,  dass  sie  jetzt  eine  Menge  von  Energie  und  Aufmerksamkeit  auf  eine 
schädliche  Politik  verwenden  und  ihre  eigentliche  Funktion  nicht  erfüllen. 

Als  Bevollmächtigter  der  5ten  sibirischen  Kommission  war  ich  an  der  Front  und 
kann  bezeugen,  mit  welcher  unermesslichen  Grausamkeit  die  Verbannung  der  Juden 
aus  dem  Gouvernement  Radom  vorgenommen  wurde.  Die  gesamte  Bevölkerung 
wurde  in  einigen  Nachtstunden  evakuiert,  um  11  Uhr  nachts  wurde  der 
Bevölkerung  der  Wegzug  mit  der  Drohung  angekündigt,  dass  wer  bis  Sonnenaufgang 
zurückbleibt,  gehängt  werde.  So  begann  in  einer  dunklen  Nacht  der  Abzug  der  Juden 
in  die  nächtste  Stadt  Jlscha,  30  Kilometer  weit.  Greise,  Kranke,  Paralytiker  mussten 
auf  den  Händen  getragen  werden,  denn  es  waren  keine  Verbandsmittel.  Ute  Zahl 
der  Verbannten  ist  ungeheuer,  aus  dem  Gouvernement  Kowno,  z.  B.,  sind  1W.UUU 
evakuiert,  aus  dem  Gouv.  Grodno  ca.  60.000,  aus  Polen  bis  200.000,  insgesamt  etwa 
i  2  Million  Menschen,  verurteilt  zu  Qualen  gleich  Verbrechern.  Die  politischen  und 
Gendarmerie-Behörden  verhalten  sich  zu  den  jüdischen  Verbannten  genau  so,  wie  zu 
irqend  welchen  Verbrechern.  Auf  einer  Station,  z.  B.,  wurde  das  Homeler  judische 
Comite  zu  den  Waggons  der  Flüchtlinge  nicht  zugelassen,  um  sie  mit  Nahrung  und 
Wasser  zu  versorgen.  In  einem  Falle  wurde  ein  Zug  mit  Verbannten,  die  in  l 
Stunden  evakuiert  wurden,  kein  einziges  Mal  geöffnet  und  niemand  wurde  zugelassen. 
Die  Mehrheit  der  Verbannten  im  Zuge  waren  in  einem  Zustand  von  Halbtoten,  lo 
waren  scharlachkrank,  einer  hatte  Flecktyphus  und  nach  3  Tagen  starb  eine  kranke 
Frau  an  Erschöpfung.  Einige  Gouverneure  in  den  Orten,  wohin  man  die  Verbannten 
brachte,  steigerten  die  Leiden  dieser  unschuldigen  Menschen,  indem  sie  die  schutzlosen 
Opfer  geradezu  verhöhnten.  Eine  besondere  Energie  in  dieser  Beziehung  zeigten 
der  Gouverneur  von  Poltawa.  der  Minsker  Gouverneur  Girs  und  der  von 
Tekaterinoslaw.  ,     ,r    ,  , 

Sie  verwandelten  die  Evakuierung  der  Juden  in  eine  politische  Verbannung  nacn 
bestimmten  Orten,  man  nahm  den  Juden  ganz  widerrechtlich  die  Pässe  ab,  gab  ihnen 
Durchzugscheine  mit  der  Bezechnung  des  Ankunftsdatums  an  einem  Orte  der  D 
Gouvernements.  In  diesen  für  die  Ansiedlung  der  verbannten  Juden  bestimmten  Gouver- 
nements jagte  man  sie  völlig  willkürlich  von  einem  Orte  zum  anderen^Das  judische 
Comite  in  Poltawa  erhielt  eine  Rüge  des  Gouverneurs,  weil  es  sich  „Hilfscomite  tur 
die  jüdischen  Kriegsnotleidenden' '  nennt.  Es  wurde  angewiesen  sich  von  nun  an 
„Hilfscomite  für  die  Verbannten"  zu  nennen,  denn,  heisst  es  in  diesem  Jrlass-  j*lc 
Juden  seien  als  politisch  Unzuverlässige  ausgewiesen.  Die  Unmenschlichkeit  der  lokalen 
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Behörden    zeigte    sich    auch    nach    Erscheinen   des  Erlasses  über  die  Einstellung  der 
Massenvertreibungen. 

.  .  .  Jede  Verordnung,  die  anscheinend  dazu  dient,  die  Lage  der  Juden  zu 
erleichtern,  wird  von  den  lokalen  Behörden  dazu  benützt,  um  sie  zu  unterdrücken 
und  zu  misshandeln.  Die  gesetzwidrigste  und  grausamste  Massnahme  ist  der  bekannte 
Befehl  über  die  Geiseln,  die  von  den  eigenen  Bürgern  gestellt  werden  müssen. 
Es  sei  bemerkt,  dass  als  Geiseln  die  wohlhabensten,  die  von  den  Behörden 
selbst  am  meisten  geschätzten  Personen  genommen  werden.  Welcher  Mensch  erlaubt 
es  zu  richten  und  für  eine  Schuld  zu  strafen,  die  ein  Mensch  nicht  begangen  hat. 
für  die  Schuld  eines  andern,  den  er  vielleicht  auch  gar  nicht  kennt!  Indes  sitzen 
auch  jetzt  400  Geiseln  in  den  Kerkern  von  Poltawa,  Jekaterinoslaw  und  Mohilew.  in 
steter  Angst,  dass  man  sie  jeden  Augenblick  hängen  kann.  Das  ist,  m.  H.,  keine 
blosse  Drohung,  bitte,  hören  Sie  einen  Teil  des  Erlasses  an:  „Der  Oberkomman- 
dierende gestattet  die  Anwendung  der  völligen  Evakuierung  nur  in  besonderen 
Fällen  und  hält  es  für  notwendig,  reiche  Juden,  nicht  Kronrabbiner,  als  Geiseln  mit 
der  Warnung  zu  nehmen,  dass  im  Falle  des  Verrats  seitens  der  jüdischen  Bevölkerung 
die  Geiseln  gehängt  werden."  In  Sochatschow  wurden  3  Geiseln  gehängt 
für  eine  Schuld,  die  sie  nicht  begangen,  für  Personen,  die  sie  gar  nicht  kennen.  Es 
ist  Zeit,  meine  Herren,  auf  das  mittelalterliche  Institut  von  Geiseln  zu  verzichten.  Es 
ist  Zeit,  die  in  den  Kerkern  unschuldig  Schmachtenden  zu  befreien.  Das  erniedrigt 
uns  lediglich  vor  unseren  Verbündeten.  Es  ist  gesetzwidrig  und  grausam,  es  ist  im 
staatlichen  Sinne  schädlich  und  zwecklos. 

Interpellation  über  die  ungesetzlichen  Massnahmen  der 
Behörden  gegenüber  der  jüdischen  Bevölkerung* 

Eingebracht  in  der  Reichsduma  am  26.  II.  (10.  III.)  1916  von  den 
Abgeordneten:  Friedmann,  Roditschew,  Tschchenkely,  Miljukow,  Jefremow, 
Suchanow,  Maklakow  u.a.  an  den  Präsidenten  des  Ministerrats  und  die 
Minister  des  Innern  und  der  Finanzen. 

Am.  9.  Januar  1916  versandte  das  Polizei-Departement  an  die  Gouverneure, 
Stadtpräfekten,  Leiter  der  Provinzen  und  Gendarmerie- Aemter  der  Gouvernements  das 
beigelegte  vertrauliche  Rundschreiben,  in  dem  darauf  hingewiesen  wird,  dass  „die 
Juden  mit  Hilfe  zahlreicher  unterirdischer  Organisationen  gegenwärtig  energisch  mit 
der  revolutionären  Propaganda  beschäftigt  sind,  wobei  zum  Zwecke  der  Schürung 
allgemeiner  Unzufriedenheit  in  Russland  ausser  der  verbrecherischen  Agitation  in  der 
Armee  und  in  den  grossen  industriellen  und  Fabrikszentren,  sowie  ausser  der  Auf- 
hetzung zu  Arbeitseinstellungen,  noch  zwei  wichtige  Faktoren  gewählt  wurden:  die 
künstliche  Verteuerung  der  Mittel  erster  Notwendigkeit  und  die  Einziehung  klingender 
Münze  aus  dem  Verkehr."  Der  weitere  Text  des  Zirkulars  stellt  nur  eine  Weiter- 
führung des  bezeichneten  Grundthemas  dar.  So  wird  darin  ausgeführt,  dass  die  Juden 
bemüht  sind,  Misstrauen  gegen  das  russische  Geld  zu  erwecken,  die  Einleger  in  den 
staatlichen  Kreditinstitutionen  bewegen,  ihre  Einlagen  aus  diesen  zurückzuziehen,  und 
gleichzeitig  durch  besondere  Agenten  die  Münzen  zusammenkaufen.  Als  Grund  der 
gekennzeichneten  verbrecherischen  Tätigkeit  wird  auf  das  Bestreben  der  Juden  ver- 
wiesen, die  Abschaffung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Ansiedlungsrayon 
durchzusetzen. 

Der  politische  Sinn  des  angeführten  Dokumentes  und  die  Absichten  seiner  Ver- 
fasser sind  offenbar  und  haben  eine  gehörige  Beleuchtung  in  den  Reden  gefunden, 
die  in  der  Reichsduma  bei  der  Besprechung  der  allgemeinen  Politik  der  Regierung 
gehalten  wurden. 

Die  Unterzeichneten  halten  die  Herausgabe  dieses  Zirkulars  für  einen  ungesetz- 
lichen, gänzlich  unzulässigen  Akt  vom  Standpunkte  der  allgemeinen  staatlichen  Interessen. 

Es    unterliegt    keinem    Zweifel,    dass,    wenn    ein    derartiges    Dokument   mit    der 
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Unterschrift  einer  Privatperson  oder  Organisation  erschienen  wäre,  die  Regierungs- 
behörde in  der  Gestalt  der  Staatsanwaltschaft  verpflichtet  gewesen  wäre,  gegen  seine 
Verfasser  die  strafrechtliche  Verfolgung  einzuleiten.  Dieses  Dokument,  das  gegen  eine 
ganze  Nation  gerichtet  ist,  der  generell  und  unbegründet  die  Beschuldigung  einer  Reihe 
der  schwersten  Verbrechen  cntgegengeschleudert  wird,  das  seinem  Inhalte  nach  nur 
eine  schwache  Analogie  vielleicht  mit  den  Pogrom-Proklamationen  der  Organisation 
der  „Schwarzen  Hundert"  im  Jahre  1905  hat,  die  zu  einer  allgemeinen  Niedermetzelung 
der  Juden  und  der  Intelligenz  aufforderten,  es  weist  alle  Kennzeichen  des  Verbrechens 
auf,  die  in  der  Aufwiegelung  eines  Teiles  der  Bevölkerung  gegen  den  andern  enthalten 
sind.  Indem  sie  ein  derartiges  Dokument  im  Namen  einer  staatlichen  Institution  er- 
liessen,  ihre  Unterschriften  darunter  setzten  —  die  Unterschriften  amtlicher  Personen  — - 
ersetzten  die  Beamten  des  Polizei-Departements  die  Beweislosigkeit  der  im  Zirkular 
gegen  die  Juden  erhobenen  Beschuldigungen  durch  die  Autorität  ihrer  Unterschrift. 
Sie  benutzten  ihre  offizielle  Stellung  dazu,  um  Nachrichten  zu  verbreiten  und  sie 
vertrauenswürdig  zu  machen,  die,  von  Nichtregierungskreisen  ausgehend,  unbedingt  die 
Einleitung  einer  strafrechtlichen  Verfolgung  zur  Folge  haben  müssten.  Eine  derartige 
Handlungsweise  ist  ein  verbrecherischer  Missbrauch  der  Vollmachten,  mit  denen  das 
Gesetz  amtliche  Personen  ausstattet.  Im  gegebenen  Falle  ist  der  Missbrauch  umso 
offenbarer  und  verlangt  umso  mehr  seine  Einstellung  in  möglichst  kurzer  Zeit,  weil 
die  Schuldigen  die  höchsten  Beamten  desjenigen  Polizei-Departements  sind,  dem  das 
Gesetz  es  zur  Pflicht  macht  (Gesetzbuch,  Bd.  1,  Teil  2,  ministerielle  Einrichtungen, 
Abschnitt  362),  „alle  Angelegenheiten  der  Verhütung  und  Abstellung  von  Ver- 
brechen und  der  Beschützung  der  gesellschaftlichen  Sicherheit  und  Ordnung  zu  behandeln." 

Der  geschilderten  ungesetzlichen  Tätigkeit  des  Polizei-Departements  muss  um- 
somehr  ein  Ende  gemacht  werden,  weil,  wie  aus  dem  beigelegten  zweiten  Dokument 
erhellt  —  Geheimzirkular  des  Steuerdepartements  an  die  Leiter  der  Finanzkammern 
(Abt.  1.  Tisch  1,  vom  23.  Juli  1915  Nr.  9306)  —  das  Polizei-Departement  sich  nicht 
zum  ersten  Male  mit  der  Herausgabe  von  Dokumenten  befasst,  deren  Inhalt  darauf 
hinausläuft,  gänzlich  unbegründete,  vage  Beschuldigungen  gegen  ganze  Nationalitäten 
zwecks  Aufreizung  der  unwissenden  Masse  gegen  sie  zu  verbreiten.  Wie  sich  aus 
dem  bezeichneten  Zirkular  des  Departements  für  direkte  Steuern  ergibt,  versandte 
das  Polizei-Departement  im  Sommer  vorigen  Jahres  an  die  Gouverneure  mit  Unter- 
schrift seines  Leiters,  des  Adlatus  des  Ministers  des  Innern,  Generalmajor  Dschunkowsky, 
ein  Rundschreiben  des  Inhalts,  dass  ,,die  Deutschen,  um  den  Wohlstand  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  Russlands  zu  untergraben,  im  Sommer  dieses  Jahres  in  verschiedenen 
Teilen  des  Reiches  mit  Hilfe  besonderer  Maschinen  die  Niederbrennung  des  Ge- 
treides auf  dem  Halm  beabsichtigen,  zu  welchem  Zwecke  angeblich  besondere 
Brandlegungs-Instruktoren  abgerichtet  werden"  und  dass  an  der  Ausführung  dieses 
Planes  russische  Untertanen,  Deutsche  und  Juden,  beteiligt  sind.  Bekanntlich  hat 
sich  die  angeführte  Mitteilung  des  Polizei-Departements  in  der  Präzis  nicht  bestätigt. 
Fälle  der  Verbrennung  des  Getreides  wurden  nirgends  vermerkt,  und  weder  Deutsche 
russischer  Untertanenschaft  noch  Juden  wurden  bei  einer  ähnlichen  Handlung  ange- 
troffen. Und,  obwohl  man  von  vornherein  dessen  sicher  sein  konnte,  dass  sich  die  Mit- 
teilung als  unsinnig  erweisen  wird,  obwohl  im  Zirkular  des  Polizei-Departements 
selbst  unterstrichen  wurde,  dass  die  in  ihm  angeführten  Mitteilungen  „nicht  kontrolliert 
sind",  dessen  ungeachtet  wurden  derartige  unkontrollierte  Mitteilungen,  die  eine  schwere 
Anklage  gegen  eine  Nation  erheben,  in  offenbarem  Widerspruch  zu  den  Normen 
des  Strafrechtes  vom  Departement  versandt. 

(Folgt  ein  Absatz,  in  dem  nachgewiesen  wird,  dass  die  Versendung  des  er- 
wähnten Zirkulars  durch  das  Steuerdepartement  nicht  nur  ungesetzlich  und  ein  Amts- 
missbrauch, sondern  auch  eine  Uebertretung  der  Vollmachten  war,  da  derartige 
Anordnungen,  wenn  sie  begründet  und  nötig  sein  sollten,  nicht  von  diesem  Depar- 
tement ausgehen  können.) 

Die  ungesetzlichen  Handlungen  der  Behörden  im  Verhältnis  zur  jüdischen 
Bevölkerung  kamen  nicht  nur  in  der  Rundschreiben-Literatur  zum  Ausdruck,  deren 
zwei  hier  beigelegte  Muster  in  die  Oeffentlichkeit  gedrungen  sind.  Fast  gleichzeitig, 
in  offenbarer  Verbindung  mit  der  Herausgabe  des  Zirkulars  des  Polizei-Departements, 
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wurde  am  8.  Januar  er.  in  Moskau  unter  dem  Vorwand  des  Kampfes  gegen  die 
Spekulation  eine  grandiose  Durchsuchung  (Razzia)  der  Juden  vorgenommen.  Hunderte 
gänzlich  unschuldige  Menschen,  darunter  Greise  und  Frauen,  wurden  mit  Umgehung 
der  gesetzlich  festgesezten  Ordnung  ohne  jeden  gesetzlichen  Anlass  und  Grund  fest- 
gehalten und  in  den  Polizeirevieren  eingesperrt,  nur  weil  sie  Juden  sind  oder  ihrem 
Aeussern  nach  von  der  Polizei  für  solche  gehalten  wurden.  Die  Festhaltung  wurde 
am  hellichten  Tage  öffentlich  vorgenommen  in  einer  für  die  persönliche  Würde 
ausserordentlich  beleidigenden  und  erniedrigenden  Form.  Die  erdrückende  Mehrheit 
der  Verhafteten  wurde  im  Laufe  von  weniger  als  24  Stunden  befreit,  keinerlei 
Anklage  wurde  gegen  Sie  weder  gerichtlich,  noch  administrativ  erhoben.  Keinerlei 
Untersuchung  über  die  Beteiligung  der  Verhafteten  an  der  Spekulation  wurde  vor- 
genommen. Nicht  befreit  wurden,  gänzlich  unabhängig  vom  Berufe,  nur  die  Juden, 
die  kein  Wohnrecht  in  Moskau  haben.  Aehnliche  Razzias  wurden  auch  in  anderen 
Städten  vorgenommen.  Dadurch  wurde  der  Sinn  und  die  Aufgabe  dieser  Massen- 
Durchsuchungen  grell  zum  Ausdruck  gebracht:  die  Verantwortung  für  die  Teuerung 
auf  die  Juden  abzuwälzen  und  in  den  Köpfen  der  Bürger  die  Vorstellung  von  der 
völligen  Identität  der  böswilligen  Spekulanten  und  der  Juden  zu  erzeugen. 

Auf  Grund  des  Ausgeführten  schlagen  wir  der  Reichsduma  vor,  in  Gemässheit 
des  §  33  der  Bestimmungen  über  die  Reichsduma  an  den  Herrn  Präsidenten  des 
Ministerrats,  an  den  Minister  des  Innern  und  an  den  Finanzminister  die  Anfrage 
folgenden  Inhalts  zu  richten : 

1.)  Sind  Sie  von  den  oben  angeführten  ungesetzlichen  Handlungen  der  Ihnen 
unterstellten  Anstalten  und  Personen  unterrichtet? 

2.)  Falls  Ihnen  diese  Handlungen  bekannt  sind,  was  ist  von  Ihnen  veranlasst 
worden,  um  die  Folgen  der  bezeichneten  ungesetzlichen  Handlungen  zu  beseitigen 
und  die  daran  Schuldigen  amtlichen  Personen  zur  Verantwortung  zu  ziehen? 

Wir  bitten,  der  vorliegenden  Interpellation  die  Dringlichkeit  zuzuerkennen. 

Es  folgen  die  Unterschriften. 

Aus    der   Rede   des    soz.    dem»    Abgeordneten    Tschchenkeli. 

Gehalten   in    der    Sitzung   der    Reichsduma    vom    3/16  Juni   1916, 
bei  der  Debatte  über  den  Gesetzentwurf  zur  Bauernfrage. 

Man  darf  auch  für  einen  Augenblick  nicht  vergessen,  in  welchen  Bedingungen 

wir  leben.  Es  wurde  bereits  nicht  einmal  darauf  hingewiesen,  dass  die  Agenten  der 
Regierung  ihre  verbrecherische  Agitation  gegen  die  Juden  im  Lande  fortsetzen, 
verleumderische  Anklagen  gegen  sie  erheben,  eine  Atmosphäre  von  Pogromen  scharfen. 
In  einigen  Städten  ereigneten  sich  bereits  Pogrome.  Es  ist 
schwer,  die  Tatsachen  zu  erschöpfen,  die  uns  zur  Verfügung  stehen.  Aber  zu  ihrer 
Kennzeichnung  werde  ich  einige  Worte  aus  einem  Zirkular  verlesen : 

„Aus  den  beim  Stab  des  Höchsten  Oberkommandierenden  eingegangenen 
Informationen   wird   festgestellt,    dass  sich  in  der  letzten  Zeit  in  der  Armee 
Fälle    der   Erkrankung  an  geschlechtlichen  Krankheiten  bedeutend  vermehrt 
haben,  insbesondere  an  Syphilis.  Es  gibt  Anhaltspunkte,  dass  eine  deutsche 
jüdische  Organisation  ziemlich  bedeutende  Beträge  zahlt  zur  Erhaltung  von 
an  Syphilis  angesteckten  Frauen,  damit  sie  Offiziere  anlocken  und  syphilitisch 
infizieren." 
Ich    werde    die    anderen    Verleumdungen    nicht    berühren.    Sie    kennen   sie  aus- 
gezeichnet.   Sie   wissen,  wie  die  Regierung  sogar  ihr  Wort  eingehalten  hat,  das  hier 
persönlich  durch  den  gewesenen  Direktor  des  Polizei-Departements,  Kafafov,  gegeben 
wurde.  Sie  wissen,  dass  das  Rundschreiben  des  Polizei-Departements  (vom  9/22.  Jan. 
1916)    nach    wie    vor    in    der   Provinz  verbreitet  wird,  mit  Unterschrift,  so  z.B.  des 
Gouverneurs  von  Cherson  u.s.f.  Es  ist  endlich  Zeit  anzuerkennen,  dass  die  jüdische 
Frage  dieselbe  allgemein  russische  Frage  ist  und  dass  die  jüdische  Rechtlosigkeit  auf 
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der  Rechtlosigkeit  des  russischen  Volkes  sich  gründet.  Die  Führet  und  Nutzniesser 
der  Reaktion  nutzen  jede  Gelegenheit  aus,  um  auf  der  Frage  der  Ausdehnung  der 
Wirkungen  dieses  Gesetzentwurfes  auf  die  Juden  ihre  unwürdige  Demagogie  auszu- 
spielen. Der  Berichterstatter  und  seine  Freunde  lassen  sich  in  diese  Demagogie  ver- 
stricken. Aber  verstehen  Sie  denn  nicht,  dass,  wenn  man  das  russische  Bauerntum 
davon  zu  überzeugen  sucht,  die  jüdische  Gleichberechtigung  untergrabe  seine  Sache 
und  schädige  seine  Lebensinteressen,  damit  der  Bauernschaft  eine  höchst  unerlaubte 
Beleidigung  zugefügt  wird?  Glauben  Sie  denn,  die  Bauernschaft  verstehe  nicht,  dass 
man  sein  Glück  nicht  auf  dem  Unglück  der  anderen  errichten  könne?  Aber,  wenn 
sie  dies  begreift,  dan  muss  sie  auch  verstehen,  dass  die  ganze  antijüdische  Politik  der 
Regierung  eine  Spekulation  ist  auf  die  Finsternis,  Unwissenheit,  Rechtlosigkeit  und 
den  halbverhungerten  Zustand  der  Bauernschaft." 

Aus    einer    Kundgebung   von    300*000  organisierten 
jüdischen  Arbeitern  Amerikas*  l) 

„Die  unterzeichneten  Vertreter  grosser  jüdischer  Organisationen  der  Vereinigten 
Staaten  betrachten  es  als  ihre  Pflicht,  die  Falschheit  der  offiziellen  russischen  Er- 
klärung nachzuweisen,  indem  sie  dem  Publikum  Tatsachen  und  Daten  unterbreiten. 
Diese  Tatsachen  sind  in  russischen,  polnischen  und  russisch-jüdischen  Zeitungen  in 
Russland  erschienen,  unter  der  strengsten  russischen  Zensur  .... 

1.)  Juden,  die  ihre  Wohnsitze  in  der  Nähe  der  Kriegszone  flüchtend  verliessen 
und  ausserhalb  des  Ansiedlungsrayons  Zuflucht  suchten,  wurden  von  der  Polizei 
zurückgetrieben  und  gezwungen,  in  ihre  vom  Kriege  heimgesuchten  Wohnsitze 
zurückzukehren. 

2.)  Auf  dem  Schlachtfelde  verwundete  jüdische  Soldaten,  die  in  Krankenhäuser 
ausserhalb  des  Rayons  gebracht  wurden,  müssen  in  die  „Tscherta"  zurückkehren, 
sobald  sie  sich  halbwegs  bewegen  können.  In  vielen  Fällen  wurden  sie  drei  Tage 
nach  der  Amputation  von  Körperteilen  zurücktransportiert.  (Die  Erklärung  beruft  sich 
auf  einen  Aufsatz  des  bekannten  judenfeindlichen  Publizisten  Herrn  Stolypin,  eines 
Bruders  des  verstorbenen  Premiers,  in  dem  führenden  Organ  der  Reaktionäre 
„Nowoje  Wremja"). 

3.)  Die  Zeitungen  bestätigen  nunmehr,  dass  die  russische  Heeresleitung  alle  Juden 
aus  den  Ortschaften  innerhalb  einer  40-Meilen-Zone  hinter  der  Schlachtfront  ver- 
trieben hat.  Hunderttausende  von  Juden  wurden  völlig  ruiniert  und  Hunderte  jüdischer 
Gemeinden  zerstört.  Der  Grund  dieser  Massenverbannungen  ist  die  schreckliche  all- 
gemeine Beschuldigung,  dass  die  Juden  deutsch-österreichische  Spione  seien.  Diese 
von  den  russischen  Behörden  publizierten,  unbegründeten  Anschuldigungen  haben 
zur  Folge,  dass  die  russischen  Volksmassen  und  die  Soldateska  gegen  die  Juden 
aufgereizt  werden. 

4.)    Das    russische    Pressbüro    beruft    sich    in   seinem    Dementi    auf   den  Bericht 

einer  russisch- jüdischen  Zeitung aber  das  Pressbüro  unterlässt  es,  zu  erwähnen, 

dass  die  jüdischen  Blätter  in  Russland  der  allerstrengsten  Zensur  unterworfen  sind  und 
die  volle  Wahrheit  nicht  sagen  können.  ...  So  wurde  ihnen  verboten,  die  Namen 
der  Juden  zu  nennen,  die  das  Georgiuskreuz  auf  dem  Schlachtfelde  erhielten  oder 
gefallen  sind. 

5.)  Die  russische  Zensur  macht  es  der  jüdischen  Presse  unmöglich,  über  Juden- 
pogrome  und  Verfolgungen  in  Russland  zu  berichten.   Hingegen  sind  die  allgemeine 


*)  Das  russische  Pressbüro  in  New  York  hat  in  einem  am  17  März  1915  in  der  gesamten 
amerikanischen  Presse  erschienenen  Communique  alle  Nachrichten  über  die  Judenverfolgungen 
in  Russland  glatt  dementiert.  Das  Pressbüro  berief  sich  dabei  auf  einige  aus  dem  Zusammen- 
hange herausgegriffene  Aeusserungen  des  Baron  Ginzburg,  der  nach  einem  Besuch  an  der  Front 
berichtete,  dass  die  Vertreter  des  Petrograder  Jüdischen  Hilfskomitees  von  den  russischen  Offizieren 
nur  Ausdrücke  hohen  Lobes  über  die  jüdischen  Soldaten  hörten. 
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amerikanische  Presse  und  sogar  manche  französischen  und  englischen  Blätter  darüber 
gut  informiert,  was  in  Russisch-Polen  und  Galizien  vorgeht,  und  bis  zu  welchem 
Grade  die  Juden  von  russischer  Grausamkeit  und  Barbarei  leiden.  Diese  Pressberichte 
geben  Tatsachen,  Zahlen,  Zeitangaben  und  Namen  mit  einer  Genauigkeit  an,  so  dass 
jeder  Zweifel  über  ihre  Richtigkeit  und  Verlässlichkeit  ausgeschlossen  ist.  Die 
erwähnte  Presse  berichtet  ferner  über  Massenhinrichtungen  von  Juden  in  Galizien, 
Russisch-Polen  und  der  Bukowina  durch  russisches  Militär,  was  zum  Teil  auf  die 
infame  Politik  gewisser  Teile  der  polnischen  Bevölkerung  zurückzuführen  ist,  die  die 
Juden  als  deutsche  und  österreichische  Spione  denunzieren.  Es  ist  zu  ersehen,  dass 
die  russische  Soldateska  im  eigenen  Lande  wie  im  Feindesland  haust. 

Die  unterzeichneten  Vertreter  der  jüdischen  öffentlichen  Meinung  Amerikas  sind 
weit  davon  entfernt,  das  russische  Volk  für  diese  Ungeheuerlichkeiten  und  Bar- 
bareien anzuklagen.  Sie  machen  jedoch  die  russische  Regierung  für  das  teuflische 
Werk  verantwortlich  und  verlangen  von  der  zivilisierten  Welt,  gegen  die  Politik 
der  russischen  Regierung  Protest  zu  erheben,  die  nur  ein  Ziel  hat  —  die  Ausrottung 
des  jüdischen  Stammes." 

Die  Vereinigten  Jüdischen  Gewerkschaften  (gez.  Shiplakoff).  Arbeiter- 
Ring  (gez.  Dr.  Rosenblatt).  Jüdischer  Nationaler  Arbeiterverband  (gez.  Brown). 
Jüdische  Sozialistische  Arbeiterpartei  Poale-Zion  (gez.  Ehrenreich).  Jüdische 
Sozialistische  Föderation  (gez.  Salutsky). 

Erklärung    des   Zentralkomitees   des   Allgemeinen   Jüdischen 
Arbeiterbundes  in  Russland  („Bund"),  1915, 

von  illegalen  Arbeiterversammlungen  in  Russland  als  Resolution  angenommen. 

Der  Krieg  hat  die  gewöhnliche  antisemitische  Pogrompolitik  der  russischen 
Regierung  nicht  nur  ungeschwächt  gelassen,  sondern  sie  im  Gegenteil  noch  gestärkt. 
In  dieser  Zeit,  wo  das  Land  die  grössten  Erschütterungen  erlebt,  fährt  die  Regierung 
fort,  gleichzeitig  mit  der  Verkündung  der  Phrase  von  der  „Befreiung  der  Völker" 
die  Völker  zu  unterdrücken,  indem  sie  dem  jüdischen  Volke  mit  der  unmittelbaren 
physischen  Ausrottung  droht. 

Wie  früher,  so  sind  auch  jetzt  die  Juden  der  Sündenbock,  an  dem  die  russische 
Regierung  ihre  eigene  Unfähigkeit  und  Bestechlichkeit,  die  ganze  Fäulnis  des  zarischen 
Regimes  rächt.  Für  die  Niederlagen,  die  die  russische  Armee  dank  diesem  Regime 
und  der  Schuld  ihrer  Führer  erleidet,  müssen  auf  der  kaukasischen  Front  die  Moham- 
medaner, auf  der  westlichen  die  Juden  die  Verantwortung  tragen.  Gegen  sie  soll 
sich  der  Zorn  des  Volkes  richten,  denn  von  den  wirklichen  Urhebern  des  Elends, 
der  Schmach,  der  Missgeschicke,  der  Niederlagen  soll  er  abgeleitet  werden.  Für  den 
Verrat  der  russischen  politischen  Polizei  (der  Gendarmerie),  für  den  Hochverrat  des 
Obersten  Mjassojedow  soll  das  jüdische  Volk  mit  der  Sicherheit  seiner  Existenz, 
mit  seiner  Freiheit  und  seinem  Leben  bezahlen.  Die  von  Pogromen  begleiteten  Aus- 
weisungen Hunderttausender  von  Juden  sind  zu  einer  alltäglichen  Massnahme  geworden. 
All  die  Schauderszenen,  das  Elend,  die  Verwüstungen  der  jüdischen  Habe  dabei  sind 
nicht  zu  beschreiben.  Ereignisse  solcher  Art  kennt  sogar  das  finsterste  Mittelalter  nicht. 
Um  diese  grausamen  Gewalttaten  zu  rechtfertigen,  erfindet  die  Bureaukratie  Fälle  des 
„Landesverrats"  von  Seiten  der  Juden.  Die  zweifellos  erdachten  und  absurden  Fälle 
von  Kuschi  und  Kielce  ])  sind  krasse  Belege  dafür  und  die  Tatsache,  dass  diese 
Fälle  in  den  offiziellen  Organen  publiziert  und  auf  den  Strassen  plakatiert  wurden, 
bedeutet  eine  direkte,  von  der  Regierung  ausgehende,  mit  ihrem  Siegel  versehene 
Agitation  für  Pogrome.    Indessen  ist  der  Presse  der  Mund  geschlossen,  es  wütet  die 

l)  Die  jüdische  Bevölkerung  wurde  hier  angeklagt,  den  Einbruch  der  deutschen  Armee 
begünstigt  zu  haben.  Vergl.  auch  die  Reden  der  Duma-Deputierten. 
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Militärzensur  und  die  gegen  die  Juden  gerichteten  Gewalttaten  nehmen  ihren  Gang 
in  einer  Atmosphäre  des  Schweigens  von  Seiten  der  Gesellschaft  und  schmachvoller 
Gleichgültigkeit  von  seiten  der  russischen  liberalen  Kreise. 

Wir  jüdischen  Sozialdemokraten  erachten  es  als  unsere  Pflicht,  die  Grausam- 
keiten der  Verfolgung,  denen  die  Juden  ausgesetzt  sind,  vor  aller  Welt  laut  zu 
verkünden.  Wir  fordern  alle  zum  Protest  auf,  alle,  die  ihr  politisches  Gewissen 
nicht  verloren  haben,  die  die  Gefahr  begreifen,  welche  nicht  nur  den  Juden,  sondern 
ganz  Russland  von  seiten  eines  Häufleins  von  Gewalttätern  droht,  die  die  Millionen- 
massen der  russischen  Soldaten  in  wilde  Horden  verwandeln  wollen. 

Wir  wenden  uns  mit  diesem  Aufruf  allerorts  an  die  klassenbewussten  Proletarier 
aller  Nationalitäten,  die  Russland  bevölkern.  Wir  fordern  von  ihnen,  dass  sie  ihre 
Stimme  gegen  all  die  Schaudertaten  erheben,  die  gegen  uns  begangen  werden. 

Wir  wenden  uns  weiter  an  das  internationale  Proletariat,  dessen  Pflicht  es  ist, 
vor  aller  Welt  die  Gewalttaten  zu  enthüllen,  denen  die  jüdische  Bevölkerung  aus- 
gesetzt ist.  Von  ihnen,  den  Proletariern  der  Verbündeten  Russlands,  fordern  wir, 
dass  'sie  ihre  Regierungen  zum  Protest  gegen  die  blutigen  Wildheiten  ihres  „Ver- 
bündeten" drängen. 

Wir  wenden  uns  mit  unserem  Aufruf  schlesslich  an  die  Sozialisten  der  neutralen 
Länder  Europas  und  Amerikas.  In  diesen  Ländern  sucht  der  Zarismus  für  sich 
Sympathien  und  Entgegenkommen  zu  gewinnen.  Die  Sozialisten  der  neutralen  Staaten 
sind  verpflichtet,  ihre  proletarische  Schuldigkeit  zu  tun,  damit  der  Zarismus  auch  in 
ihrer  Heimat  die  Aufnahme  erhält,  die  er  sich  mit  seinen  verbrecherischen  Taten 
vorbereitet  hat. 

Aus   der   Proklamation   der    Jüdischen    Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei  (Poale-Zion)  Russlands  zum  1*  Mai  1915» 

„In  einer  Zeit,  da  ganz  Europa  mit  Menschenblut  getränkt  ist,  Hunger  und  Not 
überall  unter  den  Arbeitern  herrschen,  feiern  wir  diesmal  das  Fest  des  Kampfes  gegen 
Militarismus  und  Unterdrückung,  für  Frieden  und  Befreiung.  In  unserer  Erinner- 
ung lebt  noch  die  grandiose  Streikbewegung  in  Petersburg.  Das  in  den  Strassen 
Petersburgs  von  dem  mörderischen  zarischen  Gesindel  vergossene  Blut  unserer  russi- 
schen Genossen  ist  noch  nicht  verwischt,  wir  sehen  noch  den  heroischen  Kampf, 
den  das  Proletariat  Russlands  aufs  neue  gegen  seine  Feinde  erhob,  —  da  kam  plötzlich 
der  Krieg  und  Ströme  von  Blut  erstickten  die  neue  revolutionäre  Welle.  Die  Freiheits- 
kämpfer von  gestern  sind  heute  in  einen  Bruderkampf  hineingeschleudert,  für  die 
Interessen  ihrer  Mörder  und  Unterdrücker.  Für  die  imperialistischen  Bestrebungen  der 
Bourgeoisie  .  .  .  sind  Millionen  von  Menschen  in  Fleischfutter  für  Kanonen  und 
Maschinengewehre  verwandelt  worden.  Auf  den  Leichen  von  Millionen  hingemordeter 
Arbeiter,  auf  Strömen  von  Blut  und  Tränen  errichten  die  Kapitalisten  ihren  Wohlstand. 

Um  das  Gehirn  der  Volksmassen  zu  verdunkeln,  um  ihre  Aufmerksamkeit  von 
den  wahren  Interessen  abzuwenden,  stösst  die  Bourgeoisie  mit  Hilfe  ihres  getreuen 
Werkzeugs,  der  bürgerlichen  Presse,  in  das  Freiheitshorn,  der  Kampf  soll  für  die 
Befreiung  der  unterdrückten  Völker  toben.  Um  die  Völker  anzulocken,  die  auf  ihrem 
Boden  den  Gang  des  Krieges  beeinflussen  können,  überschütten  sie  die  ständigen 
Unterdrücker  mit  Freiheitsmanifesten.  Die  ewigen  Unterdrücker  der  Polen,  die  Haka- 
tisten  und  die  zarische  Reaktion,  sind  plötzlich  die  wärmsten  Anhänger  der  Wieder- 
geburt Polens  geworden,  die  das  Los  des  in  drei  Teile  zerstückelten  Landes  sich  zu 
Herzen  nehmen.  Die  Unterdrücker  jeden  freien  Gedankens  wurden  plötzlich  Freiheits- 
bringer  für  die  unterdrückten  Völker. 

Die  Früchte  der  versprochenen  Freiheit  beginnen  wir  schon  zu  geniessen.  tLs 
werden  verbannt  nach  dem  kalten  Sibirien  die  Vertreter  der  Arbeiterschaft  in  der 
Duma.  Man  erwürgt  die  Arbeiterpresse,  man  verfolgt  die  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen, die  Funktionäre  der  Arbeiterküchen  werden  verhaftet. 

Wir  Juden  befinden  uns  in  einer  unerträglichen,  schrecklichen  Lage;  seit  vielen, 
vielen    Jahren    haben    wir    keine   so  schwere  Zeit  erlebt.  Wir  sind  zu  Parias  herab- 
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gedrückt,  die  für  jedermann  vogelfrei  sind.  Unser  Blut  fliesst  in  den  Gassen,  unsere 
Frauen  und  Töchter  werden  geschändet,  unser  Hab  und  Gut  geplündert.  Unter  dem 
Vorwande  der  Ausspähung  werden  Hunderttausende  von  Juden  von  ihren  Wohnorten 
vertrieben,  unschuldige  Juden  werden  in  Massen  niedergeschossen  und  gehängt. 
Hunderttausende  schmachten  in  Kerkern,  Progrome  werden  in  Galizien  und  einem 
grossen  Teil  des  Ansiedlungsrayons  organisiert,  überall,  wohin  die  russische  Armee 
kommt,  bringt  sie  Verwüstung  und  Verderben.  Polen  ist  das  Zentrum  dieser  Pogrom- 
Bakchanalie  geworden.  Die  polnische  Bourgeoisie  ist  im  Bunde  mit  der  russischen 
Reaktion,  um  Arbeiterschaft  und  Juden  gemeinsam  zu  unterdrücken.  Wir  sind  der 
ewige  Sündenbock,  die  Linie  des  geringsten  Widerstandes.  Gegen  uns  soll  der 
Volkszorn  gewendet  werden,  der  sich  erheben  wird. 

Die  polnische  Bourgeoisie  hat  die  schönen  Träume  und  Hoffnungen  der  Unab- 
hängigkeit vollends  beiseite  gelegt  und  sich  mit  einem  Schatten  der  Selbstverwaltung 
begnügt,  weil  die  breiten  Massen  von  ihr  ausgeschlossen  bleiben  und  die  Juden  in 
ihren  Rechten  beschränkt  wurden. 

Die  polnischen  Volksmassen  beginnen  jedoch  den  Wert  der  Manifeste  der 
Reaktion  einzusehen.  Die  Befreiung  der  unterdrückten  Völker  wird  nicht  durch  derartige 
Versprechungen  verwirklicht  werden.  Der  Kampf  mit  der  Reaktion  für  die  Lebens- 
freiheit ist  der  Weg  der  unterdrückten  Völker  zu  freiem  nationalen  Leben.  Auf 
diesem  Wege  treffen  sie  mit  dem  Proletariat  zusammen.  .  .  Nur  wenn  die  Volks- 
massen zur  Herrschaft  kommen,  werden  alle  unterdrückten  Völker,  mit  ihnen  auch 
die  Juden,  zu  einem  vollberechtigten,  freien  nationalen  Leben  gelangen".     .  . 

Im  letzten  Teil  der  Proklamation  wird  die  Ueberzeugunq  ausgedrückt,  dass  der 
einzige  Weg  der  radikalen  Lösung  der  Judenfrage  die  Verbindung  des  jüdischen 
Volkes  mit  Palästina  bleibt.  Die  Erreichung  Palästinas  ist  ein  notwendiges  Ergebnis 
der  ökonomischen  Lage  des  jüdischen  Volkes  und  hauptsächlich  von  seinen  eigenen 
Kräften  abhängig. 

Zum  Schlüsse  spricht  der  Aufruf  die  Hoffnung  aus,  dass  die  Versuche,  Spaltung 
und  Desorganisation  in  die  Reihen  der  internationalen  Arbeiterschaft  zu  tragen,  bald 
überwunden  sein  werden  und  die  sozialistische  Internationale  ihre  frühere  Macht  und 
innere  Schönheit  wiedergewinnen  wird. 
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IL 


Polen  und  Juden, 


Aus  der  Schrift:  ttDie  Judenfrage  in  Kongress-Polen", 
von  Leon  WasilewskL 

Erschienen  1915  im  Verlag  der  Wochenschrift  „Polen",  Organ  des 
Obersten  Polnischen  National-Komitees. 

In  der  Judenfrage  standen  einander  zwei  Lager  gegenüber.  Die  einen  behaupteten, 
die  Juden  seien  eine  besondere  Nation,  Fremdlinge,  die  niemals  sich  mit  der  auto- 
chthonen  Nation  verschmelzen,  niemals  die  Kultur  annehmen  würden  und  dass  sie 
deshalb  der  Gleichberechtigung  nicht  würdig  wären.  Die  Freunde  der  Judeneman- 
zipation versicherten  im  Gegenteil,  dass  die  Juden  seit  dem  Verluste  eines  eigenen 
Staatswesens  und  eines  eigenen  Landes  keine  Nation  sind,  sondern  nur  Mitglieder 
einer  religiösen,  einer  konfessionellen  Gemeinschaft,  deren  überall  in  der  Welt 
verstreute  Teile  sich  in  einem  jeden  Lande  national  mit  der  Mehrheit  der  Bevöl- 
kerung verschmelzen  können,  unter  Wahrung  ihrer  konfessionellen  Besonderheit. 

Die  Behauptung,  die  Juden  seien  keine  Nation,  war  für  die  Vertreter  der 
liberalen  Richtung  die  einzige  Grundlage,  der  einzige  Titel  zu  ihrer  Gleichberechtigung. 
Und  gerade  diese  Grundlage  bekämpften  die  Gegner  der  Judenemanzipation,  Der 
Verfechter  der  Gleichberechtigung  der  Juden  und  gleichzeitig  der  Führer  der  liberalen 
Partei  Clermont  Tonnerre  legte  am  21.  Dezember  1789  der  Nationalversammlung 
einen  Antrag  vor,  dahinlautend :  Niemand  dürfe  in  seinen  Bürgerrechten  wegen  seines 
Berufes  oder  seines  Glaubens  beschränkt  werden.  Mit  grosser  Beredsamkeit  für  die 
Juden  eintretend,  auf  die  sich  diese  Vorlage  gerade  bezog,  erklärte  er  feierlich:  ,,Den 
Juden  als  einer  Nation  sei  alles  wegzunehmen,  den  Juden  als 
Menschen  sei  alles  zu  geben."  Abbe  Mory  bekämpfte  diesen  Antrag  und 
versicherte :  „Das  Wort  Jude  bedeute  keineswegs  eine  religiöse  Sekte ;  es  ist  dies 
die  Bezeichnung  einer  Nation,  die  ihre  Gesetze  hat,  die  sie  stets  befolgte  und  auch 
weiter  befolgt." 

Solchen  Charakter  trugen  die  Kämpfe  um  die  Gleichberechtigung  der  Juden. 
Diese  wurde  ihnen  im  Jahre  1791  zuteil  als  einer  konfessionellen 
Gruppe,  nicht  aber  als  einer  Nation.  Die  bürgerliche  Gleichberechtigung 
war  gewissermassen  der  Preis  für  den  Tod  der  Juden  als  einer  besonderen 
Nation.  Die  Mauern  des  Ghetto  fielen  unter  den  Schlägen  der  Revolution;  aber 
die  Vernichtung  des  Ghetto  ward  gleichzeitig  zum  Vernichtungsurteil  der  jüdischen 
Nation  als  solcher. 

Die  durch  Napoleon  in  den  Jahren  1807 — 1809  einberufene  Versammlung 
jüdischer  Notabler  (das  sogenannte  Grosse  Synhedrion)  anerkannte  dies  und  stellte 
unter  einem  fest:  „Die  Juden  bilden  gegenwärtig  schon  keine  Nation, 
sondern    einen   Bestandteil   der    grossen   (französischen)  Nation  und 
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betrachten  dieses  als  eine  politische  Erlösung."  Um  den  Preis  dieses  Aktes  nationalen 
Entsagens  behalten  die  französischen  Juden  die  bürgerliche  Gleichberechtigung  und 
empfangen  eine  konfessionelle  Organisation  (konfessionelle  Gemeinden). 

Und  den  gleichen  Weg  ging  die  Judenemanzipation  im  übrigen  Europa.  Der 
liberale  Gedanke,  der  sich  von  Frankreich  aus  verbreitete,  stürzte  überall  die  Mauern 
des  Ghetto  und  kämpfte  für  ihre  Assimilierung.  Unter  diesem  Schlagworte  auch  rief 
Marquis  Wielopolski  die  bürgerliche  Gleichberechtigung  der  Juden  im  Königreiche 
Polen  ins  Leben. 

Parallel  mit  dem  Verwirklichen  der  Gleichberechtigungsidee  der  Juden  in  den 
westeuropäischen  Staaten  vollzog  sich  der  Liquidierung  sprozess  der  jüdischen 
Nationalität.  Zwei  Faktoren  waren  einer  solchen  Entwicklung  günstig.  Einerseits 
ermöglichte  die  zahlenmässige  Minderheit  der  Juden  nach  dem  Falle  des 
Ghetto  die  allseitige  Verschmelzung  mit  dem  sie  umgebenden  lokalen  Elemente; 
andererseits  erleichterte  der  überhandnehmende  Kapitalismus,  der  die  Ueber- 
reste  der  feudalen  Epoche  zu  Falle  brachte,  die  Aufsaugung  der  Juden  durch  die 
westeuropäische  Gesellschaft. 

...  In  der  Judenfrage  stand  die  polnische  Gesellschaft  unter  der  Herrschaft 
westeuropäischer  Anschauungen.  Es  gab  allerdings  einen  Antisemitismus, 
aber  er  war,  selbst  neben  dem  deutschen  oder  französischen,  ungemein  schwach,  fast 
hinsiechend  zu  nennen.  Im  Königreiche  Polen  herrschte  traditionell  das  Streben,  die 
Juden  nach  westeuropäischem  Muster  zu  polnischen  Bürgern  zu 
machen;  davon  gibt  die  Judenpolitik  des  Marquis  Wielopolski  vor  dem  Jahre  1863 
Beweis.  Man  war  von  dem  Glauben  durchdrungen,  dass  die  Gleichberechtigung 
der  Juden  die  jüdische  Frage  im  Sinne  einer  Verschmelzung  mit  der  pol- 
nischen Nation  zu  lösen  vermag.  Diesen  Glauben  teilte  die  ganze  jüdische 
Intelligenz,  die  sich  selbst  als  „Polen  mosaischen  Bekenntnisses"  bezeichnete. 

Diese  Assimilierungsbestrebungen  erlitten  einen  harten  Stoss  durch  das  Auf- 
treten des  jüdischen  Nationalismus,  der  die  Assimilierung  als  etwas  unmögliches 
und  schädliches  verwarf.  Natürlich  wurde  durch  das  Anwachsen  des  jüdischen 
Nationalismus  eine  elementare  Assimilierung  eines  gewissen  Teiles  der  jüdischen 
Bevölkerung  dort  nicht  verhindert,  wo  hiezu  günstige  Bedingungen  vorlagen.  Trotz- 
dem wurde  aber  dieser  Prozess  geschwächt  und  —  was  noch  wichtiger  ist  —  es  wurde 
jenen  polnischen  Elementen,  die  die  Möglichkeit  einer  Lösung  der  Judenfrage  in  der 
Assimilierung  erblicken,  der  Boden  unter  den  Füssen  abgegraben. 

Das  hat  zur  Folge,  dass  in  der  polnischen  Gesellschaft  die  Abneigung  gegen  die 
nationalistischen  Juden  sich  festigt,  umsomehr  als  —  wenigstens  zu  Beginn  —  Ver- 
breiter des  jüdischen  Nationalismus  nahezu  ausschliesslich  die  sogenannten  ..Litwaki" 
waren.  Die  Frage  der  Litwaki  wächst  aber  im  Königreich  Polen  immer  mehr  an 
Bedeutung  und  wird  geradezu  zu  einer  brennenden.  Denn  die  Litwaki  haben  nach 
Polen  nicht  nur  den  jüdischen  Nationalismus,  nicht  nur  ein  Abschwächen  der  Assi- 
milierung hineingetragen,  sondern  sie  kamen  gleichzeitig  auch  als  Träger  der 
Russifizierung  .  .  . 

Durch  die  Ausweisung  von  mehreren  Tausend  sprachlich  und  kulturell  mit  den 
Russen  verschmolzener  jüdischer  Familien  aus  Moskau  und  die  Einwanderung  dieses 
Elementes  in  das  Königreich  Polen  wurde  die  polnische  Gesellschaft  vor  eine  neue 
Form  der  Russifizierung  gestellt.  Was  verschlug  es,  dass  ein  bedeutender  Teil  dieser 
Juden  sich  zum  jüdischen  Nationalismus  bekannte  und  der  russischen  Regierung  sogar 
feindlich  gesinnt  war,  wenn  in  ihrem  sonstigen  Alltagsleben  diese  Juden  Russen  waren, 
die  das  russische  Element  im  Lande  stärkten  und  dessen  Widerstandskraft  gegen  die 
russifikatorischen  Umtriebe  der  Regierung  bedeutend  schwächten.  Russland  hatte  sie 
vertrieben,  aber  sie  kamen  nach  Polen,  hier  ein  neues  Russland  zu  bauen! 

Die  russische  Regierung  aber  drängte  vollkommen  zielbewusst  die  Juden  aus 
Russland  nach  dem  Königreiche  Polen  ab,  um  sich  ihrer  als  Werkzeug  für  die 
Russifizierung  zu  bedienen.  Jahraus,  jahrein  strömten  neue  Fluten  von  Litwaki  in  die 
wichtigsten  Zentren  des  Königreiches  und  jede  neue  antisemitische  Regierungs- 
verordnung, jede  neue  Phase  von  Pogromen  in  Russland  verstärkte  diese  Fluten. 
Die  Anzahl  der  jüdischen  Bevölkerung  im  Königreiche  Polen  wuchs  deshalb  ständig, 
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absolut,  wie  prozentuell.  Warschau  nahm  stufenweise  immer  mehr  Merkmale  einer 
Judenstadt  an.  Im  Jahre  1900  hatte  Warschau  257.712  Juden,  im  Jahre  1901  262.824, 
im  Jahre  1904  274.378,  im  Jahre  1909  282.704.  im  Jahre  1910  306.061.  Im  Laufe 
also  eines  einzigen  Jahrzehntes  wuchs  die  Zahl  der  Juden  in  der  Hauptstadt  Polens 
um  nahezu  50.000,  prozentuell  von  35.77  Prozent  auf  39.18  Prozent. 

.  .  .  Die  Losreissung  der  polnischen  Gebiete  von  Russland  bedeutet  deren 
Europäisierung  in  jeder  Hinsicht,  sonach  auch  in  den  gegenseitigen  Be- 
ziehungen der  Juden  und  Polen.  Eine  erste  Folge  dieser  Europäisierung  muss  die 
Zerstörung  des  jüdischen  Ghetto  und  die  Verleihung  von  Bürgerrechten  an  die 
Juden  als  einen  Teil  der  örtlichen  Bevölkerung  werden,  die  ohne  Unterschied  des 
Glaubens  gemeinsame  Rechte  geniessen  und  gemeinsame  Pflichten  erfüllen  muss. 
Was  in  ganz  Europa  zur  vollendeten  Tatsache  geworden  ist,  was  vollendete 
Tatsache  in  Galizien  ist,  muss  auch  in  dem  Russland  abgenommenen  Teile 
Polens  zur  Tatsache  werden.  Das  freie  Polen  wird  die  jüdischen  Bürger  zur  Mitarbeit 
an  der  allseitigen  Entwicklung  des  Landes  berufen.  Und  solcher  Arbeit  wird  es 
zweifellos  so  viel  geben,  sie  wird  eine  derartige  Anspannung  aller  Kräfte  erfordern, 
dass  nicht  die  Rede  davon  sein  kann,  man  könnte  irgend  jemanden  an  der  Mit- 
arbeit hindern  .  .  . 

Dies  muss  in  weiterer  Folge  stufenweise  die  jüdischen  nationalistischen  Strebungen 
abschwächen  und  zwar  umsomehr  als  das  sich  üppig  entwickelnde,  durch  keinerlei 
russische  Verbote  gehemmte,  polnische  zivilisatorische  Leben  seine  un- 
ermessliche  Anziehungskraft  wiedergewinnen  und  zweifellos  auf  die 
Juden  einen  grossen  Einflluss  ausüben  würde. 

Es  wird  ausserdem  in  Polen  der  Typus  des  russischen  Juden,  des  Litwak  zu 
verschwinden  anfangen,  der  ein  Träger  der  Russifizierung  im  polnischen  Lande  ist. 
Nur  schwer  kann  man  sich  nämlich  vorstellen,  dass  in  einem  vom 
russichen  Joche  befreiten  Lande,  in  einem  Lande,  in  dem  die  Zugehörigkeit  zum 
Russentume  keinerlei  Vorteile  bringen  kann,  in  dem  dieses  Russentum  nicht  durch 
staatliche  Behörden  gepflegt  würde,  sich  Juden  fänden,  die  sich  als  Russen 
betrachten  wollten,  besonders  nach  den  allerletzten  blutigen  Pogromerfahrungen .*. . 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  jüdische  Frage  in  der  Zukunft  noch 
manch  eine  Schwierigkeit  zeitigen  wird.  Indessen  wird  schon  der  blosse  Sturz  der 
russischen  Herrschaft  und  das  Wiedererlangen  des  Landes  für  Europa  eine  breite 
Grundlage  für  die  Lösung  der  jüdischen  Frage  nach  europäischem  Muster  schaffen. 
Das  haben  auch  die  reifsten  Elemente  der  jüdischen  Bevölkerung  im  Königreiche 
Polen  eingesehen,  die  in  ihrer  „Erklärung"  (Kuryer  Warszawski",  Nr.  352,  vom 
12.  Dezember  1914)  unter  anderem  folgendes  sagen: 

.  .  .  Wir  stützen  das  Programm  unseres  Wirkens  auf  aufrichtiger  und  heisser 
Anhänglichkeit  an  das  Land  und  an  die  polnische  Kultur.  Dieses  Programm  wurde 
weder  gelockert,  noch  geschwächt  durch  gewisse  politische  Tendenzen,  die  sich  gegen 
das  jüdische  Volk  und  gleichzeitig  gegen  unsere  Strebungen  richteten.  Unser  Ziel 
bleibt  die  Erhebung  der  jüdischen  Masse:  durch  Aufklärung,  durch  ihre  Solidari- 
sierung mit  dem  Lande  und  der  polnischen  Nation." 

Aus  der  Schrift  „La  Qucstion  Juivc  en  Pologne", 

Herausgegeben  von  der  Agence  Polonaise  de  Presse  in  Paris,   1915. 

Im  Königreich  Polen  befinden  sich  unter  14  Millionen  Einwohnern  nahezu 
2  Millionen  Juden,  d.h.  14  »;0.  Von  800.000  Einwohnern  zählt  Warschau  300.000  Juden 
oder  37^2  °/o  In  den  anderen  Städten  des  Königreiches  schwankt  die  Anzahl  der 
Juden  zwischen  40  und  98  0/0.  In  anderen  Gebieten  des  früheren  Polens  ist  die 
Proportion  wie  folgt:  in  Lithauen  und  Ruthenien  10%  Juden;  in  Galizien  nahezu 
HO/o  Juden;  in  Preussen  und  in  Posen  nur  1,6%  Juden.  Hier  vermindert  sich  die 
Zahl  progressiv  infolge  der  ökonomischen  Stärke  der  polnischen  Bevölkerung  und 
auch,  weil  die  deutsche  Zivilisation  eine  unwiderstehliche  Anziehung  auf  die  Juden  ausübt. 

Die    oben    angeführten   Zahlen   beweisen   deutlich,  dass  kein  anderes  Volk  eine 
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so  grosse  Zahl  von  Juden  assimilieren  könnte.  Das  ist  umsoraehr  für  ein  Volk 
unmöglich,  das  keine  eigene  Regierung  besitzt,  sich  keiner  Freiheit  der  Bewegung 
erfreut  und  für  seine  Existenz  verzweifelt  kämpft.  Es  soll  überdies  bemerkt  werden, 
dass  die  unser  Land  bewohnenden  Juden  fortwährend  den  entgegengesetzten  Einflüssen 
der  polnischen  Zivilisation  und  des  russischen  Staates  unterliegen,  der  bis  jetzt  den 
Polen  feindlich  war.  Dem  Einfluss  der  ersteren  verdanken  wir  eine  grosse  Zahl  von 
Juden-Polen,  Helden  und  Märtyrern,  die  unserer  Heimat  treu  dienten  .  .  .  Anderer- 
seits befinden  sich  Juden  —  es  ist  wahr,  zum  grössten  Teile  eingewanderte  — ,  die 
in  Polen  die  russische  oder  die  deutsche  Zivilisation  einführen,  die  sie 
obendrein  schlecht  verdauten.  Das  widerspricht  den  national-polnischen  Tendenzen 
und  Interessen.  Heute,  im  Moment,  wo  Polen  die  Morgenröte  einer  besseren  Zukunft 
schimmert,  beanspruchen  die  Vertreter  und  Verteidiger  dieses  Teiles  der  jüdischen 
Bevölkerung  die  Aufmerksamkeit  Westeuropas  durch  ihre  lügenhaften  Beschuldigungen, 
die  sie  gegen  die  polnische  Nation  lancieren,  die  durch  die  Verwüstungen  des  Krieges 
und  die  Sorgen  der  Vergangenheit  belastet  ist. 

Zwischen  den  zwei  Fraktionen  der  jüdischen  Oeffentlichkeit  entstand  ein  heisser 
Kampf  um  die  Eroberung  der  noch  nicht  aufgeklärten  jüdischen  Massen.  Die  pol- 
nischen Juden,  die  die  Verhältnisse  unseres  Landes  sehr  gut  kennen,  sind  ebenso  wie 
wir  über  die  Kampagne  entrüstet,  die  von  den  russischen  Juden  geführt  wird.  Die 
Situation    wird    noch   kompliziert  durch  die  Tendenzen  des  jüdischen  Nationalismus. 

Am  Ende  des  letzten  Jahrhunderts  rückte  eine  Gruppe  jüdischer  Idealisten  in 
den  Vordergrund  die  Idee  der  Wiederherstellung  der  Heimat  in  Palästina  und  der 
Wiederaufnahme  der  nationalen  hebräischen  Sprache.  Diese  Tendenz,  so  edel  im 
Prinzip,  entartete  bei  der  Berührung  mit  den  täglichen  Notwendigkeiten  zu  einer  Art 
engherzigen  Nationalismus,  dessen  Devise  es  ist :  ubi  bene  ibi  patria.  Die  Vorkämpfer 
dieser  Bewegung  gebrauchen  nur  den  „Jargon"  und  beabsichtigen  offenbar  die  Be- 
gründung eines  Staates  im  Staate  dort,  wo  es  möglich  ist.  Da  jedoch  kein  Teil  der 
Welt  eine  so  bedeutende  jüdische  Bevölkerung  besitzt  wie  Polen,  wurde  unser  Land 
von  diesen  Nationalisten  als  das  neue  „gelobte  Land"  erkannt,  das  umsomehr  leicht 
zu  erobern  ist,  als  die  polnische  Nation  ohne  eine  eigene  Regierung  ein  Minimum  des 
Widerstandes  bietet.  Dieser  Teil  der  Juden  unterstützt  die  russische  und 
deutsche  Kultur,  indem  sie  die  nationale  Feindschaft  betonen  und  den  pol- 
nischen Tendenzen  entgegenarbeiten. 

Was  war  die  Beziehung  der  Polen  zu  der  jüdischen  Bevölkerung?  Den  lügne- 
rischen Informationen  entgegen  wagen  wir  zu  behaupten,  dass  die  Polen  ihren  Traditionen 
treu  geblieben  sind.  Wir  leugnen  nicht,  dass  angesichts  gewisser  Tatsachen  sich  eine 
den  Juden  feindliche  Bewegung  seit  einem  Jahrzehnt  gezeigt  hat,  motiviert  durch  ihre 
Gegnerschaft  zu  den  nationalen  Bestrebungen  und  Interessen.  Aber  der  Antisemitismus 
in  seiner  barbarischen  Form  existiert  nicht  in  unserem  Lande.  Es  waren  niemals  in 
Polen  antisemitische  Unruhen,  „Pogrome"  genannt,  die  andere  Länder  kennen.  Was  man 
der  europäischen  öffentlichen  Meinung  fälschlich  als  Antisemitismus  darstellt,  ist  nichts 
anderes  als  eine  Bewegung  der  persönlichen  ökonomischen  Verteidigung.  Die  Polen  mani- 
festieren dadurch  ihre  Entrüstung  über  die  feindselige  Haltung  der  Juden  ihnen  gegenüber. 

.  .  .  Die  ökonomische  Wiedergeburt  Polens  stiess  überall  auf  den  passiven  und 
aktiven  Widerstand  der  Juden.  Einerseits  konnte  sich  der  polnische  Handel  infolge 
der  Existenz  einer  zu  zahlreichen  jüdischen  Bevölkerung  nicht  entwickeln,  andererseits 
machten  die  Juden  Schwierigkeiten,  indem  sie  sich  z.B.  weigerten,  den  Polen  Geschäfte 
zu  vermieten,  die  Klientur  abtrieben  oder  mitunder  einfach  Gewaltanwendeten... 

Die  erste  feindliche  Aktion  der  Juden  begann  während  des  denkwürdigen  Herbstes 
des  Jahres  1905.  Die  polnischen  Bannerträger,  die  feierlich  durch  die  Stadt  zogen, 
wurden  von  der  jüdischen  Jugend  insultiert.  In  den  Versammlungen  schrien  die  Juden : 
„Nieder  mit  Polen".  Endlich  machte  sich  die  jüdische  Presse  über  die  polnischen 
Hoffnungen  lustig.  Aber  das  Mass  wurde  voll  durch  die  Wahlen  zur  Duma  in  Jahre 
1912  in  Lodz  und  Warschau.  .  . ]) 


!)  Es  handelt  sich  um  die  Wahl  des  polnischen  Sozialdemokraten  Jagiello 
als    Abgeordneten   der  Stadt  Warschau  in  die  Duma.  S.  unsere  Fussnote  zum  Auszug  aus  dem 
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Es  kam  der  Krieg.  Auf  einer  Front  von  mehreren  tausend  Kilometern  zerstören 
die  feindlichen  Armeen  die  polnischen  Länder.  Unter  den  Schreien  des  Leidens,  die 
auf  dieser  Erde  erschallen,  wollen  die  der  polnischen  Nation  feindlichen  Elemente 
jüdische  Klagen  hören,  als  würden  sich  Hunger  und  Elend  nach  Religionen  unter- 
scheiden. Man  schreckt  sogar  unter  so  tragischen  Umständen  nicht  zurück,  durch 
zahllose  Täuschungen  die  Polen  zu  beschuldigen,  dass  sie  an  den  Juden  Rache  nehmen. 
Ein  berühmter  Schriftsteller  hat  eine  Kundgebung  veröffentlicht,  die  durch  die  ganze 
zivilisierte  Welt  die  Runde  macht.  Von  russischen  Juden  irregeleiteit,  hat  er  es  gewagt, 
dem  polnischen  Volke  vorzuwerfen,  dass  es  die  Juden  bei  den  Befehlshabern  der 
Armeen  denunziert  und  derart  schwere  Unterdrückungen  provoziert.  Indes  hat  er  zur 
Bestätigung  seiner  Meinung  keine  Tatsache,  kein  Datum,  kein  Wort,  kein  kontrol- 
lierbares Detail  angeführt.  .  .  ]) 

Jetzt,  wo  wir  die  anonymen  Autoren  dieser  Beschuldigung  kennen,  bleibt  uns  nur, 
die  Ursache  zu  suchen.  Mit  Unrecht  oder  mit  Recht,  wir  wissen  es  nicht, 
betrachten  die  Oberbefehlshaber  der  russischen  Armee  die  Juden  als  ein  Element,  das  den 
feindlichen  Armeen  ergeben  ist  und  vor  Spionage  und  Verrat  nicht  zurückschreckt.  Das 
ist  die  Ursache  der  an  den  Juden  verübten  Gewalttaten  und  ihrer  Vertreibung  vom 
Kriegsschauplatz.  Im  Reiche  ist  es  unmöglich,  gegen  die  Armee  zu  protestieren, 
infolge  der  militärischen  Zensur.  Ausserhalb  der  Grenzen  wäre  ein  derartiger  Protest 
ein  Akt  schlechter  Politik.  Es  ist  deshalb  bequemer,  die  Schuld  auf  den  Schwächsten 
zu  schieben,  d.h.  auf  die  Polen.  Wir  sehen  hier  wiederum  dieselbe  Tendenz  der 
Juden,  dem  Prinzip  des  geringsten  Widerstandes  zu  folgen. 

.  .  .  Wenn  unsere  Hoffnungen  und  „der  Traum  unserer  Ahnen"  erfüllt  sein 
werden,  wenn  Polen  wiedererrichtet  sein  wird,  „geeinigt,  frei  in  seiner  Sprache, 
seinem  Glauben  und  seiner  Autonomie",  wie  es  in  der  Proklamation  des  Grossfürsten 
Generalissimus  heisst,  wird  die  Judenfrage  aufhören,  bei  uns  in  ihrer  zugespitzten 
Form  zu  existieren.  Der  Wiederaufbau  der  Heimat,  ihre  Reorganisation,  werden  die 
gemeinsame  Arbeit  aller  Söhne  des  Landes  erfordern.  Es  wird  kein  Raum  für  Meinungs- 
verschiedenheiten sein,  denn  es  wird  keine  äusseren  Einflüsse  geben.  Alle  Juden, 
unter  der  erfahrenen  Leitung  der  polnischen  Juden,  die  sich  als  Bürger  des  Landes 
betrachten,  werden  aufrichtig  an  der  polnischen  Zivilisation  mitarbeiten, 
die  ihnen  die  vollständige  Freiheit  der  Ausübung  ihrer  Religion 
verbürgen  wird,  und  sich  friedlich  entwickeln.  Ein  Volk,  dessen  ganze  Vergangenheit 
von  seiner  Liebe  zur  Freiheit  und  Gerechtigkeit  zeugt,  wird  sein  Ideal  gewiss  nicht 
verraten,  sobald  es  selbst  davon  profitieren  kann. 

Das  Oberste  Polnische  National-Komitee  und  die 
Judenfrage  in  Polen*  2) 

(Nach  „Polen"  No.  39  v.  24  September  1915  und  „Jüd.  Ztg." 
No.  39  v.  22  September  1915.) 

Der  in  Petrikau  erscheinende  „Dziennik  Narodowy"  veröffentlicht  einen  Artikel 
des  Präsidenten  des  Obersten  polnischen  National-Komitees,  Ritter  v.  Jaworski, 
über  die  Judenfrage  in  Polen. 

Der  Verfasser  bezeichnet  die  Lösung  dieser  Frage  als  eines  der  wichtigsten 
Probleme  für  die  Gestaltung  der  inneren  Verhältnisse  in  Polen.  Die  Verschärfung 
der  Judenfrage  in  Polen  wurde  von  der  russischen  Regierung  planmässig  herbeigeführt, 
indem   sie   landfremde  russische  Juden  zur  massenhaften  Ansiedlung  in  Polen  zwang. 

Aufsatz  von  Georg  Brandes.  Dass  die  sonstigen  Behauptungen  über  Gewaltanwendung  oder 
Verhöhnung  der  Polen]  von  jüdischer  Seite  widersinnige  Erfindungen  sind,  braucht  wohl  nicht 
erst  bewiesen  zu  werden.  S.  Denkschrift  S.  30. 

*)  Vergl.  Auszug  aus  dem  Aufsatz  von  Georg  Brandes  und  „Aus  der  polnischen  Presse". 

2)  Das  Oberste  National-Komitee  besteht  aus  Repräsentanten  folgender  Parteien:  der 
Konservativen,  der  „Krakauer",  der  Katholisch-nationalen,  der  Polnischen,  der  polnischen  Demo- 
kratie, der  Volksparteien,  der  fortschrittlich-demokratischen  Partei  und  der  Polnischen  Sozialis- 
tischen Partei. 
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„Wenn  wir"  —  schreibt  Ritter  von  Jaworski  —  „an  die  Regelung  der  durch 
anormale  politische  und  volkswirtschaftliche  Verhältnisse  einerseits  und  eine  demagogisch- 
nationalistische Agitation  andererseits  sehr  verschärften  polnisch-jüdischen  Beziehungen 
schreiten,  müssen  wir  daran  festhalten,  dass  diese  Regelung  nur  auf  allgemein  euro- 
päischen Grundsätzen  erfolgen  darf.  Wir  müssen  an  die  alten  polnischen  Traditionen 
in  der  Judenfrage  anknüpfen,  an  die  Traditionen  der  Czacki  und  Wielopolski,  wir 
müssen  mit  aller  Energie  die  Assimilierung  der  jüdischen  Bevölke- 
rung betreiben  und  sie  für  die  Interessen  des  Landes  zu  gewinnen  trachten.  Dieses 
Ziel  kann  aber  nur  erreicht  werden,  wenn  man  den  Juden  Gleichberechtigung  gewährt, 
wenn  Bedingungen  für  eine  normale  Existenz  der  jüdischen  Bevölkerung  geschaffen 
werden,  wenn  den  Juden  die  Möglichkeit  geboten  wird,  aus  der  jetzigen  verzweifelten 
wirtschaftlichen  Lage  herauszukommen,  namentlich  durch  ihre  Heranziehung  zur 
gemeinsamen  bürgerlichen  Arbeit.  Die  antisemitische  Lösung  in  welcher  Form  immer 
kann  den  allgemeinen  Landesinteressen  nur  schaden.  Nur  durch  eine  deutliche  und 
entschiedene  Zusicherung,  dass  ein  wiedergeborenes  Polen  keine  antisemitische  Politik 
betreiben  und  sich  fern  von  allen  Schikanen  und  Verfolgungen  halten  wird,  können 
wir  die  Grundlage  zur  Assimilier ung  der  jüdischen  Massen  schaffen." 

Zum  Schluss  heisst  es:  „Anderseits  müssen  wir  mit  aller  Entschiedenheit  von 
den  Juden  verlangen,  dass  sie  aufrichtige  Staatsbürger  werden,  im  Interesse  des  Landes 
wirken  und  das  Wohl  des  Landes  fördern  sollen.  Dies  wird  aber  nur  dann  möglich 
werden,  wenn  das  Land  ihnen  den  Zutritt  zu  allen  Quellen  der  Kultur  und  des 
Wohlstandes  eröffnet. 

So  wie  die  Juden  im  Westen  gute  Franzosen,  Engländer,  Italiener  und  Deutsche 
geworden  sind,  haben  wir  das  Recht  von  unseren  Juden  zu  fordern,  dass  sie  gute 
Polen  und  gewissenhafte  Bürger  Polens  seien." 


Aus  der  polnischen  Presse. 

In  seiner  Ausgabe  von  5.  Juni  1915  erzäht  „Dwa  Grosze"  in  Warschau  von  den 

jüdischen  Händlern,  die  sich  besonders  an  den  Warschauer  Bahnhöfen  den  Soldaten 
aufdrängten.  Dabei  verfolgten  sie  das  doppelte  Ziel,  „den  Verkauf  schlechter  Ware 
zu  hohen  Preisen  und  das  Aushorchen,  was  in  den  Schützengräben  vorgeht". 

* 

„Dwa  Grosze»*,  Warschau,  (Gazeta  Poranna),  Nr.  687  (329)  vom  7/20.  August  1914. 
(Zitiert  nach  der  russischen  Uebersetzung  in  dem  Buche  von  J.  Kanai 
„Die  polnisch- jüdischen  Beziehungen",  Verlag  Wostok,  Petrograd,  1915). 

Aus  dem  Artikel:  „Einschmeicheleien". 

Der  Aufruf  des  Höchsten  Oberkommandierenden  an  die  Polen  hat  in  der  jüdischen 
Presse  einen  charakteristischen  Widerhall  gefunden.  Alle  jüdischen  Zeitungen  behaupten 
einstimmig,  dass  der  Teil  des  Aufrufes,  in  dem  von  der  Respektierung,  seitens  der 
Polen,  der  Rechte  der  Nationalitäten  die  Rede  ist,  mit  denen  uns  das  geschichtliche 
Schicksal  verbunden  hat,  eben  auf  die  Juden  Bezug  hat. 

Wir  nehmen  an,  dass  die  jüdische  Presse  irrt.  Keine  Anordnung  der  Regierung 
oder  überhaupt  irgend  welcher  Akt  hat  die  Juden  als  ein  Volk  oder  eine  Nationalität 
bezeichnet.  Die  Grundgesetze  nennen  sie  bloss  „Fremdstämmige". 

Im  allgemeinen  wäre  die  Sorge  des  Höchsten  Oberkommandierenden  um  die 
Interessen  der  Juden  äusserst  seltsam  in  der  gegenwärtigen  Zeit,  nachdem  die  Mobi- 
lisation den  ganzen  „Wert"  der  Juden  als  Kriegsmaterial  erwiesen  und  der  Einbruch 
der  feindlichen  Armeen  in  das  Gebiet  des  Königreiches  Polen  ihre  verbrecherische 
„Loyalität"  aufgedeckt  hat. 

Wir  wollen  uns  nicht  mit  Einzelheiten  befassen ;  ihre  Publikation  stellen  wir  bis 
zum    Eintritt    ruhigerer   Zeiten   zurück.    Jedenfalls  nehmen  wir  an,  dass  der  Höchste 
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Oberkommandierende  hinreichend  davon  unterrichtet  ist,  was  in  Kaiisch  bis  zu  dem 
wahnsinnigen  Gebaren  von  Preisker  vorging,  was  jetzt  in  Czenstochau,  in  Wloclawek, 
Mlawa  und  im  allgemeinen  überall  vorgeht,  wo  nur  der  Fuss  eines  preussischen 
Soldaten  auf  unsere  Erde  getreten  ist  oder  treten  sollte.  Die  Vorgänge  in  Kaiisch 
haben  den  Eifer  der  Juden  etwas  abgekühlt ;  aber  seinen  Aeusserungen  begegnet  man 
auch  gegenwärtig.  Diese  Symptome  fallen  sogar  einfachen  Gemeinen  der  russischen 
Armee  auf.  Was  soll  man  noch  von  den  höheren  Behörden  sprechen. 

Wir  glauben,  dass  das  Aufspielen  von  „echt  russischen"  Melodien  in  der  jüdischen 
Presse  nach  dem  Kriege,  das  Hinweisen  auf  das  jüdische  Element  als  auf  eine 
Stütze  der  Regierung  und  den  natürlichen  Russifikator  jetzt  viel  mehr  erschwert  sein 
werden,  als  bis  nun.  In  der  allgemeinen  Verwirrung  hat  das  jüdische  Fell  seine  Farbe 
zu  rasch  gewechselt. 

Indem  sie  fortfährt,  sich  bei  der  Regierung  einzuschmeicheln  und  die  Hoffnung 
ausdrückt,  dass  die  Machthaber  bereit  sein  werden,  die  Rechte  der  Juden  zu  garantieren, 
und  den  Polen  nicht  erlauben  werden,  sie  zu  „beleidigen",  schmeichelt  sich  die 
jüdische  Presse  gleichzeitig  auch  bei  der  polnischen  Gesellschaft  ein.  .  . 

Denn  es  stellte  sich  heraus,  dass  Polen  keine  Leiche  ist.  .  .  In  der  gegenwärtigen 
Zeit,  da  die  Ereignisse  Polen  zu  neuem  Leben  rufen,  beginnen  seitens  der  Juden 
Einschmeicheleien.  Aber  das  ist  eine  zu  durchsichtig  grobe  Spekulation  auf  das  kurze 
Gedächtnis  und  die  Gutmütigkeit  der  polnischen  Gesellschaft. 

Wir  haben  hier  übrigens  nicht  die  Absicht,  Gefühle  der  Rache  hervorzurufen 
oder  an  die  Vergangenheit  zu  erinnern.  Das  Vergangene  kann  man  leicht  vergessen, 
soll  es  vergessen,  wenn  die  Zukunft  es  verlangt. 

.  .  .  Aber  so  verhält  es  sich  nur  unter  Völkern,  die  imstande  sind,  rechtliche  Ver- 
pflichtungen einzuhalten,  die  in  letzter  Linie,  um  alte  Schulden  und  Kränkungen  zu 
verwischen,  sowie  im  Namen  einer  neuen  Aera  gegenseitiger  Beziehungen,  eines  dem 
andern  das  kostbarste  Gut  schenken  —  das  Blut  ihrer  eigenen  Söhne.  Das  ist  jedoch 
möglich  nur  unter  Völkern,  die  auf  der  Grundlage  christlicher  Moral  erzogen  sind, 
nicht  aber  auf  dem  Talmud,  der  die  „Gojim"  als  Gefangene  des  „auserwählten 
Volkes''  betrachtet. 

Wer  sich  als  auserwähltes  Volk  betrachtet,  die  anderen  jedoch  als  seine  Gefan- 
genen, für  eine  derartige  Nation  kann  die  Moral  internationaler,  wirklich  rechtlicher 
Beziehungen,  begründet  auf  gegenseitigem  Vertrauen  und  gutem  Glauben,  nicht 
existieren.  Die  Juden  haben  auf  Schritt  und  Tritt  während  einer  langen  Zeit  und 
auch  in  diesem  Kriege  Beweise  einer  solchen  Auffassung  der  Sache  in  ihrer  Beziehung 
zur  polnischen  Gesellschaft  und  zur  russischen  Regierung  erbracht.  Es  ist  kurios 
jedoch,  welche  Zukunftsaussichten  uns  zwingen  könnten,  die  traurigen  Erfahrungen 
der  Vergangenheit  in  den  polnisch-jüdischen  Beziehungen  zu  vergessen.  Ist  es  denn 
nicht  klar,  dass  die  Kräftigung  und  Schaffung  eines  selbständigen  Elementes,  das  das 
ökonomische  Leben  Polens  leiten  soll,  seine  Unabhängigkeit  von  den  Juden,  einer 
der  ersten  Punkte  des  Arbeitsprogramms  eines  vereinigten  Polens  sein  wird,  ebenso 
wie  eines  geteilten?  Das  polnische  Volk  ist  zu  reif,  um  seine  Lebensinteressen  wegen 
einiger  Schmeichelphrasen  der  jüdischen  Presse  zu  vergessen.  .  . 

* 

Gazeta  Poranna  (Dwa  Grosze)  Nr.  693  (255)  vom  13/26.  August  1914. 
(Zitiert  nach  dem  Buche  von  Kana'i). 

Schädliche  Aufwallungen. 

Von  verschiedenen4  Seiten  berichtete  man  uns  über  Tatsachen  allzu  starker 
Aeusserungen  der  Gefühle  dei  christlichen  Bevölkerung  gegenüber  den  Juden. 

Wir  haben  bereits  nicht  einmal  darauf  hingewiesen,  dass  wir  die  Anwendung 
physischer  Gewalt  welcher  Art  immer  gegenüber  den  Juden  für  schädlich  halten,  vor 
allem  für  die  polnische  Gesellschaft  selbst,  und  unserer  nationalen  Würde  nicht 
entsprechend. 

Wir  haben  stets  auf  den  Kampf  mit  kulturellen  Mitteln  auf  dem  ökonomischen 
Gebiete    als    auf  das  einzige  Mittel  verwiesen,  um  sich  von  jüdischer  Vorherrschaft 
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zu  befreien.  Die  Losung  „Swoi  kswemu"  (Kaufet  nur  bei  Konnationalen),  zu  deren 
Einhaltung  wir  vom  ersten  Augenblick  des  Bestandes  unserer  Zeitung  rieten,  hörte 
auch  jetzt  nicht  auf,  verpflichtend  zu  sein.  Zwecklose  Aufwallungen  können  jedoch 
besonders  jetzt  während  des  Kriegszustandes  nur  Repressionen  gegenüber  unserer 
Gesellschaft  zur  Folge  haben.  .  . 

Gleichzeitig  jedoch  halten  wir  es  für  angebracht,  die  Jargon-Zeitungen  und  alle 
Elemente,  die  auf  die  jüdischen  Massen  Einfluss  haben,  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dass  es  für  sie  notwendig  ist,  auf  die  Gefährlichkeit  der  Manifestierung  gewisser 
Gefühle  und  des  lauten  Aussprechens  gewisser  Ansichten  hinzuweisen.  Unter  unseren 
Volksmassen  in  der  Stadt  sowie  auf  dem  Lande  zeigt  sich  gegenwärtig  eine  sehr 
starke  antideutsche  Stimmung.  Es  ist  verständlich,  wie  gefährlich  und  unvernünftig 
es  ist,  Gefühle  und  Ansichten  zu  äussern,  die  dieser  Stimmung  entgegengesetzt  sind. 
Sollen  doch  die  Jargonzeitungen,  die  Rabbiner  und  gesellschaftlich  tätigen  Juden 
ihren  Glaubensgenossen  erklären,  mögen  sie  sie  beeinflussen,  dass  sie  in  dieser  kritischen 
und  nervösen  Zeit  doch  Maul  halten.  Mögen  sie  gleichzeitig  die  Juden  warnen,  die 
heutige  Lage  zum  Schaden  des  ärmeren  und  ungebildeteren  Teiles  der  Bevölkerung 
auszunützen,  wie  es  zum  Bedauern  gegenwärtig  allzu  oft  geschieht.  Dann  wird  es 
leichter  sein,  die  polnischen  Volksmassen  von  unnötigen  und  schädlichen  Aufwal- 
lungen zurückzuhalten. 

* 

Der  in  Petersburg  erscheinende  „Glos  Polski"  schrieb:  „Es  darf  durchaus  nicht 
wundernehmen,  dass  die  Deutschen,  indem  sie  im  Königreich  (Polen)  eine  Armee 
von  Spionen  organisieren,  sich  desjenigen  Elements  bedienen,  das  12%  der  gesamten 
Bevölkerung  bildet  und  das  ein  ausreichendes  Kontingent  von  Leuten  liefert,  die  sich 
mit  den  erwähnten  und  ähnlichen  „delikaten"  Dingen  befassen.  Dies  besonders,  wenn 
man  in  Betracht  zieht,  dass  dieses  Element  eine  Sprache  spricht,  die  dem  klassischen 
Deutsch  mehr  verwandt  ist  als  plattdeutsch.  (Zitiert  nach  der  Moskauer  „Jewreiskaja 
Nedela"  No.  5  vom  21.  Juni  1915). 

* 

Herr  Niemojewski  schreibt  in  „Mysl  Niepodlegla"  t 

„Die  offensichtlichen  Sympathien  der  Juden  für  den  preussischen  Eroberungszug 
fanden  eine  ganz  offizielle  Bestätigung  in  den  warnenden  Aufrufen  der  Heeresleitung, 
in  den  Kontributionen,  die  den  Juden  wegen  ihrer  Dienstleistungen  an  die  Deutschen 
auferlegt  wurden  (Pabjanitz)  und  schliesslich  in  der  Feststellung  der  immer  mehr  um 
sich  greifenden  Spionage,  von  der  wir  in  den  Aufrufen  des  Generalgouverneurs 
Bobrinski  von  Galizien  gelesen  haben."  (Zitiert  nach  der  Schrift :  „Die  Nieder- 
schmetterung der  Juden  in  Russland",  von  Wl.  Kossovsky.  Herausgegeben  vom  „Bund"). 

* 

Der  Krakauer  „Czas"  No.  393,  van  28  Juli  1915,  brachte  einen  Artikel  des 
galizischen  Landtagsabgeordneten  Dr.  Hupka,  in  dem  es  heisst: 

„Dazu  kommt  die  zur  Zeit  der  Invasion  und  durch  die  Vorgänge  nach  der 
Verdrängung  der  Russen  tiefer  gewordene  Spaltung  der  Bevölkerung  der  Stadt  (Lemberg) 
in  zwei  Lager,  die  sich  immer  feindseliger  gegenüberstehen :  die  Entwicklung  des 
Antisemitismus,  der  vor  dem  Kriege  fast  nicht  vorhanden  war.  Denn  die  christliche 
Einwohnerschaft  Lembergs  muss  über  die  in  der  Stadt  zurückgebliebenen  Lemberger 
Juden  ungehalten  sein,  welche  die  am  30  i)  Sept.  einrückenden  russischen  Truppen 
mit  einem  Hagel  von  Blumen  und  durch  Küssen  von  Kosakenpferden  begrüssten. 
Später  befleissigten  sie  sich  den  Russen  gegenüber,  trotz  barbarischer  Behandlung  und 
des  Pogroms  2),  unterwürfiger  Dienstfertigkeit,  um  beim  Wiedereinzug  unserer  Truppen 

x)  Es  ist  offenbar  ein  Druckfehler:  der  Russeneinzug  in  Lemberg  war  am  3  September  1914. 
-)  Am    27  Sept.    1914    war  Lemberg  bekanntlich  der  Schauplatz  eines  regelrechten  militäri- 
schen Judenpogroms,  bei  dem  eine  beträchtiche  Zahl  von  Juden  getötet  wurde. 
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wiederum  diejenigen  mit  Blumen  zu  überschütten,  die  die  Russen  vertrieben,  an  den 
durch  die  Stadt  geführten  russischen  Gefangenen  ihre  Wut  zu  stillen  und  um  sich 
endlich  nicht  nur  mit  wucherischem  Lebensmittelhandel  zu  befassen,  sondern  auch 
mit  Angeberei,  die  sich  nach  rechts  und  links  wirft". 

[Dieser  Angriff  hatte  folgendes  Nachspiel. 

Drei  hervorragende  Polen  Lembergs,  die  während  der  russischen  Invasion  in  der 
Stadt  verblieben  waren,  Professor  Dr.  F  i  n  k  e  1,  Rektor  der  Technischen  Hochschule, 
Universitätsprof.  Dr.  Marceli  Chlamtacz  und  Dr.  Sawczynski,  Mitglied  des 
Landesausschusses,  wendeten  sich  in  2  Erklärungen  gegen  die  verleumderischen  Aus- 
fälle des  Herrn  Hupka.  Sie  bezeichneten  die  Behauptungen  insbesondere  bez.  der 
Haltung  der  Juden  gegenüber  den  russischen  Truppen,  als  unwahr  und  ungerecht- 
fertigt. Der  „Czas"  verweigerte  aber  den  Abdruck  dieser  Ableugnungen,  die  daraufhin 
im  jiddischen  „Tagblatt"  erschienen.] 

* 

Die  in  Wien  erscheinende  deutsche  Wochenschrift  „Polen",  die  von  Dr.  Ladislaus 
Leopold  Ritter  von  jaworski,  dem  Präsidenten  des  Obersten  polnischen  National- 
komitees herausgegeben  wird,  in  ihrer  No.  31  vom  30  Juli  1915:  „Bei  der  letzten 
angeordneten  Evakuierung  der  Stadt  Warschau  hat  die  russische  Regierung,  wie 
Warschauer  Blätter  berichten,  alle  polnischen  Juden  ins  tiefe  Russland  oder  sogar 
nach  Sibirien  übersiedelt,  dagegen  ist  allein  russischen  Juden,  den  sogenannten 
„Litwaki",  vom  General-Gouverneur  der  Aufenthalt  in  der  Stadt  genehmigt  worden. 
Diese  ganz  besondere  Begünstigung  zeigt  deutlich,  wie  die  Polen  die  Stellung  und 
die  Rolle  dieser  eingewanderten  Judenmassen  immer  richtig  eingeschätzt  haben.  Opfer 
grimmiger  Verfolgungen,  so  lange  sie  im  eigentlichen  Russland  verweilen,  sind  die 
„Litwaki"  auf  polnischer  Erde  doch  als  Anhänger  der  russischen  „Kultur"  von 
den  Behörden  gefördert,  Daher  vermutlich  ihre  Haltung  der  polnischen  Gesellschaft 
gegenüber." 

Die  „Deutsche  Warschauer  Zeitung"  übernimmt  aus  dem  Warschauer  „Dzien" 
(„Der  Tag",  Nr.  236  vom  29.  August  1915)  einen  Artikel  zur  Judenfrage  in  Polen  unter 
dem  Titel  „Das  Jüdische  Polen".  Der  Artikel  führt  aus: 

„Es  unterliegt  keinem  Zweifel  dass  in  einem  kultivierten  Staate  alle  Einwohner, 
ohne  Unterschied  des  Stammes  oder  der  Religion,  das  gleiche  Recht  haben,  die 
Wohltaten  der  Rechtsordnung  zu  gemessen;  folglich  können  die  Juden  aus  mensch- 
lichen Rücksichten  hierin  nicht  gekürzt  werden. 

Die  in  der  Presse  besprochenen  Kundgebungen  einer  Gruppe  jüdischer  Nationa- 
listen, die  das  jüdische  Element  in  Polen  auf  46  Prozent  der  Gesamtbevölkerung 
berechnen  (?)  und  von  einem  „Judäo-Polen"  träumen,  werden  ihnen  wenig  Nutzen 
bringen  in  einer  Zeit,  da  die  europäische  Meinung  mit  der  polnischen  Frage  vollauf 
beschäftigt  ist.  Vor  allem  stimmt  die  Berechnung  keinesfalls,  denn  die  ethnographischen 
polnischen  Länder  sind  zum  weitaus  grössten  Teil  von  polnischer  Stammbevölkerung 
bewohnt  und  nur  in  einigen  kleinen  Städten  ist  die  jüdische  vorwiegend.  Warschau 
ist  eine  rein  polnische  Stadt,  ebenso  Lodz.  Im  Verhältnis  zur  polnischen  Bevölkerungs- 
zahl machen  die  Juden  nur  einen  geringen  Prozentsatz  aus1)  und  wenn  in  der  letzten 
Zeit  die  Judenzahl  dort  zugenommen  hat,  so  ist  es  nur  darauf  zurückzuführen,  dass 
die  aus  Russland  vertriebenen  Juden  dorthin  gegangen  sind.  In  Deutschland,  England, 
Frankreich,  Italien  usw,  wo  man  sie  doch  nicht  hindert,  den  mosaischen  Glauben  zu 
bekennen,  halten  sich  die  Juden  für  Deutsche,  Engländer,  Franzosen,  Italiener  und 
keinem  von  diesen  ist  es  in  den  Kopf  gekommen,  ein  Judäo-Deutschland,  Judao- 
England,  Judäo-Frankreich  oder  Judäo-Italien  usw.  aufzubauen. 

Jene  polnischen  Juden,  die  sich  infolge  des  langandauernden  Zusammenlebens 
mit  den  Polen  assimiliert  haben,  können  nur  als  Polen  mosaischen  Glaubens  bezeichnet 
werden,  wenigstens  in  den  aufgeklärten  Ständen,  die  niedrigeren,  ungebildeten  Massen 
hingegen  dachten  niemals  an  ein  „Judäo-Polen".  Diese  Idee  kam  erst  den  russischen 

a)  Vergliche  Angaben  von  L.  Wasilewski. 
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Juden  in  den  Sinn,  die  doch  der  russischen  Regierung  vermittelst  ihrer  ihnen  zuge- 
neigten Organe  versprochen  haben,  Polen  zu  russifizieren  und  sich  hier  im  Lande 
als  Russen  benommen  haben,  wobei  sie  ihr  russisches  Auftreten  bei  jeder  Gelegenheit 
betonten. *) 

Der  Antisemitismus  hat  in  Polen  eine  ganz  andere  Begründung  als  anderwärts. 
Die  Juden  kamen  zu  uns  als  ein  armes,  gehetztes,  überall  verfolgtes  Volk  und  fanden 
hier  eine  ruhige  Unterkunft.  Man  liess  sie  unbehelligt  ihre  Gemeinden  errichten  und 
in  den  durch  fortwährende  Kriege,  Tatareneinfälle  usw.  entvölkerten  Städten  und 
Dörfern  ihre  Wohnstätten  aufschlagen.  Es  störte  sie  niemand  im  Handel  und  Wandel, 
sie  lebten  ruhig  und  kamen  zu  Reichtum.  So  lange  im  unserem  Lande  fast  aus- 
schliesslich nur  Landbau  herrschte,  war  es  mit  den  Juden  als  gewandten  Kaufleuten  und 
Vermittlern  sogar  ganz  bequem,  sie  waren  nützlich.  Später  haben  sich  die  Ver- 
hältnisse sowohl  in  ökonomischer  als  auch  in  politischer  Hinsicht  geändert  und,  als 
wir  uns  selbst  veranlasst  sahen,  Handel  und  Industrie  zu  betreiben,  bezeichneten  die 
Juden  alle  unsere  diesbezüglichen  Bemühungen  als  feindliche,  gegen  sie  gerichtete 
Handlungen,  als  wilde  Judenhetzerei  usw.,  wo  doch  einzig  und  allein  nur  der  Kampf 
ums  Dasein  uns  dazu  genötigt  hat. 

Einhelliges  Zusammenleben  zwischen  Polen  und  Juden  kann  sich  nur  in  Polen, 
nicht  aber  in  einem  Judäo-Polen  gestalten,  und  zwar  nur  dann,  wenn  jeder  von  ihnen 
den  Gedanken  von  einer  Landaussaugerei  aufgibt  und  den  Pflichten  nachkommt,  die 
von  einem  guten,  dem  Vaterlande  ergebenen  Mitbürger  verlangt  werden." 

* 

Aus  einem  Artikel  in  der  Warschauer  Tageszeitung  „Gazeta  Warszawska" 
im  Juni  1915: 

„Vor  53  Jahren  erliess  der  Landesmarschall  Wielopolski  ein  Gesetz  (24  Mai  1862), 
das  den  Juden  die  Gleichberechtigung  gewährte.  Es  wurden  sowohl  das  vom  König 
von  Sachsen  am  19.  November  1818  im  Warschauer  Fürstentum  für  die  Juden 
erlassene  Verbot,  Land  zu  erwerben,  wie  auch  viele  andere  für  die  Juden  geltende 
Beschränkungen  betreffend  das  Recht,  in  den  Städten  Grundstücke  zu  erwerben  und 
Häuser  zu  bauen,  aufgehoben;  es  wurden  die  Gesetze  aufgehoben,  welche  den 
Juden  das  Wohnen  in  einigen  Städten,  insbesondere  in  den  Hauptstrassen  der 
Mehrzahl  der  polnischen  Städte,  verboten;  es  wurden  zum  Teil  die  Beschränkungen 
bezüglich  der  Niederlassung  der  Juden  in  den  Dörfern  und  innerhalb  der  Zwölf- 
Werst-Zone  des  Grenzgebietes  abgeschafft.  Schliesslich  wurden  auch  sämtliche 
Beschränkungen  bezüglich  der  Zulassung  von  Juden  als  Zeugen  bei  notariellen  Akten 
und  vor  Gericht  in  Kriminalprozessen  aufgehoben.  Gleichzeitig  ist  die  beleidigende 
Eidesformel  der  Juden  beseitigt  worden.  Mit  einem  Worte  :  eine  völlige  bürgerliche 
und  gesellschaftliche  Gleichstellung  der  Juden. 

Nur  eine  einzige  Bedingung  hat  Wielopolski  dabei  gestellt:  dass  die  Juden  sich 
des  Gebrauchs  einer  besonderen  Sprache  und  Schrift  in  ihrem  bürgerlichen  Leben 
enthalten.  Ihnen  so  viele  Rechte  einräumend,  legte  ihnen  Wielopolski  nur  eine 
Beschränkung  auf  —  dass  sie  den  „Jargon"  nicht  gebrauchen. 

Im  §  7  des  erwähnten  Erlasses  vom  Jahre  1862  heisst  es  darüber :  „Kein  Zivilakt, 
noch  Handelsurkunden,  Testamente,  Abmachungen,  Verpflichtungen,  Wechsel,  Rech- 
nungen, Bücher  und  Handelskorrespondenz,  noch  auch  irgendwelche  anderen  Akten 
und  Dokumente  dürfen  im  Hebräisch  oder  Jüdisch-Deutsch  oder  in  einer  anderen 
Sprache  mit  hebräischer  Schrift  geschrieben  werden.  Andernfalls  haben  die  Akten 
keine  gesetzliche  Geltung." 

„Wielopolski  gab  sich  dem  Wahn  hin,  dass  die  Juden,  der  Wohltaten  der 
Gleichberechtigung  teilhaftig  geworden,  nunmehr  die  Landessprache  annehmen  und 
der  polnischen  Sprache  den  Vorzug  vor  dem  jüdisch-deutschen  Kauderwelsch  geben 
würden,  dass  sie  dann  ihre  germanisatorische  Tätigkeit  einstellen  .  .  .  aber 
die  Wirklichkeit  hat  alle  diese  Erwartungen  arg  enttäuscht.  Die  Juden  haben  ihren 
Jargon    nicht    aufgegeben,     im    Gegenteil!  —  sie    beanspruchen    für    denselben    das 


*)  Der  Artikel  ist,  wie  oben  vermerkt,   nach    der  deutschen  Okkupation  erschienen. 
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Bürgerrecht  in  den  Schulen  und  in  der  Verwaltung.  Und  nicht  allein  die  Massen, 
sondern  auch  die  Intelligenz  spricht  jiddisch,  mit  der  Absicht,  die  polnische  Sprache 
überall  auszuschalten  und  zu  boykottieren. 

Inzwischen  ist  der  erwähnte  §  7  des  Gesetzes  von  1862  völlig  in  Vergessen- 
heit geraten  ..."  •  •' 

Zum  Schlüsse  lässt  der  Artikelschreiber  an  die  russischen  Machthaber  die  Aut- 
forderung ergehen,  die  jiddische  Sprache  endgültig  zu  verbieten  und  die  jiddischen 
Blätter  zu  schliessen. 

Die  russische  Regierung  hat  auch  tatsächlich  die  Warschauer  Tageszeitungen 
„Moment",  „Haint"  (jiddisch)  und  „Hazefirah"  (hebräisch)  unterdrückt. 

* 

Aus   der   in   Petersburg    erscheinenden    Wochenschrift    „Glos   Polski"  (No.   18) 

„Das  Zentrale  (polnische)  Bürgerkomitee  (in  Warschau)  hat  mit  einer  Tätigkeit 
von  erhabener  Bedeutung  begonnen:  es  organisiert  die  Rückkehr  der  polnischen 
Emigranten  aus  Amerika.  Es  leben  dort  mehr  als  4  Millionen  Polen.  Optimisten 
neigen  zur  Annahme,  dass  man  ungefähr  eine  Million  Polen  mit  einem  Gesamtkapital 
von  einer  Milliarde  Rubel  dazu  veranlassen  könnte,  in  ihre  alte  Heimat  zurück- 
zukehren. Dem  sei  es,  wie  es  wolle:  die  (russische)  Militärbehörde  plant  und  hat 
zum  Teil  bereits  Massregeln  ausgeführt,  um  die  jüdische  Bevölkerung  Polens  etwas 
„dünner"  werden  zu  lassen.  Die  so  judenrein  gewordenen  „Plätze"  könnten  leicht  von 
den    energischen     und    unternehmungslustigen    amerikanischen    Polen     eingenommen 

Das  „Zentrale  Bürgerkomitee"  ist  mit  grossem  Ernst  an  diesen  Plan  heran- 
getreten, indem  es  eine  spezielle  „Ausländische  Sektion"  ins  Leben  gerufen  hat.  Wir 
erwarten  die  Ergebnisse  dieser  Tätigkeit  mit  begreiflichem  Interesse." 

Dazu  schrieb  die  Petersburger  „Rjetsch":  „Nach  dieser  Mitteilung  zu  urteilen, 
besteht  das  Zentrale  Bürgerkomitee  nicht  deshalb,  weil  Millionen  von  Polen  im 
Lande  keine  Erwerbsmöglichkeit  haben  und  der  Unterstützung  bedürfen,  des  Brotes 
und  eines  Obdachs,  -  sondern  um  einer  Million  Polen  die  bequeme  Möglichkeit  zu 
verschaffen,  sich  neben  der  bereits  vorhandenen  notleidenden  polnischen  Bevölkerung 
niederzulassen.  Ist  das  nicht  sonderbar?"  „ 

Die    „Opinia    Zydowska"    das     Organ    der     „Polen    mosaischer    Konfession  , 

bemerkt  dazu:  .        , 

„Noch  sonderbarer  ist  es,  dass  eine  Institution,  welche  dazu  bestimmt  ist  der 
ganzen  Bevölkerung,  ohne  Unterschied  des  Glaubens  und  der  Nationalität,  Hilfe  zu 
gewähren,  ihre  Aufgaben  in  bezug  auf  die  jüdische  Bevölkerung  so  auftasst,  dass  sie 
die  Orte,  die  nicht  freiwillig  und  nur  vorübergehend  von  einem  Teile  der  Bevöl- 
kerung geräumt  sind,  sogleich  von  „Eigenen"  ...  aus  Amerika  okkupieren  lassen 
will.  Dabei  gründet  diese  Institution  ihre  Aussichten  auf  eine  Erwartung,  die  eines 
bedrückten  Volkes  nicht  würdig  ist :  dass  die  Repressalien  gegen  die  polnischen 
Juden  auch  noch  in  einer  Zeit  in  Anwendung  bleiben  werden,  von  der  alle  anderen 
Nationalitäten  des  Reiches  die  Verwirklichung  ihrer  kühnsten  Träume  erhoffen. 

Aus  dem  Artikel  von  Alexander  Swientochowski, 
„Der  34te  Krieg". 

(Geschrieben  im  Dezember  1914,  zitiert  nach  dem  Buche  von  Kanai). 

Zu  den  33  Kriegen,  die  sich  in  verschiedenen  Kombinationen  abspielen,  ist  noch 
ein  Krieg  dazugekommen:  der  jüdisch-polnische.  Wahrscheinlich  gab  es  in  dem 
geschichtlichen  Leben  der  „Israeliten"  keinen  überzeugenderen  Beweis,  wie  sie  zur 
Dankbarkeit  gegenüber  den  Völkern  fähig  sind,  die,  nachdem  sie  ihnen  ein  Asyl 
gegeben  hatten,  darauf  ihre  Macht  verloren,  als  ihr^  gegenwärtiges  unwürdiges  Ver- 
halten gegenüber  den  Polen.  .  , 
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Vom    Anfange    des    Krieges  befestigte  sich  im  Bewusstsein  unserer  Gesellschaft 
die  Ueberzeugung,  dass  die  hiesigen  Juden  die  Schwierigkeiten  in  den  ökonomischen 
Verhältnissen    des    Landes    durch    unlautere   Spekulationen  auszunützen  bemüht  sind 
und,    was   noch  schlimmer  ist,  dass  sie  mit  den  Deutschen  sympathisieren,  sich  über 
ihre  Siege  freuen  und  ihnen  sogar  sehr  werktätig  helfen.  Man  berichtete  über  Hunderte 
von  Tatsachen  und  Fällen  der  flagranten  Aufdeckung  des  Verrats.  Wir  wollen  nicht 
urteilen,  wieviel  an  den  Mitteilungen  wahr  ist.  Verzeichnen  wir  nur  zwei  Tatsachen : 
Erstens,    dass   das   grosse  Publikum  den  Nachrichten  glaubte,  und  zweitens,  dass  es 
ungeachtet    dessen    keine    Vergeltung    zur  Antwort  übte.    Bei  der  tiefen   Gereiztheit, 
die  der  schrecklichste  aller  Kriege,  der  über  unser  Land  hereingebrochen  ist,  hervor- 
rufen   musste,    angesichts    der    beispiellosen    Zerstörung    und  des   Unglücks,  die  das 
Gleichgewicht  der  Gedanken  und  der  normalen  Gefühle  untergraben,  hat  die  polnische 
Bevölkerung,  die,  auch  ohne  gebildet  zu  sein,  eine  hohe  Kultur  in  sich  trägt,  keinen 
einzigen  Ausfall,    keine  einzige  Gewalttätigkeit  in  Massen  gegenüber  denjenigen  sich 
erlaubt,  die  sie   instinktiv  nicht   liebt   und   für    Verbündete    der    Feinde    hält.    Nicht 
genug  daran.  Die  antisemitische  Presse,  die  von  diesen  Beschuldigungen  wusste  und 
diese   Stimmung   der  Gesellschaft  mit  erlebte,  hat  im  Laufe  einer  langen  Zeit  keinen 
einzigen  Aufsatz  gegen  die  Juden  veröffentlicht,  kein  starkes  Wort  gegen  sie  verloren. ]) 
Angesichts    der    grossen    Tragödie    des    Volkes,    vor    ihrem   Ernst,    der  alle  inneren 
Reibungen    zur   Seite  schiebt,  sollten  die  Juden  schon  aus  einem  Gefühl  der  Scham, 
oder    endlich    sogar    im  eigenen   Interesse    ihre   Prätentionen  nicht  mit  dem  üblichen 
Lärm    anmelden.    Aber    sie   hielten   es  nicht  aus.   Das  Signal  zum  Angriff  ertönte  in 
Kiew.    Als    dort    eine    öffentliche    Sammlung    zugunsten    Polens   veranstaltet  wurde, 
protestierten  gegen  sie  nur  die  Juden.  .  .  Von  hier  verbreitete  sich  der  Sumpf  jüdischer 
Verleumdung  gegen  die  Polen  durch  verborgene  und  offene  Kanäle,  angefangen  von 
Kopenhagen"  wo  der  bekannte  Plagiator  und  literarische  Fälscher,  der  auch  bei  uns 
einmal    Kredit    hatte,    Herr   Brandes,    ein   verleumderisches  Pamphlet  ausgebraut  hat, 
bis    nach    Irkutsk,    wo    ein    unbekanntes   Mitgliedlein   der   vorlauten   „Aschkenasim" 
irgend    ein    „Blatt"    mit   seinem   Speichel  beschmierte.    Aus  diesem  verleumderischen 
Chorus    ertönen    z.B.    derartige    Stimmen:    „Zweifelsohne    wird    die    Geschichte   die 
letzten    abscheulichen    Handlungen    des    polnischen   zoologischen   Nationalismus    mit 
Schmach    bedecken ",    heult    Herr    Sjedoi    in    den    „Odeskija  Nowosti".    .  .  .  Warum 
versuchen  nicht  die  gesunden,  vernünftigen  und  weitblickenden  Elemente  der  polnischen 
Gesellschaft  —  an  deren  Existenz  zu  zweifeln  niemand  ein  Recht  hat  (welche  Gnade  !).  — 
der   Hetze  der  Nationaldemokraten  eine  Grenze  zu  setzen,  die  mit  schweren  Folgen 
nicht    nur    für    die   polnische   Frage   belastet  ist?"    In  einer  ähnlichen  Sprache  reden 
von  uns  auch  andere  Scribenten.  In  diesen  Schlupfwinkeln  haben  die  Juden  besondere 
Verbündete  gefunden.  In  der  fürsorglichen  Bevormundung,  mit  der  bekannte  Elemente 
in    Russland    die    hiesigen   Juden    umgeben,   die  sie  um  nichts  in  der  Welt  über  die 
Grenze    des    Ansiedlungs-Rayons   zu   sich   hereinlassen  würden,  steckt  eine  hässliche 
und,  ohne  Kenntnis  der  verborgenen  Triebfedern,  unverständliche  Schrullenhaftigkeit. 
Sie  '  lieben    sie  schrecklich,  aber  im  fremden  Hause.    Mit  dieser  heuchlerischen  Liebe 
ist  einerseits  ein  ebenso  heuchlerisches  Klagen    verbunden.    Die    Juden  beklagen  sich 
öffentlich  über  den  Bestand  des  Ansiedlungs-Rayons.  Aber  privat  bekennen  sie  zynisch, 
dass  sie  seine  Aufhebung  gar  nicht  wünschen,  denn  in  diesem  Falle  würden  sie  über 
das    ganze   Reich   auseinanderkriechen  und  nirgends  eine  geschlossene  Masse  bilden. 
Indes  gegenwärtig  bilden  sie  eben  eine  derartige  Masse  im  Königreich  Polen  und  in 
den  westlichen  Gebieten  des  Reiches.  Herr  Jabotinsky  sagte  uns  aufrichtig  und  klar, 
was    sie    brauchen    und    was    sie    mit    uns    zu    tun    gedenken.    Polen   existiert  nicht 
—    nach    seiner  Meinung  —  als  ethnographische  Einheit.  Das  so  benannte  Land  ist 
Judaeo-Polonia,  das  mit  gleichen  Rechten  den  Juden    und    den   Polen    gehört.    Diese 
Ideologie    und    die    Verwirklichung    eines    derartigen    Zustandes,    oder    mit    anderen 
Worten    unsere    teilweise    Vertreibung    aus    der    Heimat    ist   nach  der  Meinung  der 
Aschkenasim  die  Aufgabe  der  jüdischen  Nationalisten  und  der  mit  ihnen  verbündeten 

l)  Man  vergleiche  diese  Behauptung  mit  dem  am  20August  1914  publizierten  Artikel 
der  „Dwa  Grosze". 
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russischen  Radikal-Liberalen.  Es  ist  eine  Tatsache,  dass  die  jüdische  Flut  uns  über- 
schwemmt, dass  Im  Königreich  Polen  mehr  Juden  vorhanden  sind  als  in  England 
oder  Deutschland;  dass  einige  unserer  Städte  und  Städtchen  ihrer  mehr  enthalten, 
als  ganze  Staaten.  .  .  .  Diese  schreckliche  Tatsache  ist  nicht  nur  keine  Rechtfertigung 
in  den  Augen  des  kadettisch-sozialistischen  Humanismus  unserer  übrigens  allzu 
schwachen  Abwehr,  sondern,  im  Gegenteil,  nimmt  uns  das  Recht  auf  sie.  Da  wir 
über  eine  ungeheure  Masse  von  Juden  verfügen,  also  müssen  wir  uns  als  Judaeo- 
Polonia  bekennen. 

Die  Herren  Kadetten  erfüllten  seit  jeher  jede  polnische  Angelegenheit  mit  dem 
Dunst  der  „Judenfrage"  ;  aber  wenn  es  immer  taktlos  und  unangenehm  war,  so  ist 
es  bei  der  gegenwärtigen  Sachlage  skandalös  und  empörend.  Jetzt,  als  seitens  Russ- 
lands die  Auferstehung  eines  geeinigten  Polens  feierlich  versprochen  ist,  als  diese 
Heilung  der  grossen  Sünde  der  Gegenstand  der  Bestrebungen,  Forderungen,  Bemühungen 
und  Versprechungen  des  mit  dem  Germanismus  kämpfenden  Europas  geworden  ist ; 
jetzt,  als  die  Polen  ein  so  grosses  Opfer  auf  dem  Altar  des  Krieges  brachten  und 
nicht  den  geringsten  Wunsch  zeigten,  die  Rechte  von  irgend  wem  zu  schmälern, 
jetzt  ist  die  Hineinziehung  in  die  Sache  der  Wiedergeburt  eines  grossen  Volkes  der 
schamlosen  Prätentionen  von  Nomaden,  die  zwischen  beiden  Polen  der  Erdkugel 
Glück  und  Gewinn  suchen,  etwas  völlig  unerhörtes.  Nach  den  öffentlichen  Ergüssen 
der  Herzlichkeit  und  des  Mitgefühls  durften  wir  hoffen,  dass  bei  der  Begegnung  der 
Vertreter  der  polnischen  Gesellschaft  mit  denen  der  russischen,  dass  sogar  bei  Leuten, 
die  „links  vom  gesunden  Menschenverstand"  stehen,  nichts  zum  Vorschein  kommen 
wird,  als  die  polnische  Frage.  Indes  haben  sich  die  Delegierten  des  Warschauer 
Comites,  sowie  einzelne  Persönlichkeiten  der  Gesellschaft  bei  ihrer  Ankunft  in  Moskau 
zu  ihrer  Verwunderung  überzeugt,  dass  die  Herren  Liberal-Radikalen  wiederum  in 
die  Sache  ihr  faetor  judaicus  hineingeblasen  haben.  Ihre  erste  Frage  bei  jedem  Zusam- 
menstoss  war:  „was  ist  mit  der  Judenfrage?"  Diese  Fürsorge  war  keineswegs  ideal, 
denn  der  Boden  der  alten  russischen  Hauptstadt,  zu  der  den  Juden  der  Eintritt 
verboten  ist,  war,  wie  es  sich  herausstellte,  von  jüdischen  Intrigen  unterminiert. 
Die  durch  ihre  Bemühungen  frisch  gebackene  „Gesellschaft  der  Völkervereinigung" 
hat  in  einer  Resolution,  die  uns  Sympathien  ausdrükt,  das  „Bedauern"  über  unseren 
Antisemitismus  hinzugefügt.  Die  polnischen  Gäste  erfuhren  dabei,  dass,  wie  „ver- 
lässliche Mitteilungen"  begründen,  Verrat  gegenüber  den  russischen  Armeen  zugunsten 
der  deutschen  die  .  .  .  Polen  geübt  hatten,  die  ihre  Verbrechen  den  Juden  zur  Last 
legten.  Nicht  nur  das.  Als  der  Delegierte  des  Bürgercomites  von  dem  Städtebund 
die  Eröffnung  eines  Kredites  für  die  Erwerbung  von  Waren  in  Moskau  für  Werk- 
stätten in  Warschau  verlangte,  antwortete  man  ihm  anfänglich  zustimmend,  machte 
aber  später  (infolge  geheimer  Intrigen)  die  Bewilligung  von  der  Forderung  abhängig, 
dass  zu  den  Arbeiten  auch  Juden  zugelassen  werden  sollen.  .  . 

Dass  wir  ein  schwaches  Volk  ohne  Freiheit  des  Willens  sind,  wissen  wir  gut. 
Vielleicht  zwingt  uns  niemand  so  sehr,  uns  daran  zu  erinnern,  als  gerade  die  Juden, 
die  gleich  Stechfliegen,  die  kranke  Bäume  umfassen,  uns  gegenüber  eine  herausfordernde, 
angriffslustige  Stellung  annehmen,  was  sie  gegenüber  einem  starken,  herrschenden 
Volke  niemals  gewagt  hätten.  Aber  sogar  bei  dieser  Schwäche  werden  wir  genug 
Kraft  aufbringen  zur  Abweisung  der  jüdischen  Angriffe,  Beseitigung  der  unterirdischen 
Gänge  und  der  Unschädlichmachung  ihrer  Attentate.  Ohne  einem  fremden  Element 
schaden  zu  wollen,  das  sich  in  unserem  Bereiche  zeigen  sollte,  ohne  diesen  Bereich 
für  irgend  wen  abzusperren,  der  mit  ihm  zusammenwachsen  will,  werden  wir  die 
Schaffung  eines  Juden-Polens  nicht  zulassen  und  werden  ein  reines,  wahres  Polen 
bewahren,  v/ie  es  war  und  sein  muss. 

Aus  dem  Aufsatz  von  Georg  Brandes  über  Juden  und  Polen* 

(„Politiken",  November  1914). 

Die  leitenden  Männer  Russisch-Polens,  die  tatsächlich  durch  das  ganze  neue 
Jahrhundert    die   Juden   bekämpft   hatten,  obschon  im  Geheimen,  um  die  Sympathien 
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der  europäischen  Geistesaristokratie  nicht  zu  verscherzen,  benutzen  jetzt  diesen  den 
Juden  aufgezwungenen  Wahlsieg, l)  um  die  Maske  fallen  zu  lassen  und  offen  als 
deren  leidenschaftliche  Feinde  aufzutreten. 

An  die  Spitze  dieser  Bewegung  stellte  sich  die  Intelligenz  Polens,  darunter 
einige  der  angesehensten  Schriftsteller,  ausgesprochene  Freidenker,  wie  Nemojewski, 
ja  wie  Alexander  Swientochowski.  Das  literarische  Leben  hat  viele  Umschläge  auf- 
zuweisen, Verwandlungen,  die  an  Gründlichkeit  vor  der  Ovids  nicht  zurückstehen. 
Es  gehört  viel  dazu,  um  Einem,  der  seit  etwa  fünfzig  Jahren  Zeuge  der  Charakter- 
losigkeit der  Schrifsteller  gewesen,  nur  eine  leise  Verwunderung  einzuflössen.  Das 
hätte  ich  aber  für  unmöglich  gehalten,  dass  ich  je  erleben  würde,  Alexander  Swien- 
tochowski, den  rücksichtslosesten  Bekämpfer  des  Nationalismus,  der  in  seiner  Jugend 
für  seine  Ueberzeugung  nicht  wenig  gelitten,  als  Nationalist  zu  sehen,  dass  ich  je 
den  Verfasser  Chawa  Rubins  als  Antisemitenhäuptling  sehen  würde.  Nicht  nur  das, 
was  Alexander  Swientochowski  geschrieben,  erhebt  sich  gegen  ihn,  sondern  auch  die 
Worte,  die  starken  Worte,  die  er  in  seinen  guten  Tagen  gesprochen. 

Die  ganze  polnische  Presse  stellte  sich  in  den  Dienst  der  Bewegung.  Junge 
polnische  Strolche  liess  man  sich  vor  jüdische  Geschäfte  aufstellen  und  die  Frauen 
und  Kinder  christlichen  Glaubens  misshandeln,  die  in  diesen  kaufen  wollten.  Mit 
Hilfe  des  bekannten  Dmowski  wurde  eine  neue  Zeitung  „Dwa  Grosze"  gegründet, 
die  schlechterdings  zu  Pogromen  aufforderte.  Es  ist  sofort  zu  blutigen  Treffen  ge- 
kommen. Polnische  Studenten  töteten  in  der  Sliska-Strasse  in  Warschau  einen  alten 
Juden.  In  der  kleinen  Stadt  Welun  gössen  die  Bauern  in  der  Nacht  Naphtha  über 
das  Haus  eines  Juden  und  steckten  es  in  Brand,  wodurch  eine  grosse  Familie  ums 
Leben  kam.  Aehnlich  ist  es  an  verschiedenen  anderen  Stellen  geschehen,  bis  die 
russische  Regierung,  um  den  polnischen  Nationalismus  nicht  zu  stärken,  dieser  Pogrom- 
bewegung Einhalt  gebot. 

Die  polnischen  Priester  in  den  Dörfern  hetzten  von  der  Kanzel  aus  zu  Boykott 
und  Krieg  gegen  die  Juden.  —  Nach  der  Verkündung  des  Urteils  im  Beilis-Prozess 
in  Kiew  waren  die  polnischen  Blätter  fast  die  einzigen,  die  durch  Laufzettel  die 
Kunde  verbreiteten,  dass  Beilis  wohl  freigesprochen,  die  Existenz  des  Ritualmordes 
als  solchen  aber  hinlänglich  bewiesen  wäre!  Ja  der  Freigeist  Nemojewski  schrieb 
ein  Buch,  worin  er  die  ungeheure  Lüge  behauptete,  der  jüdische  Ritualmord  sei  eine 
Tatsache,  und  bereiste  das  ganze  Land  mit  einem  agitatorischen  Vortrag  desselben  Inhalts. 

Jetzt  während  des  Krieges  ist  der  blutige  Judenhass  aufs  neue  mit  weit  kräftigeren 
Flammen  aufgelodert  und  die  russische  Regierung  hat  bisher  nichts  getan,  um  dem 
Brand  Einhalt  zu  tun  oder  ihn  auszulöschen. 

Während  der  Mobilmachung  verbreiteten  mehrere  polnische  Blätter,  u.  a.  Glos 
Lubelski,    mit   grossen   fetten  Lettern  die  beunruhigende  Kunde:  „In  England  grosse 


J)  Brandes  bespricht  im  ersten  Teil  seines  Artikels  die  Vorgänge  bei  den  letzten  Reichs 
dumawahlen  in  Warschau.  Infolge  des  russischen  Zensuswahlrechtes  waren  die  jüdischen 
Wahlmänner  in  der  Mehrheit.  Der  Kandidat  der  polnischen  bürgerlichen  Parteien,  ein  „Fort- 
schrittler", erklärte  für  die  bürgerliche  Gleichberechtigung  der  Juden  nicht  unter  allen 
Umständen  eintreten  zu  können !  Auf  der  Tagesordnung  stand  damals  der  Gesetzentwurf  über 
die  Stadtverwaltung  in  Polen,  in  dem  weitgehende  Rechtsbeschränkungen  der  Juden  vorgesehen 
waren.  Die  jüdischen  Wahlmänner  entschieden  daraufhin  für  den  Kandidaten  der  polnischen 
sozialistischen  Parteien,  den  Arbeiter  J  a  g  i  e  1 1  o.  Von  der  Wahl  eines  Juden  wurde  abgesehen, 
da  die  Juden  nur  gegen  39  %  der  Bevölkerung  bilden  und  die  Hauptstadt  Polens  von  einem 
Polen  vertreten  sehen  wollten.  Dieses  würde-  und  taktvolle  Verhalten  der  jüdischen  Wähler, 
die  einen  antisemitischen  Kandidaten  ablehnten,  den  polnischen  Charakter  der  Stadt  Warschau 
anerkannten  und  zugleich  einem  Vertreter  von  Hunderttausenden  polnischen  Proletariern  zur 
Wahl  verhalfen,  bezeichnet  Herr  Leon  W  a  s  i  1  e  w  s  k  i  als  einen  „fatalen  politischen  Fehler", 
Die  Juden  hätten  durch  Wahlenthaltung  „die  Entscheidung  der  Angelegenheit  den  Polen  allein 
überlassen  sollen."  Herr  Wasilewski  und  mit  ihm  das  Oberste  Polnische  Nationalkomitee 
muten  also  den  Juden  zu,  entweder  einen  Gegner  ihrer  politischen  Gleichstellung  ohne  Murren 
zu  wählen,  oder  auf  den  kläglichen  Rest  ihrer  staatsbürgerlichen  Rechte  zu  verzichten,  von 
ihrem  Wahlrecht  keinen  Gebrauch  zu  machen,  um  die  Wahl  desselben  antijüdischen  Kandidaten 
nicht  zu  vereiteln.  „Politisch  taktisch"  wäre  somit  nur  die  von  Herrn  W.  verlangte  sklavische 
Unterwerfung  der  Juden   Warschaus. 
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Pogrome  gegen  die  Juden.  Die  englische  Regierung  hindert  sie  nicht".  Die  Lüge  war 
bewusst.  Es  galt  aber,  ein  Beispiel  zur  Nachfolge  aufzustellen. 

Da  der  Mangel  an  Gold  und  Silber  sich  geltend  zu  machen  anfing,  beschuldigten 
die  polnischen  Zeitungen  die  Juden,  die  edlen  Metalle  zu  verstecken.  Eine  eingehende 
Untersuchung  ergab  aber,  dass  viele  nichtjüdische  Geschäftsleute  (z.  B.  der  sehr  reiche 
Pole  Ignaschewski  in  Lublin)  Säcke  voll  Gold-  und  Silbermünzen  stehen  hatten, 
weshalb  sie  ziemlich  hart  bestraft  wurden,  dagegen  wurde  dies  nicht  von  einem 
einzigen  Juden  festgestellt. 

Dies  alles  waren  Vorbereitungen  zu  den  Pogromen.  Es  wurden  aber  ausserdem 
viele  andere  getroffen.  Die  Antisemiten  Hessen  eine  auf  Jiddisch  abgefasste  Proklamation 
drucken,  worin  die  Juden  zum  Aufruhr  gegen  Russland  aufgefordert  wurden.  Sie 
sorgten  dafür,  sie  auf  den  Strassen  der  verschiedenen  Städte  in  die  Taschen  der 
nichtsahnenden  Juden  stecken  zu  lassen ;  dieselben  Personen,  die  die  Papiere  verteilt, 
zeigten  dann  nachher  die  Betreffenden  bei  der  Polizei  an.  Ein  jeder,  bei  dem  die 
Proklamation  gefunden  wurde,  wurde  erschossen. 

Endlich  wurden  die  Juden,  ganz  wie  im  Mittelalter,  sowohl  mündlich  als  schriftlich, 
der  Vergiftung  der  Brunnen  bezichtigt.  Starben  Kosaken  oder  andere  russische 
Soldaten,  so  beschuldigten  die  Polen  die  Juden,  durch  Vergiftung  von  Brunnen  deren 
Tod  verursacht  zu  haben. 

Die  Hauptbeschuldigung  war  jedoch  die  der  Spionage,  die  allgemeinen  Glauben 
fand,  und  sie  wurde  in  Anwendung  gebracht  sowohl  wenn  österreichische  Truppen 
in  eine  Stadt  oder  in  ein  Dorf  kamen,  als  wenn  russische  Truppen  die  österreichischen 
versprengten.  Das  Resultat  war  dasselbe.  Ein  passende  Anzahl  Juden  wurde  immer 
gewissenhaft  niedergeknallt. 

Die  Pogrome  haben  sich  kraft  dieser  Judas-Beschuldigungen  und  kraft  der  vielen 
anderen  entsetzlichen  Beschuldigungen  über  grosse  Teile  Russisch-Polens  gebreitet 
und  greifen  daselbst  immer  mehr  um  sich,  während  sowohl  Galizien  als  Posen  für  die 
Hetzen,  an  denen  man  es  nicht  hat  ermangeln  lassen,  unempfänglich  gewesen  sind. 
Viele  Hunderte  unschuldiger  Menschen  sind  als  Opfer  gefallen. 

Hier  seien  einige  Beispiele  unter  vielen  erwähnt: 

In  der  Stadt  Bychava,  die  von  den  Oesterreichern  erobert  wurde,  haben  sich 
die  polnischen  Führer,  unter  diesen  ein  sehr  bekannter  Gutsbesitzer,  an  den  öster- 
reichischen Kommandanten  gewandt  und  die  Juden  der  heimlichen  Verbindung  mit 
dem  russischen  Heer  beschuldigt.  Die  Oesterreicher  töteten  infolgedessen  einen  67- 
jährigen  Mann  namens  Wallstein  und  seinen  17jährigen  Sohn.  Da  kurz  darauf  die 
Oesterreicher  vertrieben  wurden,  beschuldigte  derselbe  Gutsbesitzer  —  dem  russischen 
Kommandanten  gegenüber  —  die  Juden  in  der  Stadt  der  Verbindung  mit  den  Oester- 
reichern und  behauptete,  sie  hätten  ihnen  alle  Lebensmittel  eingehändigt,  um  sie  den  Russen 
zu  entziehen.  Infolgedessen  wurden  viele  Juden  erschossen  und  ihre  Häuser  abgebrannt. 

In  den  Städten  J  a  n  o  w  und  K  r  a  s  n  i  k  wurden  die  Juden  bezichtigt,  Minen  zum 
Verderben  der  Russen  gelegt  zu  haben.  Die  Juden,  unter  ihnen  viele  Kinder,  wurden 
dann   an   den  Telegraphenstangen  aufgehängt  und  die  beiden  Städte  zerstört. 

Die  Stadt  Samosch  wurde  von  österreichischen  Sokoltruppen  erobert,  diesen 
schönen,  schlanken  Männern,  die  niemand,  der  sie  bei  ihren  Uebungen  in  der  Hauptstadt 
Galiziens  gesehen,  vergessen  wird.  Als  sie  von  dem  russischen  Heer  vertrieben 
wurden,  bezichtigten  die  Polen  die  daselbst  ansässigen  Juden,  mit  den  Oesterreichern 
unter  einer  Decke  gesteckt  zu  haben.  Zwölf  Juden  wurden  verhaftet  und,  als  sie 
leugneten,  zu  Tode  verurteilt.  Fünf  von  ihnen  wurden  aufgehängt;  mitten  in  der 
Vollstreckung  erschien  ein  russischer  Pope  mit  einem  Madonnenbild  in  der  Hand 
und  schwor  mit  der  Hand  auf  dem  Bild  darauf,  dass  die  Juden  unschuldig  seien, 
und  dass  das  Ganze  eine  Erfindung  des  polnischen  Judenhasses  sei.  Er  bewies,  dass 
die  Polen  daselbst  die  Oesterreicher  selbst  unterstützt  und  dass  es  sogar  eine 
Telephonverbindung  mit  Lemberg  gebe.  Die  sieben  Juden  wurden  dann  freigelassen 
—  die  fünf  waren  bereits  aufgehängt. 

In  der  Stadt  Jusefow  wurden  die  Juden  beschuldigt,  die  Brunnen  vergiftet  zu 
haben,  wodurch  Hunderte  von  Kosaken  ums  Leben  gebracht  worden  seien.  78  Juden 
wurden  getötet,  viele  Frauen  genotzüchtigt,  Häuser  und  Buden  geplündert. 
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Aehnliche  Vorgänge  sind  zu  Hunderten  vorgefallen  und  kommen  noch  täglich 
vor.  In  den  Gouvernements  Warschau,  Radom,  Petrikau,  Kieke  sind  somit  grössere 
oder  kleinere  Pogrome  mit  Mord,  Notzucht  und  Plünderung  vorgekommen. 

Nur  einzelne  russische  Gouverneure,  wie  Korff  in  Warschau,  Kelepovski  in 
Lublin,  sowie  die  Gouverneure  in  Wilna,  Petrikau  und  Grodno,  haben,  wenn  auch  zu  spät, 
gegen  die  Pogrome  das  Wort  ergriffen;  aber  weder  die  Regierung  noch  die  Polen 
nehmen  die  Warnungen  ernst. 

Augenzeugen  haben  mir  berichtet  von  jüdischen  Soldaten,  die  in  den  verschiedenen 
Lazaretten  wahnsinnig  daniederliegen,  nicht  infolge  der  unvermeidlichen  Schrecknisse 
des  Krieges,  sondern  infolge  der  Pogrome,  deren  sie  in  den  Städten,  durch  die  sie 
marschierten,  Zeuge  wurden.  Sie  verwechseln  ihre  eigenen  nächsten  Verwandten 
mit  denen,  deren  Ermordung  oder  Notzüchtig ung  und  darauf  folgende  Ermordung 
sie  Zeugen  gewesen  sind,  glauben  die  Mutter  oder  Schwester  oder  die  Geliebte  in 
dieser  Situation  vor  Augen  zu  haben.  In  ihren  Phantasien  sehen  sie  immer  dasselbe. . . . 

ERKLAERUNG 

der  Jüdischen  Sozialistischen  Arbeiterpartei  Poale-Zion  Oesterreichs. 

Die  Befreiung  Galiziens  von  der  russischen  Invasion  und  das  siegreiche 
Vordringen  der  österreichisch-ungarischen  und  deutschen  Truppen  in  Russisch-Polen 
haben  in  ihren  vielfältigen  politischen  Rückwirkungen  die  Frage  der  Regelung  der 
jüdisch-polnischen  Beziehungen  wieder  aufgerollt.  Die  Erkenntnis  der  Notwendigkeit 
einer  Neuorientierung  in  dieser  durch  die  Begleiterscheinungen  des  Krieges  verschärften 
Frage  hat  sie  zu  einem  eminent  politischen,  aktuellen  Problem  der  breitesten  Oeffent- 
lichkeit  gemacht. 

Während  sich  von  Seiten  der  unmittelbar  betroffenen  jüdischen  Massen  bis  nun 
keine  Stimme  geregt  hat,  ist  eine  Gruppe  galizischer  „Polen  mosaischer  Konfession" 
mit  einer  Kundgebung  aufgetreten,  die  in  der  Nummer  28,  vom  9.  Juli  1915,  der  in 
Wien  erscheinenden  Zeitschrift  „Polen"  veröffentlicht  wurde.  Diese  Erklärung  einer 
kleinen  Gruppe  galizisch-jüdischer  Assimilationspolitiker  lanziert  die  Redaktion  der 
erwähnten  Zeitschrift  in  ihrer  Zuschrift  an  die  ausländische  Presse  als  eine  Kundgebung 
der  Vertreter  aller  Parteien  der  galizischen  Judenschaft.  Die  Unterzeichneten  sehen 
sich  gezwungen,  dagegen  mit  aller  Entschiedenheit  aufzutreten  und  ihren  eigenen 
Standpunkt  in  dieser  Frage  klarzulegen: 

Im  Sinne  eines  alten,  unerschütterlichen  Grundsatzes  der  sozialistischen  Internationale 
und  im  Einklang  mit  den  Idealen  des  Sozialismus  anerkennen  wir  das  Recht  eines 
jeden  Volkes  auf  volle  nationale  Freiheit  und  uneingeschränkte  Selbstbestimmung. 
Von  diesem  Grundsatz  geleitet,  betrachten  wir  auch  den  Kampf,  den  unsere  Nach- 
barvölker um  ihre  nationale  Befreiung  führen.  Selbst  Angehörige  eines  unterdrückten 
Volkes,  das  überall  als  Minderheit  zu  leben  verurteilt  ist,  wissen  wir  diesen  Kampf 
vollauf  zu  würdigen.  Wir  begrüssen  ihn  mit  umso  tieferer  Sympathie,  als  dieser  Kampf 
gegen  unseren  gemeinsamen  Feind  gerichtet  ist,  gegen  das  blutige  Zarenreich,  an 
dessen  Niederring  ung  das  jüdische  Volk  in  Oesterreich  unter  den  schwersten  Opfern 
mitkämpft  und  für  dessen  Vernichtung  das  jüdische  Proletariat  seine  besten  Kräfte 
geopfert  hat.  Indem  wir  das  rückhaltlos  erklären,  müssen  wir  aber  zugleich  feierlich 
dagegen  Verwahrung  einlegen,  als  ob  durch  diesen  Kampf  und  dessen  siegreiche 
Beendigung  die  Judenfrage  in  Polen,  die  das  Schicksal  von  drei  Millionen  Juden  betrifft, 
gelöst  wäre.  Die  Frage  kann  und  darf  auf  diese  einfache  Formel  nicht  reduziert  werden. 

In  Gegensatz  zur  alten  Tradition  des  freien  Polens,  das  gerade  in  der  Zeit 
seiner  höchsten  Blüte  den  Juden  weitgehende  nationale  Rechte  und  autonome 
Befugnisse  gewährt  hat,  ist  das  spätere  geschwächte  und  zerrissene  Polen  diesen 
Ueberlieferungen  untreu  geworden.  Selbst  die  vorgeschrittensten  Teile  der  polnischen 
Gesellschaft  verweigern  den  Juden  in  Polen  das  Recht  auf  nationalen  Fortbestand 
und    verlangen    von    den    jüdischen    Volksmassen   die  bedingungslose  Unterwerfung 
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unter  den  Willen  und  die  Kultur  der  polnischen  Umgebung.  Indem  sie  sich  derart 
zu  den  Grundsätzen  nationaler  Selbstbestimmung,  auf  die  sie  sich  im  Kampfe  um 
die  Freiheit  Polens  berufen,  in  krassesten  Widerspruch  setzen,  beteuern  sie,  auf  dem 
Boden  des  fälschlich  gedeuteten  Prinzips  der  Menschengleichheit  zu  stehen. 

Das  Erwachen  der  jüdischen  Massen  Osteuropas  zu  nationalem  Bevvusstsein, 
ein  natürlicher  mit  historischer  Notwendigkeit  einsetzender  Prozess,  hat  beim  ganzen 
polnischen  Volke,  mit  kleinsten  Ausnahmen,  nicht  das  mindeste  Verständnis  gefunden, 
ja  nicht  einmal  den  guten  Willen,  diesen  tiefen  Umwandlungsprozess,  der  überall 
zum  Vorschein  kam,  wo  Juden  in  grösseren  Massen  leben,  zu  beachten  und  mit  dem 
nötigen  Ernst  zu  behandeln.  Mit  dem  Entstehen  des  polnischen  Handelsbürgertums, 
das  die  Existenz  der  jüdischen  Handelsschicht,  der  ersten  und  ältesten  Trägerin  des 
Handels  in  Polen,  als  lästige  Konkurrenz  empfindet,  ist  in  weiten  Kreisen  der  polnischen 
Gesellschaft  eine  antisemitische  Bewegung  hervorgetreten.  Diese  Bewegung  scheut 
keine  Mittel,  um  die  jüdische  Bevölkerung  wirtschaftlich  zu  untergraben  und  zu  ver- 
drängen und  schrickt  politisch  auch  vor  der  bürgerlichen  Entrechtung  der  Juden  nicht 
zurück.  In  dem  friedlichen  Zusamenleben  beider  Völker  machten  sich  immer  grössere 
Störungen  bemerkbar.  Infolge  des  verhängnisvollen,  unverantwortlichen  Treibens 
starker  Parteien  des  polnischen  Bürgertums  bemächtigte  sich  eines  grossen  Teiles 
der  polnischen  Bevölkerung  ein  grimmiger  Judenhass,  der  keine  Grenzen  kannte  und 
die  Kluft  zwischen  den  beiden  Völkern  immer  vertiefte.  Trotzdem  der  Konflikt  sich 
immer  mehr  zuspitzte,  hat  sich  in  der  Methode  der  polnischen  Presse  und  Publizistik, 
die  jüdische  Frage  zu  behandeln,  nichts  geändert.  Dieselbe  Leichtfertigkeit,  dieselbe 
Verkennung  von  Tatsachen,  dieselbe  Desorientierung.  Die  überaus  rasch  sich 
entwickelnde  jüdische  Presse  wurde  verhöhnt  und  missachtet.  Die  junge,  zu  grosser 
Blüte  entwickelte  jüdische  Literatur,  die  durch  einzelne  ihrer  Vertreter  einen  Namen 
in  Europa  gewann,  kurzum,  der  ganze  kulturelle  Aufstieg  der  jüdischen  Massen  der 
letzten  Jahrzehnte  wurde  ignoriert. 

Es  muss  zugegeben  werden,  dass  zur  Vertiefung  der  Kluft  zwischen  der  polnischen 
Oeffentlichkeit  und  der  jüdischen  Bevölkerung  die  jüdischen  Assimilanten  nicht  wenig 
beitrugen,  die  als  die  einzigen  Vermittler  zwischen  der  polnischen  und  jüdischen 
Bevölkerung  die  Scheidewand  zwischen  den  beiden  Völkern  aufzurichten  mitge- 
holfen haben. 

Seit  Jahrzehnten  klafft  ein  schier  unüberbrückbarer  Gegensatz  zwischen  dieser 
dünnen  Oberschicht  der  Judenheit,  der  jüdischen  Grossbourgeoisie,  und  den  Massen 
des  jüdischen  Volkes.  Der  ökonomische  Anschluss  dieses  Bürgertums  an  die 
herrschenden  Klassen  des  polnischen  Volkes  hat  jeden  kulturellen  Zusammenhang 
zwischen  ihm  und  dem  jüdischen  Volke  aufgehoben.  Während  sich  die  jüdischen 
Massen  in  Polen  stets  als  eine  durch  Geschichte,  Oekonomik,  Sprache,  Sitte  und  Kultur 
geeinigte  nationale  Minderheit  gefühlt  haben,  predigten  die  jüdischen  Assimilanten 
nationale  Entäusserung,  das  vorbehaltlose  Aufgehen  in  dem  herrschenden  Volkstum, 
den  freiwilligen  Verzicht  auf  die  nationale  Eigenart  und  Tradition.  Die  jüdische 
Assimilation  bemächtigte  sich  der  Herrschaft  in  den  jüdischen  Organisationen  und 
Gemeinden,  die  sie  auf  dem  rückständigsten  Zensus  aufbaute,  um  sich  derart  die 
alleinige  Vertretung  der  Juden  zu  sichern.  Kulturelle  Verwahrlosung,  ökonomische 
Zerrüttung,  Herabdrückung  der  jüdischen  Bevölkerung  zu  einem  Werkzeug  der 
politischen  Unterdrückung  der  nationalen  Minderheiten  auf  polnischem  Boden  —  waren 
die  Früchte  dieser  Politik. 

Die  aus  dem  Bürgertum  hervorgegangene  und  von  der  assimilatorischen  Ideologie 
erfüllte  jüdische  Intelligenz  war  auch  die  erste  Trägerin  des  Sozialismus  in  der 
jüdischen  Arbeiterschaft.  Gelang  es  ihr  auch  nicht,  die  jüdische  Arbeiterbewegung, 
seitdem  sie  zu  einer  Massenbewegung  geworden  ist,  im  antinationalen  Sinne  dauernd 
zu  beeinflussen,  so  trägt  sie  doch  ebenso  wie  die  jüdische  Plutokratie  die  Verant- 
wortung dafür,  die  polnische  Arbeiterschaft  über  die  wahren  Tatsachen  des  jüdischen 
Lebens  und  die  Bestrebungen  des  jüdischen  Volkes  getäuscht  zu  haben,  was  zu  einer 
Quelle  dauernder  Missverständnisse  zwischen  der  polnischen  und  jüdischen  Arbeiter- 
schaft geworden  ist. 

So    wurde    der    Abstand    zwischen    der    jüdischen    und   polnischen  Bevölkerung 
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immer  grösser,  die  Kluft  immer  tiefer !  Besonders  wurde  Russisch-Polen  zum  Nähr- 
boden des  polnischen  Antisemitismus.  Unter  dem  Vorwand  des  Kampfes  gegen  die 
„Litwaki"  wurde  dort  der  wirtschaftliche  Boykott  gegen  die  Juden  zum  nationalen 
Gebot  proklamiert  und  diese  neue  Parole  mit  allen  Mitteln  zu  verwirklichen  gesucht. 
Der  ökonomische  Wettbewerb,  der  übrigens  auch  in  Galizien  besteht  und  zu  einem 
Versinken  der  jüdischen  Mittelschicht  und  in  letzter  Linie  zu  einem  gewaltsamen 
Anwachsen  der  jüdischen  Auswanderungsbewegung  führte,  hätte  niemals  die  schroffen 
Formen  eines  organisierten  feindseligen  Boykotts  annehmen  können,  wenn  die  anti- 
semitische Hetze  einflussreicher  Parteien  und  die  seit  Jahrzehnten  genährte  soziale 
Lüge  der  Assimilation  den  Boden  dazu  nicht  vorbereitet  hätten.  Den  lithauischen 
Juden,  welche,  ein  Opfer  der  zarischen  Henkerpolitik,  in  relativ  geringer  Anzahl  im 
industriell  aufblühenden  Polen  Erwerbsmöglichkeiten  gesucht  haben  und  dort  als 
produktives  Element  in  friedlichem  Zusammenleben  mit  der  Bevölkerung  des  Landes 
unter  Wahrung  ihrer  nationalen  Eigenart  zum  wirtschaftlichen  Aufstieg  Polens 
wesentlich  beitrugen,  wurden  in  böswilligster  Weise  russifikatorische  Tendenzen 
zugeschrieben.  Trotzdem  es  wie  ein  Hohn  klingt,  dass  Menschen,  die  von  den 
Zarenschergen  blutig  verfolgt  wurden,  es  als  ihre  Mission  betrachten  sollten,  die 
Kultur  ihrer  Unterdrücker  auf  fremden  Boden  zu  verpflanzen,  fanden  sich  alle  polnischen 
Parteien  im  Kampfe  gegen  die  „Litwaki"  zusammen,  ein  Begriff,  der  immer  dehnbarer 
wurde,  bis  „die  emporlodernde  Leidenschaft  nicht  Halt  machte  an  der  Grenze  zwischen 
dem  russischen  und  polnischen  Juden". 

Als  der  Weltkrieg  ausbrach,  haben  die  Juden  Galiziens  diesen  historischen 
Moment  benützt,  um  den  Polen  ihre  Solidaritätsgefühle  auszudrücken.  Trotzdem 
sahen  sich  die  Juden  in  Russisch-Polen  vor  der  erschreckenden  Tatsache  eines 
neuen  Aufloderns  des  tiefsten  Judenhasses.  Es  erhellt  aus  unzähligen  Beweisen  und 
konnte  von  niemandem  widerlegt  werden,  dass  zugleich  mit  dem  Kriegsorkan,  der 
über  Polen  wütete,  ein  innerer  Sturm  gegen  die  Juden  zu  toben  begann,  der  er- 
schreckende Dimensionen  angenommen  hat.  Die  meist  gelesene  und  einflussreiche 
polnische  Presse  Russlands  hat  durch  Verbreitung  von  wilden  Gerüchten,  sinnlosen 
Verdächtigungen  und  schamlosen  Denunziationen  die  Legende  vom  jüdischen  Landes- 
verrat und  die  Pogromstimmung  in  der  russischen  Armee  systematisch  gefördert  und 
der  russischen  Heeresleitung  einen  willkommenen  Vorwand  zu  den  grausamsten 
Judenverfolgungen  geliefert.  Die  Besitzergreifung  von  Geschäftsniederlassungen  ver- 
triebener Juden  durch  ihre  polnischen  Nachbarn  wurde  von  der  polnischen  Presse 
mit  unverhüllter  Genugtuung  verzeichnet.  Die  finsteren  Elemente  der  polnischen 
Bevölkerung  Russisch-Polens  haben  den  wilden  Kosakenhorden  Handlangerdienste 
im  Kampfe  gegen  die  Juden  geleistet.  Wenn  angesichts  dieser  nicht  wegzuleugnenden 
Tatsachen,  für  die  wir  dokumentarische  Belege  in  Händen  haben,  die  Autoren  der 
in  Rede  stehenden  „Erklärung''  sagen:  „Aber  auch  die  antisemitische  Partei  hat 
weder  nach  ihrem  Programm  noch  auch  in  ihrer  politischen  und  agitatorischen  Wirk- 
samkeit Exzesse  des  Pöbels  gegen  die  Juden  zu  provozieren  gesucht  und  es  ist  uns 
(sie!)  kein  einziger  Fall  bekannt,  in  welchem  selbst  nur  der  polnische  Pöbel  in 
Russisch-Polen  sich  Pogrome  gegen  die  Juden  zuschulden  kommen  liess"  —  so 
richtet  sich  diese  Behauptung  von  selbst  als  eine  geradezu  ungeheuerliche  Ent- 
stellung der  Wahrheit. 

Wir  sind  weit  davon  entfernt,  das  verbrecherische  Treiben  des  Abschaums  der 
polnischen  Bevölkerung  dem  ganzen  polnischen  Volke  zur  Last  zu  legen.  Aber  wir 
können  uns  vor  der  Tatsache  nicht  verschliessen,  dass  auch  ein  Teil  der  polnischen 
Intelligenz,  ein  unheimlich  grosser  Teil  der  polnischen  Presse,  dass  polnische  Führer 
den  schaurig  grossen  Moment  des  Weltkrieges  für  geeignet  hielten,  den  Judenhass 
zu  entfesseln.  Wir  können  die  Tatsache  nicht  verschweigen,  dass  die  Juden  in 
Russisch-Polen  von  einem  Netz  von  Denunziationen  und  Verhetzungen  umgarnt, 
den  Druck  ihres  bitter  harten  Schicksals  unter  der  russischen  Knute  tausendfach 
schwerer  empfinden  mussten. 

Diese  Tatsachen  zwingen  uns,  gegen  die  Unterzeichner  der  oberwähnten  Er- 
klärung, die  den  verwerflichen  Versuch  unternommen  haben,  den  polnischen  Anti- 
semitismus   reinzuwaschen    und    die    polnische    Gesellschaft    in    ihrer    verhängnisvoll 
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irrtümlichen  Stellung  zu  den  nationalen  Lebensfragen  der  Juden  zu  bestärken,  auf  das 
entschiedenste  aufzutreten  und  unseren  Protest  einzulegen.  Zugleich  stellen  wir  fest: 
Ungeachtet  der  Spannung,  die  künstlich  zwischen  der  polnischen  und  jüdischen 
Bevölkerung  heraufbeschworen  wurde,  ungeachtet  der  Erbitterung,  die  diese  Verhetzungs- 
politik bei  den  Juden  der  ganzen  Welt  hervorgerufen  hat,  strebt  das  jüdische  Prole- 
tariat Galiziens  ein  friedliches  Zusammenleben  zwischen  den  Juden  und  den  anderen 
Völkern  des  Landes  an.  Das  jüdische  Proletariat  Galiziens  sieht  den  Zeitpunkt  der 
Befreiung  des  Landes  und  Russisch-Polens  vom  barbarischen  Druck  der  zarischen 
Gewaltherrschaft  als  den  geeigneten  an,  für  den  Beginn  einer  erspriesslichen  Tätigkeit 
auf  allen  Gebieten  der  Wirtschaft  und  des  öffentlichen  Lebens  im  Lande.  Gerade  in 
Galizien  hat  der  gewalttätige  Antisemitismus  als  herrschendes  politisches  System  keine 
feste  Wurzel  fassen  können.  Dort  wussten  sich  wenigstens  die  fortschrittlichen  Parteien 
von  dieser  grotesken  Verbindung  des  Antisemitismus  mit  den  Losungen  des  Fort- 
schritts fernzuhalten,  die  in  Russisch-Polen  vorherrschend  wurde.  Im  Gegenteil!  Hier 
war  der  Antisemitismus  stets  die  Richtlinie  der  reaktionärsten  Politik,  die  zugleich 
unter  der  Flagge  des  extremen  Russophilentums  segelte.  Leider  hat  die  kurze  Russen- 
herrschaft auch  in  Galizien  den  Juden  manch  bittere  Erfahrung  gebracht  und  es  fehlt 
auch  jetzt  nach  der  Befreiung  des  Landes  nicht  an  Elementen,  die  auf  die  Vergiftung 
des  jüdisch-polnischen  Zusammenlebens  hinarbeiten. 

Demgegenüber  erklären  wir:  nicht  Verhetzung  auf  beiden  Seiten,  sondern 
Frieden  und  produktive  Arbeit  im  Lande  ist  unsere  Parole.  Die  Unterzeichneten 
sehen  die  friedliche,  gesunde  und  freiheitliche  Entwicklung  Polens  bedingt  von 
der  freien  Entwicklungsmöglichkeit  aller  das  Land  bewohnenden  Nationen. 
Em  dauernder  Friede  zwischen  der  polnischen  und  jüdischen  Bevölkerung 
ist  nur  möglich,  wenn  die  grosse  jüdische  Minorität  nicht  nur  bürgerliche 
Gleichberechtigung  erlangt,  sondern  auch  volle  politische  Gleichstellung  und 
freies  Selbstverwaltungsrecht  in  nationalen  Angelegenheiten.  Das  jüdische 
Volk  in  Polen  begnügt  sich  nicht  mit  der  Zusicherung  bürgerlicher 
Gleichberechtigung,  die  mit  nationaler  Zwangsassimilation  verbunden  wird. 
Gestützt  auf  seine  Zahl  ökonomische  Bedeutung  im  Lande  und  kulturelle  EntwicK- 
lung,  fordert  das  jüdische  Volk  die  volle  Sicherung  seiner  nationalen  Rechte.  Ein 
befreites  Polen  ist  nur  als  ein  innerlich  freies  Polen  möglich,  begründet  auf  den  Grund- 
sätzen der  Demokratie  und  der  nationalen  Freiheit  aller  das  Land  bewohnenden  Volker. 

Exekutive  der  Jüd.  Sozialistischen  Arbeiterpartei  Poale-Zion 

Oesterreichs. 

Wien,  im  August  1915. 

Erklärung  der  bundistischen  Organisationen  in  Polen* 

Erschienen   als   Proklamation   im  Januar  1915.  Nachgedruckt  im  „Imformationsblatt" 
Nr.  8  des  Auswärtigen  Comites  des  Bundes. 

Die  Beziehungen  zwischen  Juden  und  Polen  in  Polen  trugen  einen  kritischen 
Charakter  noch  vor  dem  Kriege.  Nach  der  Kriegserklärung  haben  sie  sich  noch 
mehr  verschärft.  Die  unaufhörliche  antisemitische  Agitation  der  national-demokratischen 
Skribenten  wuchs  zu  einer  wahrhaften  Orgie  an. 

Die  russische  Armee,  von  den  Behörden  demoralisiert  und  daran  gewohnt, 
die  Juden  als  rechtlose  Parias  zu  behandeln,  fand  auf  der  polnischen  Front  einen 
völlig  vorbereiteten  Boden.  Die  örtlichen  Judenfresser  vereinigten  sich  brüderlich  mit 
den  Neuangekommenen.  Es  begann  das  blutige  Werk.  Die  „Befreiungsarmee 
verübt  unerhörte  Gewalttaten  an  der  friedlichen  jüdischen  Bevölkerung,  ohne  Frauen, 
Greise  und  Kinder  zu  schonen.  Vom  Hintergrunde  der  üblichen  Schrecken  des 
Krieges,  der  der  Bevölkerung  Verwüstung  bringt,  heben  sich  besonders  die  judischen 
Leiden  ab,  bedingt  durch  die  spezifischen  Lebensbedingungen  der  Juden  in  Russland 
und  Polen. 
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Der  Krieg  brachte  die  polnisch- jüdische  Frage  auch  aus  einem  anderen  Grunde 
auf  die  Tagesordnung.  Dank  dem  Kriege  rückte  die  polnische  Frage  in  ihrem  ganzen 
Umfange  in  den  Vordergrund  und  trat  in  ein  neues  Stadium.  Der  bekannte  Aufruf 
des  Höchstkommandierenden  der  russischen  Armee  warf  anscheinend  eine  neue  „reale" 
politische  Losung  in  das  Gebiet  der  polnisch-russischen  Beziehungen. 

...  In  gewöhnlichen  Zeiten  rechnete  die  nationaldemokratische  Clique  und  alle, 
die  Hand  in  Hand  mit  ihr  gehen,  nicht  mit  der  russischen  öffentlichen  Meinung,  indem 
sie  die  „reale"  Gunst  der  russischen  Regierung  bevorzugte.  Diesmal  haben  sie  ein- 
gesehen, dass  es  unvernünftig  wäre,  die  russische  gesellschaftliche  Meinung  zu 
missachten:  man  weiss  nicht,  was  die  Zukunft  bringt;  wer  weiss,  vielleicht  wird 
unerwartet  die  russische  Opposition  zu  einer  Macht,  die  man  gebrauchen  kann.  Und 
nun  wurde  die  erprobte  Taktik  ergriffen :  einerseits  schamloses  Verleugnen  allbekannter 
Tatsachen  aus  der  Praxis  der  polnisch-jüdischen  Beziehungen;  anderseits  —  die 
Weigerung,  in  dieser  Frage  irgend  welche  Erklärungen  abzugeben,  unter  dem  Vorwand 
der  Unzulässigkeit  der  Einmischung  „in  unsere  inneren  Angelegenheiten." 

Hinter  den  Nationaldemokraten  trotten  die  sogenannten  Postempowcy,  die 
polnischen  Fortschrittler,  einher.  Es  ist  wahr,  sie  leugnen  nicht  die  Tatsachen  der 
schmählichen  Beziehungen  der  polnischen  Gesellschaft  und  ihrer  offiziellen  Anstalten 
zu  den  Juden.  Aber  gleichzeitig  suchen  sie  alle  möglichen  mildernden  Gründe  für 
ihre  Schuld.  Indem  sie  angeblich  die  Gerechtigkeit  der  jüdischen  Forderungen  zugeben, 
treten  sie  gleich  den  Nationaldemokraten  in  der  entschiedensten  Weise  gegen  die 
Einmischung  Aussenstehender  in  die  polnisch-jüdischen  Beziehungen  auf. 

.  .  .  Gegen  fremde  Einmischung  in  der  Regelung  der  polnisch-jüdischen  Be- 
ziehungen wenden  sich  nicht  nur  die  polnischen  bürgerlichen  Parteien,  sondern  auch 
die  polnischen  Juden- Assimilanten,  die  Polen  mosaischer  Konfession.  „Für  den  Schutz 
unserer  Rechte",  sagen  sie,  „benötigen  wir  nicht  die  Hilfe  uns  fremder  Elemente; 
unsere  polnischen  Mitbürger  werden  uns  in  der  Zukunft  nichts  Böses  tun,  im  gegen- 
wärtigen Augenblick  melden  wir  überhaupt  keine  Forderungen  an."  Pflichten  ohne 
Rechte,  das  ist  die  politische  Weisheit  dieser  Liebediener. 

Indem  v/ir  das  Doppelspiel  der  polnischen  bourgeoisen  Parteien  aller  Schattie- 
rungen enthüllen,  das  würdelose  und  politisch  gänzlich  sinnlose  Verhalten  der  polnischen 
Juden-Assimilanten  festnageln,  werden  wir  gleichzeitig  in  der  energischsten  Weise 
gegen  Versuche  verschiedener  jüdischer  Nationalisten  in  Polen  und  Russland  protestieren, 
die  Einmischung  auswärtiger  Elemente  zum  Schaden  des  polnischen  Volkes  auszunützen. 

Unsere  Position,  die  Stellung  einer  sozialdemokratischen  Partei  des  jüdischen 
Proletariats,  des  Bundes,  ist  klar.  .  .  Wie  immer  die  Ereignisse  sich  gestalten,  unsere 
grundlegenden  politischen  Forderungen  bleiben  unverändert. 

Wir  verlangen  die  völlige  Demokratisierung  aller  Formen  der 
gesellschaftlichen  und  politischen  Ordnung  in  Polen,  unabhängig 
von  seinen  möglichen  territorialen  Grenzen  und  der  völkerrecht- 
lichen Lage,  und  die  kulturell-nationale  Autonomie,  als  eine  ver- 
lässliche Bürgschaft  nationaler  Rechte  des  jüdischen  Volkes,  sowie 
jeder  nationalen  Minderheit. 

In  der  Verwirklichung  dieser  Forderung  erblicken  wir  das  Unterpfand  einer 
richtigen  Lösung  der  polnisch-jüdischen  Frage,  insofern  sie  im  Rahmen  der  kapita- 
listischen Ordnung  möglich  ist.  Im  Kampfe  für  unsere  Forderungen  rufen  wir,  jüdische 
Proletarier,  die  Hilfe  und  also  auch  „Einmischung"  von  Kräften  an,  die  ausserhalb 
der  Judenheit  stehen.  Unser  Ruf  ist  an  die  enterbten  Massen  gewendet,  zu  denen 
auch  wir  gehören.  Unser  Ruf  nach  „Intervention"  ist  ein  Appell  an  die  internationale 
Solidarität  des  polnischen  und  russischen  Proletariats,  mit  dem  wir  gemeinsam  für 
die  Verwirklichung  unserer  Ideale  kämpfen. 
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RESOLUTION, 

angenommen   von   der  Volksversammlung   im  Cooper-Union-Saal 
in  New  York  am  6  Mai  1915. 

Obgleich  die  feindliche  Haltung  eines  grossen  Teiles  der  polnischen  Bevölkerung, 
der  polnischen  Organisationen  und  der  polnischen  Presse  der  jüdischen  Bevölkerung 
Polens  gegenüber,  eine  Feindschaft,  die  ihren  Ausdruck  im  Boykott  gegen  die  Juden 
in  Russisch-Polen,  in  der  Niederhaltung  der  galizischen  Juden,  in  den  Verleumdungen 
und  Denunziationen  gegen  die  Juden  der  vom  Kriege  betroffenen  Gebiete  fand,  zu 
russischen  Militärpogromen  und  Judenmetzeleien,  zu  brutalen  Verfolgungen  und  Ver- 
treibungen geführt  hat ;  obgleich  diese  Haltung  der  Polen  Erbitterung  und  den  schmerz- 
lichsten Eindruck  in  der  jüdischen  Welt  hervorgerufen  hat,  sind  wir  dennoch  davon 
entfernt,  die  ganze  polnische  Nation  mit  den  dunklen  Mächten  und  Elementen  des 
Chauvinismus  zu  identifizieren  und  unsere  Stellung  der  Sympathie  zum  Kampfe  des 
polnischen  Volkes  für  seine  Freiheit,  Wiedervereinigung  und  Unabhängigkeit  zu  ändern. 

Gleichzeitig  konstatieren  wir,  dass  die  polnischen  Parteien  der  jüdischen  Bevöl- 
kerung des  erstrebten  freien  Polens  die  rechtlichen  Garantien  für  ihre  nationale 
Existenz  verweigern  und  die  Freiheit  Polens  auf  der  nationalen  Rechtlosigkeit  und 
Assimilation  einer  Minorität  von  drei  Millionen  Juden  zu  errichten  beabsichtigen. 
Die  Weigerung,  die  nationalen  Rechte  der  Juden  in  Polen  zu  gewährleisten,  macht 
die  Bereitwilligkeit  der  Polen,  den  Juden  bürgerliche  Gleichberechtigung  zu  gewähren, 
wirkungslos,  da  die  systematische  Propaganda  der  polnischen  Parteien  gegen  die 
Anerkennung  der  nationalen  Rechte  der  Juden  in  hohem  Grade  die  Entstehung  der 
Atmosphäre  von  Feindschaft  gegen  die  Juden  mitverschuldet  und  den  Boden  für  den 
Vernichtungskampf  gegen  drei  Millionen  polnischer  Juden  vorbereiteit  hat.  Ein  dauernder 
Friede  zwischen  den  Polen  und  den  Juden  ist  nur  dann  möglich,  wenn  den  jüdischen 
Massen  im  zukünftigen  freien  Polen  neben  den  bürgerlichen  Rechten  auch  die  nationale 
politische  Gleichberechtigung  bei  Wahlen,  in  Landes-  und  Stadtverwaltung,  nationale 
Rechte  in  Gemeinde,  Sprache  und  Schule,  sowie  Selbstverwaltung  in  allgemeinen 
jüdischen  Angelegenheiten  gewährleistet  werden, 
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III. 


Die  Türkei  und  die  Juden. 


Erlass  gegen  den  Zionismus. 

Veröffentlicht  in  No.  98  des  Jerusalemer  hebräischen  Tagblattes  „Hacheruth"  im 
Januar  1915. 

An  die  Leitung  der  Zeitung  „Hacheruth",  Jerusalem. 

Sie  werden  ersucht,  wortwörtlich  nachstehende  Zeilen  zu  übersetzen  und  unver- 
ändert zu  publizieren: 

Die  hohe  Regierung,  in  Bekämpfung  der  Wirksamkeit  des  aufrührerischen 
Elements,  das  bestrebt  ist,  im  palästinensischen  Teile  des  Ottomanischen  Reiches 
eine  jüdische  Regierung  mit  dem  Namen  „Zionismus"  zu  schaffen,  und  das  dadurch 
auch  seinen  eigenen  Stammesbrüdern  schaden  kann,  befahl  die  Konfiszierung  der 
Postmarken,  zionistischen  Fahnen,  des  Papiergeldes,  der  Banknoten  der  Anglo 
Palestine  Company  in  Form  von  Checks  und  ähnlicher  Dinge,  die  unter  diesen 
Elementen  verbreitet  waren,  und  proklamierte  die  Auflösung  aller  zionistischen  Ver- 
eine und  Organisationen,  die  im  Geheimen  bestanden  hatten. 

Jetzt  ist  uns  bekannt  geworden,  dass  einige  Intriganten  in  böser  und  niedriger 
Absicht  den  Sachverhalt  fälschen,  indem  sie  behaupten,  dass  der  Befehl  gegen  alle 
Juden  gerichtet  sei.  Nichts  ist  natürlicher,  als  dass  diese  Sache  alle  diejenigen 
Juden  gar  nicht  berührt,  die  mit  uns  im  Bunde  stehen  und  die  zusammen  mit  uns 
Kinder  des  Vaterlandes  sind  und  die  Gleichberechtigung  geniessen  und  mit  Hilfe 
Gottes  immer  unsere  Mitbürger  bleiben  werden.  Die  kundgegebenen  Befehle  sind 
ausschliesslich  gegen  die  zionistischen  Gedanken,  Organisationen  und  Taten  gerichtet. 
Alle  anderen  jüdischen  Kinder  unseres  Vaterlandes,  die  keine  Verbindung  mit  dem 
Verderbnis  und  dem  Umsturz  dieser  Art  haben,  bitten  wir  und  wünschen  Ihnen  stets, 
dass  sie  in  aller  Ewigkeit  friedlich  bleiben  wie  ehedem.  Wir  alle  Ottomanen,  wir 
sind  mit  dem  ganzen  Herzen  Freunde  und  Mitbürger  aller  Juden,  die  stets  in  unserem 
Bunde  stehen  und  nur  der  Zionismus  und  die  Zionisten,  dieses  verdorbene  Element 
der  Verwirrungen  und  Revolution,  das  bestrebt  ist,  innerhalb  unseres  Vaterlandes 
ein  Königreich  zu  gründen,  und  alle  übrigen  Gruppen,  die  Phantasien  dieser  Art 
nachjagen  und  nachjagen  werden,  ihre  Feinde  sind  wir  für  ewig. 

Am  8.  Canun  II.  des  Jahres  1330 

gezeichnet        BEHA   ADDIN, 
zugeteilt  dem  Generalstab  der  IV  Armee  für  informative  Angelegenheiten. 
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Der  offene  Brief  des  Chacham  Baschi  von  Jerusalem, 

Mosche  Franco. 

Erschienen  im  Jerusalemcr  hebräischen  Tageblatt  „Hacheruth"  im  Februar  1915. 

An  Se.  Excellenz  Midhad  Bei,  Gouverneur  von  Jerusalem. 

Indem  ich  meiner  lebhaften  Freude  über  die  Ankunft  Eurer  Excellenz,  deren 
Persönlichkeit  für  eine  gerechte  und  energische  Amtsführung  Gewähr  bietet,  Aus- 
druck gebe,  benütze  ich  die  Gelegenheit,  Eurer  Excellenz  Aufmerksamkeit  auf  ein 
Anliegen  meiner  Stammesgenossen  zu  lenken,  deren  Interessen  zu  verfechten  ich  kraft 
des  mir  von  der  Regierung  übertragenen  Amtes  eines  Chacham  Baschi  von  Jerusalem 
berufen  und  verpflichtet  bin. 

Seit  Jahrhunderten  leben  wir  unter  dem  Schutze  der  erhabenen  türkischen  Herr- 
schaft und  erfreuen  uns  als  Vollbürger  in  Freiheit  und  Frieden  der  Rechte,  die  sie 
uns,  allen  ihren  anderen  Untertanen  gleich,  ohne  Einschränkung  eingeräumt  hat.  Wir 
fühlten  uns  daher  auch  von  jeher  als  treue  Söhne  unseres  teuren  Vaterlandes  und 
dankten  stets  Gott,  dass  er  uns  die  Gnade  erwiesen  hat,  uns  der  schirmenden  Obhut 
einer  solchen  Regierung  zu  überlassen. 

Leider  müssen  wir  aber  in  letzter  Zeit  Dinge  sich  vollziehen  sehen,  die  wir 
niemals  erwartet  hatten  ;  Dinge,  die  dazu  angetan  sind,  die  Ehre  meines  Volkes  in 
den  Augen  der  anderen  Mitbürger  herabzusetzen  und  es  in  den  Verdacht  von  Hand- 
lungen zu  bringen,  die  seiner  unwürdig  sind.  Nimmermehr  fürwahr  kann  so  etwas 
dem  Geiste  der  Gleichheit  und  Brüderlichkeit  entsprechen,  die  mit  goldenen  Lettern 
auf  der  Fahne  unserer  erhabenen  Regierung  geschrieben  stehen. 

Es  ist  ein  Befehl  erlassen  worden,  dem  zufolge  es  den  Juden  verboten  sein  soll, 
ihre  Korrespondenz  im  Hebräischen  zu  führen.  Zur  selben  Zeit  jedoch  wird  es  allen 
anderen  Völkerschaften  im  Reiche  freigestellt,  sich  nach  Belieben  der  eigenen  Sprache 
(wie  der  armenischen,  griechischen  usw.)  zu  bedienen  ;  ja  sogar  in  den  Sprachen  der 
kriegführenden  Nationen  ist  ihnen  zu  schreiben  gestattet  worden. 

Angesehene  jüdische  Geldinstitute,  die  selbst  noch  während  der  letzten  furcht- 
baren Krise  viel  Geld  ins  Land  gebracht  haben,  sind  geschlossen  worden.  Dadurch 
leiden  nun  nicht  bloss  sämtliche  im  Lande  lebende  Juden,  sondern  auch  Teile  der 
anderen  Bürgerkxeise. 

Was  uns  jedoch  am  schmerzlichsten  berührt,  das  ist,  zusehen  zu  müssen,  wie 
Verfügungen  gegen  uns  erlassen,  Erklärungen  gegen  uns  veröffentlicht,  ja  selbst 
Haussuchungen  in  Anstalten  und  bei  Privaten  vorgenommen  wurden,  wobei  man 
nicht  einmal  davor  zurückscheut,  angesehene  Mitglieder  der  Gemeinde  ihrer  Freiheit 
zu  berauben  und  manche  von  ihnen  sogar  ins  Gefängnis  zu  sperren.  Dieses  Vorgehen, 
welches  geeignet  ist,  den  anderen  Bürgern  als  Beweis  dafür  zu  dienen,  dass  gegen 
einen  Teil  der  jüdischen  Bevölkerung  —  nämlich  die  Zionisten  —  ein  starker  Verdacht 
verräterischer  Umtriebe  besteht,  setzt  in  deren  Augen  zugleich  die  Ehre  des  gesamten 
Judentums  herab  und  muss  schliesslich  bei  ihnen  die  Auffassung  erzeugen,  dass  den 
Juden  gegenüber  alles  erlaubt  sei. 

Als  Hirt  meiner  Gemeinde  kann  ich  darüber  nicht  hinweg,  ohne  gegen  das 
geübte  Verfahren  energisch  Protest  zu  erheben.  Sowohl  ich  wie  die  übrigen  Gemeinde- 
führer, die  wir  doch  mit  allen  Vorgängen  im  jüdischen  Leben  aufs  genaueste  vertraut 
sind,  können  mit  ruhigem  Gewissen  und  vor  aller  Welt  feierlichst  bezeugen,  dass  es 
unserem  Volke  absolut  fernliegt,  auch  nur  einen  Schatten  von  Gegnerschaft  gegen 
die  Staatsgewalt  zu  hegen,  und  dass  es  unserem  Volke  durchaus  zuwiderlaufen  würde, 
einer  Geheimaktion  oder  Geheimbündeleien  zu  huldigen,  die  gegen  den  Geist  und  das 
Wohl  der  Regierung  gerichtet  wären.  Wir  alle,  ob  alt  oder  jung,  ob  seit  Generationen 
eingesessen  oder  erst  seit  kurzem  eingewandert,  sind  in  aufrichtiger,  aufopferungs- 
voller Treue  unserer  Regierung  zugetan  und  alle  ohne  Ausnahme  erwünschen  wir 
von  ganzem  Herzen  das  Glück  unseres  Staates  und  seinen  Sieg.  Auch  flehen  wir  zu 
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Gott,    dass   es  uns  immerdar  vergönnt  bleiben  möge,   Söhne  dieses  Vaterlandes  und 
seinen  Interessen  treu  dienende  Untertanen  zu  sein. 

Wenn  die  Regierung  es  für  richtig  findet,  Verbote  zu  erlassen  oder  etwas  zu 
unterdrücken,  so  ist  es  selbstverständlich,  dass  alle  meine  Volksgenossen  mit  Liebe 
und  ohne  Murren  dies  auf  sich,  nehmen  und  allen  Bestimmungen  aufs  sorgfältigste 
nachzukommen  bereit  sein  werden.  Und  wenn  die  Regierung  ferner  es  für  angebracht 
hält,  nach  irgendeiner  Richtung  Recherchen  anzustellen,  so  können  wir  uns  darüber 
nur  freuen,  da  wir  wissen,  dass  das  Recht  unserer  gesamten  Volksgenossen  sonnen- 
hell zutage  treten  wird.  Aber  all  das  hätte  in  Ruhe  gemacht  werden  können  und  bei 
völliger  Freiheitsbelassung  der  zur  Untersuchung  herangezogenen  Personen. 

Aus  diesem  Grunde  halte  ich  es  als  Chacham  Baschi,  der  ebenso  der  Regierung 
wie  der  Gemeinde  gegenüber  verantwortlich  ist,  für  meine  Pflicht,  Eure  Excellenz, 
als  den  höchsten  Staatsbeamten  in  unserer  Provinz,  dem  zugleich  die  Verantwortung 
für  die  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  und  Ordnung  zufällt,  um  folgendes  eine  zu  bitten : 
dass  nämlich  an  die  in  Betracht  kommenden  Stellen  die  Anweisung  ergehe,  hinfort 
alles  das  zu  unterlassen,  was  eine  Ehrenkränkung  der  Juden  bewirken  und  zur 
Erregung  der  Gemüter  beitragen  könnte.  Handelt  es  sich  hierbei  doch  tatsächlich  nur 
um  Dinge,  die  früher  in  aller  Oeffentlichkeit  und  in  bester  Absicht  zu  geschehen 
pflegten  und  von  denen  auch  die  Regierung  Kenntnis  besass,  ohne  zum  Einschreiten 
je  Anlass  genommen  zu  haben. 

Ein  solches  Verfahren  ist  gerade  in  jetziger  Zeit  besonders  geboten,  wo  das 
Wohl  des  Vaterlandes  Ruhe  und  Beruhigung  im  Innern  heischt  und  wo  Einhelligkeit 
des  Denkens  und  Strebens  für  die  Bürger  das  Fundament  ihrer  Handlungen  bilden 
muss.  Unter  dieser  Voraussetzung  werden  wir  alle  am  besten  in  der  Lage  sein,  in 
Liebe  und  Hingebung  gemeinsam  für  das  Wohl  des  Vaterlandes  zu  wirken  und  zu 
seinem  Siege  über  seine  Feinde  beizutragen.  Dann  wird  auch  unsere  Regierung  in 
strahlendem  Glänze  aus  diesem  Kriege  gross  und  mächtig  hervorgehen,  wahrhaft 
würdig,  den  Namen  einer  „osmanischen"  Regierung  zu  führen  im  Andenken  an  den 
Namen  des  vielgerühmten  Osman  Khan  des  Siegreichen. 
Ich  bin 

mit  dem  Gefühle  vollkommener  Hochachtung 

Mosche  Franco 

Chacham  Baschi  in  Jerusalem. 

ff 

Proklamation* 

Veröffentlicht  in  arabischer  Sprache  Ende  Februar  in  Galiläa  und  im  März  in  Jaffa. 

Es  ist  mir  zur  Kenntnis  gekommen,  dass  in  diesen  Tagen  die  verschiedensten 
Gerüchte  unter  den  Einwohnern  verbreitet  wurden,  die  besagen,  dass  unsere  Brüder 
die  ottomanischen  Juden,  die  im  Lande  Palästina  wohnen,  ihre  nationalen  Pflichten 
nicht  erfüllen  und  dass  ihre  Gefühle  den  Gefühlen  der  anderen  Ottomanen  zuwiderlaufen. 

Da  alle  diese  Gerüchte  der  Wahrheit  widersprechen  und  schädlich  sind,  befehle 
ich  mit  aller  Strenge  alle  diese  Gerüchte,  die  gegen  unsere  jüdischen  Brüder  ver- 
breitet wurden,  völlig  abzuleugnen.  Diese  lügnerischen  Gerüchte,  verbreitet  in  dieser 
Gestalt  gegen  unsere  Brüder  die  Juden,  die  in  klarer  Weise  ihre  patriotischen 
Gefühle  als  treue  und  ergebene  Ottomanen  gleich  ihren  anderen  ottomanischen 
Brüdern  bewiesen  haben,  verwunden  das  Herz  und  die  ottomanischen  Gefühle. 
Darum  unterliegt  jeder  strenger  Strafe,  der  derartige  Gerüchte  verbreitet. 

Gezeichnet  DJEMAL  PASCHA 

Marineminister  und  Oberbefehlshaber 
der  IV.  Armee. 
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Aus  den  Beschlüssen  der  6*  Konferenz 

der  Jüdischen  Sozialdemokratischen  Arbeiterpartei 

Palästinas  (Poale-Zion), 

abgehalten  am   14.  und  15.    Nissan  5670.  März   1910. 

PROGRAMMENTWURF  DER  PARTEI. 
1.)  Unser  Maximal-Program m. 

Die    Jüdische    Sozialdemokratische   Arbeiterpartei  Palästinas  (Poale-Zion)  erstrebt 
die    Beseitigung    der    Klassenherrschaft    in    der    menschlichen   Gesellschaft,    die 
Uebergabe  der  Produktionsmittel  in  die  Hände  der  Gesellschaft  selbst   und  die 
Einführung  der  sozialistischen  Ordnung. 
2.)  Unser  nationales  Endziel: 

Die  Schaffung  einer  geschlossenen  jüdischen  Siedlung  in  Palästina,  die  im  ökono- 
mischen Sinne  selbständig  ist. 
3.)  Unser  proletarisches  Minimum-Programm: 

Die   Befestigung   der  ökonomischen  Lage,  der  Klassenkampf  basis  und  der  gesell- 
schaftlichen Stellung  des  jüdischen  Arbeiters  in  Palästina,  die  Förderung  seiner 
Entwicklung  und  quantitativen  Vermehrung. 
4.)  Die  Tätigkeit  der  Partei. 

Zur  Erreichung  ihrer  Ziele  befasst  sich  die  Partei: 

a)  mit  ökonomischer  Tätigkeit,  wie  die  Begründung  von  Gewerkschaften,  ge- 
mischten Arbeitervereinen  allerorten,  von  Arbeiterkreditkassen,  Konsumvereinen 
und  Genossenschaften; 

b)  mit  der  Regelung  der  Arbeitereinwanderung  durch  besondere  Institutionen  und 
in  Verbindung  mit  anderen  Anstalten  dieser  Art; 

c)  mit  der  Organisierung  von  Arbeitergruppen  für  Ansiedlungszwecke  auf  genossen- 
schaftlicher Grundlage ; 

d)  mit  professioneller  Erziehung  und  Kulturarbeit,  wie  Organisierung  von  Vorlesungen, 
Schulen  und  Klubs  für  Arbeiter  u.  s.  w. ; 

e)  die  Partei  erkennt  den  Wert  der  physischen  Erziehung  an  und  begründet 
parteilose  Turnvereine,  hauptsächlich  für  Arbeiter; 

f)  die  Partei  verlegt  Arbeiterliteratur  in  hebräischer  Sprache,  sowie  in  anderen 
Umgangssprachen  der  jüdischen  Volksmassen; 

g)  die  Partei  befasst  sich  mit  innerer  und  äusserer  politischer  Tätigkeit. 

A.  Innere  Tätigkeit.  Die  Partei  erstrebt  die  Demokratisierung  der  jüdischen 
Gemeinde  und  die  Errichtung  ihrer  Anstalten  auf  allgemein  demokratischen 
Grundsätzen.  Zu  diesem  Zwecke  beteiligt  sie  sich  an  Gemeindewahlen  in 
Städten  und  Kolonien. 

B.  Aeussere  Forderungen. 

I.  Die  Türkei,  als  ein  Nationalitätenstaat,  muss  das  Recht  der  vollständigen 
Selbstverwaltung  allen  Völkern  gewähren,  die  sie  bewohnen,  sowie 
Rechtsgleichheit  und  uneingeschränkte  Freiheit  der  Sprachen,  die  von 
jedem  Volke  als  Nationalsprache  anerkannt  werden. 
II.  Die  Regierung  soll  die  Einwanderung  der  Juden  in  Palästina  und  ihre 
Naturalisation  als  ottomanische  Bürger  fördern. 

III.  Allgemeines,  gleiches,  direktes  und  geheimes  Wahlrecht  zu  allen  Ver- 
tretungskörperschaften:  zur  Kammer,  zu  den  Nationalversammlungen 
der   einzelnen   Volksstämme,    zu   den  Provinz-  und  Stadtverwaltungen. 

IV.  Uneingeschränkte  Freiheit  der  Koalition  und  der  Arbeitsniederlegung 
für  Arbeiter. 

V.  Vollkommene  Freiheit  der  Lehren  und  Glaubensbekenntnisse,  des  Wortes, 

der  Presse  und  der  Versammlungen. 
VI.  Arbeitergesetze,  die  einen  umfassenden  Schutz  der  Interessen  der  Arbeiter- 
klasse enthalten  sollen. 
VII.  Weltlicher  Schulunterricht  in  der  nationalen  Muttersprache. 
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5.)  lieber  die  Sprache. 

Die  Partei  betrachtet  die  hebräische  Sprache  als  die   Nationalsprache   der   Juden. 

fördert  ihre  Verbreitung  in  Palästina  und  in  der  Türkei  und  verlangt  die  offizielle 

Anerkennung    der   hebräischen   Sprache   durch  die  Regierung  und  Gesellschaft. 

Gleichzeitig  führt  die  Partei  ihre  Agitation  auch  in  den  anderen  Umgangssprachen 

der  Massen  des  jüdischen  Volkes  in  der  Türkei  (jiddisch,  spaniolisch  und  arabisch). 

6.)  Zur  Frage  der  Taktik. 

a)  Wir  beteiligen  uns  gemeinsam  mit  zionistischen  Organisationen  an  den  Anstalten, 
die  sich  mit  der  Entwicklung  des  jüdischen  Siedlungswerkes  in  Palästina,  mit 
der  Hebung  der  politischen  und  kulturellen  Lage  der  Juden  befassen,  insoweit 
die  Anstalten  grundsätzlich  den  Interessen  der  Arbeiterschaft  nicht  widersprechen. 

b)  An  der  örtlichen  Tätigkeit  beteiligen  wir  uns  zusammen  mit  allen  Elementen, 
die  für  die  jüdische  Demokratie  und  die  Organisierung  des  jüdischen  Elementes 
in  Palästina  eintreten. 

c)  In  der  sozialistischen  Arbeit  verbinden  wir  uns  mit  den  Elementen,  die  auf  dem 
internationalen  Standpunkt  stehen.  Wir  erstreben  die  Vereinigung  der  sozia- 
listischen Parteien  der  Türkei  zu  einem  internationalen  Verband. 
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IV. 


Das  jüdische  Proletariat  im  Kampfe 
um  die  nationale  Emanzipation. 


RESOLUTIONEN 

der   8.    Convention    der    Jüdischen    Sozialistischen    Arbeiterpartei 

Poale-Zion  Amerikas,  abgehalten  in  Rochester 

vom  24.—30.  Dez.  1914. 


Der  Krieg  und  die  Juden* 

1.  Der  Weltkrieg  mit  seiner  ungeheuren  Verwüstung  von  Schätzen  geistiger 
und  materieller  Kultur,  mit  seinen  ungezählten  Opfern  an  Menschenleben,  ist  das 
grösste  Verbrechen,  das  die  herrschenden  Klassen  der  Völker  in  ihrem  Streben 
nach  Weltherrschaft  und  uneingeschränkter  Ausbeutung  von  schwächeren  Nationen 
und  ihrer  Länder  an  der  ganzen  Menschheit  verübt  haben. 

Das  jüdische  Volk,  das  seine  Jugend  in  den  Heeren  aller  kriegführenden  Länder 
aufopfert,  das  in  Russland,  Polen,  Galizien-Bukowina  und  Palästina  die  grösste 
ökonomische  Katastrophe  erlebt,  ist  ein  Unbeteiligter  an  dem  furchtbaren  Völkerringen, 
denn  seine  Interessen  sind  mit  denen  keiner  einzigen  Grossmacht  identisch.  Das  jüdische 
Volk  verblutet,  ohne  jede  Sicherheit,  dass  es  Opfer  für  seine  eigene  Freiheit  bringt, 
dass  bei  der  Neuordnung  der  Beziehungen  zwischen  den  Völkern  nach  dem  Kriege 
seine  Forderungen  Gehör  und  seine  Rechte  Anerkennung  finden  werden. 

2.  Die  Lage  der  Juden  in  Russland  bleibt  die  grösste  Schande  der  Kultur- 
menschheit. Während  eine  halbe  Million  jüdischer  Soldaten  mit  ihrem  Leben,  Mil- 
lionen Juden  mit  ihrer  Existenz  für  Russlands  Weltmachtstellung  zahlen,  behandelt 
die  russische  Regierung  die  Juden  schlimmer  als  Parias.  Sie  gibt  ihnen  nicht  einmal 
während  des  Krieges  das  Recht,  ihr  Ansiedlungsgebiet  zu  verlassen,  um  das  nackte 
Leben  zu  retten.  Die  Convention  erklärt  alle  Versicherungen,  dass  der  Krieg  ein 
Befreiungskrieg  für  die  kleinen  Völker  sei,  für  Heuchelei  und  Spott,  solange  die 
primitivsten  Menschenrechte  der  Juden  in  Russland  grausam  mit  Füssen  getreten  werden. 

3.  Die  Convention  erhebt  ihren  schärfsten  Protest  gegen  die  unerhörten  Ange- 
bereien und  Denunziationen  polnischer  Organisationen  und  Pressorgane  gegen  die 
jüdische  Bevölkerung,  die  zu  organisierten  Pogromen  geführt  haben,  und  betrachtet 
sie  als  ein  Ergebnis  des  ökonomischen  und  kulturellen  Vernichtungskampfes,  den  die 
polnischen   Parteien  in  den  letzten  Jahren  gegen  das  jüdische  Volk  in  Polen  führen. 

Die  systematische  Agitation  seitens  der  polnischen  Gesellschaft  gegen  die 
nationalen   Rechte   der  jüdischen  Minderheit  in  den  polnischen  Ländern  widerspricht 
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allen  guten  Ueberlieferungen  des  selbständigen  Polens  und  ist  nur  geeignet,  die 
sittliche  Kraft  des  Kampfes  des  polnischen  Volkes  für  seine  nationale  Freiheit  und 
Selbstregierung  zu  schwächen. 

4.  In  diesem  kritischen  Augenblick  der  Geschichte  muss  das  jüdische  Volk  alle 
seine  Kräfte  anspannen,  um  die  menschlichen,  bürgerlichen  und  nationalen  Rechte  der 
Juden  Osteuropas  zu  sichern.  Im  Falle  der  Vereinigung  der  polnischen  Provinzen 
zu  einem  autonomen  Polen,  müssen  die  nationalen  Rechte  der  jüdischen  Minderheit 
in  Gemeinde,  Schule  und  Sprache,  in  Stadt-  und  Landesverwaltung,  sowie  die  Rechte 
der  Selbstverwaltung  in  allen  nationalen  Angelegenheiten  völkerrechtlich  garantiert 
werden. 

Zu  welchen  politischen  Ergebnissen  immer  der  Krieg  in  Palästina  und  seinen 
Nachbarländern  führen  sollte,  die  Convention  betrachtet  es  als  eine  der  Hauptauf- 
gaben der  jüdischen  Volkspolitik,  die  Freiheit  der  Einwanderung  und  Kolonisation, 
der  Schule  und  Sprache,  sowie  die  Selbstverwaltung  in  Gemeinde  und  in  allen 
nationalen  Angelegenheiten  für  die  Juden  in  Palästina  zu  verbürgen. 

5.  Die  Convention  hält  es  für  ihre  Pflicht,  in  dem  heutigen  tragischen  Augen- 
blick ihre  Stimme  zu  erheben,  um  das  ganze  jüdische  Volk  und  insbesondere  die 
Juden  Amerikas  zu  warnen,  dass  der  einzige  Weg,  unsere  blutigen  Lebensinteressen 
beim  Friedensschluss  zu  versichern,  in  der  festen,  planmässigen  Organisierung  und 
in  der  Vertretung  des  jüdischen  Volkes  besteht. 

Es  ist  die  Pflicht  aller  jüdischen  Organisationen,  vor  allem  der  jüdischen 
Arbeiter-Organisationen  und  der  zionistischen  Bewegung,  dafür  zu  sorgen,  dass  das 
jüdische  Volk  nicht  ohne  legitime  Vertretung  beim  internationalen  Friedenskongress 
bleiben  soll. 

Zu  diesem  Zwecke  beschliesst  die  Convention,  dass  die  Jüdische  Sozialistische 
Arbeiterpartei  Poale-Zion  in  Amerika  mit  aller  Kraft  darauf  hinwirken  soll,  die  ganze 
jüdische  Demokratie  Amerikas  ohne  Unterschied  der  Partei  zu  einer  gemeinsamen 
Aktion  zu  vereinigen.  Die  Initiative  zur  Schaffung  einer  legitimen  Vertretung  des 
jüdischen  Volkes  bei  den  Friedensverhandlungen  sollte  ein  allgemeiner  jüdischer 
Kongress  Amerikas  übernehmen.  Die  Convention  beauftragt  das  Zentralkomitee, 
darauf  hinzuwirken,  dass  ein  derartiger  Kongress,  zum  Zwecke  der  Wahrnehmung 
der  Forderungen  der  bürgerlichen  und  nationalen  Emanzipation  des  jüdischen  Volkes 
in  Osteuropa  und  Palästina,  mit  der  grössten  Beschleunigung  einberufen  werden  soll. 

6.  Die  Convention  drückt  ihr  tiefes  Bedauern  aus,  dass  die  sozialistische  Inter- 
nationale in  der  schweren  Weltkrise  sich  als  nicht  aktionsfähig  erwiesen  hat.  Die 
Sozialisten  aller  Länder,  die  die  Völkerabschlachtung  nicht  vereiteln  konnten,  haben 
wenigstens  die  Pflicht,  alle  Mittel  zu  ergreifen,  damit  ein  rascher  Friede  der  Welt 
eine  gerechte  und  dauernde  Lösung  der  nationalen  Fragen  bringen  soll,  die  eine  der 
Triebkräfte  dieses  Krieges  sind.  Die  Convention  erwartet,  dass  die  Sozialisten  aller 
Völker  die  jüdische  Arbeiterschaft  in  ihrem  Kampfe  um  die  nationalen  Rechte  des 
jüdischen  Volkes  brüderlich  unterstützen  werden.  Dazu  ist  es  notwendig,  dass  in  der 
erneuten  sozialistischen  Internationale  eine  dauernde  Vertretung  des  jüdischen 
Proletariats  geschaffen  wird.  Die  Convention  gibt  ihrer  Ueberzeugung  Ausdruck, 
dass  die  Erfüllung  der  Forderung  des  Jüdischen  Sozialistischen  Arbeiterverbandes 
Poale-Zion  nach  Schaffung  einer  jüdischen  Sektion  in  der  sozialistischen  Internationale 
nicht  aufgeschoben  werden  kann. 
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RESOLUTION 

des  allgemeinen  Jüdischen  Arbeiter-Kongresses  in  Amerika, 

abgehalten    am    5    und    6    September    1915    im 

Beethoven-Saal   in   New- York.  *) 

Die  entsetzliche  Lage  der  Juden  in  den  kriegführenden  Ländern,  die  furchtbare 
Rechtlosigkeit,  die  schamlosen  Verdächtigungen,  die  grausamen  Vertreibungen  aus 
ganzen  Provinzen,  die  grossen  und  kleinen  Pogrome  gegen  jüdische  Familien,  während 
Hunderttausende  jüdischer  Soldaten  ihr  Blut  in  den  Armeen  aller  kämpfenden  Länder 
mutig  vergiessen,  die  Not,  die  Qualen  und  das  Elend  von  Millionen  unserer  Brüder 
überall,  wo  der  Krieg  tobt,  verlangen  von  uns,  Juden  Amerikas,  eine  rasche  und 
energische  Aktion  zugunsten  der  jüdischen  Gleichberechtigung  in  allen  Ländern,  wo 
die  Juden  in  ihren  Rechten  beschränkt  sind. 

Eine  derartige  Aktion  muss  einen  zweifachen  Zweck  verfolgen.  Sie  soll  erstens 
die  öffentliche  Meinung  Amerikas  und  der  europäischen  Länder  für  die  jüdische 
Frage  interessieren,  eine  Stimmung  der  Entrüstung  und  des  Protestes  gegen  die  jüdische 
Rechtlosigkeit  bei  allen  fortschrittlichen  Parteien,  Gruppen  und  Schichten  der  ameri- 
kanischen und  europäischen  Welt  erzeugen,  die  Presse  Amerikas  und  der  anderen 
Länder  über  die  jüdische  Lage  unterrichten  und  damit  die  Mauer  des  Schweigens 
durchbrechen,  mit  der  die  furchtbaren  jüdischen  Leiden  umgeben  werden.  Zweitens 
muss  sie  bezwecken,  die  amerikanische  Regierung  und  die  offiziellen  Vertreter  des 
amerikanischen  Volkes  zu  bewegen,  zur  Zeit  der  Abhaltung  des  Friedenskongresses 
nach  dem  Kriege  für  die  jüdischen  Rechte  einzutreten.  Eine  Reihe  anderer  Schritte 
bei  der  sozialistischen  Internationale,  bei  dem  Friedenskongress  und  ähnlichen  Institu- 
tionen muss  dass  weitere  Programm  einer  jüdischen  Aktion  bilden. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Wirkung  einer  derartigen  Aktion  nach  aussen 
hin  umso  grösser  und  nachhaltiger  sein  wird,  je  grössere  Massen  des  jüdischen 
Volkes  in  ihr  vereinigt  sein  werden,  und  umso  grössere  Resultate  kann  man  von 
ihr  erwarten.  Es  ist  darum  die  Meinung  der  Vertreter  der  jüdischen  Arbeiter  Amerikas, 
dass  eine  Vereinigung  mit  anderen  Klassen,  Gruppen  und  Parteien  des  jüdischen 
Volkes  zwecks  gemeinsamen  Vorgehens  für  die  jüdischen  Rechte  wünschenswert  und 
nötig  ist.  Die  nationale  Arbeiterconvention  verschliesst  sich  nicht  der  Tatsache, 
dass  verschiedene  Schichten  des  jüdischen  Volkes  verschiedener  Ansichten  über 
die  Judenfrage  und  die  Wege  zu  ihrer  Lösung  sind  und  dass  diese  Ansichten  die 
Ursache  des  Auseinandergehens  der  jüdischen  Parteien  bilden.  Es  ist  aber  auch  die 
Ueberzeugung  der  Convention,  dass  in  dem  gegenwärtigen  Augenblick  eine  gemeinsame 
Plattform   für  eine  allgemeine  jüdische  Kundgebung   für  jüdische  Rechte  möglich  ist. 

Diese  Plattform  lautet:  Bürgerliche,  politische  und  nationale  Gleichberech- 
tigung des  jüdischen  Volkes  in  allen  Ländern,  wo  es  in  seinen  Rechten 
beschränkt  ist. 

Diese  Plattform  enthält  einen  negativen  und  einen  positiven  Teil.  Negativ 
bedeutet  sie :  Abschaffung  aller  Beschränkungen,  die  jetzt  für  die  Juden  in  verschiedenen 
Ländern  auf  dem  Gebiete  des  sozialen,  ökonomischen  und  kulturellen  Lebens  bestehen. 
Derartige  Beschränkungen  sind  zahlreich  und  verschiedenartig :  z.  B.,  das  Ansiedlungs- 
gebiet  und  die  Schulprozentnorm  in  Russland;  die  Einschränkungen  im  Gebrauch 
der  Muttersprache  in  Galizien ;  die  Nichtanerkennung  der  Juden  als  Bürger  in  Rumänien ; 
die  Beschränkungen  für  Einwanderung  und  Erwerbung  von  unbeweglichem  Eigentum  in 
Palästina  u.s.w.  —  die  ganze,  lange  Reihe  von  entrechtenden  Bestimmungen  für  Juden. 

!)  Nachstehende  Organisationen  mit  einer  Mitgliederzahl  von  ca.  350.000  Männern  und 
Frauen  waren  auf  der  Convention  vertreten :  Die  Vereinigten  Jüdischen  Gewerkschaften  (United 
Hebrew  Trades),  Arbeiter-Ring,  Jüdischer  Nationaler  Arbeiterverband,  Jüdische  Sozialistische 
Arbeiterpartei  Poale-Zion,  Jüdische  Sozialistische  Federation  (S.  P.),  Sozialistisch-Territorialistische 
Partei,  „Vorwärts"-Association. 
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Positiv  bedeutet  die  Plattform  die  Schaffung  derartiger  staatlich  anerkannter 
und  rechtlich  international  garantierter  Institutionen,  die  die  nationale  Selbst' 
bestimmung  und  ungehinderte  nationale  Entwicklung  des  jüdischen  Volkes  in 
allen  Ländern  ermöglichen  sollen,  wo  es  sich  befindet:  in  Russland,  Oesterreich- 
Galizien,  Rumänien,  Palästina  u.  a.  Diese  Plattform  umfasst  Forderungen,  die  in  den 
Programmen  aller  jüdischen  nationalen  Parteien  und  Organisationen  enthalten  sind 
und  kann  alle  diese  Parteien  in  diesem  grossen  historischen  Augenblick  vereinigen. 
Alle  weiteren  Partei-Programmpunkte,  die  von  anderen  Parteien  nicht  anerkannt 
werden,  sind  aus  der  allgemeinen  Plattform  ausgeschaltet. 

Die  Palästinafrage  kann  in  die  Tagesordnung  einer  allgemeinen  jüdischen 
Veranstaltung  nur  im  Rahmen  der  oben  umschriebenen  Plattform  eingeschlossen  werden. 

Die  nationale  Arbeiter-Konvention  beauftragt  daher  ihre  Verwaltung,  sich  an 
der  Konferenz  der  nationalen  jüdischen  Körperschaften  zu  beteiligen,  die  einen 
allgemeinen  jüdischen  Kongress  von  demokratisch  erwählten  Vertretern  der  lokalen 
Organisationen  einberufen  soll.  Die  Delegierten  des  Nationalen  Arbeiter-Komitees 
stimmen  bei  dieser  Konferenz  für  einen  Kongress  mit  einer  Tagesordnung  im.  Sinne 
dieser  Resolution. 

Alle  oben  erwähnten  Betrachtungen  zusammenfassend,  im  Bewusstsein  der 
Notwendigkeit,  die  jüdischen  Kräfte  in  der  Aktion  für  jüdische  Rechte  zu  vereinigen 
und  nicht  zu  trennen,  erklärt  die  Convention: 

1)  Ein  gemeinsames  Vorgehen  der  jüdischen  organisierten  Arbeiterschaft  mit 
anderen  Gruppen  und  Schichten  des  jüdischen  Volkes  ist  auf  dem  Boden  einer 
Plattform  möglich,  die  ein  Maximum  der  jüdischen  gesellschaftlichen  Kräfte  zu 
vereinigen  vermag.  Ein  derartiger  Kongress  soll  aus  demokratisch  gewählten  Vertretern 
jüdischer  Lokal-Organisationen  zusammengesetzt  werden. 

2)  Die  Plattform  dieses  Kongresses  muss  lauten:  Bürgerliche,  politische  und 
nationale  Selbstbestimmung  für  alle  Juden  in  allen  Ländern,  in  den  sie  in  ihren 
Rechten  beschränkt  sind.  Die  genauere  Umschreibung  der  Forderung  nationaler 
Rechte  und  nationaler  Selbstbestimmung  wird  den  Juden  der  betreffenden  Länder 
überlassen :  Russlands,  Galiziens,  Rumäniens,  Palästinas  u.  s.  w. 

Falls  die  Konferenz  der  nationalen  Körperschaften  unsere  Tagesordnung  nicht 
akzeptiert,  wird  sich  das  Nationale  Arbeiterkomitee  an  dem  Kongress  nicht  beteiligen 
und  von  der  Konferenz  zurückziehen.  Die  einzelnen  Organisationen,  aus  den  sich 
das  Komitee  zusammensetzt,  haben  dann  die  Freiheit,  nach  ihrer  Einsicht  und  nach 
ihren  Grundsätzen  zu  handeln. 

Resolution  der  allgemeinen  Konferenz 
der  jüdischen  Arbeiterorganisationen  Englands. 

Abgehalten  am  12.  September  1915  in  Leeds.  l) 

Das  jüdische  Proletariat  als  Teil  eines  Volkes,  das  infolge  seiner  abnormen 
nationalen,  politischen  nnd  ökonomischen  Lage  durch  Kriege  am  meisten  zu  verlieren 
hat,  hat  den  inbrünstigen  Wunsch,  dass  das  Blutvergiessen  zwischen  den  Mächten 
ehestens  ein  Ende  nehmen  soll. 

Die  jüdische  Arbeiterschaft  wünscht  ferner  vom  tiefsten  Herzen  und  wird  auch 
daran  mitwirken,  dass  die  sozialistische  Internationale  mit  der  grössten  Beschleunigung 
wieder  aufgebaut  wird,  um  ihre  grosse  Mission  erfüllen  zu  können,  die  Völker  zu 
verbrüdern,  eine  demokratische  Lösung  des  europäischen  Konflikts  herbeizuführen,  den 
Kampf  für  die  Befreiung  des  Proletariats  vom  kapitalistischen  Joch  fortzusetzen,  um 
den  erhabenen  sozialen  Zustand  zu  schaffen,  der  Kriege  unmöglich  machen  wird. 

Da  England,  das  Volk  der  Demokratie,  Hand  in  Hand  mit  Russland  geht,  der 
reaktionärsten  Macht  Europas,  die  die  kleinen  Nationen  und  insbesondere  die  Juden 
am  meisten  unterdrückt,  fordern  wir  das  englische  Volk  und  insbesondere  das  englische 
Proletariat  auf,  ihre  Regierung  zu  bewegen,  nicht  zuzulassen,  dass  Russland  seine  eigene 

x)  Die  Londoner  Arbeiterschaft  war  durch  Delegierte  des  Arbeiterverbandes  für  jüdische 
Rechte  vertreten. 
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Bevölkerung  verschiedener  Nationalitäten  unterdrückt  und  misshandelt,  dass  es  insbeson- 
dere mit  der  Verfolgung  von  Juden  und  der  Veranstaltung  von  Progromen  aufhören  soll. 
Wir  erklären  es  ferner  als  die  Pflicht  der  Völker,  ihre  Regierungen  dahin  zu 
beienflussen,  dass  die  europäischen  nationalen  Fragen  auf  demokratischer  Grundlage 
gelöst  werden,  im  Sinne  der  Sicherung  und  Beschützung  der  Rechte  der  unterdrückten 
Völker,  sowie  der  nationalen  Minderheiten,  überall  und  ausnahmslos.  Darum  verlangen 
wir  die  volle  Gleichberechtigung  der  Juden  in  Russland,  Rumänien  und  allen  anderen 
Ländern,  wo  sie  entrechtet  sind,  Abschaffung  der  Beschränkungen  für  Einwanderung 
und  Ansiedlung  in  Palästina,  sowie  in  allen  anderen  Ländern. 

Resolution    der   jüdischen   Arbeitervereine   in  Warschau 
bezüglich   der   jiddischen  Schulsprache» 

Auf  einer  Versammlung  der  Vorstände  sämtlicher  jüdischer  Arbeitervereine 
in  Warschau  wurde  folgende  Resolution  bezüglich  der  Unterrichtssprache  in  der 
jüdischen  Volksschule  gefasst  und  dem  Warschauer  Bürgerkomitee  unterbreitet: 

„Vom  Standpunkt  ausgehend,  dass  die  jüdische  Volksschule  national  sein 
muss,  d.  h.  dass  die  Schulsprache  nur  die  Muttersprache  der  Schüler  sein  dürfe; 
dass  ferner  das  Schulprogramm  und  die  Unterrichtsmethoden  der  Eigenart  der  Verhält- 
nisse des  volkstümlichen  Milieus  angepasst  sein  müssen,  dass  die  Schule  dem  Volke 
allein  gehören  müsse,  und  in  Anerkennung  der  Tatsache,  dass  die  300.000  Juden 
Warschaus  eine  besondere,  vollberechtigte  nationale  Gruppe  darstellen  —  erklärt  die 
Versammlung,  dass  die  kulturellen  Interessen  der  Mehrheit  der  jüdischen  Bevölkerung 
nur  durch  die  jüdische  Schule  befriedigt  werden  können.  Die  Unterrichtssprache  muss 
jiddisch  sein,  und  der  polnischen  Sprache  muss  als  Landessprache  ein  gebührender 
Platz  als  Unterrichtsgegenstand  in  der  jüdischen  Schule  eingeräumt  werden.  Die 
Schule   muss   einen  weltlichen  Charakter  haben,  obligatorisch  und  unentgeltlich  sein. 

In  Anbetracht  der  Tatsache,  dass  die  bestehenden  jüdischen  Chadarim  nach 
ihrem  Inhalt  und  Geist  in  einem  scharfen,  unaufhebbaren  Widerspruch  mit  den 
Bedürfnissen  des  modernen  gesellschaftlichen  Lebens  und  der  elementaren  Forderungen 
einer  nationalen  Pädagogik  sich  befinden,  dass  sie,  zur  Erfüllung  rein  religiöser 
Aufgaben  bestimmt,  den  Interessen  der  Volksbildung  nicht  dienen,  —  erklärt  die 
Versammlung,  das  ein  neues  jüdisches  Schulwesen  geschaffen  werden  muss. 

Die  Forderung  der  Versammlung  geht  dahin,  dass  das  Bürgerkomitee  einen 
jüdischen  Schulrat  ins  Leben  rufe,  dessen  Mitglieder  durch  die  Vertreter  der  jüdischen 
Bevölkerung  gewählt  werden.  Diese  Schulbehörde  soll  mit  der  Schaffung  und  der 
Verwaltung  der  neuen  jüdischen  Volksschulen  beauftragt  werden. 

Der  Warschauer  jüdischen  Gemeindeverwaltung  als  anti-demokra- 
tischer, unvolkstümlicher  Institution,  die  den  wahren  kulturellen  Interessen  der 
jüdischen  Massen  fremd  gegenübersteht  und  keineswegs  die  legitime  Volksvertretung 
repräsentiert,  —  kann  diese  Arbeit  nicht  anvertraut  werden.  Dem  jüdischen  Schulrat 
muss  ein  entsprechender  Teil  der  vom  Bürgerkomitee  für  Schulzwecke  bestimmten 
Geldmittel  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Die  Versammlung  fordert  das  Bürgerkomitee  auf,  das  Prinzip  einer  obligatorischen, 
unentgeltlichen  Volksschule  auch  auf  die  jüdischen  Schulen  auszudehnen,  so  dass  den 
Eltern  die  Möglichkeit  freistehen  soll,  nach  ihren  Wünschen  ihre  Kinder  in  jüdische 
oder  polnische  Schulen  zu  schicken." 


Leitsätze  für  den  Vorentwurf  eines  Gesetzes  der  nationalen 

Selbstverwaltung* 

(Etwa  für  die  jüdische  Minderheit  in  Polen). 

Vorgelegt    der    Konferenz    der    Sozialisten   der   neutralen  Länder  (21.  Juli*— 
2.  August  1916  im  Haag)  von  dem  Büro  des  Jüd.  Soz.  Arb.- Verb.  Poale-Zion. 

1.  Die  Angehörigen  einer  Volks-bezw.  Nationsgemeinschaft,  deren  eine  auch  die 
das  Land  bewohnenden  Juden  bilden,  konstituieren  sich  im  Rahmen  der  allgemein 
giltigen  Staatsgesetze  als  öffentlich-rechtlicher  Verband  (kurz  „Gemeinschaft"  genannt) 
zwecks  Durchführung  der  unten  bezeichneten  Aufgaben.  Die  Gemeinschaft  besitzt 
das  Recht  der  Besteuerung  ihrer  Mitglieder. 

Die  den  Angehörigen  einer  Gemeinschaft  gemeinsamen  nationalen  Angelegen- 
heiten werden  dem  Wirkungskreis  der  staatlichen  (respektive  provinzialen  und  kom- 
munalen) Gesetzgebung  und  Verwaltung  entzogen  und  gehören  ausschliesslich  in  die 
Kompetenz  der  Organe  der  nationalen  Selbstverwaltung. 

2.  Mitglieder  der  Nationsgemeinschaft  sind  alle  Staatsbürger  beiderlei  Geschlechts, 
die  durch  eine  freie  Nationalitätserklärung  ihre  Zugehörigkeit  zur  Gemeinschaft  an- 
zeigen. Für  nicht  Grossjährige  wird  diese  Erklärung  von  ihren  gesetzlichen  Vertretern 
abgegeben.  Auf  Grund  dieser  rechtsverbindlichen  Erklärung  wird  der  betreffende 
Staatsbürger  in  die  Mitgliederliste  der  Gemeinschaft  (Matrike  oder  Nationalkataster) 
eingetragen  und  wird  dieser  gegenüber  steuerpflichtig  und  leistungsberechtigt.  Die 
Freiheit  der  Nationalitätserklärung  politischem  oder  ökonomischem  Druck  gegenüber 
wird  durch  die  Staatsgrundgesetze  garantiert  und  geschützt. 

Der  Übertritt  aus  einer  „Gemeinschaft"  in  eine  andere  ist  in  gesetzlich  zu 
bestimmenden  Fristen  zulässig. 

3.  Die  im  Nationalkataster  eingetragenen  Grossjährigen  sind  zu  allen  Vertretungs- 
organen der  Gemeinschaft  wahlberechtigt. 

[Bemerkung:  Die  Wahlen  zu  allgemeinen  staatlichen  bezw.  kommunalen  Ver- 
tretungskörperschaften erfolgen  auf  Grund  der  allgemeinen,  von  den  Orts- (Gebiets-) 
Gemeinden  angelegten  Bürgerlisten.  Kommt  anstelle  des  allgemeinen  etc.  Wahlrechtes 
mit  Proporz  eine  Wahlordnung  nach  nationalen  Wahlkörpern  (Kurien)  zur  An- 
wendung, dann  werden  die  Wählerlisten  auf  Grund  der  nationalen  Matriken  angelegt.] 

4.  Die  Nationsgemeinschaft  gliedert  sich  in  Nationalgemeinden  und  nationale 
Kreise  (Kantons).  Die  höchste  Vertretung  der  Gemeinschaft  ist  die  Nationalkammer. 
Sie  wird  auf  Grund  des  allgemeinen,  gleichen,  direkten,  geheimen  Stimmrechts  mit 
Proportionalvertretung  gewählt. 

Die  Nationalkammer  verwaltet  die  inneren  Angelegenheiten  der  Nations- 
gemeinschaft, bestimmt  die  Grundsätze  der  Besteuerung  ihrer  Mitglieder,  gründet 
und  erhält  Fach-  und  Mittelschulen  (insofern  sie  von  den  Kreisen  nicht  gegründet 
werden  können),  Hochschulen,  Museen,  Theater  u.a.  Kultur-,  sowie  Wohlfahrts- 
Institute,  ordnet  und  überwacht  das  Schulwesen  und  die  Tätigkeit  der  nationalen 
Kreise  und  Gemeinden.  Sie  organisiert  die  Rechtshilfe  für  die  Angehörigen  der 
Gemeinschaft  bei  Gerichten  mit  fremder  Amtssprache,  erfüllt  die  Aufgaben  sozialer 
Fürsorge,  die  durch  die  staatliche  Gesetzgebung  und  Verwaltung  nicht  oder  in  einem 
für  die  Angehörigen  der  Gemeinschaft  nicht  genügenden  Masse  besorgt  werden 
(z.  B.  Regelung  les  Uebergangs  zu  neuen,  produktiven  Berufen,  Aufgaben  der  jüd. 
Emigration  und  Kolonisation  u.a.m.).  Das  Vollzugsorgan  der  Gemeinschaft  ist  der 
von  der  Nationalkammer  eingesetzte  Nationalrat. 

5.  Die  Einkünfte  der  Gemeinschaft  setzen  sich  aus  progressiven  Einkommen- 
steuern und  Zuschlägen  zu  den  staatlichen  Ertragssteuern  von  Unternehmungen 
zusammen.  (Ueber  die  Aufteilung  der  letzten  auf  mehrere  Gemeinschaften  s.  O.  Bauer, 
Nationalitätenfrage  etc.,  S.  363  365). 

6.  Die  in  einer  Orts-  (Territorial-)  Gemeinde  zumindest  ein  Jahr  wohnhaften 
Angehörigen  einer  Gemeinschaft  bilden  die   Nationalgemeinde.    Die   in  ihrer   Matrik 


eingetragenen  Grossjährigen  wählen  auf  Grund  des  allgemeinen,  gleichen  etc.  Stimm- 
rechtes (mit  Proporz)  den  nationalen  Ortsrat.  Der  Ortsrat  hat  das  Recht,  auf  die 
Angehörigen  der  Nationalgemeinde  Personalsteuern  auszuschreiben.  Er  ist  die  ordent- 
liche Schulbehörde  unterster  Instanz,  hat  für  die  Erhaltung  der  in  seinem  Orte 
befindlichen  Schulen-,  Bildungs-  und  Wohlfahrtsanstalten,  sowie  für  die  Rechtshilfe 
zu  sorgen.  Eine  Nationalgemeinde  kann  dort  gebildet  werden,  wo  wenigstens  40 
schulpflichtige  Kinder  der  Angehörigen  der  Gemeinschaft  vorhanden  sind. 

Ist  die  Zahl  der  Nationsangehörigen  an  einem  Orte  geringer,  so  obliegen  die  der 
Nationalgemeinde  zustehenden  Aufgaben  dem  nationalen  Kreise. 

7.  Die  in  einem  staatlichen  Verwaltungskreis  (Grafschaft,  Kanton,  Departement) 
zumindest  ein  halbes  Jahr  wohnhaften  Angehörigen  einer  Gemeinschaft  bilden  einen 
nationalen  Kreis.  Sind  die  auf  Grund  der  staatlichen  Kreiseinteilung  gebildeten  nati- 
onalen Kreise  zahlenmässig  zu  schwach  oder  nicht  leistungsfähig,  kann  durch  Beschluss 
der  Nationalkammer  die  Zusammenlegung  von  zwei  oder  mehr  Kreisen  zu  einem 
nationalen  Kreise  erfolgen. 

8.  Alle  grossjährigen  in  den  Nationalkataster  des  Kreises  eingetragenen  Staats- 
bürger wählen  die  nationale  Kreisvertretung  oder  den  nationalen  Kreisrat. 

Der  Kreisrat  sorgt  für  die  allen  Nationalgemeinden  des  Kreises  gemeinsamen 
Bedürfnisse,  er  gründet  und  erhält  Fach-  und  Mittelschulen,  (Gymnasien,  Realschulen) 
und  sonstige  Bildungs-.  Kultur-  und  Wohlfahrtsanstalten.  Er  unterhält  Wanderlehrer 
für  die  Angehörigen  der  Gemeinschaft  in  den  Orten,  wo  eine  Nationalgemeinde 
(mit  eigenen  Schulen)  nicht  bestehen  kann.  Der  Kreisrat  besitzt  das  Recht  der 
Besteuerung  der  Angehörigen  der  Gemeinschaft  seines  Gebietes, 

9.  Die  staatliche  Kreisverwaltung  fällt  mit  der  nationalen  Kreisverwaltung  der 
Mehrheit  (z.  B.  der  polnischen)  zusammen,  falls  die  nationale  Minderheit  (die  jüdische) 
unter  10%  der  gesamten  Bevölkerung  bildet.  Es  bleibt  in  diesem  Falle  nur  eine 
nationale  Kreisvertretung  der  Minderheit  bestehen.  Die  (jüdischen)  Minderheitsvertreter 
im  gesamten  (territorialen)  Kreisrat  haben  dann  kein  Mitbestimmungsrecht  bei  der 
Behandlung  der  inneren  nationalen  Angelegenheiten  der  Mehrheit. 

10.  Zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Organen  verschiedener 
Nationsgemeinschaften  oder  denen  der  staatlichen  (Territorial-)  Verwaltung  und  den 
Organen  nationaler  Selbstverwaltung  wird  ein  Gerichtshof  (Senat)  eingesetzt. 
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